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176. Sitzung 

Bonn, den 26. November 1985 

Beginn: 9.00 Uhr 

Präsident Dr. Jenninger: Die Sitzung ist eröffnet. 
Vor Eintritt in die Tagesordnung darf ich unse-

rem Kollegen Ronneburger zu seinem 65. Geburts-
tag gratulieren. Ihn begleiten die besten Wünsche 
des Hauses. 

(Beifall) 

Ich rufe Punkt I der Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
über die Feststellung des Bundeshaushalts-
plans für das Haushaltsjahr 1986 (Haushalts-
gesetz 1986) 
— Drucksachen 10/3700, 10/4101 — 

Beschlußempfehlungen und Bericht des 
Haushaltsausschusses (8. Ausschuß) 
— Drucksachen 10/4151 bis 10/4180 — 

Wir kommen zur Beratung der Einzelpläne. 

Ich rufe auf: 

Einzelplan 04 

Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 
— Drucksachen 10/4154, 10/4180 — 

Berichterstatter: Abgeordnete Nehm 
Dr. Hackel 
Dr. Riedl (München) 
Dr. Müller (Bremen) 

Meine Damen und Herren, nach einer interfrak-
tionellen Vereinbarung im Ältestenrat sind für die 
Aussprache fünf Stunden vorgesehen. — Ich sehe, 
Sie sind damit einverstanden. 

Wird das Wort zur Berichterstattung gewünscht? 
— Das ist nicht der Fall. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Dr. Vogel. 

Dr. Vogel (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Für die Darstellung der 
unterschiedlichen Auffassungen von Regierung und 
Opposition in Einzelfragen gibt es im Laufe des par-
lamentarischen Jahres viele Gelegenheiten. Die 
zweite Lesung des Einzelplanes 04, also des Einzel-

plans des Bundeskanzleramtes, bietet hingegen 
nach gutem parlamentarischen Brauch Anlaß, eine 
umfassende Zwischenbilanz der Regierungspolitik 
zu ziehen und dieser Politik die umfassenden Alter-
nativen der Opposition gegenüberzustellen. Unser 
Volk erwartet, insbesondere die Jüngeren in unse-
rem Volk erwarten, daß dies in einer deutlichen, 
aber fairen Auseinandersetzung geschieht, 

(Dr. Rose [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

in einer Diskussion, die sich auf Fakten stützt, die 
Argument gegen Argument setzt, die nichts beschö-
nigt und nichts verschweigt, die aber dem Gegner 
seine Würde läßt, die den Gegner überzeugen, nicht 
aber ihn ausgrenzen oder ihn gar vernichten will. 

(Beifall bei der SPD) 

Dieser Erwartung widerspricht es — lassen Sie 
mich das mit Ernst sagen —, daß Sie, Herr Bundes-
kanzler, in letzter Zeit immer häufiger versuchen, 
tote Sozialdemokraten gegen deren eigene Partei 
auszuspielen. 

(Lachen und Widerspruch bei der CDU/ 
CSU) 

Manche von denen, auf die Sie sich berufen, meine 
Damen und Herren, würden sich wahrscheinlich im 
Grabe umdrehen, wenn sie wüßten, wofür sie da 
von Ihnen in Anspruch genommen werden, 

(Beifall bei der SPD) 

Friedrich Ebert zum Beispiel, den Weimarer Expo-
nenten von Auffassungen, die leider auch noch 
heute in Ihrem Lager zu finden sind, mit dem Vor-
wurf, ein Verzichtspolitiker, ja ein Landesverräter 
zu sein, förmlich zu Tode gehetzt haben. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Ist das die 
neue Sachlichkeit von Ihnen? — Seiters 
[CDU/CSU]: „Fair und sachlich"! — Weitere 

Zurufe von der CDU/CSU) 

Wir wollen Ihnen auf dieses Feld nicht folgen. Wir 
wollen uns der Sache zuwenden, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Machen Sie ein

-

mal!) 
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Dr. Vogel 
wir wollen die wirklichen Fragen stellen. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Dann mal 
los!) 

Und deshalb fragen wir: Welche Fakten und welche 
Entwicklungen kennzeichnen die gegenwärtige Si-
tuation unseres Volkes? Wir fragen: Gibt es Über-
einstimmungen in der Beurteilung unserer Situa-
tion? Wo liegen die Gegensätze? Wo haben wir als 
Bundesrepublik Spielräume für die eigene Gestal-
tung? Wo sind wir von Faktoren abhängig, die sich 
unserem Einfluß entziehen? Und wir fragen schließ-
lich: Welches sind die großen Themen unserer Zeit, 
die Themen, an denen sich die geistige Führung 
und die geistige Orientierung bewähren müssen? 
Wo sind die Themen, um die zu ringen sich wirklich 
lohnt? 

Ich stelle zwei große Themen an den Anfang, weil 
konkrete Entscheidungen, die wir zu treffen haben, 
in einem engen Zusammenhang mit diesen Themen 
stehen. 

Hans Jonas, ein eher konservativer Gelehrter, 
den manche für einen der scharfsinnigsten Philoso-
phen der Gegenwart halten, hat das zentrale Thema 
unserer Epoche in einem Satz zusammengefaßt, in 
dem Satz: 

Die Macht der Menschen, etwas zu tun und in 
Raum und Zeit hineinzuwirken, ist in gewalti-
ger, ja in erschreckender Weise über ihre Fä-
higkeiten und ihre Bereitschaft hinausgewach-
sen, Entwicklungen vorherzusehen, die mögli-
chen Folgen unserer Handlungen im voraus zu 
werten und die immer rascher wechselnden Zu-
sammenhänge zu beurteilen. 

Dieser Satz findet eine immer breitere Zustim-
mung. Aber auch die, die ihn bezweifeln, können 
drei Fakten nicht bestreiten: Ob es uns gefällt oder 
nicht, es ist eine Tatsache, daß unserer Generation 
erstmals in der Menschheitsgeschichte eine Fähig-
keit zugewachsen ist, die vor ihr keine andere Ge-
neration seit Anbeginn der Menschheit besaß, die 
furchtbare Fähigkeit nämlich, das Leben auf unse-
rem Planeten auszurotten und der Menschheit 
selbst ein Ende zu setzen. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Ganz neuer Gedan

-

ke!) 

Es ist eine Tatsache, daß sich der Mensch erstmals 
in unserer Generation zum Herrn der natürlichen 
Evolution aufgeschwungen hat, daß er vom Objekt 
zum Subjekt der Evolution wurde, daß die Verant-
wortung für die Existenz und die Entwicklung der 
Erde in seine Hand, in die Hand des Menschen, 
übergegangen ist. Und es ist eine Tatsache, daß die 
Welt niemals schneller geschrumpft, daß die gegen-
seitige Verflechtung und damit auch die gegensei-
tige Abhängigkeit der Völker und Kontinente nie-
mals rascher vorangeschritten ist als in unserer 
Zeit. 

Daraus folgt — und ich halte es für denkbar, daß 
wir uns darüber verständigen —: Unsere Verant-
wortung ist im Vergleich zu früheren Generationen 
in einem ungeheuren Maß gewachsen: gegenüber 
der Natur, gegenüber der gegenwärtigen Mensch-

heit insgesamt und vor allem gegenüber den künfti-
gen Generationen. Denn was wir in Gang setzen, 
was wir geschehen lassen, was wir tun, reicht mit 
seinen Folgen und Wirkungen viel tiefer und viel 
weiter, als das Tun und Lassen früherer Generatio-
nen, und es ist, wenn überhaupt, viel schwerer um-
kehrbar oder rückholbar oder korrigierbar. 

Ist das so — und es ist so —, dann müssen wir 
viel mehr Kraft als bisher darauf verwenden, daß 
wir diese Verantwortung erkennen und konkrete 
Maßstäbe für ihre Wahrnehmung entwickeln. Es 
geht um die Entwicklung einer Zukunftsethik, die 
die humanen Grenzen des technisch Machbaren 
deutlich werden läßt und die uns dort die Kraft zum 
bewußten Verzicht gibt, wo die sich selbst überlas-
sene Entwicklung sonst die Substanz eines men-
schenwürdigen Daseins in Frage stellen würde. 

(Beifall bei der SPD) 

Wer sich — wie wir — derart zum Herrn der Natur 
aufschwingt, daß er die natürlichen Schutz- und 
Regenerationsmechanismen außer Wirksamkeit 
setzt, der muß selber neue, vom Menschengeist ge-
tragene Schutz- und Regenerationsmechanismen 
schaffen. 

Manche, gerade in Ihren Reihen, verspotten sol-
che Gedankengänge als Askese oder diskreditieren 
sie als Kulturpessimismus. Das ist abwegig. In 
Wahrheit sind diese Gedankengänge Ausdruck der 
Zuversicht, nicht eines glatten und oberflächlichen 
Zweckoptimismus, sondern einer von Hoffnung ge-
tragenen ernsthaften Zuversicht. 

(Beifall bei der SPD) 

Denn diesen Gedankengängen liegt die Überzeu-
gung zugrunde, daß es Wege aus der Gefahr gibt, 
daß die Gefahr gebannt, daß das Unheil abgewen-
det, daß der Frieden gesichert, die Freiheit ausge-
breitet, die Gerechtigkeit gestärkt und die Men-
schenwürde als oberster Wert, auch angesichts der 
gegenwärtigen und absehbaren technologischen 
Entwicklung, gewahrt werden kann, wenn wir uns 
nur über die Gefahren Klarheit verschaffen und 
ihnen tätig entgegenwirken. 

Für Sozialdemokraten sind diese Einsichten 
nicht neu. Wir haben den technischen Fortschritt 
stets bejaht, aber wir wußten und wissen, daß die 
kapitalistische Nutzung der Technologie nicht dem 
Selbstlauf überlassen bleiben kann, sondern der so-
zialen Kontrolle und der sozialen Korrektur durch 
die Betroffenen bedarf, 

(Beifall bei der SPD) 

wenn sie nicht zerstörerische Wirkungen entfalten 
soll. 

Wir haben gelernt, daß auch ökologische und hu-
mane Eingrenzungen und Korrekturen dieser Ent-
wicklung notwendig sind. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Wie bei der Neuen 
Heimat! — Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Wir teilen — ungeachtet Ihrer dümmlichen, Sie 
selbst charakterisierenden Zwischenrufe — 

(Beifall bei der SPD) 
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diese Einsichten mit einer wachsenden Zahl gesell-
schaftlicher Kräfte, mit den Kirchen beispielsweise, 
mit den Gewerkschaften, mit wichtigen Teilen der 
Wissenschaft, mit nicht wenigen in den neuen Be-
wegungen. Wir teilen sie aber auch mit den Klüge-
ren, den Nachdenklicheren 

(Zuruf von der CDU/CSU: Gibt es das?) 

unter den Konservativen. Wir teilen diese Einsich-
ten mit all denen, die fragen, ob unser gegenwärti-
ges System wirklich mehr auf die Befriedigung der 
menschlichen Bedürfnisse als auf die Instrumenta-
lisierung dieser Bedürfnisse zum Zwecke der Ge-
winnmaximierung angelegt sei, mit denen, die fra-
gen, ob die Bedürfnisse das Ziel oder ob sie nur 
Instrument und Mittel zum Zweck seien, 

(Beifall bei der SPD) 

mit denen, die fragen, ob eine Ordnung wirklich von 
Dauer sein könne, die nicht den Kreislauf, sondern 
das unendliche und unbegrenzte Wachstum zu ih-
rer Grundvoraussetzung erklärt. 

Die Diskussion darüber ist doch außerhalb dieses 
Saales längst im Gang. Warum geben wir dieser 
Diskussion nicht auch im Plenum des Deutschen 
Bundestags breiteren Raum? Die beiden Enquete

-

Kommissionen „Technologiefolgenabschätzung" 
und „Chancen und Risiken der Gentechnologie", auf 
die wir uns verständigt haben, sind immerhin ein 
erster Ansatz. 

Meine Damen und Herren, es ist viel vom Grund-
konsens der Demokraten die Rede, oft auch in An-
gelegenheiten, die eher nebensächlich sind. Hier, in 
den Grundfragen, in den Überlebensfragen, müßte 
dieser Konsens der Demokraten wirklich gesucht 
werden. Wir sind dazu bereit. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir halten diesen Konsens für möglich. Wir sollten 
uns gemeinsam um diesen Grundkonsens in diesen 
Fragen bemühen. 

Ein anderes großes Thema ist das unserer Ge-
schichte und unserer nationalen Identität. Im 
schrillen Lärm der täglichen Erklärungen könnte 
es scheinen, als ob hier gravierende Gegensätze be-
stünden. Dem ist nicht so. Eine breite Mehrheit un-
seres Volkes findet sich in dem zusammen, was der 
Herr Bundespräsident dazu am 8. Mai 1985 von die-
ser Stelle aus und am 8. Juni 1985 vor dem Evange-
lischen Kirchentag in Düsseldorf gesagt hat. Unser 
Volk findet sich in seiner breiten Mehrheit wieder 
in Sätzen wie diesen: 

Wir Deutschen sind ein Volk und eine Nation. 
Wir fühlen uns zusammengehörig, weil wir die-
selbe Geschichte durchlebt haben ... Wir füh-
len uns zusammengehörig in unserem Willen 
zum Frieden. 

Oder, so gesagt in Düsseldorf vor dem Evangeli-
schen Kirchentag: 

Wir sind mitverantwortlich, unserem Deutsch-
sein einen Inhalt zu geben, mit dem wir uns 
und unseren Nachbarn verständlich sind und in 
dem wir uns selbst zu Hause fühlen, unserem 

Nachbarn erträglich und willkommen sind und 
vor unseren Nachkommen bestehen können. 

Oder ein Kernsatz der Rede, aus der ich zitiere: 

Die Substanz — des Themas der Einheit — 
sind nicht wie früher nationale Grenz- und Ge-
bietsfragen. Es geht nicht darum, Grenzen zu 
verschieben, sondern Grenzen den trennenden 
Charakter für die Menschen (beiderseits der 
Grenzen) zu nehmen. 

(Beifall bei der SPD und des Abg. Ronne
-burger [FDP]) 

Wenn man von einer Handvoll Rechtskonservati-
ver, deren Einfluß leider weit größer ist als ihre 
Zahl in Ihren Reihen, und einem Teil der GRÜNEN 
absieht, dann existiert darüber ein breiter Kon-
sens. 

Auf dieser Grundlage und der Grundlage der von 
mir erwähnten Reden des Bundespräsidenten 
müßte nach einer breiten öffentlichen Diskussion 
auch ein Konsens über die Konzepte eines nationa-
len Mahnmals, eines Museums der deutschen Ge-
schichte in Berlin und eines Hauses der Geschichte 
in Bonn möglich sein, ein Konsens über Konzepte, 
die dann unter der Obhut des Bundespräsidenten 
von allen Verfassungsorganen gemeinsam getragen 
werden. 

(Frau Dr. Hamm-Brücher [FDP]: Sehr 
wahr!) 

Nichts wäre schlimmer, meine Damen und Herren, 
als wenn die Exekutive versuchen wollte, sich die-
ser Projekte unter Aspekten der gegenwärtigen 
Koalitionsmehrheiten zu bemächtigen oder gar 
vollendete Tatsachen zu schaffen, 

(Beifall bei der SPD) 

etwa durch Festlegung auf bestimmte Geschichtsin-
terpretationen oder durch personelle Vorentschei-
dungen. Auch hier, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, gilt: Unsere Geschichte und unsere na-
tionalen Symbole gehören nicht der Regierung und 
erst recht nicht einer Partei, sie gehören dem gan-
zen Volk ohne Ausnahme. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Die Erinnerung an den zerstörerischen Flaggen-
streit der Weimarer Republik, an den Streit zwi-
schen schwarz-rot-gold und schwarz-weiß-rot sollte 
uns Mahnung sein. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Vor dem Hintergrund solcher Fragen geht es uns 
unverändert um die Sicherung des Friedens, um die 
Überwindung der Arbeitslosigkeit, um den sozialen 
Frieden und um den Schutz und die Wiederherstel-
lung unserer Umwelt. 

Die beiden mächtigsten Männer der Welt, Präsi-
dent Reagan und Generalsekretär Gorbatschow, ha-
ben sich vor knapp einer Woche in Genf getroffen. 
Das Ergebnis ihrer Gespräche ist ermutigend, und 
die Bereitschaft, diese Gespräche fortzusetzen, ist 
für sich allein schon ein Erfolg. 

(Widerspruch bei den GRÜNEN) 
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Der von uns entwickelte 

(Zurufe von der CDU/CSU und den GRÜ

-

NEN) 

und von Ihnen, meine Damen und Herren, immer 
wieder bekämpfte Gedanke, daß Sicherheit, daß das 
Überleben nur durch partnerschaftliche Zusam-
menarbeit gewährleistet werden kann, hat in Genf 
konkrete Formen angenommen. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU und den GRÜNEN) 

Und auch andere der von uns seit langem vertrete-
nen Positionen findet sich in den dortigen Erklä-
rungen. Etwa die Feststellung, daß nukleare Kriege 
in unserer Zeit nicht mehr zu gewinnen sind und 
deshalb unter gar keinen Umständen geführt wer-
den dürfen, oder die Feststellung, daß keine Seite 
militärische Überlegenheit anstreben dürfe. 

(Rühe [CDU/CSU]: Es ist wirklich ge

-

schmacklos, seine Parteiposition darzustel

-

len!) 

Das läßt hoffen, daß die Zeit der gegenseitigen Ver-
teufelung der Vergangenheit angehört und daß sich 
der Begriff der Entspannung, der lange aus der poli-
tischen Diskussion verdrängt wurde, endlich wieder 
mit Leben erfüllt. 

(Beifall bei der SPD) 

Es wäre gut gewesen, die Begegnung hätte schon 
vor drei Jahren, also vor der letzten großen Umdre-
hung der Rüstungsschraube, stattgefunden; denn 
bei aller Freude über Genf darf nicht übersehen 
werden: Auch nach Genf geht der Rüstungswettlauf 
weiter. Die Gefahr seiner Ausdehnung auf den 
Weltraum ist keineswegs gebannt. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Im Gegenteil!) 

Die strikte Einhaltung und die volle Anwendung 
des ABM-Vertrages und der SALT-II-Vereinbarung 
ist keineswegs gewährleistet. Auf diesen entschei-
denden Feldern steht die Bewährungsprobe des 
Genfer Gipfels noch bevor. Hier müssen den Wor-
ten jetzt auch Taten folgen. 

(Beifall bei der SPD) 

Der weltweite Druck auf die Supermächte, dem 
Wahnwitz weiterer Aufrüstung ein Ende zu ma-
chen, darf jetzt nicht nachlassen. Dieser Druck muß 
sich verstärken. 

In dieser Situation bekräftigen wir unsere Posi-
tionen. Sie lauten: 

Erstens. Wir bejahen das Atlantische Bündnis 
und die Bundeswehr als Instrumente der Kriegs-
verhütung. Ein deutscher Sonderweg außerhalb des 
Bündnisses würde unsere Nachbarn insgesamt be-
unruhigen, die Mitte unseres Kontinents destabili-
sieren und unsere Sicherheit nicht stärken. 

(Rühe [CDU/CSU]: Was soll dann die Ne

-

ben-Außenpolitik?) 

Er würde auch nicht zu einer umfassenden europäi-
schen Friedensordnung führen. Wir lehnen einen 
solchen Sonderweg ab. 

(Beifall bei der SPD) 

Zweitens. Wir sind gegen jede weitere Fortset-
zung des Rüstungswettlaufs und insbesondere ge-
gen seine Ausdehnung in den Weltraum. Die Betei-
ligung der Bundesrepublik an SDI ist nach Genf 
noch bedenklicher und noch stärker abzulehnen als 
vorher. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Dr. Dregger [CDU/CSU]: Ohne SDI hätte 

Genf nicht stattgefunden!) 

Das weitere Auftürmen nuklearer Vernichtungs-
waffen erhöht die Sicherheit nicht, sondern vermin-
dert sie. Außerdem läßt der Rüstungswettlauf schon 
jetzt Menschen in großer Zahl zu Tode kommen, 
weil er die Ressourcen verschwendet, mit deren 
Hilfe Not und Elend in der Dritten Welt gelindert 
und gebessert werden könnten. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Drittens. Wir sind für konkrete Schritte zur Rü-
stungskontrolle auch im regionalen Maßstab. Wenn 
die weltweite Abrüstung auf einen Schlag nicht zu 
erreichen ist, dann ist die regionale Abrüstung im-
mer noch besser als gar keine Abrüstung. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Unsere von der DDR-Führung bejahten Vorschläge 
bieten einen Ansatz für die Entfernung chemischer 
Waffen zunächst aus beiden deutschen Staaten und 
dann aus Zentraleuropa. Sie versichern uns immer 
wieder, daß die USA ihre chemischen Waffen als-
bald aus der Bundesrepublik ersatzlos abziehen 
wollen. Das heißt, die Bundesrepublik soll alsbald 
— und wir begrüßen das — eine chemiewaffenfreie 
Zone werden. Wenn das so ist, warum greifen Sie 
dann eigentlich nicht den Vorschlag auf, der auch 
den Abzug der sowjetischen Giftgasvorräte aus der 
DDR und aus der Tschechoslowakei zum Ziel hat? 
Nehmen Sie denn wirklich lieber den einseitigen 
Verbleib sowjetischen Giftgases in unserer näch-
sten Nachbarschaft in Kauf, als einen von uns ge-
wiesenen gangbaren Weg zu beschreiten? 

(Beifall bei der SPD) 

Ja, warum lehnen Sie denn sogar die von den Füh-
rungen der DDR und der Tschechoslowakei angebo-
tenen Konsultationen über einen Vorschlag, der die 
Räumung dieser Giftgasvorräte zum Gegenstand 
hat, nur deshalb ab, weil wir diesen Prozeß in Gang 
gebracht haben? Ich weigere mich vorläufig, zu 
glauben, daß Sie Ihre Rüstungskontrollpolitik der-
artig engstirnig und parteipolitisch betreiben. 

(Beifall bei der SPD) 

Viertens. Die Kriegsverhütungsfähigkeit der 
Bundeswehr muß gewährleistet sein. Sie kann nach 
dem Ergebnis der gerade auf diesem Gebiet sehr 
intensiven und sehr sachlichen Haushaltsberatun-
gen mit einem geringeren als dem von der Mehr-
heit des Haushaltsausschusses gebilligten finan-
ziellen Aufwand geleistet werden. Sie haben sich 
einem Teil unserer Kürzungsvorschläge ange-
schlossen. Wir halten darüber hinaus Kürzungen in 
Höhe von insgesamt 1,8 Milliarden DM ohne Ge-
fährdung der Kriegsverhütungsfähigkeit für ver-
tretbar. Dann hätte der Verteidigungshaushalt am 
Gesamthaushalt immer noch einen Anteil von über 
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18%. Die dadurch frei werdende Summe wollen wir 
für die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit und die 
Behebung besonders gravierender sozialer Unge-
rechtigkeiten verwenden. Auch dies ist ein Beitrag 
zur Sicherheit unserer Bundesrepublik und unseres 
Landes. 

(Beifall bei der SPD) 

Fünftens. Wir bedauern den Gewichts- und Anse-
hensverlust der deutschen Außenpolitik. 

(Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Seine Ursachen liegen in den andauernden Koali-
tionsstreitigkeiten über wichtige außenpolitische 
Fragen, so etwa im Streit über die Haltung zu SDI, 
der in den letzten Tagen und Wochen geradezu gro-
teske Formen angenommen hat, im Streit über Eu-
reka, im Streit über die Südafrikapolitik. Diese 
Streitereien lassen Ihre Außenpolitik unberechen-
bar erscheinen. 

(Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU 
— Zuruf von der CDU/CSU: Äußerst 

schwach!) 

Das Gewicht der Bundesrepublik wird auch durch 
die wachsende Neigung zu einem vorauseilenden 
Gehorsam gegenüber der gegenwärtigen amerika-
nischen Administration gemindert, und zwar nicht 
nur in Osteuropa, sondern gerade auch in den Ver-
einigten Staaten selbst. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Leider spielen bei diesem Gewichts- und Ansehens-
verlust auch persönliche Unzulänglichkeiten eine 
Rolle. Hier, in diesen drei Punkten, müssen die Kor-
rekturen einsetzen. Lassen Sie mich hinzufügen: 
Durch forcierte Waffenexporte wird unser Land den 
so verlorenen Einfluß nicht zurückgewinnen. 

(Beifall bei der SPD) 

Im Gegenteil: Unser Land würde dadurch in Span-
nungen verstrickt, an deren Überwindung, nicht an 
deren Vertiefung wir als Bundesrepublik mitwirken 
sollten. 

(Beifall bei der SPD) 

Sechstens. Die Ost- und Deutschlandpolitik muß 
fortgesetzt und belebt werden. Das ist durch die 
Ergebnisse des Genfer Gipfels erleichtert worden. 
Der Besuch des Staatsratsvorsitzenden der DDR 
könnte diese Entwicklung ebenfalls fördern. Ich 
warne allerdings, ihn schon wieder im Vorfeld 
durch kleinliche und profilsüchtige Diskussionen zu 
zerreden. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Friedmann 
[CDU/CSU]: Lafontaine!) 

Ein Störfaktor 

(Feilcke [CDU/CSU]: Ist Herr Lafontaine!) 

für eine konstruktive Ost- und Deutschlandpolitik 
bleibt die von rechtskonservativen Kräften neu be-
lebte Diskussion über die politische Endgültigkeit 
der in den Verträgen anerkannten Grenzen. Nicht 
zuletzt dieser Streit hat es der Union unmöglich 
gemacht, der von ihren Unterhändlern gebilligten 
Fassung der deutschlandpolitischen Entschließung 

zuzustimmen. Herr Kollege Rühe hat das in der 
Aktuellen Stunde vom 23. Oktober 1985 indirekt be-
stätigt, indem er wörtlich ausführte: 

Ich stehe zu dem, was ich am 6. Februar 

— gemeint war die politische Bindungswirkung der 
Verträge — 

gesagt habe. Ich halte das politisch für vernünf-
gig und rechtlich für völlig einwandfrei. Aber 
ich muß auch sagen 

— es ehrt Sie, daß Sie das hinzugefügt haben —, 

daß diese Rede eben nicht zu den unumstrit-
tenen Grundlagen unserer Politik gehört. 

Das ist ein bemerkenswertes, den Redner ehrendes 
Zeugnis aus der Mitte der Union über ihre Gespal-
tenheit in dieser Frage. 

(Beifall bei der SPD — Rühe [CDU/CSU]: 
Jetzt müssen Sie aber hinzufügen, was un

-

umstritten ist! Das ist die Regierungserklä

-

rung des Bundeskanzlers! — Feilcke 
[CDU/CSU]: Können Sie die ganze Rede 

von Herrn Rühe vorlesen?) 

Herr Czaja hat Sie, Herr Kollege Rühe, in diesem 
Zusammenhang erst gestern wieder öffentlich an-
gegriffen und sich dabei zu der erstaunlichen Äuße-
rung verstiegen, es seien die Polen, die jetzt uns 
gegenüber Gebietsansprüche erheben. Herr Bun-
deskanzler, bringen Sie diese unmögliche Äußerung 
so rasch wie möglich vom Tisch, bevor sie mehr 
Schaden anrichtet! 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN — Zuruf von der SPD: Das 

darf er doch nicht!) 

Meine Damen und Herren, wir stehen unverän-
dert zu allen Teilen dieser Entschließung. Wir ste-
hen auch zu der vom Grundgesetz normierten Fort-
dauer der deutschen Staatsangehörigkeit, die wir 
niemandem aufnötigen, aber auch niemandem ent-
ziehen. 

Um so unverständlicher sind uns die Äußerungen 
des Herrn Bundesministers Windelen über das 
Verhältnis zwischen Berlin und der Bundesrepu-
blik. Herr Windelen hat in einem Interview vor 
einer Woche ausgeführt, Berlin gehöre rechtlich 
nicht zur Bundesrepublik und werde nicht von der 
Bundesrepublik regiert. Richtig ist, daß Berlin in-
folge der besonderen Situation der Stadt und der 
besonderen Rechte der Alliierten nicht vom Bund 
regiert werden kann. Ich sage Ihnen, Herr Kollege 
Windelen, aber klipp und klar: Unannehmbar ist die 
apodiktische Feststellung aus dem Munde eines 
Bundesministers, daß Berlin rechtlich nicht zur 
Bundesrepublik gehört. Das steht in klarem Wider-
spruch zur Verfassung und zur Auffassung des 
Bundesverfassungsgerichts! 

(Beifall bei der SPD) 

Ich möchte wissen, welcher Sturm des Protestes 
sich erhoben hätte, wenn irgendein Sozialdemokrat 
und nicht ein amtierender Bundesminister in Ber- 
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lin oder hier eine derartig unglaubliche Äußerung 
gemacht hätte. 

(Beifall bei der SPD — Dr.-Ing. Kansy 
[CDU/CSU]: Hören Sie doch mit Ihrer Heu

-

chelei auf! Kohle gegen Menschenrechte! 
Das ist Ihre Politik!) 

— Meine Damen und Herren, dieser Zuruf ist kenn-
zeichnend für das Diskussionsniveau einiger aus 
Ihren Reihen. Wenn ich hier über eine ernste Sorge 
wegen einer Äußerung eines amtierenden Bundes-
ministers spreche, dann ist der Kommentar dieser 
Herren „Heuchelei". Sie reden über Lafontaine; 
kümmern Sie sich lieber um Herrn Windelen und 
seine Äußerungen! 

(Beifall bei der SPD — Lachen und Zurufe 
von der CDU/CSU — Dr.-Ing. Kansy [CDU/ 

CSU]: Das ist ja eine Büttenrede!) 

Herr Bundeskanzler, ich habe Sie gebeten, die 
Äußerung von Herrn Czaja in Ordnung zu bringen; 
ich muß Sie als Bundeskanzler noch dringender bit-
ten, von Ihrer Richtlinienkompetenz Gebrauch zu 
machen und Herrn Bundesminister Windelen die 
rechtliche Situation Berlins klarzumachen. 

Wir haben auch die Aussöhnung mit Polen durch 
das gestern veröffentlichte gemeinsame Papier wie-
der ein Stück vorangebracht und damit den Worten 
von Genf im Rahmen unserer Möglichkeiten kon-
krete Taten folgen lassen. Nichts in diesem Papier, 
Herr Kollege Rühe, verstößt gegen Bündnispflich-
ten, aber alles in diesem Papier hat ein Ziel im Auge 
— und das sollte ein gemeinsames Ziel sein —, näm-
lich Mißtrauen abzubauen, auch konventionelle 
Konflikte weniger wahrscheinlich zu machen und 
die Lage in Zentraleuropa durch konkrete, wenn 
auch kleine Schritte zu stabilisieren. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich muß fragen: Wo bleibt demgegenüber eigent-
lich Ihre Polen-Politik? Vernünftige, konstruktive 
Beiträge insbesondere von Herrn Rühe, aber auch 
von einzelnen anderen beispielsweise auf dem Fo-
rum in Krakau sind leider nicht repräsentativ für 
Ihre konkrete Haltung gegenüber dem polnischen 
Volk. Ich wiederhole: Die Aussöhnung mit Polen 
muß für uns denselben Rang haben wie die Aussöh-
nung mit Frankreich, die wir im letzten Vierteljahr-
hundert Gott sei Dank zustande gebracht haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Siebtens. Wir treten unverändert für den raschen 
Fortgang der europäischen Einigung und für eine 
stärkere Selbstbehauptung Europas ein. Wir sehen 
mit Sorge, daß die großen europäischen Ankündi-
gungen und Versprechungen, insbesondere die Ih-
ren, nach und während des Stuttgarter Gipfels im 
Jahre 1983 immer blasser werden, je näher der Gip-
fel in Luxemburg heranrückt. Schon seit geraumer 
Zeit — und ich sage das mit Bedauern — gehört die 
Bundesrepublik nicht mehr zur Spitzengruppe der 
auf die Einigung Europas drängenden Kräfte. Seit 
dem Sündenfall des Getreidepreisvetos zählt die 
Bundesrepublik bestenfalls noch zum Mittelfeld. 
Mit diesem Veto, mit der lauwarmen, unentschiede-
nen Haltung zum Eureka-Projekt, auch mit der Ab-

lehnung eines europäischen wetterunabhängigen 
Rüstungskontroll- und Aufklärungssatelliten wer-
den wichtige Chancen vertan. 

Wer die Europäische Union will, wer wie wir da-
von überzeugt ist, daß Europa nicht nur eine Ver-
gangenheit, sondern auch eine Zukunft hat, wer 
überzeugt ist, daß Europa nicht nur das Feld sein 
soll, auf dem andere ihre Interessengegensätze aus-
tragen, der muß deshalb mit uns gemeinsam zu-
nächst einmal die Bundesregierung zu einer ent-
schiedeneren und konstruktiveren Haltung in euro-
päischen Fragen drängen. 

(Beifall bei der SPD) 

Insgesamt, Herr Bundeskanzler und meine Da-
men und Herren von der Union: Hören Sie auf, uns 
eine Nebenaußenpolitik vorzuwerfen! Machen Sie 
endlich selbst eine klare Außenpolitik und passen 
Sie auf, daß Sie den Überblick über Ihre verschie-
denen Haupt- und Nebenaußenminister, über die 
Herren Strauß, Teltschik, Czaja und Genscher, 
nicht verlieren! 

(Beifall bei der SPD) 

Innenpolitisch ist für uns nach wie vor die Über-
windung der Arbeitslosigkeit die wichtigste Aufga-
be. Natürlich sind unsere wirtschaftlichen Daten 
heute günstiger als im Jahre 1982. 

(Seiters [CDU/CSU]: Warum wohl? — Wei

-

tere Zurufe von der CDU/CSU) 

Das ist nicht nur bei uns, das ist weltweit so. Wir 
freuen uns darüber um so unbefangener, weil wir 
zur Zeit unserer Regierungsverantwortung im welt-
weiten Vergleich der Industrienationen 

(Seiters [CDU/CSU]: Schlechtere Zahlen 
hatten!) 

in keiner Hinsicht schlechter dastanden, als die 
Bundesrepublik das heute tut. Bei der Preisent-
wicklung z. B. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

hatten wir 1981 im internationalen Vergleich zu-
sammen mit Japan die geringste Preissteigerungs-
rate aller Industrieländer. Großbritannien, USA und 
Frankreich hatten damals doppelt so hohe Raten 
wie wir. Sie stehen heute im internationalen Ver-
gleich nicht um einen Deut besser da, als dies wäh-
rend unserer Regierungszeit der Fall war. 

(Beifall bei der SPD — Lachen bei der 
CDU/CSU — Kolb [CDU/CSU]: Der große 

Mathematiker!) 

Wir freuen uns über diese günstigeren wirtschaft-
lichen Daten, obwohl wir doch alle wissen, daß das 
gigantische Haushaltsdefizit der USA und ihr 
ebenso gigantisches Leistungsbilanzdefizit wie eine 
dunkle Wolke über der weltwirtschaftlichen Land-
schaft liegt. 

Aber in einer Zeit günstiger wirtschaftlicher Da-
ten ist die Massenarbeitslosigkeit, ist die Dauerar-
beitslosigkeit, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die Sie verur

-

sacht haben!) 
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ist die Jugendarbeitslosigkeit doch noch unerträgli-
cher als in Zeiten allgemeiner wirtschaftlicher 
Schwierigkeiten. 

(Beifall bei der SPD) 

Entgegen allen Ankündigungen und Kampagnen 
bewegt sich die Arbeitslosigkeit eben leider nicht. 
Im Gegenteil, seit Anfang des Jahres verharrt sie 
nach den Mitteilungen von Herrn Präsidenten 
Franke von der Bundesanstalt für Arbeit von Mo-
natsende zu Monatsende auf dem jeweils höchsten 
Stand seit der Währungsreform. Die Zahl der Dau-
erarbeitslosen und die Zahl der arbeitslosen Frauen 
nimmt sogar wieder zu. Alle Prognosen, auch die 
des Sachverständigenrates, sagen — einige dieser 
Prognosen übrigens mit einer geschäftsmäßigen 
Kühle, die den betroffenen Arbeitslosen geradezu 
unbarmherzig erscheinen muß — 

(Beifall bei der SPD) 

voraus, daß dies bei Fortsetzung Ihrer Politik bis in 
die 90er Jahre im wesentlichen so bleiben wird. 

Wir wissen, daß auch wir in der Regierungsver-
antwortung die Arbeitslosigkeit nicht in kurzer Zeit 
auf Null bringen könnten. 

(Seiters [CDU/CSU]: Ihr habt sie ja ge

-

macht! Unglaublich! — Weitere Zurufe von 
der CDU/CSU) 

— Meine Damen und Herren, Sie haben noch nicht 
einmal eine gewisse Koordinierung in dem Ge-
schrei, das Sie hier veranstalten. Infolgedessen ist 
schon die akustische Wahrnehmung schwierig. 
Aber ich fürchte, daß auch die inhaltliche Wahrneh-
mung gar nicht lohnen würde, wenn Sie sich in die-
ser Art und Weise äußern. — 

(Beifall bei der SPD — Dr. Waigel [CDU/ 
CSU]: Sie sind sogar beim Schreien lang

-

weilig!) 

Vollbeschäftigung in einem Lande, das kann heute 
keine verantwortungsbewußte Staatsführung mehr 
versprechen. Aber wir sind kräftig und wohlhabend 
genug in dieser Bundesrepublik des Jahres 1985, 
um die Arbeitslosigkeit, um vor allem die Jugendar-
beitslosigkeit fühlbar zu vermindern. Was hier fehlt, 
ist nicht die objektive Bereitschaft und die Kraft 
unseres Volkes, was fehlt, ist der politische Wille, ist 
Ihr Wille, die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit als 
Gemeinschaftsaufgabe Nummer eins zu formulie-
ren und ihr die höchste Priorität einräumen. Das 
fehlt! 

(Beifall bei der SPD) 

Es gab in der jüngeren Vergangenheit unserer 
Republik andere große Aufgaben, die wir gelöst ha-
ben, weil wir als Volk unter Verantwortung und 
Führung der jeweiligen Bundesregierungen die 
Kräfte der einzelnen und die Kräfte der gesell-
schaftlichen Gruppen und der öffentlichen Hände, 
also auch die Kräfte der Gemeinden, der Länder 
und des Bundes, konzentriert und zusammengefaßt 
haben, etwa die Behebung der Wohnungsnot, für 
die wir in einer Zeit, in der wir viel ärmer waren, als 
wir es heute sind, hohe Milliardensummen an öf-
fentlichen Mitteln ausgegeben haben. Oder die Er-
haltung der Landwirtschaft, meine Damen und 

Herren, die uns allein 1985 weit über 20 Milliarden 
DM an öffentlichen Mitteln wert ist. 

Ich frage: Kann denn die Bekämpfung der Ar-
beitslosigkeit nicht den gleichen Rang beanspru-
chen wie seinerzeit die Behebung der Wohnungsnot 
oder heute die Erhaltung und Bewahrung unserer 
Landwirtschaft? 

(Beifall bei der SPD) 

Was für 1,6 Millionen Landwirte und ihre Angehöri-
gen recht ist, das muß doch für über 2 Millionen 
Arbeitslose und ihre Angehörigen billig sein. Das 
erfordert das gleiche Maß an gemeinschaftlicher 
Anstrengung. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Wiederherstellung der bereits zerstörten 
Teile der Umwelt und der Schutz der intakten Um-
welt sind doch nicht minder wichtig. Unser Projekt 
„Arbeit und Umwelt" zieht daraus die Konsequen-
zen. Es gibt beiden Aufgaben, der Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit und dem Schutz der Umwelt, end-
lich den Rang, der ihnen zukommt; und es finan-
ziert die dafür vorgesehenen 20 Milliarden DM  — 
es  sind ebenso 20 Milliarden DM wie in dem ande-
ren Fall — ohne eine Steigerung der öffentlichen 
Verschuldung. Angesehene Institute wie das Ifo

-

Institut für Wirtschaftsforschung in München, auf 
das Sie sich j a Ihrerseits so oft berufen, haben sich 
erst kürzlich positiv und zustimmend zu diesem 
Programm geäußert. 

Meine Damen und Herren, wenn Sie diese Fra-
gen vielleicht nicht nur durch unartikulierte Rufe, 
sondern durch zusammenhängende Darlegungen 
beantworten wollen: Warum sperren Sie sich ei-
gentlich gegen eine solche gemeinsame Initiative? 
Warum sperren Sie sich gegen eine weitere konti-
nuierliche Verkürzung der Arbeitszeit? Warum 
sperren Sie sich gegen die von uns vorgeschlagenen 
steuerlichen Hilfen für die kleinen und mittleren 
Unternehmen, da wir doch alle wissen, daß die klei-
nen und mittleren Unternehmen bei der Bereitstel-
lung weiterer Arbeitsplätze eine Schlüsselrolle in 
unserer Wirtschaft einnehmen? 

(Beifall bei der SPD) 

An die Sozialpolitiker und Finanzpolitiker in Ih-
ren Reihen: Warum sperren Sie sich gegen eine 
Reform der Bemessungsgrundlagen für die Arbeit-
geberbeiträge, die die lohnintensiven Betriebe ent-
lasten, die kapitalintensiven aber stärker heranzie-
hen würde? Ist die Entlastung der Arbeit nicht ein 
dringendes Gebot der Stunde? 

Meistens disqualifizieren Sie unser Projekt „Ar-
beit und Umwelt" als Beschäftigungsprogramm, das 
nur ein Strohfeuer bewirke. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Weniger!) 

Das klingt so, als ob wir Geld für sinnlose und über-
flüssige Tätigkeiten ausgeben wollten, 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

so wie man Kinder beschäftigt, damit sie sich nicht 
langweilen oder auf dumme Gedanken kommen. 
Ich bezweifle, daß — abgesehen von den Übereifri- 



13236 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 176. Sitzung. Bonn, Dienstag, den 26. November 1985 

Dr. Vogel 
gen — Sie selber diesen Einwand ernsthaft glau-
ben. Oder meinen Sie wirklich, die Wiederherstel-
lung zerstörter Umwelt, z. B. die Sanierung Tausen-
der von Altdeponien oder die Entgiftung unserer 
Böden, oder die Rettung vom Aussterben bedrohter 
Tier- und Pflanzenarten oder die Bekämpfung des 
Waldsterbens sei nur eine Beschäftigung, die ge-
nausogut unterbleiben könne und im Grunde über-
flüssig sei? Jeder weiß doch, daß es sich dabei um 
eine strukturelle Aufgabe höchster Dringlichkeit 
handelt, die uns auf viele Jahre, wenn nicht auf 
Jahrzehnte in ähnlicher Weise in Anspruch nehmen 
wird wie — ich wiederhole es — seinerzeit die Be-
hebung der Wohnungsnot. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn Sie es volkswirtschaftlich betrachten: Es 
handelt sich beim Programm „Arbeit und Umwelt" 
doch um Investitionen, die rentabel sind, 

(Kolb [CDU/CSU]: Wie bitte?) 

die schon deshalb rentabel sind, weil sie hohe und 
ständig wachsende volkswirtschaftliche Schäden 
und Verluste verhindern; sie sind also auch volks-
wirtschaftlich sinnvoll. 

(Beifall bei der SPD) 

Nicht umsonst bricht sich diese Erkenntnis auch in 
der Wirtschaft mehr und mehr Bahn. Nicht irgend-
ein Phantast, sondern ein Vorstandsmitglied der 
Rheinisch-Westfälischen Elektrizitätswerke — 
RWE —, also des größten Energieversorgungsunter-
nehmens der Bundesrepublik, hat vor wenigen Ta-
gen gesagt: 

Die natürlichen Ressourcen, wie Luft, Wasser 
und Boden, sind zu einem dritten Produktions-
faktor geworden, der in direkte Konkurrenz zu 
den Produktionsfaktoren Arbeit und Kapital 
getreten ist. Ich kann mir vorstellen, daß sich 
das über kurz oder lang auch in einer Neufas-
sung unserer Wirtschaftsordnung — etwa in 
der Konzeption einer ökologisch-sozialen 
Marktwirtschaft — niederschlägt. 

(Beifall bei der SPD) 

Eine bemerkenswerte Äußerung aus den Reihen 
der Wirtschaft! 

Im übrigen ist die Abwertung der gemeinsamen 
Programme aus unserer Zeit, meine Herrschaften 
von der FDP, denen Sie allen zugestimmt haben 
und die in den meisten Fällen auch Strukturpro-
gramme waren, ganz ungerechtfertigt. Ich weiß 
nicht, warum Sie im nachhinein das, was Sie selber 
mitgetragen haben, solcher Kritik aussetzen. Allein 
zwischen 1977 und 1980 wurden u. a. durch die Aus-
wirkungen des Zukunftsinvestitionsprogramms, 
das der Kollege Genscher als damaliger Vorsitzen-
der der FDP ganz besonders gerühmt und begrüßt 
hat, 750 000 — eine dreiviertel Million! — Mitbürge-
rinnen und Mitbürger und ihre Familien vor Ar-
beitslosigkeit bewahrt, und es wurden den öffentli-
chen Händen — auch darauf hat gerade Kollege 
Genscher damals hingewiesen — dadurch, daß 
750 000 Menschen zusätzlich in Arbeit waren, rund 
13 Milliarden DM — 13 Milliarden! — an Arbeitslo-
senunterstützung und Sozialhilfe, aber auch an 

Steuer- und Beitragsausfällen erspart. Bei einem 
Aufwand von 16 Milliarden DM für das gesamte 
Programm ist ein Ertrag von 13 Milliarden DM und 
die Verhinderung von Arbeitslosigkeit von 750 000 
Menschen über Jahre ein durchaus diskutables Er-
gebnis. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie mögen sich von diesem Ergebnis distanzieren. 
Wir stehen zu diesem Ergebnis. Es sind Ergebnisse, 
die Sie nicht mißachten, die Sie in dieser Größen-
ordnung erst einmal erreichen sollten. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich wiederhole deshalb den Appell zu einer gro-
ßen gemeinschaftlichen Anstrengung, der den An-
strengungen zur Behebung der Wohnungsnot, den 
Anstrengungen zur Erhaltung der Landwirtschaft 
ebenbürtig ist. Ich wiederhole den Appell zu einer 
Anstrengung der praktischen Solidarität der in Ar-
beit Stehenden mit den Arbeitslosen und ihren Fa-
milien, der praktischen Solidarität der Stärkeren 
mit den Schwächeren. Ich wiederhole den Appell zu 
einer gemeinschaftlichen Anstrengung, die jetzt un-
ternommen wird, also in einer Phase der konjunk-
turellen Besserung, damit wir in den nächsten Ab-
schwung nicht mit einem Sockel von rund 2 Millio-
nen Arbeitslosen eintreten und dann englische Zah-
len erreichen. Es muß unser gemeinsames Inter-
esse sein, dies durch eine gemeinsame Anstrengung 
zu verhindern und unmöglich zu machen. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Massenarbeitslosigkeit bedeutet für sich 
schon eine Gefährdung des sozialen Friedens und 
eine Belastung des sozialen Konsenses; kein Ernst-
hafter wird das bestreiten. Aber viele Maßnahmen, 
die von Ihnen seit 1983 getroffen worden sind, ha-
ben die Gefährdung erhöht und die Belastung des 
sozialen Konsenses verstärkt. Nicht, daß gespart 
wurde, daß Einschränkungen vorgenommen wor-
den sind, hat diese schlimmen Wirkungen. Auch wir 
— ich habe das oft genug gesagt — hätten in der 
Phase des weltweiten Abschwungs nicht darauf 
verzichten können, von unserem Volk Opfer zu ver-
langen. Daß Sie es einseitig getan haben, daß Sie 
die Schwachen ohne Barmherzigkeit belastet und 
die Reichen geschont, j a ihnen noch gegeben ha-
ben, 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

daß Sie das Gerechtigkeitsgefühl verletzt haben, 

(Feilcke [CDU/CSU]: Das glauben Sie doch 
selbst nicht, was Sie sagen!) 

daß Sie die Massenarbeitslosigkeit als Vorwand ge-
nommen haben, um Arbeitnehmerrechte nicht nur 
in Frage zu stellen, sondern abzubauen, Arbeitneh-
merrechte, um die jahrzehntelang gerungen wor-
den ist, das erschüttert den sozialen Frieden. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir Sozialdemokraten wollen den sozialen Frie-
den wiederherstellen und aufs neue festigen. Zu 
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diesem Zweck müssen die schlimmsten sozialen 
Ungerechtigkeiten beseitigt werden. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Was sagt Rau dazu?) 

Zu diesen Ungerechtigkeiten gehören die BAföG-
Kürzungen, die Verschlechterungen beim Kündi-
gungsschutz für Mütter, die Selbstbeteiligung bei 
der Beförderung von Behinderten und die Selbstbe-
teiligung bei der Krankenhausbehandlung. 

(Breuer [CDU/CSU]: Wer hat die denn ein

-
geführt?) 

Die Mütter, die ihre Kinder in den Kriegs- und 
Nachkriegsjahren geboren und aufgezogen haben, 
die Mütter, die Frauen, die heute über 65 Jahre alt 
sind, müssen ebenso für jedes Kind ein beitrags-
freies Versicherungsjahr angerechnet bekommen 
wie die jüngeren Mütter, die diese Zeiten nicht mit-
erlebt haben. 

(Beifall bei der SPD — Feilcke [CDU/CSU]: 
Sie wollten den Müttern gar nichts geben, 
Herr Vogel! — Zuruf von der CDU/CSU: 
Warum habt ihr es denn nicht gemacht? — 

Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

— Meine Herrschaften, der Lautpegel Ihrer schrei-
enden Stellungnahme zeigt immer, wie sehr Sie von 
den jeweiligen Bemerkungen getroffen worden 
sind. 

(Beifall bei der SPD) 

Daß Sie sich hier besonders exponieren, ist ein Be-
weis dafür. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Alles heiße Luft!  — 
Hornung  [CDU/CSU]: Wem haben Sie et

-

was gegeben? — Weitere Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Daß Sie , den älteren Frauen, den Müttern der 
Kriegs- und Nachkriegszeit diese Anrechnung vor-
enthalten haben, ist übrigens einmal mehr eine 
Entscheidung gegen die Schwächeren, gegen die 
Altgewordenen, die sich nicht mehr mit der 
gleichen Kraft wehren können wie die Jüngeren 
und deshalb leer ausgehen. Das ist der Hinter-
grund. 

(Beifall bei der SPD) 

Im Interesse des sozialen Friedens muß eine 
Steuerreform in Angriff genommen werden, die die-
sen Namen wirklich verdient, nicht eine Reform, 
die die Spitzenverdiener begünstigt, sondern eine 
Reform, die damit Schluß macht, daß Familien und 
Alleinstehende, denen weniger als der Sozialhilfe-
satz bleibt, auch noch Lohnsteuer zahlen müssen. 
Dies und. nicht die Spitzenbelastung ist der eigentli-
che Skandal unseres Steuerrechts. 

(Beifall bei der SPD — Jung [Lörrach] 
[CDU/CSU]: Klassenkampf, Herr Vogel!) 

Es muß eine Reform sein, die finanzierbar bleibt 
und nicht mit gänzlich irrealen Volumen von 35 
oder sogar von 40 Milliarden DM und mit ebenso 
irrealen Deckungsvorschlägen jongliert. Ein Bun-
deswirtschaftsminister, Herr Kollege Bangemann, 
der ernstgenommen werden will, sollte sich für der

-

artige Wahlmanöver durch derartige Zahlenkunst-
stücke zu schade sein. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Der soziale Friede erfordert weiter, daß die Ge-
werkschaften ihre Funktionen ungehindert wahr-
nehmen können. Wer — wie Sie — durch die Zulas-
sung von Splittervertretungen in den Betriebs- und 
Aufsichtsräten die Gewerkschaften schwächen und 
durch die Änderung des § 116 des Arbeitsförde-
rungsgesetzes kampfunfähig machen will, wer nicht 
zur Kenntnis nimmt, daß es seit Jahr und Tag eine 
vernünftige Regelung der Frage gibt, wann bei vor-
übergehenden Stillegungen einzelner Betriebe 
durch die Unternehmensleitungen Kurzarbeitsgeld 
zu zahlen ist und wann nicht — eine Regelung übri-
gens, der wiederum die FDP damals in der Regie

-

rung voll zugestimmt hat —, wer dies alles nicht zur 
Kenntnis nimmt und trotzdem diese Änderung will, 
der will nicht Frieden und Konsens. Der will die 
Vereinzelung der Arbeitnehmer, weil er glaubt, mit 
den einzelnen leichter fertigzuwerden als mit dem 
Zusammenschluß der vielen. Das ist die Philosophie 
hinter diesen Aktivitäten. 

(Beifall bei der SPD) 

Wer dies tut, der will Konflikt und Abbau von 
Arbeitnehmerrechten; der nimmt Arbeitnehmern 
— und dies ist ein Sachverhalt, den wir den Men-
schen klarzumachen nicht müde werden —, die an 
dem jeweiligen Konflikt überhaupt nicht beteiligt 
sind, den Lohn und den Versicherungsschutz. Er 
nimmt ihn auch denen, die selber gar keiner Ge-
werkschaft angehören. Der zerstört mit der Chan-
cengleichheit von Arbeit und Kapital bei der Aus-
handlung der Tarife und Arbeitsbedingungen das 
Fundament eines Tarifsystems, um das uns die 
ganze Welt beneidet. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Wer das will, der will offenbar englische Verhält-
nisse — Verhältnisse, in denen die Auseinanderset-
zungen nicht unterbleiben, sondern geradezu ver-
bissen, ja brutal geführt werden. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD — Zu

-

ruf von der CDU/CSU: Schwacher Beifall 
bei der SPD!) 

Wir wollen das nicht. Wir wollen nicht spalten, 
sondern zusammenführen. Wir wollen den sozialen 
Frieden bewahren; denn der soziale Friede ist eine 
der Voraussetzungen, denen wir nicht nur unseren 
wirtschaftlichen Aufstieg nach dem Krieg, sondern 
auch die Stabilität unserer Gesellschaft verdan-
ken. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Darum haben wir Verständnis dafür, daß sich die 
Gewerkschaften den Forderungen der Arbeitgeber-
verbände nach einer solchen Gesetzesänderung 
entschieden entgegenstellen. Darum werden wir ei-
ner solchen Gesetzesänderung hartnäckigen Wider-
stand entgegensetzen. Wenn Sie für Ihre Vorlage 
wirklich eine Mehrheit bekommen, wenn die Ge-
werkschafter in Ihren Reihen, wenn die Herren 
Scharrenbroich und Müller (Remscheid), wenn der 
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Gewerkschaftskollege Norbert Blüm das Hand in 
Hand mit Graf Lambsdorff und anderen Protagoni-
sten eines Klassenkampfes von oben wirklich be-
schließen, 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und den 
GRÜNEN — Pfui-Rufe und weitere Zurufe 

von der CDU/CSU und der FDP) 

wenn Sie das — ich wiederhole es — Hand in Hand 
mit Protagonisten eines Klassenkampfes von oben 
wirklich beschließen, 

(Zurufe von der FDP) 

dann werden wir diese Kampf- und Konfliktgesetze 
wieder aufheben, sobald wir dafür eine Mehrheit 
haben. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN — Zuruf von der CDU/CSU: 
Davon träumen Sie doch nur! — Zurufe 

von der FDP) 

Der soziale Friede erfordert weiter nicht weniger, 
sondern mehr Mitbestimmung. Dieser Prozeß ist 
genauso zwangsläufig und unumkehrbar wie der 
Prozeß, der im staatlichen Bereich von der absolu-
ten Monarchie über die konstitutionelle Monarchie 
zur Demokratie geführt hat. Die konservativen 
Kräfte haben gegen diese Entwicklung über Jahr-
hunderte mit den gleichen Argumenten gekämpft, 
die Sie heute gegen die Mitbestimmung ins Feld 
führen. Die Geschichte ist darüber hinweggegan-
gen. Sie wird, meine Damen und Herren, auch Ihre 
Einwände gegen die Ausdehnung der Mitbestim-
mung zu den Akten legen. 

(Beifall bei der SPD — Feilcke [CDU/CSU]: 
Herr Vogel ist ein richtiger Arbeiterführer! 

— Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Der soziale Friede fordert schließlich die langfri-
stige Stabilisierung der Systeme der sozialen Si-
cherheit. Wir haben ein konkretes Konzept zur Si-
cherung der Renten vorgelegt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wo denn?) 

Ich fordere Sie auf, in eine konstruktive Diskussion 
über diese Vorschläge einzutreten und Ihre konkre-
ten Gegenvorschläge auf den Tisch zu legen. Wenn 
irgendwo im sozialen Bereich, dann müssen wir 
hier nach einem Konsens suchen. Die Älteren, die 
ein Leben lang gearbeitet haben, die auf die Rente 
angewiesen sind, wollen nicht den verbissenen 
Streit, der auf ihrem Rücken ausgetragen wird, sie 
wollen Klarheit und vor allem Sicherheit. Wir bie-
ten unsere Mitwirkung an, ihnen diese Klarheit und 
Sicherheit zu geben. 

(Beifall bei der SPD) 

Ähnliches gilt für die Krankenversicherung. Hier 
stehen drastische Beitragserhöhungen bevor. Wir 
halten das für den verkehrten Weg. Unser Gesund-
heitswesen krankt nicht an zu geringen Beiträgen, 
es krankt an zu hohen und immer weiter wachsen-
den Kosten. Wir wollen diese Kosten unter Kon-
trolle bringen und senken, indem wir die Stellung 
der Versicherten und ihrer Krankenkassen stärken, 
weil sie letzten Endes die Mittel aufbringen. 

In diesem Zusammenhang ein klares Wort zu den 
skandalösen Aktivitäten einiger Zahnarzt-Funktio-
näre. Was sich hier abspielt, ist ein sozialer Amok-
lauf. Das ist rücksichtsloser Egoismus der Starken, 
das ist Egoismus von Leuten, die im Durchschnitt 
mehr als 200 000 Mark im Jahr verdienen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Es ist gut, Herr Kollege Blüm — und ich danke 
ihm —, daß Sie diesem Treiben entgegengetreten 
sind. Aber Sie sehen, wohin Sie mit Ihren Parolen 
von der Leistung, die sich wieder lohnen müsse, 
wohin Sie mit dem Gerede vom Neid der Arbeitslo-
sen gegenüber den Hochverdienenden gekommen 
sind. Was sich hier zeigt, ist die Ellenbogen-Gesell-
schaft in Reinkultur. Hier sind Geister am Werk, 
die Sie mit Ihren Sprüchen und Redensarten geru-
fen und ermutigt haben. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN — Jung [Lörrach] [CDU/ 
CSU]: Sie sind ein Klassenkämpfer, Herr 
Vogel! — Feilcke [CDU/CSU]: Das glauben 

Sie ja selber nicht!) 

In der Finanzpolitik brüsten Sie sich gerne da-
mit, daß Sie sparsamer seien, als Helmut Schmidt 
und seine Finanzminister es gewesen sind. Sie hät-
ten die Deckungslücken reduziert — so behaupten 
Sie. Und Sie wollen sich dafür feiern lassen oder fei-
ern sich vorsorglich selbst dafür. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Diese Behauptung ist unzutreffend, diese Behaup-
tung ist irreführend. Die Zahlen und Fakten zeigen 
nämlich ein gänzlich anderes Bild, ein Bild, das zu 
der Stoltenberg-Legende, an der eifrig gestrickt 
wird, gar nicht passen will. Das Bild sieht so aus: 
1970, als Herr Stoltenberg sein Amt als Ministerprä-
sident von Schleswig-Holstein antrat, betrug die 
Pro-Kopf-Verschuldung in seinem Lande 580 DM. 

(Seiters [CDU/CSU]: Nicht einmal die Zah

-

len stimmen!) 

1982, als er Schleswig-Holstein verließ, war die Pro-
Kopf-Verschuldung unter seiner Verantwortung auf 
3 966 DM gestiegen. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Damit hatte das Musterland dieses Musterfinanz-
politikers 

(Stockhausen [CDU/CSU]: Hören Sie doch 
auf damit! Sie können ihm doch nicht das 

Wasser reichen!) 

im Vergleich der Flächenländer die zweithöchsten 
Schulden pro Einwohner — schlechter stand 1982 
nur das damals noch von Ihren Parteifreunden im 
24. Jahr regierte Saarland —, und das, obwohl dem 
Herrn Stoltenberg in der gleichen Zeit im Länderfi-
nanzausgleich — im übrigen überwiegend von SPD- 
regierten Ländern — fast 4 Milliarden DM und an 
Bundesergänzungszuweisungen etwa noch einmal 
1,7 Milliarden DM zugeflossen sind. Es wird Zeit, 
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daß wir die Wahrheit über die Finanzpolitik unter 
die Leute bringen. 

(Beifall bei der SPD — Lachen und Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Aber weiter: Wir hatten in der Zeit — — 

(Unruhe bei der CDU/CSU — Stockhausen 
[CDU/CSU]: Billiger geht's nicht mehr! — 

Weitere Zurufe der CDU/CSU) 

— Meine Damen und Herren, die Sie draußen zuse-
hen: Sie haben hier wieder ein Beispiel. Der Lärm-
pegel bei der Union steigt. Sie ist an einer empfind-
lichen Stelle getroffen. 

(Beifall bei der SPD — Lachen bei der 
CDU/CSU — Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: 
Büttenrede! — Weitere Zurufe der CDU/ 

CSU) 

— Sie werden noch mehr Stoff für Aufregung be-
kommen. 

Wir hatten in der Zeit des weltweiten Ab-
schwungs auf dem Höhepunkt der Weltwirtschafts-
krise 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Sie sind furchter

-

regend!) 

in den Jahren 1980 bis 1982 im Bundeshaushalt eine 
Finanzierungslücke von 114,5 Milliarden DM zu 
decken, die mit Kreditaufnahmen und — damals 
sehr geringfügigen — Bundesbankgewinnen ge-
schlossen werden mußte. 

(Hornung [CDU/CSU]: Jedes Jahr mehr!) 

Ihre Finanzierungslücke, Herr Stoltenberg, beläuft 
sich für die Jahre 1983 bis 1985 — und das sind doch 
die Jahre, die Sie als Aufschwungjahre bezeichnen 
— auf 120 Milliarden DM. Und sie wäre noch um 
10 Milliarden höher, betrüge also 130 Milliarden, 
wenn Sie ehrlicherweise erwähnen würden, daß Sie 
in der gleichen Zeit die Schwankungsreserven der 
Rentenversicherung auf ein Minimum herabge-
drückt und daraus etwa 10 Milliarden für den Bun-
deshaushalt verwendbar gemacht haben. 

(Beifall bei der SPD) 

114 Milliarden Deckungslücke in drei Jahren des 
Abschwungs, 131 Milliarden Deckungslücke in drei 
Jahren des Aufschwungs! Ihre Finanzierungslük-
ken sind also im Aufschwung höher, als es die unse-
ren im weltwirtschaftlichen Abschwung waren. 

Hören Sie deshalb auf, auf andere beschuldigend 
mit dem Finger zu zeigen! Bleiben Sie bei der Wahr-
heit! Sagen Sie unserem Volk, daß Sie aus Ihren 
Gründen größere Finanzierungslücken in Kauf 
nehmen, als wir es getan haben! 

(Hornung [CDU/CSU]: Die Erblast!) 

Wir tadeln Sie nicht wegen Ihrer Finanzierungs-
lücken. Wir halten sie für vertretbar. Hören Sie um-
gekehrt endlich auf, die Finanzierungslücken unse-
rer Zeit zu verteufeln! Das ist ein Gebot der Red-
lichkeit und der parlamentarischen Hygiene. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf des Abg. Jung 
[Lörrach] [CDU/CSU]) 

Ich habe schon dargelegt, daß wir neben der Si-
cherung des Friedens, der Bekämpfung der Arbeits-
losigkeit und der Wiederherstellung des sozialen 
Friedens den Schutz unserer Umwelt für die wich-
tigste Gemeinschaftsaufgabe unserer Zeit halten. 
Um dieser Aufgabe gerecht zu werden, bedarf es 
vielfacher Anstrengungen. Wir haben dazu außer 
unserem Projekt „Arbeit und Umwelt" viele kon-
krete Vorschläge gemacht. 

(Stockhausen [CDU/CSU]: Waren die im

-
mer gut, Ihre Vorschläge?) 

Wer Frieden mit der Natur will, muß übrigens 
auch aus diesem Grund die Agrarpolitik ändern. 

(Beifall des Abg. Mann [GRÜNE]) 

Die gegenwärtige Agrarpolitik ist wirtschaftlich un-
sinnig und sozial ungerecht. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Von den Milliarden, die wir, d. h. die deutschen 
Steuerzahler, für diesen Zweck aufwenden, erreicht 
nur ein kleiner Teil diejenigen, denen wir helfen 
wollen, nämlich die bäuerlichen Familienbetriebe. 
Die Agrarausgaben der EG sind in der Zeit von 1981 
bis 1984 um 67 % gestiegen. Wir haben wesentlich 
dazu beitragen müssen. Die Einkommen der deut-
schen Landwirtschaft sind in derselben Zeit, in der 
diese Ausgaben um 67 % gestiegen sind, um 8 % 
gesunken. 

Gleichzeitig werden die Landwirte gezwungen, 
mit immer mehr Chemikalien immer höhere Über-
schüsse zu produzieren, die dann mit immer höhe-
ren Zuschüssen auf dem Weltmarkt immer schwe-
rer abzusetzen sind. Das ist ein Teufelskreis, der 
nicht durch Schuld der Landwirte, sondern durch 
Schuld der Politik zu einem aggressiven Umgang 
mit den Feldern und Wiesen und zu einem immer 
schlimmeren Raubbau an der Natur führt. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Vielleicht können wir uns wenigstens verständi-
gen, daß es ein Gebot der Vernunft ist, die Land-
wirtschaft vom Zwang zu sinnloser, ja schädlicher 
Überproduktion zu befreien 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

und ihr statt dessen die Leistungen zu vergüten, die 
wir von ihr dringend benötigen, nämlich die Erhal-
tung und Pflege von Landschaft und Natur. Das ist 
die Leistung, für die wir auf die Landwirtschaft an-
gewiesen sind. 

(Beifall bei der SPD) 

Also flächenbezogene Hilfen an Stelle des widersin-
nigen Versuchs, auf einem Markt, der hoffnungslos 
an Überangeboten leidet, mit Mitteln der Zwangs-
wirtschaft und der Quotierung Preissteigerungen 
entgegen der primitivsten Logik von Angebot und 
Nachfrage durchsetzen zu wollen. Es ist erstaun-
lich, daß man das so erklärten Marktwirtschaftlern 
in dieser Art und Weise darlegen und erläutern 
muß. 

(Beifall bei der SPD) 
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Hier besteht eine Chance, unserer Landwirt-

schaft, die wir brauchen, mit breiter Unterstützung 
der öffentlichen Meinung wieder eine Perspektive 
zu geben. Wir sollten sie gemeinsam nutzen. 

Eine andere Chance, die Umwelt zu schützen, ins-
besondere unseren Wäldern zu helfen, haben Sie in 
der letzten Woche leider vertan. Ich meine die Ein-
führung eines Tempolimits auf den Autobahnen 
und einer verminderten Höchstgeschwindigkeit auf 
den Landstraßen. Was Sie zur Rechtfertigung Ihrer 
Entscheidung vortragen, ist schon von Ihren eige-
nen Argumenten her sehr anfechtbar; etwa der er-
neute Versuch, Arbeitsplätze und Umweltschutz ge-
geneinander auszupielen, oder die fadenscheinige 
Begründung dafür, daß der Versuch nicht auf Land-
straßen ausgedehnt worden ist. 

Besonders befremdlich ist aber Ihre Argumenta-
tion, die Schadstoffverminderung sei schon deshalb 
geringfügig, weil sich nur 30 % der Kraftfahrer an 
die Geschwindigkeitsbeschränkungen halten wür-
den. Meine Damen und Herren — da spreche ich 
vor allem die Verkehrs- und die Rechtspolitiker 
an —, mit dem gleichen Argument hätte man auch 
die Gurtanlegepflicht ablehnen müssen. Auch hier 
ist die Zahl derer, die sich an diese Pflicht hielten, 
erst auf Grund der Bußgelddrohungen und ver-
schärfter Kontrollen jetzt auf 90 % gestiegen. Diese 
Pflicht ist jetzt allgemein akzeptiert. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Außerdem: Sind Sie sich eigentlich im klaren dar-
über, daß diese Argumentation auf eine Ermunte-
rung zur Mißachtung der Gesetze, j a zum Rechts-
bruch hinausläuft? 

(Beifall bei der SPD) 

Ausgerechnet diejenigem in diesem Hause, die 
sonst ständig nach der Verschärfung von Strafen 
und nach neuen Straftatbeständen rufen, die sonst 
die mangelnde Befolgung von Gesetzen lautstark 
beklagen, wollen hier keinen Finger rühren, son-
dern kapitulieren binnen 48 Stunden sang- und 
klanglos vor der Parole, freie Bürger hielten sich 
halt nicht an Gesetze, und das müsse man hinneh-
men. Ich sage Ihnen voraus: Dieses Argument ist 
ein Bumerang und wird Ihnen in der rechtspoliti-
schen Debatte von anderer Seite immer wieder vor-
gehalten werden. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN — Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

Das ist schlimm. Schlimmer noch aber ist in un-
seren Augen, daß Sie den guten Willen der großen 
Mehrheit unseres Volkes, der großen Mehrheit, die 
für den Schutz der Umwelt und der Wälder auch 
Opfer zu bringen bereit ist, enttäuscht haben, 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

weil Sie einer Führungsentscheidung ausgewichen 
sind, die im Verhältnis zur Umweltorientierung 
eine Signalwirkung ausgelöst hätte, die deutlich ge-
macht hätte, wie wichtig der Bundesregierung die 
Erhaltung unserer Wälder ist und daß sie dafür 

auch den Preis vorübergehender Unpopularität zu 
zahlen bereit ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Das Unbehagen darüber reicht ja bis in Ihre eige-
nen Reihen — etwa Baden-Württemberg —, auch 
das Unbehagen darüber, daß Sie einmal mehr für 
die Stärkeren Partei ergriffen haben, für diejeni-
gen, die Sie für die Stärkeren halten. Die Bäume 
und der Wald sind für Sie offenbar die Schwäche-
ren im Vergleich zu denen, die seit Wochen und 
Monaten mit dem Ellenbogenslogan „Freie Fahrt 
für freie Bürger" trommeln und Sie zu dieser Ent-
scheidung getrieben haben. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Das ist doch gar nicht wahr!) 

Wir werden bald erleben, daß Sie sich geirrt ha-
ben, daß die Bäume, daß der Wald nicht schweigend 
sterben, sondern einen hohen Preis für diese Fehl-
entscheidung fordern, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Eine blumige 
Sprache!) 

einen Preis, den wir alle bezahlen, nicht nur mit 
unserem Geld, sondern auch mit Gesundheit. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Sie sind heute ein 
Langweiler!) 

In diesem Sinn ist die Tempoentscheidung nicht 
zufällig, sondern symptomatisch. Sie ist kennzeich-
nend für eine Politik, die wir ablehnen, der wir 
unsere Antwort und unsere Alternative entgegen-
setzen. 

Unsere Alternative, das ist die Hilfe für die 
Schwächeren. Und es ist kennzeichnend, daß Sie 
dies als eine Politik rückwärts bezeichnen. Offen-
bar ist Hilfe für die Schwächeren für christliche 
Demokraten etwas, was der Vergangenheit ange-
hört. Sonst macht Ihr Zwischenruf keinen Sinn. 

(Beifall bei der SPD) 

Unsere Alternative ist Menschlichkeit, Vertrauen 
und Glaubwürdigkeit statt Egoismus, Ellbogenmen-
talität und kühl kalkuliertes Hantieren mit Vorur-
teilen und Emotionen. Unsere Alternative, das ist 
Zusammenführen, nicht Gegeneinander-Ausspielen 
von Lebensbereichen und Gruppen, 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

also das Zusammenführen von Technik und Le-
bensqualität, von Arbeit und Umwelt, von Ökologie 
und Ökonomie, von Stärkeren und Schwächeren. 
Unsere Antwort, das ist das solidarische Füreinan-
der-Einstehen, das ist die Bündelung der Kräfte zur 
gemeinschaftlichen Anstrengung. Unsere Devise ist 
Gerechtigkeit statt Egoismus, Anteilnahme und 
Mitmenschlichkeit statt rücksichtsloser Durchset-
zung eigener Interessen. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Unser Ziel ist der Frieden, der äußere Frieden, 
der innere, der soziale Frieden, der Frieden mit der 
Natur. Um dieses Ziel zu erreichen, braucht unser 
Volk weit in die Zukunft reichende Perspektiven, 
braucht es den breiten Dialog und die breite Zusam- 
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menarbeit, braucht es aber vor allem politische 
Führung. Das sind Sie, Herr Bundeskanzler, und 
Ihre Koalition unserem Volk schuldig geblieben. 
Deshalb stimmen wir gegen Sie, deshalb lehnen wir 
Ihren Haushalt ab. Aber dieses Nein ist zugleich ein 
Ja, ein Ja zu unserer Alternative, 

(Seiters [CDU/CSU]: Wo denn? — Dr. Wai

-

gel [CDU/CSU]: Mein Gott, wie schwach! — 
Weitere lebhafte Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

zu der Alternative, die unser Volk zu einem Bünd-
nis der Vernunft zusammenschließt und zu einer 
großen gemeinschaftlichen Anstrengung vereinigt. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der SPD 
— Zurufe von der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Jenninger: Meine Damen und Her-
ren, der Abgeordnete Dr. Kansy hat während eines 
Zwischenrufs den Ausdruck „Heuchelei" benützt. 
Ich weise diesen Ausdruck als unparlamentarisch 
zurück. 

Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Dregger. 

Dr. Dregger (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Herr Kollege Vogel, es tut mir 
leid, Ihre Rede war nicht nur lang, sie war auch 
schwach. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie haben Heiterkeitserfolge erzielt. Wenn ein so 
humorloser Mann wie Sie Heiterkeitserfolge erzielt, 
dann ist es schlimm. In dem ersten Teil Ihrer Rede 
sind Sie in allgemeine Erwägungen ausgewichen, 
die als philosophisch zu bezeichnen eine maßlose 
Übertreibung wäre. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
— Zurufe von der SPD) 

Danach haben Sie den krampfhaften und hilflosen 
Versuch gemacht, über die Wirklichkeit hinwegzu-
reden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, Herr Kollege Vogel, 
Sie können doch nicht bestreiten, daß diese Regie-
rung in den drei Jahren ihrer Amtsführung unge-
wöhnliche Erfolge erzielt hat. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP — Mann [GRÜNE]: Herr Dregger, 

Hochmut kommt vor dem Fall!) 

Das wird um so deutlicher, wenn man sie an den 
Mißerfolgen mißt, die Sie als Regierungspartei zu-
vor produziert haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich nenne fünf Errungenschaften dieser Politik von 
nur drei Jahren. 

Die erste: Wir haben wieder stabiles Geld. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, wir sind wieder Welt-
meister in Geldwertstabilität. 

(Zuruf von der SPD: In Arbeitslosigkeit!) 

1981 betrug die Entwertungsrate noch 6,3%, 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

jetzt sind es 1,8%. Und der Sachverständigenrat hält 
für das nächste Jahr 1,5 % für erreichbar. 

Meine Damen und Herren, es gibt keine größere 
soziale Errungenschaft als stabiles Geld. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Was nutzen nominale Lohn- und Rentenerhöhun-
gen, wenn sie, wie zu SPD-Zeiten, durch die Geld-
entwertung wieder aufgefressen werden? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Daß die D-Mark wieder stabil ist, verdanken wir der 
Bundesregierung, der Koalition aus CDU/CSU und 
FDP, der Deutschen Bundesbank und Tarifab-
schlüssen der Gewerkschaften und der Arbeitgeber, 
die sich der allgemeinen Lage angepaßt hatten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich bin sicher, daß Bundesregierung, Koalition 
und Bundesbank ihren erfolgreichen Kurs fortset-
zen werden. Ich hoffe, daß das auch für die Gewerk-
schaften und ihre Tarifpartner gilt. Der Sachver-
ständigenrat empfiehlt, bei Lohn- und Gehaltserhö-
hungen vom Produktivitätszuwachs auszugehen 
und es zu vermeiden, daß sich die Lohnstückkosten 
erhöhen. In der Tat, wenn noch mehr Arbeitsplätze 
geschaffen werden sollen, als wir es zur Zeit errei-
chen, dürfen die Lohnstückkosten nicht steigen. 

Zweite Errungenschaft: Wir haben wieder stei-
gende Realeinkommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Als wir 1982 die Regierung übernahmen, waren sie 
rückläufig. 

(Hornung [CDU/CSU]: Rote Zahlen!) 

Jetzt steigen sie wieder. 

(Dr. Emmerlich [SPD]: Bei den Unterneh

-

mern!) 

Im nächsten Jahr werden sie einen Sprung nach 
oben machen. Der Sachverständigenrat rechnet mit 
einem Anstieg der Realeinkommen um 5%. Da 
kommt vieles zusammen: Geldwertstabilität, Entla-
stung bei der Lohn- und Einkommensteuer, Hilfen 
für Familien und für Alleinstehende mit Kindern, 
Wohngelderhöhungen und Sozialhilfeerhöhungen. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Und höhere 
Krankenversicherungsbeiträge!) 

Meine Damen und Herren, diese Traumkombina-
tion, die erreicht worden ist, ist das Ergebnis unse-
rer Politik. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Mit der Ihren, mit Schuldenmacherei, ständigem 
Drehen an der Steuer- und Abgabenschraube, mit 
immer neuen Tests der Belastungsfähigkeit der 
Wirtschaft, wären diese Ergebnisse nicht erreichbar 
gewesen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
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Die dritte Errungenschaft: Wir haben wieder so-

lide Staatsfinanzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir haben dafür gesorgt, daß die Staatsausgaben 
langsamer steigen als das Bruttosozialprodukt. 
Wenn Sie, meine Damen und Herren, in Ihrer Ver-
antwortung so solide gewirtschaftet hätten wie wir, 
brauchten wir entweder gar keine neuen Schulden 
aufzunehmen — denn die Schulden, die wir aufneh-
men, dienen doch nur noch dazu, einen Teil der Zin-
sen für die Schulden zu bezahlen, die Sie gemacht 
haben — 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Frau Fuchs [Köln] [SPD]: So ein Unsinn!) 

oder uns stünden in dieser Legislaturperiode über 
100 Milliarden DM zur Verfügung, die wir für bes-
sere Zwecke als für Zinszahlungen an unsere Gläu-
biger verwenden könnten. Aber, meine Damen und 
Herren der SPD, an so etwas haben Sie nie ge-
dacht. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Die können nicht 
rechnen!) 

In Ihren Überlegungen kommen die Begriffe Ko-
sten und Schulden überhaupt nicht vor. Sie waren 
und Sie sind in Ihrer Politik unsolide. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das Wichtigste: Wir haben die Arbeitslosenrake-
te, die Sie, meine Damen und Herren, gezündet hat-
ten, gestoppt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

1982, beim Regierungswechsel, ging die Arbeitslo-
senzahl raketenartig nach oben. Allein 1981/1982 
stieg sie um 106 %, bei uns schneller als in jedem 
anderen Land der Europäischen Gemeinschaft. 

(Suhr [GRÜNE]: Das ist schlimm!) 

Damals waren wir auf dem Arbeitsmarkt die 
Schlechtesten. Heute sind wir zusammen mit Däne-
mark die Besten, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Frau Fuchs 
[Köln] [SPD]: Das ist nicht wahr! Eindeutig 
falsch! Sie sollten sich einmal die Zahlen 

angucken!) 

Die Beschäftigtenzahl steigt, in diesem Jahr laut 
Bundesbank um 200 000. Der Sachverständigenrat 
rechnet für das kommende Jahr mit einem weite-
ren Anstieg um 300 000 Arbeitsplätze. Warum neh-
men Sie das nicht zur Kenntnis, meine Damen und 
Herren? Paßt Ihnen das vielleicht nicht? 

(Feilcke [CDU/CSU]: Genau!) 

Warum wollen Sie den Menschen den Mut nehmen, 
den sie zu einer verstärkten Wirtschaftstätigkeit 
brauchen, zum Verbrauch und damit zur Wiederge-
winnung der Vollbeschäftigung, die es in Deutsch-
land gab, bevor Sie die Regierung übernahmen? 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP) 

Ich fasse zusammen. Was Sie verspielt hatten, 
haben wir wiedergewonnen: 

(Mann [GRÜNE]: Das war nun wirklich 
schwach!) 

solide Staatsfinanzen, stabiles Geld, wachsende Re-
aleinkommen und wachsende Beschäftigung. 

(Mann [GRÜNE]: Das ist Gesundbeten!) 

Ein Blick auf EUROSTAT, die amtliche Statistik 
der Europäischen Gemeinschaft, zeigt: Die Regie-
rung Kohl ist die erfolgreichste Regierung in der 
Europäischen Gemeinschaft. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Suhr [GRÜNE]: Bei der Vernichtung der 

Umwelt!) 

Im Umweltschutz sind wir Vorreiter in Europa. 
Die Europäische Gemeinschaft hat uns gebremst. 
Autonom hätten wir noch schärfere Schadstoffgren-
zen eingeführt, als wir sie europäisch durchsetzen 
konnten. Aber die Europäische Gemeinschaft hat 
uns auch geholfen. Ohne Europäische Gemein-
schaft würden die Schadstoffgrenzen bei unseren 
Nachbarn nicht eingeführt worden sein. Da die 
Hälfte des Drecks von außen hereingeweht wird, ist 
auch das eine Hilfe für uns, für die Entlastung unse-
rer Wälder. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Nun bleibt Ihnen, meine Damen und Herren, nur 
noch die Beschäftigung mit dem Tempolimit. Wenn 
Sie sich zusammen mit den GRÜNEN daran delek-
tieren wollen, dann wünschen wir Ihnen viel Ver-
gnügen. 

(Mann [GRÜNE]: Das ist keine Delektion!) 

Wir setzen nicht auf Verbote, die, wenn sie nicht 
einsichtig sind, ohnehin nicht eingehalten werden. 
Wir setzen auf technischen Fortschritt. Wir setzen 
auf Schadstoffbegrenzungen durch Technik. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Lange  [GRÜNE]: Haben wir hier eine 
ADAC-Hauptversammlung? — Suhr [GRÜ

-

NE]: Tausend Verkehrstote sind Ihnen 
egal!) 

Mit dem Katalysatorauto, dem bleifreien Benzin, 
der TA Luft und der Großfeuerungsanlagen-Verord-
nung haben wir schon jetzt in drei Jahren für den 
Schutz des Waldes mehr getan, als Sie es in drei-
zehn Jahren getan haben. Sie haben nämlich gar 
nichts getan. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Mann  [GRÜNE]: Sagen Sie etwas zu Herrn 

Boenisch, Herr Dregger!) 

Wir werden mit unserem Kurs fortfahren. Herr 
Kollege Vogel, falls Sie das bezweifeln sollten, 
möchte ich Ihnen empfehlen, den „Vorwärts" sorg-
fältiger zu lesen. 

(Dr. Vogel [SPD]: Danke schön!) 

Dort schreibt Rolf Dietrich Schwartz am 8. Dezem-
ber 1984 folgendes: 

Auf kaum einem anderen Gebiet wiegen die 
historischen Versäumnisse sozialdemokrati- 
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scher Regierungsverantwortung so schwer wie 
gerade auf dem Bereich des Umweltschutzes. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

... Die Aktion Sondervermögen „Arbeit und 
Umwelt" ist — so gesehen — nicht nur ein 
Dokument für verlorene Regierungsfähigkeit, 
sondern auch für verlorene Oppositionsfähig-
keit. 

— Der SPD. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

— Die GRÜNEN stimmen zu. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Ziemlich dümm

-

lich, was Sie da von sich geben!) 

So ist es, meine Damen und Herren, und damit 
bin ich bei Ihnen, bei der SPD. Auch die Opposition 
hat eine wichtige Aufgabe. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Aber die nimmt sie 
nicht wahr!) 

Deshalb ist die kritische Sonde nicht nur an die 
Regierung, sondern auch an die Opposition zu le-
gen. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Ich behaupte: Die SPD ist in ihrer gegenwärtigen 
Verfassung ohne klares Profil. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Sie ist auf allen Feldern der Politik in hohem Maße 
unglaubwürdig. Sie hat, wie Rolf Dietrich Schwartz 
im „Vorwärts" schreibt, beides verloren: die Regie-
rungs- und die Oppositionsfähigkeit. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Frau 
Fuchs [Köln] [SPD]: Stimmen Sie immer 
zu, wenn Herr Schwartz etwas schreibt? 

Ich schicke Ihnen einmal Artikel!) 

In der Wirtschafts-, Finanz- und Sozialpolitik ist 
die Glaubwürdigkeitslücke der SPD an niemandem 
besser zu verdeutlichen als an ihrem designierten 
Kanzlerkandidaten Johannes Rau. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Zuruf 
von der CDU/CSU: Wo ist er?) 

Meine Damen und Herren, er glänzt durch Abwe-
senheit! 

(Zuruf von der CDU/CSU: Zwei halbe Vor

-

sitzende! — Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Es 
wäre auch eine Zumutung, Ihnen zuzuhö

-

ren!) 

Er kann jederzeit hier auf der Bundesratsbank 
Platz nehmen. Er kann jederzeit von diesem Pult 
aus sprechen. Gerhard Stoltenberg hat ihn in der 
letzten Debatte dazu eingeladen. Aber er kneift, er 
kommt nicht. Meine Damen und Herren, das sagt 
alles! 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP — Feilcke [CDU/CSU]: Er 
möchte Herrn Vogel nicht zuhören!) 

Wenn man das berühmte „Express"-Interview 
von Rau zur Kenntnis nimmt, von dem er unter 
dem Druck der öffentlichen Meinung selbst ab-

rücken mußte, fragt man sich, ob Herr Rau nur 
lesen läßt oder selbst liest. 

(Bohl [CDU/CSU]: Er läßt sprechen!) 

Meine Damen und Herren, entweder ist seine Un-
kenntnis erschreckend groß, 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Das ist richtig!) 

oder, was schlimmer wäre, er macht den Leuten 
bewußt etwas vor. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Zurufe 
von der CDU/CSU: Beides!) 

In seinem „Express"-Interview verkündete er, 
wenn er Kanzler werde, wolle er alle Ausgabenbe-
grenzungen im Sozialbereich rückgängig machen. 

(Schmidt [Hamburg-Neustadt] [GRÜNE]: 
Das haben wir schon einmal gehört!) 

In seinem eigenen Land Nordrhein-Westfalen hat 
er soziale Leistungen — als Stichworte nenne ich 
nur: Familienerholung, Altenhilfe, Ausbildungsför-
derung, Behinderteneinrichtungen — rigoros ge-
kürzt. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Wer sich so verhält, kann sich vor der deutschen 
Öffentlichkeit nicht als sozialpolitischer Wundertä-
ter aufspielen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wer das Manna unbezahlbarer Wohltaten vom 
Himmel regnen läßt, meine Damen und Herren, ist 
nicht überzeugend! 

(Feilcke [CDU/CSU]: Rau ist unbarmher

-

zig!) 

Herr Rau ist aber nicht nur sozialpolitisch un-
glaubwürdig. Für seine Finanzpolitik gilt dasselbe. 
Sein eigener Finanzminister hat ihm den Bankrott 
vorausgesagt, falls er, Rau, so weitermacht. In dem 
berühmten Posser-Brief heißt es, Nordrhein-West-
falen habe sich in den letzten Jahren Jahr für Jahr 
um 3 bis 4 Milliarden DM übernommen. Dazu Pos

-

ser wörtlich: 

Es liegt auf der Hand, daß sich eine solche Ver-
schuldungspolitik nur wenige Jahre durchhal-
ten läßt, weil die dramatisch steigenden Zinsla-
sten den Haushalt sonst in Kürze geradezu er-
drosseln würden, wie am abschreckenden Bei-
spiel anderer hochverschuldeter Länder ... 

(Zuruf von der CDU/CSU: Bremen!) 

— dann kommt ein Klammerzusatz: Brasilien, 
Mexiko, Polen, aber auch Bremen und das Saar-
land — 

zu studieren ist. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Herr Kollege Vogel, wollen Sie die Erdrosselungs-
politik des Herrn Rau auf die Bundesrepublik 
Deutschland wirklich übertragen sehen? Das kann 
doch wohl nicht wahr sein! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
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Es ist eine beklemmende Vorstellung, 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Für Sie viel

-

leicht! Für Sie allein!) 

daß dieser Mann die mühsam erreichte Stabilisie-
rung unseres Wirtschafts-, Finanz- und Sozialsy-
stems wieder in Frage stellen könnte. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Am schlimmsten ist die Glaubwürdigkeitslücke 
der SPD in der Sicherheitspolitik. Im Hinblick auf 
die exponierte und damit immer gefährdete Lage 
unseres Landes ist sie gerade auf diesem Felde be-
sonders schlimm. 

(Lange [GRÜNE]: Sie machen es doch ge

-

fährdet!) 

Erster Punkt: Wie steht die SPD zur Bundeswehr 
und zur Landesverteidigung? 

(Zuruf von der SPD: Gut!) 

An Glückwunschadressen der SPD-Spitze zum 
Bundeswehrjubiläum hat es nicht gefehlt. Wie aber, 
Herr Kollege Vogel, läßt sich das mit der Erklärung 
Ihres Präsidiumsmitglieds — immerhin Minister-
präsident — Lafontaine, Wehrdienstverweigerung 
sei geradezu eine moralische Pflicht, vereinbaren? 

(Beifall bei Abgeordneten der GRÜNEN) 

So Ministerpräsident Lafontaine. 

(Suhr [GRÜNE]: Wo er recht hat, hat er 
recht! — Zuruf der Abg. Frau Traupe 

[SPD]) 

Das ist von Ihrer Partei noch nie zurückgewiesen 
worden. Wie können Sie es zulassen, daß unsere 
jungen Wehrpflichtigen, die das tun, was wir durch 
unsere Gesetze von ihnen verlangen, 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

in dieser unglaublichen Weise moralisch abqualifi-
ziert werden? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Beschaffen Sie 
denen lieber einen Arbeitsplatz, das ist 

wichtiger!) 

Zweites Beispiel: Manöverbehinderungen. Junge 
Soldaten wurden bei den Manövern durch Aktionen 
der sogenannten Friedensbewegung tätlich 

(Ströbele [GRÜNE]: Was heißt hier „soge

-

nannte"?) 

— weil sie unfriedlich ist, weil sie nicht den Frieden 
bewirkt, sondern das Gegenteil — angegriffen und 
als Faschisten und Hitler-Söhne beschimpft. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Unerhört!) 

Sie, Herr Brandt und Herr Vogel, haben nicht diese 
Exzesse, aber Sie haben die Aktionen derer unter-
stützt, von denen diese Exzesse ausgegangen sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Sie haben sie politisch und finanziell unterstützt. 
Auch wenn es nicht zu diesen Exzessen gekommen 
wäre, wäre es völlig unvertretbar gewesen, daß eine 
demokratische Partei Manöverbehinderungen der 

Bundeswehr, der Armee des ganzen Volkes, unter-
stützt. 

(Suhr [GRÜNE]: Da waren doch auch CDU- 
Mitglieder! — Lange [GRÜNE]: Ein Manö

-

ver ist ein Exzeß!) 

Nachdem diese Exzesse passiert waren, wäre 
eine scharfe Reaktion von seiten der SPD-Führung 
fällig gewesen. Sie unterblieb. Erst als wir Sie in 
einer Aktuellen Stunde hier in diesem Hause ge-
stellt haben, kam es von Ihrer Seite zu verlegenen 
Ausreden. 

(Suhr [GRÜNE]: Friedensbewegung ist 
Christenpflicht!) 

Zu Zeiten der beiden Männer Helmut Schmidt 
und Georg Leber, die Gott sei Dank noch zu den 
Lebenden gehören — ich erinnere mich an das, was 
Sie zu Beginn Ihrer Rede gesagt haben, Herr Kol-
lege Vogel —, Sozialdemokraten, wäre so etwas 
nicht denkbar gewesen. Aber heute bestimmen 
nicht mehr Helmut Schmidt und Georg Leber den 
Kurs der SPD, sondern Lafontaine und Eppler, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Mann  [GRÜNE]: Das wäre schön!) 

und das ist das Unglück der SPD. 

Zweite Frage: Wie steht die SPD zur Allianz? Ihr 
designierter Kanzlerkandidat hat erklärt, er würde 
alles daransetzen, den NATO-Doppelbeschluß rück-
gängig zu machen. 

(Vereinzelter Beifall bei der SPD) 

Initiiert wurde dieser Beschluß innerhalb der 
NATO durch den damals von Ihnen gestellten Bun-
deskanzler, durch Helmut Schmidt. Professor Karl 
Kaiser, auch ein lebender Sozialdemokrat und au-
ßerdem Direktor der außenpolitischen Gesellschaft, 
hat am 13. Oktober 1983 — übrigens auch im „Vor-
wärts" — erläutert, was dieser NATO-Doppelbe-
schluß bedeutet. Ich zitiere Karl Kaiser: 

Beim Doppelbeschluß geht es im Kern um die 
Frage, ob sich die Bundesrepublik Deutschland 
im Einvernehmen mit ihren Verbündeten ei-
nem sich abzeichnenden Vormachtanspruch 
der Sowjetunion über Westeuropa entgegen-
stemmt oder nicht. Dies ist eine entscheidende 
Frage nationalen Interesses, nämlich der 
Selbstbestimmung der Bundesrepublik 
Deutschland, bei der man nicht kampflos so-
wjetische Positionen übernehmen 

— Herr Kollege Vogel — 

oder dagegen gerichtete Bemühungen innenpo-
litisch untergraben darf. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Recht hat er!) 

So der Sozialdemokrat und außenpolitische Experte 
Karl Kaiser. Sie haben diese Warnungen in den 
Wind geschlagen. 

Die Frage, aus welchen Motiven, beantwortet 
Frau Professorin Gesine Schwan — auch eine Le-
bende, Gott sei Dank —, Mitglied Ihrer Partei, zeit-
weise Mitglied der Grundwertekommission der 
SPD. Gesine Schwan schrieb, die Systemfrage, d. h. 
die Bedrohung der westlichen Freiheit, werde von 
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der SPD nicht mehr gestellt. Nur wer darauf ver-
zichte und die Augen vor der sowjetischen Bedro-
hung verschließe, könne den Doppelbeschluß be-
kämpfen. 

Meine Damen und Herren, Frau Schwan fügte 
hinzu — ich zitiere —: 

Wer sich so verhält, dem bedeutet die Erhal-
tung der westlichen Freiheit nicht viel. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Herr Rau — man muß schon fast sagen: dieser 
Unglücksrabe — 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
und der FDP) 

hat mit seiner unverantwortlichen Ankündigung, er 
wolle als Kanzler den Doppelbeschluß rückgängig 
machen, das Urteil Gesine Schwans nur bestätigt. 
Und da behaupten Sie, Herr Kollege Vogel, die SPD 
bekenne sich zum Bündnis und zu dessen ideellen 
und moralischen Fundamenten. Das ist doch abso-
lut unglaubwürdig. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Eine Glaubwürdigkeitslücke der SPD gibt es 
auch in der Deutschlandpolitik. Im Godesberger 
Programm, das Sie nach langer Zeit einmal wieder 
lesen sollten, heißt es noch — ich zitiere —: 

Sie 

— die SPD — 

steht zum Grundgesetz der Bundesrepublik 
Deutschland. 

(Lambinus [SPD]: Ein gefährlicher 
Schwätzer sind Sie!) 

In seinem Sinne erstrebt sie die Einheit 
Deutschlands in gesicherter Freiheit. 

Die Spaltung Deutschlands bedroht den Frie-
den. Ihre Überwindung ist lebensnotwendig für 
das deutsche Volk. 

Erst in einem wiedervereinigten Deutschland 
wird das ganze Volk in freier Selbstbestim-
mung Inhalt und Form von Staat und Gesell-
schaft gestalten können. 

So das Godesberger Programm. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, ich kann diese alten 
Positionen der SPD Wort für Wort unterschreiben. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Frau Fuchs 
[Köln] [SPD]: Ich schicke Ihnen einen Auf

-

nahmeschein! — Weitere Zurufe von der 
SPD) 

Nur, Sie können es nicht mehr. 

(Erneute Zurufe von der SPD) 

In der SPD sind diese Aussagen nicht mehr mehr-
heitsfähig; sonst hätte Herr Rau die bedauerliche 
Äußerung des italienischen Außenministers Andre-
otti zur deutschen Frage nicht mit unverhohlener 
Genugtuung kommentiert, und sonst hätte Herr 
Apel — damals ausgerechnet auch noch als Bürger-
meisterkandidat für Berlin — nicht gesagt, die deut

-

sche Frage sei nicht mehr offen, und sonst hätte 
Herr Lafontaine nicht die gemeinsame Staatsbür-
gerschaft der Deutschen — wie jetzt in Ost-Berlin 
— in Frage gestellt. 

(Dr. Vogel [SPD]: Herr Windelen die Zuge

-

hörigkeit Berlins! — Frau Fuchs [Köln] 
[SPD]: Was macht Herr Windelen?) 

Herr Brandt hat sich von Herrn Lafontaine distan-
ziert! Ich frage: Für wie lange und aus welchen Mo-
tiven? Herr Vogel hat diese Äußerungen zunächst 
interpretiert. Meine Damen und Herren, dieses un-
würdige Hin und Her der SPD ausgerechnet dann, 
wenn es um Deutschland geht 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Dr. Vo

-

gel [SPD]: Beifall! — Weitere Zurufe von 
der SPD und den GRÜNEN) 

— Deutschland bedeutet Ihnen von den GRÜNEN 
gar nichts, das weiß ich; das unterscheidet uns —, 
zeigt, welche Kluft sich zwischen der SPD des Go-
desberger Programms und der heutigen SPD aufge-
tan hat. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Wenn Sie einen 
Stahlhelm aufhätten, wären Sie noch über

-

zeugender!) 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter Ehm-
ke, ich weise diesen Ausdruck zurück. 

(Zurufe von der SPD) 

Dr. Dregger (CDU/CSU): Herr Ehmke, meine Da-
men und Herren, wenn Sie in der Deutschlandpoli-
tik wieder glaubwürdig werden wollen, was Ihnen 
schwerfallen wird, dann müssen Sie uns und dem 
deutschen Volk verbindlich erklären, was Sie ei-
gentlich wollen. Stehen Sie zur Verfassung oder 
nicht? Ist die DDR für Sie Ausland oder nicht? Ist 
die deutsche Frage für Sie offen, oder ist sie begra-
ben? Was gilt? 

(Zurufe von der SPD) 

Wir jedenfalls bleiben dabei, daß die Teilung Ber-
lins, Deutschlands und Europas nicht die letzte 
Antwort der Geschichte sein kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Conradi 
[SPD]: Das sind diese Sprüche von Ge

-

schichte, die Antworten gibt!) 

Wir halten daran fest, daß die jetzige, aus Krieg 
und den Konflikten der Siegermächte entstandene 
Ordnung Europas durch eine Friedensordnung ab-
gelöst werden muß, die auf dem Selbstbestim-
mungsrecht der europäischen Völker und auf aus-
gehandelten Friedensverträgen der europäischen 
Staaten mit den beiden Weltmächten beruht. Die 
Überwindung der Konfrontation der Weltmächte ist 
dazu ebenso notwendig wie die Wahrung unserer 
Grundsatzpositionen in der Berlin- und in der 
Deutschlandpolitik. 

(Beifall bei der CDU/CDU) 

Darauf hat dankenswerterweise der oberste Be-
amte der amerikanischen Schutzmacht in Berlin, 
Herr Kornblum, kurz vor der Begegnung Gorbat-
schow/Reagan in Genf in klarer und überzeugender 
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Weise hingewiesen; siehe „FAZ" und „Welt" vom 
21. November dieses Jahres. Selbst Gorbatschow 
hat das nicht ausgeschlossen. Auf die Frage eines 
Journalisten in Genf nach der deutschen Wieder-
vereinigung hat Gorbatschow auf den KSZE-Pro-
zeß hingewiesen. Dieser KSZE-Prozeß schließt die 
friedlichen Veränderungen von Grenzen nicht aus. 
Herr Gorbatschow ist in der deutschen Frage aufge-
schlossener als die SPD. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Widerspruch 
bei der SPD) 

— Das ärgert Sie, aber die Wahrheit ist manchmal 
ärgerlich für die Betroffenen. Das ist nun einmal so, 
das kann ich nicht ändern. Ich muß sie doch sagen 
dürfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich kann Ihnen nur voraussagen: Sie werden mit 
Ihrer jetzigen Linie in der Deutschlandpolitik im-
mer mehr ins Abseits geraten. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Sind sie schon!) 

Sie haben Ihre Moral in der Deutschlandpolitik ver-
loren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie denken geschichtsfremd. Wer geschichtsfremd 
denkt und sich beflissen Tagesopportunitäten un-
terwirft, wird von der Geschichte widerlegt wer-
den. 

(Lambinus [SPD]: Das seid Ihr oft genug!) 

Wir jedenfalls sind überzeugt und wir werden dafür 
eintreten, 

(Dr. Vogel [SPD]: Ostverträge! Habt Ihr ab

-

gelehnt!) 

daß die friedliche Verständigung zwischen den 
Weltmächten, zu der, wie wir hoffen, in Genf der 
Grundstein gelegt wurde, die Beantwortung der 
deutschen und europäischen Frage nicht ausspart. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Aber nicht nur die Inhalte Ihrer deutschland-, au-
ßen- und sicherheitspolitischen Aktivitäten sind 
kritikwürdig, sondern auch Ihre Methoden. Wenn 
die oppositionelle SPD mit regierenden kommuni-
stischen Parteien Abkommen schließt, dann be-
treibt sie eine Nebenaußenpolitik, die illegitim ist 
und den deutschen Interessen schadet. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die SPD bietet dadurch den kommunistischen Füh-
rungen die Möglichkeit, die gewählte deutsche Re-
gierung gegen eine Opposition auszuspielen, die 
sich selbst Regierungsfunktionen anmaßt. Ich ver-
urteile dieses skandalöse Verhalten der SPD, für 
die es in der Geschichte der demokratischen Län-
der kein Beispiel gibt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die „Frankfurter Rundschau" hat am 29. Mai 1985 
zum letzten Besuch des Herrn Brandt in Moskau 
folgendes geschrieben — ich zitiere —: 

Die Sowjets können mit der Brandt-Visite zu

-

frieden sein. So viele Gleichklänge bei der Erör

-

terung so sensibler Themen wie der Rüstungs-
kontrollpolitik, der bilateralen Beziehungen 
und der Weltlage hatte es schon lange nicht 
mehr zwischen dem Kreml und einem nicht-
kommunistischen Gast gegeben. 

Wenn das zutreffen sollte, was in der „Frankfurter 
Rundschau" steht, dann hätte Herr Brandt weder 
uns noch der Sowjetunion einen Dienst erwiesen. 

Professor Karl Kaiser, der eben schon zitierte, 
immer noch lebendige Parteifreund und außen-
politische Experte der SPD, hat Ihnen aus dringen-
dem Anlaß ins Stammbuch geschrieben — ich zi-
tiere — : 

Äquidistanz 

— also gleicher Abstand von beiden Weltmäch-
ten — 

ist der Anfang vom Ende deutscher und euro-
päischer Sicherheit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich jedenfalls werde in der nächsten Woche in Mos-
kau als Mitglied einer Bundestagsdelegation nichts 
anderes sagen als das, was ich im Juni in Washing-
ton gesagt habe. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Toll! Das ist 
schon Programm! — Weiterer Zuruf von 
der SPD: Die freuen sich schon darauf!) 

Meine Damen und Herren, ich will niemanden täu-
schen: Nichts ist wichtiger als die Kalkulierbarkeit 
der deutschen Politik. Das ist für beide Seiten 
gleich wichtig. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Natürlich wollen wir Deutsche zu beiden Weltmäch-
ten möglichst gute Beziehungen unterhalten; 

(Zuruf von der SPD: Dann übt man 
schön!) 

aber wir können nicht zu beiden Seiten gleich gute 
Beziehungen unterhalten. 

Solange die Sowjetunion an der Teilung Berlins, 
Deutschlands und Europas festhält, solange sie 
nicht darauf verzichtet, Nachbarvölker gegen ihren 
Willen in ein kommunistisches Weltsystem einzufü-
gen, wie zur Zeit Afghanistan, solange wir durch 
ihre überlegene Militärmacht, ihre expansive Ideo-
logie — Weltrevolution unter sowjetischer Führung 
— und durch ihre offensive Militärdoktrin bedroht 
werden, so lange darf es keinen Zweifel geben, wer 
unser Verbündeter und neben den europäischen Al-
liierten unser Sicherheitspartner ist. Das sind die 
Vereinigten Staaten von Amerika. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Unser Verhältnis zu den USA ist daher notwendi-
gerweise ein anderes als unser Verhältnis zur So-
wjetunion. Wer wie Sie, meine Damen und Herren 
der SPD, verschiedene Tatbestände mit demselben 
Begriff kennzeichnet, Sicherheitspartnerschaft, der 
verwirrt die Menschen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
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Das ist nirgendwo gefährlicher als in der Außen-
und Sicherheitspolitik. Ich fordere Sie auf, das in 
Ihren künftigen Äußerungen zu bedenken. 

Meine Damen und Herren, Sicherheitspartner-
schaft mit den USA darf möglichst gute Beziehun-
gen zur Sowjetunion nicht ausschließen. Das Bemü-
hen darum ist im Interesse des Friedens notwendig, 
es ist auch im Interesse einer Friedensordnung für 
Europa notwendig, die nur mit beiden Weltmächten 
gemeinsam geschaffen werden kann. 

(Lange [GRÜNE]: Doch Äquivalenz!) 

Unser Ziel ist ein vereinigtes Deutschland als 
Gliedstaat eines vereinigten Europas. Das wäre 
nicht ein Zurück zur Vorkriegsordnung, aus der 
zwei Weltkriege hervorgegangen sind. Die von uns 
angestrebte Friedensordnung wäre für eine defen-
sive Sowjetunion ein Gewinn. Ein in Nationalstaa-
ten gegliedertes, aber vereinigtes Europa könnte 
nicht offensiv sein, weil das Ziele voraussetzt, auf 
sie sich die europäischen Staaten niemals einigen 
könnten. Es wäre ebensowenig offensivfähig — um 
einen historischen Vergleich zu nennen — wie das 
alte Reich, das 1806 untergegangen ist. Ein in Natio-
nalstaaten gegliedertes, aber vereinigtes Europa 
würde es beiden Weltmächten ersparen, sich in Eu-
ropa hautnah und hochgerüstet gegenüberzustehen. 
Einer Sowjetunion mit defensiver Ideologie und de-
fensiver Politik könnte ein vereinigtes Europa ein 
wertvoller Partner sein, nicht zuletzt bei der Er-
schließung ihrer unermeßlichen Reichtümer an 
Rohstoffen und Energiequellen. 

(Ströbele [GRÜNE]: Da wollt ihr wohl ran, 
was? — Zurufe von der SPD) 

Meine Damen und Herren, das ist eine Perspek-
tive — Sie sprechen wie ein Parteigänger der ande-
ren Seite, nicht wie ein deutscher Patriot —, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD) 

für die die Zeit nicht reif sein mag. 

(Dr. Vogel [SPD]: Vaterlandslose Gesel

-

len!) 

— Hören Sie zu, Herr Vogel, das ist auch für Sie 
wichtig! — Aber es ist eine Perspektive, deren Ver-
wirklichung die Würde Europas und seiner Natio-
nen wiederherstellen und auch den Interessen der 
beiden Weltmächte dienen würde, wenn diese auf 
Vorherrschaft verzichten. 

Die USA sind dazu bereit; sie ziehen ab, wenn wir 
es fordern. 

(Mann [GRÜNE]: Das ist aber ganz neu!) 

Der amerikanische Botschafter in Bonn hat es erst 
kürzlich erneut festgestellt. Ist auch die Sowjet-
union zum Abzug bereit, wenn die Europäer es for-
dern, oder will sie auf ewige Zeiten die Vorherr-
schaft über Ostmitteleuropa behaupten? Das ist 
doch die Frage. 

(Lange [GRÜNE]: Haben die Amerikaner 
das gesagt?) 

Meine Damen und Herren, aus dem Genfer Kom-
muniqué der Reagan/Gorbatschow-Begegnung  

möchte ich zwei Punkte hervorheben, die bisher 
nicht die Beachtung gefunden haben, die sie verdie-
nen. 

Ich nenne als erstes die Absicht, die chemischen 
Waffen nicht nur in Mitteleuropa, sondern weltweit 
zu beseitigen. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Machen Sie es 
doch!) 

Das ist möglich, da keine der beiden Seiten zur 
Abschreckung auf chemische Waffen angewiesen 
ist. Es geht um die Verwirklichung einer wirksamen 
Kontrolle, zu deren Vorbereitung die Bundesregie-
rung wertvolle Arbeit geleistet hat. Die Abschaf-
fung chemischer Waffen wäre ein erster großer 
Fortschritt, der weitere Fortschritte erhoffen ließe. 

Wie im Juni in Washington werde ich dieses 
Thema auch in Moskau in der nächsten Woche zum 
Gegenstand unserer Gespräche machen. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Wie denn?) 

Ein zweites. Für uns in der Mitte Europas ist es 
vielleicht noch wichtiger, daß beide Seiten in Genf 
erklärt haben, nicht nur einen atomaren und che-
mischen, sondern auch einen sogenannten konven-
tionellen Krieg unter sich selbst auf jeden Fall ver-
meiden zu wollen. Diese Erklärung schützt bei ihrer 
Realisierung auch uns, solange amerikanische 
Truppen auf deutschem Boden stationiert sind. So-
lange das der Fall ist, würde ja ein Angriff der 
Sowjetunion auf unser Land ein Angriff auf die 
Vereinigten Staaten von Amerika bedeuten. 

Ob diese Tatsache auch diejenigen nachdenklich 
machen wird, die den USA und der NATO grund-
sätzlich ablehnend gegenüberstehen, wozu heute 
leider auch große Teile der SPD gehören? Ich jeden-
falls beglückwünsche den amerikanischen Präsi-
denten und den sowjetischen Generalsekretär zu 
diesen für uns so wichtigen Abreden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, welche Felder man 
auch untersucht, ob die Deutschland-, Außen- und 
Sicherheitspolitik oder die Wirtschafts-, Finanz- 
und Sozialpolitik, das Ergebnis ist überall das glei-
che: Der Kurs der Regierung ist klar und erfolg-
reich. Der Kurs der SPD ist unklar geworden; er 
steckt voller Widersprüche und läßt Schlimmes er-
warten, wenn er verwirklicht würde. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Voraussage Ihres Parteifreundes Richard Lö-
wenthal — auch Gott sei Dank unter den Lebenden, 
Herr Kollege Vogel — aus dem Jahre 1981 ist längst 
eingetroffen: Die SPD hat sich „selbst desinte-
griert", wie Löwenthal es damals befürchtet hat. 
Auf der Suche nach der von Brandt proklamierten 
neuen Mehrheit links von der Union hat die SPD 
Kompaß und Orientierung verloren. Zur „Zerfase-
rung des außenpolitischen Profils" — so Karl Kai-
ser — kommt die Zerfaserung des gesellschaftspoli-
tischen Profils. 
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Dabei ist doch klar: Zusammengehen mit den 

GRÜNEN ist Politik gegen die Arbeitnehmer, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von den GRÜNEN) 

ist Politik gegen wissenschaftlichen und techni-
schen Fortschritt, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

gegen wirtschafts- und finanzpolitischen Sachver-
stand und gegen die Sicherheit unseres Landes. 
Herr Rappe weiß das, Herr Brandt und Herr Vogel 
nicht? 

(Zuruf von den GRÜNEN: Herr Dregger 
weiß doch alles!) 

Professor Hartmut Jaeckel, Mitglied Ihrer Partei, 
Herr Brandt und Herr Vogel, sieht die Gefahr her-
aufziehen, die SPD könne im grünen Neutralismus 
versinken. Wohin grüner Neutralismus unser Land 
und darüber hinaus die freie Welt führen würde, ist 
klar: in die Unfreiheit! 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Wenn Sie wieder regierungsfähig werden wollen, 
Herr Kollege Vogel, müssen Sie daher zunächst und 
verbindlich Ihr Verhältnis zu den GRÜNEN klären. 
Solange Sie dieser Bewegung programmatisch hin-
terherlaufen, solange Sie keine finanzierbaren Al-
ternativen zur Regierungspolitik vorlegen und so-
lange Sie konstruktive Oppositionspolitik mit Her-
absetzungen der Regierung verwechseln, bleiben 
Sie regierungsunfähig. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Während Bundeskanzler Helmut Kohl eine er-
folgreiche Bilanz vorlegen konnte und uneinge-
schränkt das Vertrauen der Koalition genießt, ist 
die SPD dabei, an der Seite der GRÜNEN zum 
Risiko für die Arbeitsplätze und für die Sicherheit 
unseres Landes zu werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Solange Sie, meine Damen und Herren, mit Spontis 
und Alternativen gemeinsame Sache machen, wie 
der wortbrüchig gewordene Herr Börner es zur Zeit 
in Hessen tut, 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Sie wissen 
nicht, was Spontis sind, was?) 

bleiben Sie unglaubwürdig. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Welchen Grund sollte es geben, Herrn Rau mehr zu 
glauben als Herrn Börner? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Alles in allem: Die SPD ist in keiner guten Ver-
fassung. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Da haben Sie 
recht, Herr Dregger!) 

Sie ist nicht in der Lage, ihre Aufgabe als Opposi-
tion konstruktiv wahrzunehmen. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Wir wollen eine 
neue Opposition! — Heiterkeit bei der 

CDU/CSU) 

Die Feststellung von Rolf-Dieter Schwartz im „Vor-
wärts" ist zutreffend: Die SPD ist zur Zeit weder 
regierungs- noch oppositionsfähig. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: So ist es! — Wei

-

tere Zurufe von der CDU/CSU) 

Bevor Sie wieder regierungsfähig werden, meine 
Damen und Herren, müssen Sie zunächst einmal 
oppositionsfähig werden. 

(Vo r s i t z: Vizepräsident Cronenberg) 

Das ist nicht leicht; wir haben das 1969 bei uns 
selbst feststellen müssen. Beides, Oppositionsfähig-
keit und Regierungsfähigkeit, ist in einem Jahr, bis 
1987, nicht zu erreichen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Deshalb sollten Sie, Herr Kollege Vogel, nicht kurz

-

atmig werden. Sie sollten sich auf eine langfristige 
Oppositionsstrategie einstellen. Das wäre gut für 
Sie, das wäre gut für die SPD, und das wäre auch 
gut für unser Land. 

Ich danke Ihnen. 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Schmidt (Hamburg). 

(Feilcke [CDU/CSU]: Aber nicht Schmidt 
[Bergedorf]! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU) 

Schmidt (Hamburg-Neustadt) (GRÜNE): Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Damit keine 
Verwechselungen aufkommen: Schmidt (Hamburg

-

Neustadt) von den GRÜNEN, nicht Schmidt (Berge-
dorf). 

(Heiterkeit und Beifall bei den GRÜNEN 
— Hornung [CDU/CSU]: Nicht überheblich 

werden!) 

Die Probleme der Menschen hier unten auf der 
Erde haben momentan eine schlechte Konjunktur 
in den Medien. Hochkonjunktur haben derzeit die 
Themen, die sich weiter oben abspielen: auf dem 
Gipfel von Genf, die Deutschen im Weltraum und 
der Aufschwung mit Eureka und SDI. 

Über den Genfer Gipfel ist so phantasiereich ge-
redet worden, so fundamental optimistisch, daß es 
schwerfällt, in diesem Fall Realpolitiker zu blei-
ben. 

(Heiterkeit und Beifall bei den GRÜNEN) 

Weil es nirgends so wichtig ist wie in der Rüstungs

-

politik, Realpolitiker zu bleiben, müssen wir auf die 
Ergebnisse von Genf in der Sache zurückkommen. 

Zur Sache gehört, daß sich in Genf zwei Männer 
getroffen haben, von denen jeder über 25 000 Atom-
raketen verfügt, mit denen er das jeweils andere 
Land, aber auch uns alle mehrfach auslöschen 
kann. Weil beide Seiten dies wissen, wissen sie 
auch, daß die Vernichtung des Gegners unweiger-
lich die eigene Vernichtung bedeutet. 

Die sogenannte Sicherheitspolitik beruht auf der 
absurden Vermutung, daß der Frieden um so siche- 
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rer ist, je sicherer die Vernichtung beider Seiten 
wird. In dieser Situation nun sind die Amerikaner 
dabei, ein Raketenabwehrsystem aufzurichten, das 
es ihnen ermöglicht, der Vernichtung zu entgehen. 
Alle Experten sagen, daß der UdSSR in dieser Si-
tuation nichts anderes übrigbleibt, als ihrerseits 
aufzurüsten und so viele Raketen zu installieren, 
daß der Abwehrschirm nicht mehr alle schlucken 
kann. 

Worum es also in Genf ging, war der Versuch, 
eine Situation herzustellen, in der SDI nicht instal-
liert wird und damit die nächste Aufrüstungsrunde 
verhindert werden kann. In dieser Hinsicht ist 
nichts, aber auch gar nichts in Genf erreicht wor-
den. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wenn alle Seiten von Erfolg sprechen, sollten Sie 
wenigstens darin übereinstimmen, was der Erfolg 
war. Herr Vogel, Sie haben heute morgen gesagt: 
Der Erfolg war,' daß über künftige Gespräche die 
Möglichkeit gegeben sei, daß Taten folgen. Sie 
meinten damit die Abschaffung von SDI. 

Dazu muß ich Ihnen sagen: Ich begrüße es, daß 
die SPD hier erklärt, sie ist gegen SDI. Dann verste-
hen wir es aber nicht, warum Ihre Mitglieder in der 
Nordatlantischen Versammlung nicht gegen SDI 
gestimmt haben, sondern sich vor wenigen Wochen 
in San Francisco der Stimmen enthalten haben. 

(Beifall des Abg. Lange [GRÜNE]) 

Herr Dregger und die CDU sagen im Grund das 
genaue Gegenteil, warum Genf ein Erfolg gewesen 
sei. Sie sagen, es war ein Erfolg, daß über die Instal-
lierung von Pershing II die Sowjets an den Ver-
handlungstisch gezwungen wurden und daß die 
Forderung der Sowjetunion nach Aufgabe von SDI 
vom Tisch sei. Sie behaupten also, Herr Vogel, es sei 
ein Erfolg in Richtung Abrüstung. Herr Dregger 
sagt, es sei ein Erfolg in Richtung Aufrüstung. 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

Weil das so ist, halten wir daran fest, daß für die 
Friedensbewegung Genf ein Mißerfolg war. 

(Beifall bei Abgeordneten der GRÜNEN) 

Daß es so ist, belegen auch die Agenturmeldungen 
nach Genf. Da lesen wir z. B., daß der Chef der For-
schung für SDI, ein General Abrahamson nach dem 
Gipfel geäußert hat, er erwarte jetzt die unmittel-
bare Anweisung von Präsident Reagan, noch „sehr 
viel schneller und effektiver" mit seinen Forschun-
gen in Sachen SDI fortzufahren. 

Dieses Ergebnis deckt sich ja auch mit dem, was 
bei früheren Abrüstungsverhandlungen herausge-
kommen ist. Dabei ist jeweils nur das vereinbart 
worden, was technologisch überflüssig geworden 
war. 1963 wurde ein Stopp von Atomtests in der 
Atmosphäre vereinbart, in einer Zeit, als beide Su-
permächte dazu übergegangen waren, diese Tests 
unterirdisch fortzuführen. 1972 unterzeichneten Ni-
xon und Breschnew den SALT-I-Vertrag, der die 
Zahl der Atomraketen begrenzte, weil beide Seiten 
dazu übergegangen waren, Mehrfachsprengköpfe 
zu installieren. 1974 wurde der ABM-Vertrag unter-

zeichnet, der absurderweise beiden Supermächten 
untersagte, sich mit dem System der Raketenab-
wehr zu schützen, ihnen aber freie Hand bei der 
Aufstellung von Angriffswaffen gab, was damals 
Priorität hatte. 

Zu den chemischen Waffen, Herr Dregger, ist zu 
sagen: Das älteste Dokument von Abrüstungsver-
handlungen ist das Genfer Protokoll von 1925. 
Darin wird die Produktion chemischer Waffen ver-
boten. Heute, 60 Jahre später, stellen wir fest: Noch 
nie hat es so viele chemische Waffen auf der Welt 
gegeben wie jetzt, und jetzt sind die Amerikaner 
dabei, neue Binärwaffen zu entwickeln. Das zeigt, 
daß Ihr Gerede, Herr Dregger, von der chemischen 
Abrüstung eben nur Gerede ist und nichts dabei 
herauskommen wird, wenn Sie in Moskau darüber 
Gespräche führen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Die wesentliche Schlußfolgerung, die wir ziehen 
müssen, ist die, daß Abrüstungen deshalb unmög-
lich sind, weil die Politiker beider Seiten entschlos-
sen sind, die Aufrüstung fortzusetzen, 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: 
Quatsch!) 

und weil dies durch eine technologische Entwick-
lung diktiert wird, die in den großen Rüstungskon-
zernen vor allem im kapitalistischen Westen vorbe-
reitet und vorangetrieben wird. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Na, na!) 

Weil das so ist, dürfen wir nicht nur, Herr Vogel, 
auf SDI starren und auf die Apokalypse, die von 
daher droht. Wir müssen auch angucken, was in 
Europa an einem neuen industriellen Komplex zu-
sammenwächst, der dreierlei vereinigt: Hochtech-
nologie, Weltraum und Rüstungskonzerne. 

Eureka — sagen Sie — ist die friedliche Alterna-
tive zu SDI. Wir weisen darauf hin, daß Ihre eige-
nen Parteifreunde in Frankreich, die französischen 
Sozialisten, durchaus offen sagen, sie verfolgten mit 
Eureka, mit der europäischen Weltraumfahrt und 
mit der europäischen Verteidigungsinitiative u. a. 
auch ein europäisches Abwehrsystem im Weltraum 
wie SDI. 

(Hört! Hört! bei den GRÜNEN) 

Zuletzt hat das Präsident Mitterrand am Abend von 
Genf in einer Pressekonferenz so bekräftigt. 

Bei Eureka war zunächst das Bemerkenswerte, 
daß der Begriff erfunden war, lange bevor das Pro-
dukt feststand. 

(Mann [GRÜNE]: Das steht ja heute noch 
nicht fest!) 

Es war bemerkenswert, daß sofort alle Staatsmän-
ner in Westeuropa sagten, Eureka sei eine hervorra-
gende Idee, obwohl niemand wußte, was Eureka 
eigentlich ist. Die Beamten im Forschungsministe-
rium haben wochenlang Überstunden machen müs-
sen, um herauszufinden, was Eureka sein könnte. 
Das war also wirklich modernstes Management: zu- 
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nächst einmal die Werbekampagne und dann die 
Suche nach dem Produkt. 

(Heiterkeit und Beifall bei den GRÜNEN) 

Seit Anfang November gibt es nun eine Eureka

-

Grundsatzerklärung. Darin steht — ich zitiere: 

Ziel von Eureka ist, durch verstärkte Zusam-
menarbeit von Unternehmen und Forschungs-
instituten auf dem Gebiet der Hochtechnolo-
gien die ... Wettbewerbsfähigkeit der Indu-
strien ... Europas auf dem Weltmarkt zu stei-
gern .. . 

Die dazu vorgesehenen Projekte — Computer, Ro-
boter, Laser usw. — sind nicht neu. Sie erhalten 
jetzt nur das Gütesiegel „Eureka". 

Wichtiger aber ist der Beschluß — ich zitiere —, 

daß Eureka zu einer Beschleunigung der lau-
fenden Bemühungen führen sollte, um ... ge-
meinsame Industrie-Normen auszuarbeiten; ... 
Handelshemmnisse ... zu beseitigen; das öf-
fentliche Beschaffungswesen zu öffnen. 

In der Summe heißt das zweierlei: Die For-
schungsförderungen für Großprojekte werden wei-
terhin aufgestockt; es gibt noch mehr Subventionen. 
Zweitens soll für bestimmte Industriezweige der 
westeuropäische Markt geöffnet werden. Haupt-
nutznießer sind die Elektronikkonzerne, die am 
Tropf staatlicher Aufträge hängen. Musterfall ist 
bei uns in der Bundesrepublik Siemens, das heute 
nicht nur der größte Hauptauftragnehmer bei der 
Bundespost ist; bei einer Gesamtauftragssumme 
von 15 Milliarden DM. Siemens ist auch der Haupt-
auftragnehmer bei den militärischen Beschaffun-
gen der Bundeswehr in derselben Größenordnung. 

(Zuruf von den GRÜNEN) 

Wenn jetzt die europäischen Märkte für Siemens, 
SEL, AEG, Philips usw. geöffnet werden, dann hat 
das das Ziel, in Westeuropa Konzerne zu schaffen, 
die über einen Markt vergleichbar dem amerikani-
schen verfügen. Damit sollen also Superkonzerne 
gebildet werden, die auch hinsichtlich Forschung 
und Rüstung den amerikanischen gleichrangig 
sind. 

Dabei ist richtig, daß Eureka kein erklärtes Mili-
tärprogramm ist. Es orientiert sich aber an densel-
ben Großtechnologien, und es wendet sich an die 
Konzerne, die nicht zufällig Weltraumtechnik, 
Großtechnologien allgemein und Rüstung unter ei-
nem Dach verbinden. Insgesamt werden hier also 
die industriellen Grundlagen dafür geschaffen, daß 
es Westeuropa möglich wird, in den 90er Jahren mit 
SDI gleichzuziehen und dieselbe Aufrüstungspolitik 
zu betreiben, die die USA heute planen. 

Nun hören wir immer wieder, daß die Förderung 
von Hochtechnologien die einzige Möglichkeit sei, 
die Wirtschaft in Schwung zu bringen und die Ar-
beitslosigkeit zu beseitigen. Halten wir deshalb zu-
nächst fest, daß die beiden Staaten, die am meisten 
für Hochtechnologien an Milliarden ausgeben, die 
USA und Frankreich — die USA betreiben heute zu 
über 50% ihrer Forschungspolitik im militärischen 
Bereich —, in der industriellen Massenfertigung  

immer mehr zurückfallen und absolut zweitrangig 
werden. 

Zweitens, Bei der Frage nach dem wirtschaftli-
chen Nutzen ist es interessant, zu lesen und zu 
hören, wie der Nutzen der Weltraumfahrt ist. We-
nige Tage nach dem ersten deutschen Raumfahrt-
unternehmen D 1 fand im Ausschuß für Forschung 
und Technologie eine Anhörung mit Experten dazu 
statt. Da wurde erstens gesagt, daß wir den Astro-
nauten dafür danken, daß sie heil wieder auf die 
Erde gekommen sind. Dem kann man sich so weit 
anschließen. Denn das ist wahrlich ein erfreuliche-
res Ergebnis modernster Verkehrspolitik als das, 
was wir Woche für Woche auf deutschen Autobah-
nen erleben. 

(Heiterkeit und Beifall bei den GRÜNEN) 

Das erlaubt einen Schlenker zur Problematik des 
Tempolimits. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

— Ja, das ist ein wichtiger Schlenker. Es ist ein 
Wahnsinn, darüber froh zu sein, daß ein halbes Dut-
zend Astronauten heil zurückgekehrt sind und die-
ses Problem verkehrspolitisch gelöst ist, zugleich 
aber die totale Unfähigkeit besteht, die Probleme 
des Massenverkehrs auf der Erde zu lösen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Dazu ist das Tempolimit eine wichtige und notwen-
dige Maßnahme. Wenn es nur dazu käme, daß über 
das Tempolimit erreicht würde, daß von den vielen 
Tausenden von Verkehrstoten im Jahr einige we-
nige gerettet würden, dann wäre das allein schon 
eine tausendfache Begründung für die Berechti-
gung von Tempo 100 auf den Autobahnen und von 
Tempo 80 auf den Landstraßen. Aber es geht auch 
darum, die ökologischen Schäden über ein Tempoli-
mit zu reduzieren. Was da zur Auswertung des 
Großversuchs von Regierungsseite gesagt wurde, 
ist wirklich hanebüchen. Herr Zimmermann hatte 
die Stirn, zu sagen: erstens bringt das Tempolimit 
nichts in Sachen Schadensminderung, und 

(Zuruf von den GRÜNEN: Verdummung!) 

zweitens wird es nicht befolgt. Herr Zimmermann, 
umgekehrt wird ein Schuh draus. Wenn das Tempo-
limit flächendeckend eingeführt wird und die Re-
gierung dafür sorgt, daß es befolgt wird, dann ist es 
auch möglich, die Schadensminderung in einem 
Umfang zu betreiben, daß der Wald wenigstens eine 
Chance hat weiterzuleben. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Zurück zur D-1-Mission und zum wirtschaftli-
chen Nutzen der Weltraumfahrt. Wir haben in der 
Anhörung im Ausschuß gehört, daß die bisherige 
Bilanz so aussieht, daß 13 Jahre Weltraumförde-
rung mit 10 Milliarden DM Aufwand betrieben wor-
den ist, und wir haben gehört, über diese Politik 
sind gerade mal ein paar tausend Arbeitsplätze ge-
sichert worden. Das ist dieselbe Politik wie bei der 
Wiederaufbereitungsanlage in Wackersdorf, wo 
ebenfalls 10 Milliarden DM investiert werden und, 
wie wir hörten, 1 600 Arbeitsplätze geschaffen wer-
den.  Wir wollen über einen wirtschaftlichen Nutzen 
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der Weltraumfahrt nicht streiten, nämlich darüber, 
daß es möglich ist, Geschäfte zu machen über die 
Vermietung von Wetter- und Fernsehsatelliten. Da-
für haben wir dann zwar kein besseres Wetter, kön-
nen aber jeden Abend im Fernsehen über Welt-
raumfotos sehen, warum es schlecht ist, und kön-
nen uns anschließend im privaten Fernsehen aus 
dem Weltraum ansehen, was die Werbung an neuen 
Dummheiten zu bieten hat. Das Ganze, wie gesagt, 
mit 10 Milliarden DM Aufwand. 

Wie sieht es mit dem künftigen wirtschaftlichen 
Nutzen der Weltraumfahrt aus? Dazu will ich zitie-
ren, was ein führender Unternehmensberater bei 
der Anhörung in Sachen High Tech geäußert hat: 

Der unmittelbare Zusammenhang zwischen 
Weltraumtechnik und wirtschaftlicher Wettbe-
werbsfähigkeit ist offensichtlich viel geringer 
als dargestellt. Die Computerentwicklung er-
folgt inzwischen unabhängig von der Entwick-
lung der Weltraumfahrt. 

Und ein Technologietransfer aus der Weltraumtech-
nik in die allgemeine Wirtschaft sei ganz offensicht-
lich schwer zu beweisen. — Und abschließend kriti-
siert er: 

Hier werden Großprojekte in Angriff genom-
men, ohne daß ihr gesellschaftlicher und wirt-
schaftlicher Nutzen geklärt ist. 

Das sagt, wohlgemerkt, kein grüner Industriefeind, 
das sagt ein Mann, der sein Geld damit verdient, 
der Industrie Tips zu geben, mit welchen neuen 
Technologien sie Gewinne machen kann. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Von dem möchte 
ich keinen Tip haben!) 

Und dieser Mann sagt: Raumfahrt ist wirtschaftlich 
uninteressant, und ein Technologietransfer findet 
nicht statt. 

Die Erklärung, warum das so ist, ist sehr einfach. 
Weltraumtechnologien haben nämlich die Eigen-
schaft, daß sie nur im Weltraum selbst von Nutzen 
sind, nur für die Weltraumindustrie, aber keinen 
Nutzen im Hinblick auf die Probleme bringen, die 
uns auf der Welt bedrücken. 

(Jung [Lörrach] [CDU/CSU]: Auch das 
stimmt überhaupt nicht, Herr Schmidt!) 

— Dies stimmt absolut; denn das ist bei der Anhö-
rung von Experten, die wirklich kein Interesse 
daran haben, die Bundesregierung von links zu kri-
tisieren, so betont worden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Nichts ist abso

-

lut!) 

Es lohnt sich zweifellos für die paar Raumfahrt-
unternehmen, die die Millionen-Aufträge bekom-
men. Dem hat auch entsprochen, daß die Regierung 
nichts Besseres wußte, als die Vertreter von MBB, 
von SEL, von MAN, von der AEG, von Dornier usw. 
als Gutachter zu dem Hearing einzuladen. Die ha-
ben natürlich Stein und Bein geschworen, daß Welt-
raumfahrt ein absolut lohnendes Geschäft sei. Da-
bei haben sie auch nicht gelogen. Für sie ist es ein 
Geschäft. 

(Heiterkeit bei den GRÜNEN)  

Nur, nach derselben Methode könnte man zur Klä-
rung der Frage, ob denn Parteispenden eine gesell-
schaftlich nützliche Sache seien, die Herren Flick 
und Brauchitsch und die Herren Lambsdorff und 
Friderichs einladen. Natürlich würden auch die 
beeiden, daß Parteispenden, die sie einkassieren, 
eine gesellschaftlich nützliche Sache sind. Da wür-
den sie nicht einmal Falschaussagen machen müs-
sen. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Dr. Fried

-
mann [CDU/CSU]: Sie finanzieren sich zu 
70 % aus Steuergeldern! — Gegenruf von 
den GRÜNEN: 50 %! — Zuruf von der CDU/ 

CSU: Das sind 50 % zuviel!) 

Zweitens müssen wir erkennen, daß jede Art von 
Weltraumforschung im Zusammenhang mit be-
mannter Weltraumfahrt einen sehr präzisen mili-
tärischen Nutzen hat; denn die Produkte, die auf 
der Erde nicht gebraucht werden, werden benötigt, 
um eben solche militärischen Systeme wie SDI, wie 
die Raketenabwehr im Weltraum, aufzubauen. 

Wer also sagt: Weltraumrüstung, klar, dafür sind 
wir, sie darf aber nur nicht zu militärischen 
Zwecken mißbraucht werden, der ist ungefähr so 
logisch wie jemand, der sagt: Für die Zigarettenin-
dustrie, klar, da sind wir, die Zigaretten dürfen nur 
nicht zum Rauchen mißbraucht werden. 

Das Weltraumabenteuer wird heute auch ideolo-
gisch mißbraucht. Ich habe von den vielen Berich-
ten über das D-1-Abenteuer den am schönsten ge-
funden, der in der „Quick" stand. In der „Quick" 
waren zwei große Reportagen. In der ersten Repor-
tage wurden die tüchtigen deutschen Astronauten 
im Weltraum gefeiert, und Franz Josef Strauß 
wurde mit den Worten zitiert - ich zitiere meiner-
seits —: 

Die bescheidenen öffentlichen Mittel für den 
deutschen Raumflug — er sprach von 400 Mil-
lionen DM — zahlen sich für unsere Industrie 
um ein Vielfaches aus. Das ist ein riesiger Er-
folg für die Menschheit auf dem Weg nach oben 
in eine bessere Zukunft. 

In der zweiten Reportage stellt die „Quick" dar, was 
hier unten auf der Erde den Weg nach oben behin-
dert — ich zitiere wiederum —: 

Rund 2,15 Millionen Arbeitslose gibt es heute in 
der Bundesrepublik. Fragen Sie nicht auch 
manchmal, wie viele davon Drückeberger 
sind? 

In dieser Serie über Mißstände bringt „Quick" 
alarmierendes Material über falsche Arbeits-
lose und Drückeberger. 

Das ist eine Stimmungsmache, die sich nahtlos in 
die Regierungspolitik einfügt. Denn auch in der Re-
gierungspolitik wird in diesem Jahr wieder Jagd 
auf sogenannte Drückeberger gemacht. Mit der Ä n-
derung des Arbeitsförderungsgesetzes sind ehema-
lige Lehrlinge herabgestuft worden, erhalten Er-
werbslose Arbeitslosenhilfe nur noch nach der Ar-
beitsmarktlage, nicht mehr nach der Qualifikation, 
und neuerdings beginnt die Regierung auch in die 
Privatverhältnisse hineinzuschnüffeln, indem sie 
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untersuchen läßt, wo Leute, die zusammen wohnen, 
eine eheähnliche Beziehung haben, um dann deren 
Arbeitslosenhilfe zu kürzen, wenn sich herausstellt, 
daß ein eheähnliches Verhältnis besteht. Das ist be-
merkenswert, weil hier die Regierung erstmalig die 
Gleichstellung von normalen Partnerschaften mit 
Ehen praktiziert, aber natürlich nur, um ihren So-
zialabbau besser fortsetzen zu können. 

(Bühler [Bruchsal] [CDU/CSU]: Quatsch!) 

Die schlimmste sozialpolitische Maßnahme, die 
die Regierung plant, ist die Änderung des § 116 des 
Arbeitsförderungsgesetzes, zu der Herr Dregger 
heute bemerkenswerterweise nichts gesagt hat. Wir 
sagen dazu: Es ist eine schamlose Lüge zu behaup-
ten, daß die Änderung des § 116 des Arbeitsförde-
rungsgesetzes deshalb geplant wird, weil die 
Streiks der Metaller im letzten Jahr dieses notwen-
dig machen. Wir haben letzte Woche gelesen, daß 
die Metallindustrie in diesem Jahr wie die Teufel 
investiert, daß sie 200 000 Neueinstellungen vorge-
nommen und daß sie Erweiterungsinvestitionen in 
jeder Höhe gemacht hat. Das ist nur ein Beleg da-
für, daß die 38,5-Stunden-Woche für die Metallin-
dustrie ein großes Geschäft gewesen ist, 

Worum es bei der Änderung des § 116 in Wirklich-
keit geht, ist, die Streikfähigkeit in den Großbetrie-
ben einzuschränken und abzuschaffen. 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Richtig!) 

Denn dort werden in aller Regel die Schwerpunkt-
streiks begonnen und durchgeführt. Wenn dort aber 
gestreikt wird und den Arbeitgebern erlaubt wird, 
die Arbeitnehmer der Zuliefer- und Abnehmerbe-
triebe auszusperren, und der Bundesanstalt verbo-
ten wird, Kurzarbeitergeld zu zahlen, dann ist kein 
Schwerpunktstreik mehr durchhaltbar. Wenn damit 
die Großbetriebe für Tarifkämpfe neutralisiert wer-
den, dann bricht die ganze tarifpolitische Solidarge-
meinschaft der Arbeitnehmer und des DGB ausein-
ander. Dann ist die Politik möglich, die Herr Bange-
mann hier seit Monaten propagiert. Dann ist es 
möglich, die unteren Lohngruppen weiter nach un-
ten zu „flexibilisieren" und die Löhne in den struk-
turschwachen Branchen nach unten zu bringen. 

Deswegen sagen die GRÜNEN: Erstens. Wir leh-
nen jede Änderung des § 116 des Arbeitsförderungs-
gesetzes entschieden ab. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Zweitens. Wer Aufklärung dafür benötigt, wohin die 
Änderung des § 116 führen wird, der soll sich anguk-
ken, was in den USA los ist. Dort stehen Woche für 
Woche vollzeitbeschäftigte Arbeitnehmer vor den 
Fürsorgestellen in Schlangen, um sich Lebensmit-
telzuteilungen abzuholen, weil der Lohn so niedrig 
ist, daß sie allein davon nicht leben können. Sollte 
die CDU diesen Paragraphen ändern, sagen wir 
schon jetzt voraus: Wir werden im Wahlkampf ge-
rade die Arbeitnehmer darauf aufmerksam ma-
chen, daß sich jeder, der überlegt, CDU/CSU oder 
FDP zu wählen, vorher ansehen sollte, was in den 
USA heute vor den Fürsorgeämtern los ist: 35 Mil-
lionen Arbeitnehmer, die ganztags arbeiten, müs-
sen trotzdem von der Sozialfürsorge leben. 

Um zu begreifen, worum es geht, muß man sich 
anhören, was die Kriegsberichterstatter der Arbeit-
geberseite zur Änderung des § 116 schreiben. Ich 
zitiere einen Herrn Mundorf, der im „Handelsblatt" 
vor wenigen Tagen über Schwerpunktstreiks ge-
schrieben hat: 

In diesen Stellvertreter-Kriegen gibt es keine 
Neutralen. Auch die Arbeitnehmer, die streik-
bedingt in anderen Tarifgebieten kurzarbeiten 
müssen, sind Kombattanten, sind sie doch auch 
am Kriegsgewinn beteiligt. 

Genau darum geht es aber der Regierung: das Ta-
rifrecht in ein Kriegsrecht umzuwandeln, damit die 
Arbeitnehmer dann geschlagen werden können. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Zurufe von 
der CDU/CSU: Eine unglaubliche Formu

-

lierung! — So ein Mist! — Wüste Hetze ist 
das!) 

Ich habe eingangs gesagt: Das, was momentan in 
der Öffentlichkeit diskutiert wird, ist sehr nach 
oben gerichtet, blickt in die Sterne und vernachläs-
sigt die Probleme hier unten. Es gibt neben der 
Bejahung der NATO und der Marktwirtschaft, in 
der alle sich einig sind, eine neue einheitliche 
Staatsideologie, und das ist die Bejahung der Hoch-
technologie. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter 
Schmidt (Hamburg-Neustadt), ich muß Sie darauf 
aufmerksam machen, daß Sie Ihre Redezeit schon 
deutlich überschritten haben. 

Schmidt (Hamburg-Neustadt) (GRÜNE): Gestat-
ten Sie mir trotzdem eine Schlußbemerkung, Herr 
Präsident. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Es 
wird auch immer schlechter! Er sollte auf

-

hören!) 

Die GRÜNEN werden auch in dieser Haushaltsde-
batte die schwierige Aufgabe übernehmen, zu sa-
gen, daß nur eine Absage an Hochtechnologien die 
Probleme lösen hilft, um die es uns GRÜNEN geht: 
die Bekämpfung der Massenerwerbslosigkeit und 
die Bekämpfung der Naturzerstörung. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Herr 
Bundesminister für Wirtschaft. 

Dr. Bangemann, Bundesminister für Wirtschaft: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Die Beschreibung der Ausgangssituation, 
die Darstellung der Probleme, vor denen wir alle 
gemeinsam stehen, wird sicher ein Stück Gemein-
samkeit in dieser Debatte sein. Bei den Schlußfolge-
rungen, die wir daraus ziehen, bei den Möglichkei-
ten, die wir sehen, die Probleme zu überwinden, zei-
gen sich aber schon jetzt tiefe Unterschiede. Das ist 
nicht nur eine Frage des sachlichen Ansatzes, son-
dern dahinter verbirgt sich auch ein Unterschied in 
der Einstellung zu den Problemen. 
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Es gibt die negative, verzweifelte Reaktion der 

Weltuntergangspropheten, die die Beschreibung der 
Probleme eigentlich nur brauchen, um ihre eigene 
verzweifelte Gemütsstimmung immer wieder zu 
vertiefen. 

Es gibt daneben die etwas abgemilderte Haltung 
derjenigen, die am liebsten den Mangel verwalten 
möchten, weil darin ein masochistisches Element 
liegt; und die die Problembeschreibung benutzen, 
um die Menschen noch mehr zu gängeln, ihnen 
noch mehr Vorschriften vorzugeben, sie noch mehr 
daran zu hindern, ein Leben zu führen, wie sie es 
sich vorstellen, und die daraus eine scheinbare mo-
ralische Rechtfertigung beziehen. 

Es gibt schließlich die Reaktion, von der sich 
diese Regierung und die Parteien, die sie tragen, lei-
ten lassen: Ein Problem ist dazu da, daß man es 
überwindet. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

In der Politik wird Gestaltungskraft, die sich aus 
dem Bewußtsein ergibt, daß man fähig und in der 
Lage ist, mit den Problemen fertig zu werden, von 
den Bürgern immer noch eher geschätzt als die 
Schwarzmalerei, als die Beschreibung eines un-
glücklichen Zustandes, zu dessen Bewältigung man 
dann gar nichts mehr beitragen will, weil man im 
Grunde politisch von diesem schlechten Zustand le-
ben muß. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Das läßt sich sehr schön am Beispiel der Techno-
logie darlegen. Natürlich werden — niemand be-
streitet das — mit den modernen Entwicklungen im 
Bereich der Technologie im weiten Sinne — ein-
schließlich dessen, was die Biotechnologie vermag 
oder noch wird leisten können — Grenzen deutlich, 
die eine Herausforderung sind, und zwar nicht nur 
in einem technischen, sondern auch in einem mora-
lischen Sinne. Weil diese Grenzen technisch sehr 
weit gezogen werden können, brauchen wir eine 
moralische Anstrengung, um zuvor moralische, 
menschliche Grenzen setzen zu können. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Aber auch diese Anstrengung ist nur möglich und 
wird nur dann zum Erfolg führen, wenn man weiß: 
Man kann es schaffen. 

Meine Damen und Herren, der Mensch hat im-
mer vor solchen Herausforderungen der Technolo-
gie gestanden. Nur haben wir jetzt ein Empfinden 
dafür, daß Grenzen überschritten werden, die in der 
Vergangenheit nicht in dieser Form vorhanden wa-
ren, weil wir zum erstenmal ein Bewußtsein dafür 
entwickeln, daß der Mensch technologisch die Fä-
higkeit erlangt hat, die Welt, auf der er lebt, zu 
einem lebensunwerten, lebensunfähigen Ort zu ma-
chen. 

(Zustimmung des Abg. Dr. Vogel [SPD]) 

Diese Herausforderung, die wir jetzt zum erstenmal 
erblicken, ist neu. Ihr zu begegnen verlangt natür-
lich eine besondere Anstrengung. Aber der Weg, 
den viele vor Augen haben und den sie für möglich 
halten, gerade bei der Bewältigung dieser Heraus

-

forderung auf die Technologie zu verzichten, also 
bewußt einen Schritt zurück zu machen, sozusagen 
seine eigene Vergangenheit, seine eigene Ge-
schichte als eine schützende Höhle, schützend vor 
den Herausforderungen und vor den Risiken der 
Gegenwart und Zukunft, aufzusuchen, ist nicht 
gangbar. Das unterscheidet uns auch in dem Ver-
such, dieses Problem zu bewältigen. Man kann es, 
wenn Sie wollen, wirtschaftlich beschreiben, man 
kann es an Hand der Herausforderungen der Si-
cherheitspolitik beschreiben. Beides möchte ich 
tun. 

Dabei gilt auch eines nicht mehr, verehrter Kol-
lege Vogel, die alte Zweiteilung der Welt, die Sie 
immer wieder vornehmen. Auch in Ihrer Rede spra-
chen Sie von denen da unten und denen da oben, 
von den Schwachen und von den Starken, von den 
Armen und den Reichen. 

(Dr. Vogel [SPD]: Die gibt es doch weiß 
Gott noch! — Weitere Zurufe von der SPD 

und den GRÜNEN) 

— Nun warten Sie doch erst einmal ab, bis ich mei-
nen Satz zu Ende gebracht habe. Wenn wir dieses 
Problem gemeinsam bewältigen wollen, müssen Sie 
sich erst einmal anhören, was ich dazu vorschlage. 
Sie können es ja immer noch ablehnen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Natürlich gibt es diese Zweiteilung noch, aber 
daraus den Schluß zu ziehen, daß sie zur Grundlage 
von Politik werden kann, daß man also die Ideale 
des Klassenkampfes hier noch anlegen kann und 
daß man diese Zweiteilung der politischen Welt 
auch noch perpetuiert — — 

(Dr.  Vogel [SPD]: „Solidarität" haben wir 
gesagt!) 

— Wenn Sie das nicht wollen, Herr Kollege Vogel, 
dann gehen Sie doch mit uns zunächst einmal zum 
Vorstand der IG Metall und sorgen Sie dafür, daß 
das Bild in der Zeitung der IG Metall, wo ein De-
monstrant gezeigt wird, auf dessen Plakat, das er 
vor sich herträgt, steht: „Die Nazis haben die Ge-
werkschaften abgeschafft, diese Regierung will sie 
ausbluten", mit dieser Art von Klassenkampf nicht 
mehr gezeigt wird. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Dr.  Ehmke [Bonn] [SPD]: Das stimmt 

doch!) 

Wer hat denn die sogenannten Mahnwachen vor 
wessen Haus gestellt und damit die Kinder er-
schreckt? Wer hat das denn gemacht? 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU: Dr. 
Soell [SPD]: An die Adresse da drüben 
müssen Sie sich wenden wegen der Mahn

-

wachen!) 

— Nein. Ich halte eine Mahnwache vor Ihrem Haus, 
vor dem Haus jedes hier Sitzenden, vor dem Hause 
eines jeden Menschen, für eine Angst- und Ein-
schüchterungstaktik, die unmenschlich ist und die 
ich bei Ihnen genauso kritisieren würde wie bei 
jedem anderen auch. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
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Sie wissen zumal ganz genau, daß Kinder von 

Politikern sowieso in einer Situation leben, die man 
eigentlich Menschen ersparen sollte. 

(Widerspruch bei der SPD) 

— Doch, das ist so. Im Zeitalter des Terrorismus, wo 
Kinder wissen, daß ihre Eltern, ihre Mütter und 
Väter, in der Politik in einer besonderen Gefähr-
dungssituation leben — und sie selbst damit 
auch —, ist das, wie ich finde, eine Bemerkung, die 
schon einmal angebracht ist und die man sehr wohl 
machen kann. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU: 
Zurufe von der SPD) 

Ich finde es auch nicht gut, daß man in einer 
Gesellschaft, wenn auch nur verbal, einen Gegen-
satz zwischen denen, die leistungsfähiger sind als 
andere, und denen, die diese Fähigkeit entweder 
nicht aufbringen können, zum Teil auch manchmal 
auch nicht aufbringen wollen, was ich gar nicht un-
tersuchen will, herbeiführt. 

(Dr. Vogel [SPD]: „Leistung muß sich wie

-

der lohnen!") 

— Ich will Ihnen sagen, warum „Leistung muß sich 
wieder lohnen" ein Grundsatz der Solidarität in ei-
ner liberalen offenen Gesellschaft ist, 

(Zuruf von der SPD: Vor allem bei den 
Zahnärzten!) 

weil nämlich in der Vergangenheit solcher Gesell-
schaften Solidarität immer schon auf zweierlei be-
ruhte, daß es nämlich Menschen gab, die aber nicht 
deswegen als mindere Menschen angesehen wur-
den, weil sie weniger leisten konnten, sondern die 
sehr wohl ihren Platz in der Gesellschaft hatten, die 
aber auch anerkannten, daß andere, die mehr gelei-
stet haben, das nicht nur aus Egoismus, aus Ge-
winnsucht gemacht haben, sondern aus der Bereit-
schaft heraus, in einer Solidarität für die gesamte 
Gesellschaft auch für die Schwachen etwas zu lei-
sten. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Mann  [GRÜNE]: Die Solidarität der Steu

-

erflüchtigen à la Boris Becker!) 

Das ist der Geist von Robert Bosch, den Sie auch 
vergessen haben. Dieser Mann hat damals mehr 
geleistet als der Durchschnitt der Menschen, die zu 
seiner Zeit lebten und arbeiteten. Auf Grund dessen 
Lebensleistung haben heute viele Menschen einen 
Arbeitsplatz, und viele, die keinen haben, können 
wenigstens die materielle Sicherheit von dieser Ge-
sellschaft beziehen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Diesen Geist von Robert Bosch meinen wir, wenn 
wir sagen: Es muß sich wieder lohnen, etwas zu lei-
sten; und das meinen wir, meine Damen und Her-
ren, wenn wir sagen: Leistung gehört auch zu einem 
erfüllten Leben eines Menschen. 

(Gansel [SPD]: Hat Herr Bosch seine Lei

-

stung jemals vom Steuersatz abhängig ge

-

macht?) 

Das müßten Sie doch eigentlich selber auch sagen, 
wenn Sie mit uns die Arbeitslosigkeit beklagen. 
Warum ist Arbeitslosigkeit ein so furchtbares 
Schicksal? Natürlich auch wegen der materiellen 
Verluste, aber — Herr Vogel, darüber werden wir 
uns doch einig sein — in erster Linie doch wegen 
des Verlustes an Lebenschancen, den diese Men-
schen dadurch erleiden. 

(Dr. Vogel [SPD]: Wem sagen Sie denn das? 
— Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Macht doch 
was dagegen! — Weitere Zurufe von der 

SPD) 

— Wenn Sie mit uns darin nicht mehr übereinstim-
men, dann weiß ich nun wirklich nicht, wo wir diese 
Solidarität noch gemeinsam suchen sollen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Wir wollen diese Solidarität in der Gesellschaft 
auf allen, die in einer Gesellschaft leben, aufbauen, 

(Zuruf von den GRÜNEN: Heuchelei!) 

nicht auf einzelnen Schichten und nicht auf einzel-
nen Klassen. 

(Beifall bei der FDP — Zustimmung bei 
der CDU/CSU) 

Es beginnt sich ja auch bei Ihnen herumzuspre-
chen — Ihre Rede, Herr Vogel, hat das heute mor-
gen ja schon gezeigt, das ehrt Sie; Sie haben auch 
Herrn Rühe ehrend erwähnt —, daß wir in den 
wichtigen wirtschaftspolitischen Bereichen — auf 
den Arbeitsmarkt komme ich noch einmal geson-
dert zu sprechen — eine hervorragende Bilanz vor-
zulegen haben. 

(Dr. Vogel [SPD]: Das hatten wir im inter

-

nationalen Vergleich immer! Der Lambs

-

dorff war doch nicht schlechter als Sie! Ma

-

chen Sie doch den Lambsdorff nicht 
schlecht! Miserabler Lambsdorff!) 

— Wir haben nicht nur im internationalen Ver-
gleich eine hervorragende Bilanz aufzuweisen, son-
dern, Herr Vogel, auch in absoluten Zahlen. Wir hat-
ten vor 15 Jahren übers Jahr gerechnet eine Preis-
steigerungsrate von 2 %. Die Sachverständigen sa-
gen uns für das nächste Jahr Preissteigerungen in 
Höhe von 1,5% voraus. Wir werden in diesem Jahr 
einen Überschuß in der Außenhandelsbilanz von 
etwa 70 Milliarden DM haben; im nächsten Jahr 
wird es wahrscheinlich noch mehr sein. Auch das 
sagen die Sachverständigen voraus. Wir haben ein 
Wirtschaftswachstum, das sich im nächsten Jahr 
noch steigern wird und von dem die Sachverständi-
gen sagen, daß es sich auch darüber hinaus fortset-
zen wird. Wo hat es das vorher in dieser Weise 
schon einmal gegeben? 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

Das wirkt sich auch auf den Arbeitsmarkt aus. 
Wir werden in diesem Jahr 200 000 Arbeitsplätze 
mehr haben. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Rambo!) 
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Wir werden nach der Schätzung der Sachverständi-
gen im nächsten Jahr 300 000 Arbeitsplätze mehr 
haben. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Und 500 000 Ar

-

beitslose mehr!) 

Ein Institut ist gestern sogar noch über diese Zah-
len hinausgegangen. Das Wirtschaftswachstum 
wird sich auf dem Arbeitsmarkt bemerkbar ma-
chen. 

(Rusche [GRÜNE]: Wann denn?) 

— „Wann denn?"; ich sage es noch einmal, ganz 
langsam, damit Sie es auch wirklich verstehen: 

(Lachen bei den GRÜNEN) 

in diesem Jahr 200 000 Arbeitsplätze mehr. Im 
nächsten Jahr sagen die Sachverständigen 300 000 
Arbeitsplätze mehr voraus. Ein Institut hat gestern 
gesagt, daß es 330 000 Arbeitsplätze mehr sein wer-
den. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, diese Entwicklung — 
darüber machen wir uns überhaupt keine Illusio-
nen — 

(Suhr [GRÜNE]: Doch!) 

wird einen Teil der Arbeitslosen nur schwer errei-
chen, 

(Dr. Vogel [SPD]: Aha!) 

nämlich diejenigen Arbeitslosen, die dieser moder-
nen technologischen Gesellschaft, die auf hohem 
technologischem Niveau arbeitet, nicht mit dem ei-
genen persönlichen Rüstzeug gegenübertreten kön-
nen. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Weil 1 Million von den jetzt 2 Millionen Arbeitslo-
sen keine abgeschlossene Schulbildung bzw. keine 
abgeschlossene Berufsausbildung haben, haben wir 
Qualifikationsmaßnahmen in Gang gesetzt. Wir ha-
ben dabei Priorität darauf gelegt, daß sich diese 
Arbeitslosen, wenn sie es wollen, aus Mitteln der 
Bundesanstalt besser qualifizieren können. Denn 
wir werden nur einen Arbeitsplatz mit höheren An-
forderungen anbieten können, anders als das in der 
Vergangenheit möglich und nötig war. Gerade des-
wegen ist j a die Verteufelung des Leistungsgedan-
kens eine Arbeitslosen gegenüber zutiefst un-
menschliche Einstellung. Wer sich nämlich darauf 
verläßt, daß er nichts mehr machen muß, weil ihm 
der Staat schon einen Arbeitsplatz garantiert, 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Das ist Solidari

-

tät!) 

ist ein Mensch, den andere — nicht wir — in eine 
Situation getrieben haben, die wir ihm ersparen 
sollten. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Dr.  Vogel [SPD]: Christliche Soziallehre in 

Reinkultur!) 

Nun sagen Sie: Warum machen Sie denn nicht 
das, was wir vorschlagen? Herr Vogel, Sie stellen 
sich hier beschwörend hin und sagen: Nun macht 
doch endlich „Arbeit und Umwelt", nun macht die 

Beschäftigungsprogramme, die wir vorgeschlagen 
haben! 

(Dr. Vogel [SPD]: So ist es! — Frau Fuchs 
[Köln] [SPD]: Sehr richtig!) 

— Ich wiederhole nur das, was Sie sagen. Da ich 
Ihnen zuhöre — im Gegensatz vielleicht zu vielen 
anderen, die mir nicht zuhören —, nehme ich an 
Weisheit auch jeden Tag zu. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Bei denen 
nicht!) 

— Nein, das hängt vom Zuhören ab. 

Jetzt will ich Ihnen aber auch sagen, warum wir 
das nicht machen: nicht, weil wir in der Theorie wis-
sen, daß es falsch ist, sondern weil wir es — mit 
Ihnen übrigens — ausprobiert haben. In den letzten 
zehn Jahren der sozialliberalen Koalition hat es sie-
ben Beschäftigungsprogramme mit einem Gesamt-
aufwand von 70 Milliarden DM gegeben. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Eine Million 
neue Arbeitsplätze!) 

Am Schluß waren wir mit zwei Millionen Arbeitslo-
sen am Ende dieser Politik angelangt. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Eine Million 
neue Arbeitsplätze! — Gegenruf Jung [Lör

-

rach] [CDU/CSU]: Arbeitslose habt ihr ge

-

macht! — Mann [GRÜNE]: Die FDP hat 
das alles mitgemacht!) 

— Das ist schon richtig. Wir haben das leider zu 
lange mitgemacht. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Das kann ich Ihnen ohne jede Rücksicht sagen. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Er hat alles mit

-

gemacht! Er war immer dabei!) 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Minister, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten West-
phal? 

(Dr. Vogel [SPD]: Da wird sich aber der 
Herr Genscher freuen!) 

Dr. Bangemann, Bundesminister für Wirtschaft: 
Wenn Sie erlauben, Herr Abgeordneter, möchte ich 
genau wie meine Vorredner zu Ende reden. 

(Mann [GRÜNE]: Ich denke, Sie können 
zuhören!) 

Es wird dann noch im Lauf der Diskussion Gelegen-
heit geben, Ihre Fragen zu stellen und zu beantwor-
ten. 

Die Sachverständigen nehmen in ihrem Gutach-
ten zu den Alternativkonzepten Stellung. Man sollte 
sich diese Passagen wirklich sorgfältig durchlesen, 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Alle Passagen! 
Das ist das Wichtigste!) 

denn sie machen sich auch die Mühe, mit den Alter

-

nativkonzepten ins Gericht zu gehen. Die Alterna- 
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tivkonzepte, die Sie vorschlagen, werden von allen 
Sachverständigen abgelehnt. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Wundert Sie 
das? Das ist doch logisch!) 

- Das wundert mich nicht. Aber daß es Sie nicht 
wundert, das ist gerade Ihr Problem. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und 
der CDU/CSU — Mann [GRÜNE]: Das sind 

auch die fünf Schwarzen!) 

Warum lehnen die Sachverständigen es ab? Weil 
sie sagen: Nur die Verbesserung der Investitionsbe-
dingungen schafft mehr Arbeitsplätze. Bei der 
Schaffung von Arbeitsplätzen geht es nicht darum, 
Beschäftigung auf kurze Sicht und ohne Rentabili-
tät zu schaffen, sondern die Frage ist: Wie kann ich 
auf Dauer angelegte rentable Arbeitsplätze schaf-
fen? Das geht nur so, wie es diese Regierung und 
wie wir es hier alle gemeinsam gemacht haben. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Über zwei Millio

-

nen Arbeitslose auf Dauer!) 

Diese Rahmenbedingungen allerdings — das sa-
gen die Sachverständigen auch — können wir noch 
verbessern. Ich bin mit den Sachverständigen einer 
Meinung, daß wir da noch einen Haufen Arbeit vor 
uns haben. Ich denke etwa daran, daß wir von der 
Deregulierung, von der Flexibilisierung von Märk-
ten noch zu wenig Gebrauch gemacht haben. Ich 
denke hier an die Post. Die Sachverständigen sagen 
das ganz deutlich: 

(Zuruf von der CDU/CSU: Privatisieren!) 

Die Privatisierung der Beschaffungsmärkte bei den 
öffentlichen Unternehmen, insbesondere bei der 
Post, wird nicht nur für private Unternehmen neue 
Chancen bringen, sondern wird neue Arbeitsplätze 
schaffen. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Deswegen müssen wir weg vom Monopol der Post 
auf diesen Beschaffungsmärkten. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU — Dr. Vogel [SPD]: Hört! 

Hört!) 

Ich unterstütze das, was der Kollege Dollinger im 
Verkehrsministerrat der Europäischen Gemein-
schaft mit seinen Kollegen beschlossen und mitge-
tragen hat: daß wir nämlich auch zu einer größeren 
Flexibilität im Bereich der Güterverkehrstarife und 
-kontingente kommen müssen. Wenn er jetzt von 
einigen Verbänden angegriffen wird, dann muß 
man — deswegen sage ich das hier — solche An-
griffe solidarisch zurückweisen. Er hat genau das 
getan, was diese Verbände gemeinsam mit uns be-
schlossen hatten, nämlich zu sagen: Wenn die Wett-
bewerbsbedingungen in der EG harmonisiert wer-
den, wenn es die gleiche steuerliche Belastung bei 
Kraftfahrzeugsteuer und Mineralölsteuer gibt, 
dann können wir einer Harmonisierung zustim-
men, und dann können Tarife und Kontingente 
wegfallen. Nichts anderes hat Dollinger mit be-
schlossen und durchgesetzt. Das sollte niemand kri-

tisieren, denn wir brauchen mehr Markt auch in 
diesen Bereichen, die heute noch ein Dornröschen

-

dasein führen. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU — Frau Fuchs [Köln] [SPD]: 
Das wird die Arbeitsplätze bei der Post si

-

chern, was Sie da erzählen!) 

— Arbeitsplätze zu sichern, indem man das unwirt-
schaftlich macht — egal, wo sie das machen —, 
bringt uns nicht weiter. Aber Sie begreifen es nicht. 
Es ist hoffnungslos. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Rusche [GRÜNE]: Was ist denn unwirt

-

schaftlich bei der Post? Die ganze Verkabe

-

lung!) 

Wir müssen auch die Lohnnebenkosten senken, 
denn sie sind der Grund für die Schwarzarbeit. 
Mehr und schärfere Strafbestimmungen bringen 
uns nicht weiter. Sie würden nur eine Kriminalisie-
rung auslösen, die der Gesellschaft nicht nützt. 
Aber eine Senkung der Lohnnebenkosten, d. h. auch 
eine Senkung der Krankenkosten, der Kosten für 
die Krankenversicherung, ist wichtig. Auch dort 
gibt es nur das Mittel der marktwirtschaftlichen 
Lösung. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: So ein Unsinn, 
so ein Quatsch!) 

Glauben Sie nicht, daß die Krankenversicherung 
heute sozial ist! 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Gehen Sie doch 
mal an die Pharmaindustrie ran! Sie sind 
zu feige! Nennen Sie doch endlich die Phar

-

maindustrie!) 

Es ist ein System, das zu Mißbrauch einlädt. Da 
müssen Sie nicht die Ärzte angreifen, sondern Sie 
müssen das System angreifen. Das System, das mit 
einer Rezeptgebühr eine unbeschränkte Menge an 
Arzneimitteln kostenlos zur Verfügung stellt, lädt 
zu Mißbrauch ein. Das ist unsozial; denn die stei-
genden Krankenkosten werden von allen Arbeitern 
und Angestellten und von niemand sonst bezahlt. 
Deswegen müssen wir das besser lösen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Das sagen Sie 

mal der Pharmaindustrie!) 

Meine Damen und Herren, wir müssen auch das 
Steuersystem über das hinaus, was wir schon be-
schlossen haben, marktgerechter, gerechter ma-
chen, und wir müssen es so gestalten, daß die Be-
schränkungen für Investitionen, die heute noch be-
stehen, wegfallen. Es wird immer wieder gesagt: 
Umverteilung von oben nach unten oder von unten 
nach oben; ich weiß gar nicht, wie Sie die Richtung 
da bezeichnen. 

(Rusche [GRÜNE]: Klassenkampf von 
oben!) 

Im nächsten Jahr werden wir mit der ersten Stufe 
der Steuerreform 11 Milliarden DM für kinderrei-
che Familien freigeben. 11 Milliarden DM bekom-
men kinderreiche Familien im nächsten Jahr durch 
die erste Stufe der Steuerreform. Wenn Sie die 
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6 Milliarden DM dazunehmen, die für die Verbesse-
rung von Sozialleistungen ausgegeben werden, sind 
das 17 Milliarden DM mehr zur Verbesserung der 
sozialen Gerechtigkeit. Dann sollten Sie nicht da-
von reden, daß wir hier eine unsoziale Politik be-
treiben. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Der Herr Kollege Vogel hat sehr vornehm darum 
herumgeredet; er hat das Wort „Trümmerfrauen" 
nicht in den Mund genommen. Ich weiß — warum 
soll man nicht davon sprechen? —, es ist eine Unge-
rechtigkeit, daß die Trümmerfrauen nicht in die Re-
gelung betreffend das Babyjahr einbezogen worden 
sind. 

(Beifall bei der FDP — Zustimmung des 
Abg. Mann [GRÜNE]) 

Aber Sie wissen ganz genau, daß wir das nicht 
getan haben, weil wir die Leistung dieser Frauen 
nicht schätzen, 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Sie geben das 
lieber der Landwirtschaft!) 

sondern wir haben es gemacht, weil es aus finan-
ziellen Gründen nicht anders zu machen war. 

(Zurufe von der SPD) 

— Nun regen Sie sich nicht auf: Zu Ihrer Regie-
rungszeit haben Sie einen Entwurf zum Babyjahr 
vorgelegt, der noch restriktiver als das war, was wir 
hier gemacht haben. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Ich rege mich 
aber auf, weil es ein Skandal ist! Unglaub

-

lich, was Sie da erzählen! 1972 haben Sie es 
abgelehnt! Sie müssen noch was lernen, 
Herr Kollege! — Weitere Zurufe von der 

SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Cronenberg: Meine Damen und Her-
ren, wenn Sie schon Zwischenrufe machen, dann 
bitte so geordnet, daß der Redner sie auch verste-
hen kann. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Und 
begreifen!) 

Ich wäre also dankbar, wenn Sie sich etwas zurück-
halten würden. 

(Zurufe von der SPD) 

Dr. Bangemann, Bundesminister für Wirtschaft: 
Herr Präsident, ich habe noch einen Satz des Kolle-
gen Vogel im Gedächtnis, der gesagt hat: Wenn die 
Lautstärke steigt, scheint man getroffen zu sein.  — 
Dies  ist wohl auch zu der Seite hin anzuwenden. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Das ist so 
dumm, was Sie da erzählen! — Dr. Vogel 

[SPD]: Warum schreien Sie denn so?) 

Lassen Sie mich im Zusammenhang mit diesen 
ersten Schritten einer Steuerreform skizzieren, was 
nach unserer Meinung in der nächsten Legislatur-
periode, die wir wieder gemeinsam bestreiten wer-

den und in der wir wieder die Regierung stellen 
werden, 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Rusche [GRÜNE]: Um Himmels willen!) 

bei der Steuerstrukturreform nötig ist. 

Meine Damen und Herren, wenn die Besteuerung 
unternehmerisch eingesetzten Kapitals bei uns im 
Schnitt bei 70 % liegt, wenn also ein Mensch, der 
allenfalls den Spitzensteuersatz zahlt, dann, wenn 
er sein Geld auf einem Konto anlegt, manchmal 
auch im Ausland, eine risikofreiere und eine bes-
sere Anlage erhält, als wenn er den Mut aufbringt, 
mit seinem Geld unternehmerisches Risiko auf sich 
zu nehmen, 

(Zurufe von der SPD) 

dann muß man diese Bedingungen verändern. Das 
darf man dann nicht als Begünstigung von Unter-
nehmern verteufeln, sondern das ist Schaffung von 
Arbeitsplätzen durch Belohnung derjenigen, die ein 
Risiko auf sich nehmen wollen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

Die Verbindung mit dem Subventionsabbau, Herr 
Vogel, die Sie kritisiert haben, ist die einzige Mög-
lichkeit, ernsthaft an den Krebsschaden der Sub-
ventionen heranzukommen. 

(Dr. Vogel [SPD]: Sie erhöhen ja! — Frau 
Fuchs [Köln] [SPD]: Sie erhöhen um 

10 Milliarden DM!) 

Deswegen ist die Verbindung mit der Steuerstruk-
turreform der Hebel, den man nutzen kann, um die-
sen Krebsschaden endlich einmal einzudämmen. 
Wenn wir uns da einig sind, haben wir wenigstens 
einen Punkt gefunden. 

Lassen Sie mich noch ein kurzes Wort zu dem 
zweiten Problembereich sagen; denn das alles ist 
Sicherung sozialen inneren Friedens, die Schaffung 
einer materiellen Grundlage, von der aus man Poli-
tik betreiben kann. Aber dazu gehört auch die Si-
cherung des Friedens nach außen. Ich finde, das, 
was hier heute morgen, auch von dem Sprecher der 
GRÜNEN, zur Wertung des Genfer Treffens gesagt 
worden ist, entspricht nicht dem von Ihnen selbst 
gesetzten Willen, den Frieden zu schaffen und zu 
sichern. Wer dieses Treffen in Genf kritisiert, der 
übersieht, in welcher schwierigen Situation ein 
wichtiger erster Schritt getan worden ist; er über-
sieht übrigens auch, welchen Anteil die Bundesre-
gierung und mein Freund Hans-Dietrich Genscher 
als Außenminister an der Erreichung dieser Ergeb-
nisse gehabt haben und in welcher Weise sich die 
Bundesregierung zielstrebig dafür eingesetzt hat, 
daß Genf möglich wurde. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, wenn Sie jetzt anfangen 
zu lachen, dann will ich Ihnen sagen: Der Nachrü-
stungsbeschluß, den Sie nicht mehr mit tragen und 
mit vollziehen wollten, war der erste Schritt, um 
überhaupt zu dem Treffen in Genf zu kommen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
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Diejenigen unter Ihnen, die damals gesagt haben, 
das sei der Beginn der Eiszeit, jetzt werde ein Ge-
spräch nicht mehr möglich sein, niemals werde sich 
die Sowjetunion mit den USA an einen Tisch setzen 
können, müßten eigentlich beschämt eingestehen, 
daß sie sich nicht nur in dieser Prognose geirrt 
haben, sondern daß sie — was viel schlimmer ist — 
in  einem wichtigen Punkt deutscher Nachkriegsge-
schichte nicht in der Lage gewesen sind, Politik zu 
machen, weil sie vor ihrer eigenen Partei nicht 
mehr das durchsetzen konnten, was verantwortli-
che Sozialdemokraten für richtig gehalten haben. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ich sage Ihnen, was meine Partei von der Über-
einkunft in Genf für wichtig hält. Es sind sieben 
Punkte. 

Erstens. Wir schätzen es hoch ein, daß vereinbart 
worden ist, daß der Dialog fortgesetzt werden soll. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Geschwafel!) 

Zweitens. Es ist wichtig, daß beide Seiten im Ab-
schlußkommunique festgehalten haben, daß ein 
Atomkrieg nicht gewonnen, ja niemals ausgefoch-
ten werden darf. Beide Seiten haben das festge-
stellt. 

Drittens. Es ist wichtig, daß festgestellt worden 
ist, daß jeglicher Krieg, auch ein konventioneller 
Krieg, solch zerstörerische Wirkungen entfaltet, 
daß er als Mittel von Politik heute ausscheiden 
muß. Dies ist eine Sicherheit auch für uns. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Viertens. Es ist festgestellt worden — und das hat 
Bedeutung im Zusammenhang mit SDI —, daß 
ein Wettrüsten auf der Erde beendet und im Welt-
raum nicht begonnen werden soll. Wir werden zu 
SDI eine Entscheidung treffen, meine Damen und 
Herren, 

(Zuruf von den GRÜNEN) 

aber eine Entscheidung mit der notwendigen Über-
legung. Es ist wahr, daß diese Entscheidung nicht 
nur unter verteidigungs- und sicherheitspolitischen 
Aspekten gesehen werden muß. Sie ist eine wich-
tige bündnispolitische, außen- und entspannungspo-
litische Entscheidung. Weil das so ist, ist es verant-
wortungslos, daß Sie einfach kurz — und ohne dar-
über nachzudenken — nein gesagt haben. Das ist 
die wahre Verantwortungslosigkeit. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zurufe von der SPD) 

Wir werden in der Zeit, in der wir uns das vorge-
nommen haben, eine Entscheidung treffen. Die Be-
dingungen dazu hat die Regierung im Einverneh-
men festgelegt. 

Fünftens. Das ist besonders wichtig: Es ist nicht 
nur der Vorschlag zu einer 50 %igen Verringerung 
von Offensivwaffen von beiden aufgegriffen wor-
den, sondern — und ich sage das mit Nachdruck — 
es  ist auch einvernehmlich festgehalten worden, 
daß bei Mittelstreckenwaffen eine Zwischenlösung 
angestrebt wird. Es ist wahr, daß im Bündnis ein 
gleicher Schutz möglich sein muß. Es ist auch wahr, 
daß für uns Europäer Mittelstreckenraketen eine  

mindestens gleiche, wenn nicht höhere Bedrohung 
darstellen als Interkontinentalwaffen. Daß dies hier 
möglich war, bedeutet eine Wahrnehmung deut-
scher und europäischer Interessen, die gar nicht 
hoch genug eingeschätzt werden kann. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Sechstens. Damit komme ich zu den chemischen 
Waffen und auch zu einer Frage von Herrn Vogel: 
Wir wissen alle, daß ein weltweites Verbot chemi-
scher Waffen wesentlich günstiger und wichtiger 
für uns alle sein würde als nur regionale Vereinba-
rungen. Hier ist es zum erstenmal möglich gewesen, 
sich über das weltweite Verbot von chemischen 
Waffen im Ansatz zu einigen und eine ins einzelne 
gehende Verhandlung dazu anzustreben. 

Siebtens und letztens. Es ist von beiden betont 
worden, welch große Bedeutung MBFR in Wien hat. 
Meine Damen und Herren, auch das betrifft ein 
bündnispolitisches Interesse, auf das wir großen 
Wert legen müssen. Denn es kann nicht sein, daß 
wir einer solchen nuklearen Abrüstung zustimmen, 
ohne daß dabei auch die konventionelle Bedrohung, 
über die in Wien verhandelt wird, mit in unser Ge-
sichtsfeld rückt. 

Lassen Sie mich nun noch ein paar Bemerkungen 
zu Europa und zur Entwicklung des weltwirtschaft-
lichen Systems sagen. Denn auch dies ist für beides, 
für die Sicherung der materiellen Grundlagen des 
inneren Friedens bei uns wie des äußeren Friedens, 
wichtig. 

Ich habe den Eindruck, daß die Bedeutung der 
Europäischen Gemeinschaft und der europäischen 
Einigung in unserem Lande noch zu gering einge-
schätzt wird. Es ist leider so, daß wir uns ange-
wöhnt haben — durch das Fehlverhalten anderer, 
die die Europäische Gemeinschaft und ihre Eini-
gung nur als eine Art Finanzquelle betrachtet ha-
ben —, sozusagen unseren eigenen materiellen Vor-
teil montags, dienstags und mittwochs auszurech-
nen. Wenn wir das täten, dann wäre diese histori-
sche Idee tot. Das bedeutet nicht, daß wir alles ak-
zeptieren müssen, was zu einem Europa führt, das 
wir nicht wollen. Ich halte einen horizontalen Fi-
nanzausgleich in Europa, der mechanisch funktio-
niert, der keine Politik zuläßt, für eine Pervertie-
rung der europäischen Idee. Es gibt vieles, was an 
der europäischen Politik schlecht ist, und ich habe 
die Agrarpolitik der Europäischen Gemeinschaft 
mit Recht, so glaube ich, kritisiert. Denn ihre Ergeb-
nisse lassen nicht zu, daß man von daher ein besse-
res, positives Urteil über die Gemeinschaft gewinnt. 
Und da müssen wir weg von der Preispolitik alten 
Stils. Denn sie hat Überschüsse produziert, sie hat 
Landwirte in eine Produktion gelockt, aus der diese 
selbst kein Einkommen mehr erzielen können. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Das zu ändern ist auch eine wichtige europapoliti-
sche Forderung. 

(Zuruf von der SPD: Waren Sie nicht für 
Europa tätig?) 
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Denn diese Art von Politik diskreditiert Europa 
vielleicht mehr als eine Debatte über institutionelle 
Fragen, die die Menschen sowieso nicht in ihren 
engeren Lebensumkreis einbeziehen können. 

Aber auch zu diesen institutionellen Fragen 
möchte ich noch ein Wort sagen: Meine Damen und 
Herren, man kann das Europäische Parlament 
nicht direkt wählen lassen, man kann sich nicht an 
den Bürger wenden und sagen, gebt euer Votum 
über europäische Politik ab, wenn man diesem Par-
lament — wie jedem Parlament — nicht die Mög-
lichkeit gibt, die Politik ganz maßgeblich mitzube-
stimmen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zustimmung bei der SPD — Frau Fuchs 

[Köln] [SPD]: Dann macht das mal!) 

Deswegen ist es wichtig, daß die Regierung Vor-
schläge dazu eingebracht hat, Vorschläge, die auf 
dem Gedanken eines Vermittlungsausschusses ba-
sierten. Wir kennen dieses Instrument — es ist bei 
uns hinsichtlich seiner Wirkungsweise einzuschät-
zen —, andere kannten es nicht, andere haben des-
wegen Einwände dagegen gehabt. Das Verfahren, 
das wir vorgeschlagen haben und das wir jetzt fin-
den können, sichert jedenfalls eine Beteiligung des 
Europäischen Parlaments an der Gesetzgebung und 
ist deswegen ein erheblicher Fortschritt. 

Zum Schluß einige Worte zur Weltwirtschaft: 
Meine Damen und Herren, wir stehen vor einer 
Herausforderung, die uns ganz unmittelbar betrifft. 
Ein Drittel unseres Bruttosozialprodukts erwirt-
schaften wir aus dem Export. Man kann den Export 
nicht beliebig an- und abstellen, man kann ihn auch 
nicht, wie ein sogenannter Weltökonom vor kurzem 
vorgeschlagen hat, halbieren; auch das geht nicht. 
Das, was wir aber können, ist, unsere Märkte den 
Entwicklungsländern mehr zu öffnen. Da sehe ich 
eine Aufgabe, die wir auch gemeinsam bewältigen 
können. 

Allerdings gibt es da einen seltsamen Zwiespalt 
bei der SPD: Entwicklungspolitik wird als Banner 
vor den Reihen einhergetragen. Wenn es aber 
darum geht, den heimischen Markt für Produkte 
der Entwicklungsländer einmal ein wenig zu öff-
nen, und man dabei dann mit rückständigen Ge-
werkschaften in Konflikt kommt, dann plötzlich ist 
die SPD nicht mehr gesehen, und Entwicklungspoli-
tik ist dann nichts mehr wert. 

(Beifall bei der FDP — Widerspruch bei 
der SPD — Zurufe von den GRÜNEN) 

In dieser Situation sollten Sie Graf Lambsdorff 
nicht als Klassenkämpfer bezeichnen, 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Das ist noch 
milde ausgedrückt!) 

sondern Sie sollten ihn als das nehmen, was er für 
Sie sein sollte, nämlich ein Mensch, von dessen 
wirtschaftlichem Sachverstand Sie eigentlich profi-
tiert haben sollten. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Sie haben doch 
seine Politik abgelehnt! — Weitere Zurufe 

von der SPD und den GRÜNEN) 

Aber Sie sind nicht in der Lage, eine Politik der 
Vernunft gegenüber einem innenpolitischen Druck 
durchzuhalten. Und genau das ist es, was der Kol-
lege Dregger mit Recht sagt: Wenn man nicht ein-
mal in der Opposition die politische Kraft aufbringt, 
vernünftige Politik durchzusetzen, wie soll das 
dann erst in der Regierung aussehen? 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Lachen und Zurufe von der SPD) 

Meine Damen und Herren, wenn Sie sich in der 
Situation, in der Sie sich heute befinden, die Schlag-
zeilen der Zeitungen von heute vor Augen führen — 
steigender Optimismus, 

(Lachen bei der SPD und den GRÜNEN) 

wachsende Chancen auf dem Arbeitsmarkt, die 
Zahl der Aufträge steigt, das Geld wird stabiler, 
Menschen haben wieder Hoffnung in diesem 
Lande —, 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Fabelhaft! — 
Rusche [GRÜNE]: Die Unternehmer!) 

dann, meine Damen und Herren, ist es kennzeich-
nend, daß Sie nicht einmal bereit sind, diese Hoff-
nung der Menschen in unserem Lande mitzutragen 
und zu fördern. Sie sind nur daran interessiert, 
Menschen in Hoffnungslosigkeit zu halten. Und das 
ist das zutiefst Unmenschliche Ihrer Politik. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der FDP 
und der CDU/CSU — Zurufe von der SPD 
— Rusche [GRÜNE]: Dazu sind wir hier, 

um Hoffnung zu geben!) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Herr 
Bundeskanzler. 

Dr. Kohl, Bundeskanzler: Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ich glaube, das, 
was der Kollege Bangemann zum Schluß hier ge-
sagt hat, gibt eigentlich den Eindruck richtig wie-
der, den die Rede des Sprechers der SPD-Fraktion, 
des Kollegen Dr. Vogel, hinterlassen hat: Nach drei 
Jahren Opposition sind Sie schlicht und einfach ge-
scheitert. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Tatge [GRÜNE]: Da haben Sie viel gemein

-

sam!) 

Es gibt nicht eine einzige Prognose von Ihnen in 
diesen drei Jahren, die nicht von der Entwicklung 
überholt und widerlegt wurde. Ich nenne in diesem 
Augenblick nur zwei Beispiele. 

(Mann [GRÜNE]: Sie aber sind Hoffnungs

-

träger!) 

In den letzten Tagen waren es zwei Jahre, daß hier 
die Abstimmung über die Resolution zur Stationie-
rung der amerikanischen Mittelstreckenwaffen 
stattfand. Wer sich die Mühe macht — und ich den-
ke, die Nachdenklichen unter Ihnen tun das viel-
leicht doch —, heute noch einmal Ihre Reden in die-
ser Debatte vor zwei Jahren nachzulesen, muß doch 
einfach zugeben: Sie haben sich in allen Punkten 
getäuscht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
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Nichts von dem, was Sie vor genau zwei Jahren vor-
ausgesagt haben, ist eingetreten. 

(Ströbele [GRÜNE]: Die Raketen stehen!) 

Und was noch viel schlimmer ist: Sie haben ja da-
mals nicht nur hier so gesprochen, sondern Sie ha-
ben draußen im Land in einer groß angelegten 
Kampagne Angst und Kriegsfurcht verbreitet. Sie 
haben den Menschen eine tiefe Depression eingere-
det. 

(Mann [GRÜNE]: Sie sind ein Verdre

-
hungskünstler ersten Ranges!) 

Die Wahrheit ist, daß nach zwei Jahren die Poli-
tik und die Geschichte über Sie hinweggegangen 
sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Mann  [GRÜNE]: Das werden wir noch se

-

hen, über wen die Geschichte hinweg

-

geht!) 

Das, was mein Amtsvorgänger Helmut Schmidt der 
NATO zugesagt hatte — Stichwort: NATO-Doppel-
beschluß —, was wir nach wahrlich intensiven, 
manchmal auch bitteren Diskussionen in den eige-
nen Reihen für richtig und notwendig gehalten und 
durchgesetzt haben, haben Sie in einer kritischen 
Stunde der Geschichte unseres Landes als falsch 
verworfen. Sie bestehen mit diesem Urteil vor der 
Geschichte nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Lachen bei der SPD — Zuruf der Abg. Frau 
Fuchs [Köln] [SPD] — Rusche [GRÜNE]: 
Die Geschichte ist noch nicht zu Ende!) 

Dieses erste Beispiel finde ich für Sie besonders 
nachdenkenswert, weil es — ich komme auf Ihren 
Begriff der Geschichte noch zu sprechen — in einen 
Bereich der Politik hineinführt, in dem Schäden 
sehr leicht irreparabel sind. Daß Sie sich im Be-
reich der Wirtschafts-, der Sozial- und der Finanz-
politik getäuscht haben, wundert mich nicht. Sozia-
listen verstehen von diesen Dingen nirgendwo et-
was, auch nicht hier bei uns in der Bundesrepublik 
Deutschland. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD — Mann [GRÜNE]: 

Penetrant!) 

Herr Abgeordneter Vogel, das einzige, was Sie an-
zubieten haben, ist Sozialneid, ist ein blanker sozia-
listischer Egoismus, 

(Zuruf der Abg. Frau Fuchs [Köln] [SPD] 
— Mann [GRÜNE]: So was Dummes! Sol

-

che Sprüche!) 

aber nicht die Fähigkeit, 

(Dr. Vogel [SPD]: Was wollen Sie denn? 
Nächstenliebe!) 

Menschen in einem Land zusammenzubringen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe des Abg. Dr. Soell [SPD] und des 

Abg. Gansel [SPD]) 

Sie dürfen versichert sein, daß das, was Sie uns als 
Ihre Erblast hinterlassen haben, am Ende dieser 
Legislaturperiode mit dem verglichen werden wird, 

was wir gemeinsam mit vielen, die guten Willens 
sind, in diesen vier Jahren leisten konnten. 

(Zuruf des Abg. Dr. Soell [SPD]) 

Herr Abgeordneter Vogel, Sie begannen in der 
Ihnen eigenen Weise mit einem Appell an die Fair-
neß. Dann haben Sie sich plötzlich mit ganz er-
staunlichen Aspekten der Geschichte der Weimarer 
Republik zugewandt. Sie haben Friedrich Ebert in 
diese Debatte einbezogen. Ich gehe davon aus, daß 
es überhaupt kein Mitglied dieses Hohen Hauses 
gibt, das nicht mit höchstem Respekt des ersten 
Reichspräsidenten der deutschen Republik ge-
denkt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich verstehe überhaupt nicht — oder ich will es 
schärfer formulieren: Wie erbärmlich muß eigent-
lich Ihre intellektuelle Grundposition sein in einer 
solchen Debatte, wenn Sie jetzt den Streit, den 
Rechts- und Linksradikale in der Weimarer Zeit ge-
gen Ebert geführt haben, in diesen Saal hineinzie-
hen? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Vogel [SPD]: „Verzichtspolitiker"!) 

Ich stehe hier auch als Vorsitzender der Christ-
lich Demokratischen Union Deutschlands. Die 
Christlich Demokratische Union Deutschlands ist 
die Nachfolgepartei von einer ganzen Reihe Par-
teien der Weimarer Zeit. 

(Zuruf von der SPD: Auch der Deutschna

-

tionalen?) 

— Entschuldigung, auch von Teilen der Deutschna-
tionalen Volkspartei. Wenn Sie zu einem differen-
zierten Urteil nicht fähig sind, dann lernen Sie erst 
einmal etwas aus der Geschichte von Weimar, 

(Dr. Vogel [SPD]: Das müssen Sie sagen!) 

von dem Grafen Westarp und vielen anderen, die 
die Gefahr Hitlers lange vor vielen erkannt hatten, 
die auf dem linken Flügel herumgeisterten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Vogel [SPD]: Und von Hugenberg?!) 

Was mich so betroffen macht, Herr Abgeordneter 
Vogel, ist, 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Das ist unglaub

-

lich!) 

daß Sie ausgerechnet am heutigen Tag so etwas in 
die Debatte einführen; denn heute ist ja der hun-
dertste Geburtstag von Heinrich Brüning. Heute ist 
eigentlich ein Tag, an dem man für einen Augen-
blick in die Geschichte unseres Landes zurückblik-
ken und versuchen sollte, aus Geschichte zu lernen. 
Das, was wir daraus gelernt haben — ich hoffe, das 
kann ich wenigstens auch für die Sozialdemokraten 
sagen; solche Zustimmung von Ihnen, meine Da-
men und Herren von den GRÜNEN, zu erwarten, 
hat wahrscheinlich keinen Sinn —, ist doch die Er-
kenntnis, daß Bonn nicht Weimar ist und niemals 
Weimar werden darf. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Vogel [SPD]: Richtig!) 
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Aber wenn das so ist, lassen Sie uns doch um Gottes 
willen auch darauf verzichten, Vergleiche in die De-
batte einzuführen, die historisch falsch, abwegig, tö-
richt sind 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: „Und dumm!") 

und die im übrigen vor allem jene verwirren, die 
sich nie mit der Geschichte der Weimarer Zeit be-
schäftigt haben. 

(Rusche [GRÜNE]: Haben Sie das denn?) 

Herr Abgeordneter Vogel, was soll es, wenn Sie 
im Zusammenhang mit meinem Vorschlag, ein Mu-
seum der deutschen Geschichte in Berlin zu be-
gründen, ein Haus der Geschichte der Bundesrepu-
blik in Bonn zu begründen, endlich ein Mahnmal 
für die Opfer von Krieg und Gewalt in Bonn zu 
errichten, vom Flaggenstreit der Weimarer Zeit — 
schwarz-rot-gold, schwarz-weiß-rot — sprechen? 

(Dr. Vogel [SPD]: Konsens habe ich ver

-

langt! Das haben Sie genau gehört!) 

— Herr Vogel, es geht Ihnen doch nicht um den 
Konsens. Es geht Ihnen hier doch um die Darstel-
lung eines Sachverhalts, die rundum falsch ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Vogel [SPD]: Verdrehungen!) 

Sie wollen doch ganz bewußt, und zwar ganz pole-
misch, 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Wer ist denn po

-

lemisch?) 

einen Vorgang in eine bestimmte ideologische Ecke 
bringen, in die er überhaupt nicht gehört. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Vogel [SPD]: Unglaublich! Amoklauf! — 
Zuruf von den GRÜNEN: Vielleicht gehö

-

ren Sie in die Ecke!) 

Im übrigen, Herr Abgeordneter Vogel, hätten Sie 
besser einmal die Frage beantwortet, warum Sie in 
den Jahren von 1969 bis 1982 nicht selbst vergleich-
bare Vorschläge gemacht haben, wenn Ihr Bekennt-
nis zur Geschichte so ernsthaft ist, wie Sie behaup-
ten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Vogel [SPD]: Das haben wir doch ge

-

macht! Sie bauen doch darauf auf!) 

Warum haben Sie und die von Ihnen geführten Re-
gierungen nicht Vergleichbares getan? 

(Dr. Vogel [SPD]: Jetzt kommen wieder die 
„vaterlandslosen Gesellen"!) 

Es ist doch schlicht und einfach so, daß Sie daran 
überhaupt nicht gedacht haben. Es hatte j a auch 
gute Gründe, warum Sie nicht daran gedacht ha-
ben. 

(Gansel [SPD]: Das haben Sie in der Pro

-

vinz nicht mitgekriegt! — Frau Fuchs 
[Köln] [SPD]: Da waren Sie doch in Mainz, 

Herr Bundeskanzler!) 

Herr Abgeordneter Vogel, wenn Sie davon spre-
chen, daß Sie einen Konsens in Fragen der Ge-
schichte herbeiführen wollen, kann ich Sie nur fra-
gen: Warum sagen Sie das heute? Warum haben Sie  

beispielsweise im Bundesland Hessen, das Sie da-
mals zu einem sozialistischen Bundesland machen 
wollten und jetzt zu einem Prototyp des Zusammen-
gehens mit den GRÜNEN machen wollen, 

(Sehr gut! bei den GRÜNEN) 

in den 70er Jahren zugelassen — damals waren Sie 
doch schon ein führender Repräsentant sozialdemo-
kratischer Politik —, daß in den Oberstufen der 
Gymnasien Geschichte als Fach abgeschafft wur-
de, 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord -
neten der FDP) 

daß es mit Gemeinschaftskunde und Geographie 
zusammengelegt wurde. Sie, der sie sich doch im-
mer gern auf Subsidiarität beziehen, mußten erst 
von den hessischen Eltern vor dem Hessischen 
Staatsgerichtshof dazu gezwungen werden, diesen 
geschichtslosen Blödsinn aufzugeben. 

Das heißt, Herr Abgeordneter Vogel, in Sachen 
Geschichte brauchen wir keine Nachhilfe von Ih-
nen. Sorgen Sie lieber dafür, daß der Wähler 1987 
verbindlich die Wahrheit erfährt, ob Sie die Präam-
bel des Grundgesetzes ändern wollen oder nicht. 
Das ist die Frage, die ich Ihnen zu stellen habe. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der 
CDU/CSU und der FDP — Mann 
(GRÜNE): Geschichtsschreibung à la 

Oggersheim!) 

Reden Sie nicht von Konsens in Fragen der deut-
schen Geschichte, wenn Sie offensichtlich in der 
eigenen Partei nicht in der Lage sind, eine überein-
stimmende Meinung herbeizuführen. 

Meine Damen und Herren, wir haben heute hier 
in der Generaldebatte über den Haushalt selbstver-
ständlich auch zu sprechen über das sehr wichtige 
Ereignis der vergangenen Woche, die Gipfelbegeg-
nung zwischen Präsident Reagan und Generalse-
kretär Gorbatschow. Die Ergebnisse dieses Tref-
fens werden unseren Erwartungen in hohem Maße 
gerecht. Sie stellen einen wichtigen Beitrag zur Si-
cherung des Friedens in der Welt dar. Der vorsich-
tige Optimismus, den ich in vielen Monaten immer 
wieder erklärt habe — und den Sie so gerne ver-
spottet haben, Herr Abgeordneter Vogel —, hat sich 
bewährt, hat sich als richtig erwiesen. Die Ergeb-
nisse waren nur möglich, weil beide Seiten bereit 
waren, miteinander zu sprechen. Sie waren möglich 
durch das persönliche Engagement des amerikani-
schen Präsidenten und seine Entschlossenheit, die-
sen Gipfel zum Erfolg zu führen. Wir danken dem 
Präsidenten dafür, weil dies für uns eine wichtige 
Entscheidung war und ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich möchte in diesem Zusammenhang auch deut-
lich machen, daß wir als Bundesregierung die kon-
struktive Rolle von Generalsekretär Gorbatschow 
in Genf sehr wohl zu würdigen wissen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Hört! Hört! bei 
den GRÜNEN — Mann [GRÜNE]: Ganz 

neue Töne!) 
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Der Genfer Gipfel ist in mehrfacher Hinsicht ein 

beachtlicher Erfolg. Er hat bereits im Vorfeld kon-
krete positive Wirkungen gehabt. Schon vor der 
Gipfelbegegnung ist eine neue Dynamik in den 
West-Ost-Beziehungen entstanden, weil beide Sei-
ten gehalten waren, die Probleme neu zu durchden-
ken und sich über Verhandlungsziele klarzuwerden. 
Bereits die Vorbereitung hat dazu geführt, daß die 
Sowjetunion weitreichende Vorschläge für die Gen-
fer Abrüstungsverhandlungen eingeführt hat. Zum 
erstenmal in der Geschichte der Rüstungskontrolle 
ist die Sowjetunion bereit, drastische Reduzierun-
gen von 50 % in ihre Überlegungen einzubeziehen. 
Diese sowjetischen Vorschläge, meine Damen und 
Herren, und die weiterführenden amerikanischen 
Gegenvorschläge sind gute Ausgangspositionen für 
die weiteren Verhandlungen. 

Der Gipfel hat das Verstehen und das Kennenler-
nen der beiden Verhandlungspartner gefördert. Das 
ist auch ein Stück Vertrauensbildung zwischen den 
Weltmächten. Der Präsident der Vereinigten Staa-
ten und der Generalsekretär der Sowjetunion ha-
ben vereinbart, den Dialog kontinuierlich auf allen 
Ebenen fortzuführen. Bereits für das kommende 
Jahr wurde ein Treffen in den USA und für das 
Jahr darauf ein weiteres in der UdSSR vereinbart. 

Meine Damen und Herren, das ist der von uns 
immer gewünschte Einstieg in eine neue Phase der 
Ost-West-Beziehungen. Damit ist auch die Absicht 
der beiden Verhandlungsführer der Weltmächte 
klar erkennbar, diesen ersten Gipfel als den Beginn 
eines Prozesses zur Verbesserung der Beziehungen 
zu begreifen. Dieser Gipfel hat schließlich — und 
Sie haben auch dies nicht erwartet — in Form einer 
Erklärung ein Schlußdokument zustandegebracht, 
in dem ganz wesentliche Punkte in unserem Sinne 
aufgegriffen und diskutiert werden. Der Text ent-
hält vor allem — natürlich trotz fortbestehender 
Meinungsunterschiede — eine Reihe von Punkten, 
auf die man sich einigen konnte: Dazu gehören ein 
Bekenntnis zur Zusammenarbeit und selbst Hin-
weise auf Gesprächsfähigkeit im Bereich der Men-
schenrechte. Dieses Ergebnis war möglich, weil der 
Präsident der Vereinigten Staaten — und das habe 
ich aus nächster Nähe beobachten können — die-
sen Gipfel in einer sehr entschiedenen Weise mit 
vorbereitet hat.  

(Mann [GRÜNE]: Diese Nähe ist Ihnen im

-

mer besonders wichtig! — Gansel [SPD]: 
Sie hätten nicht zugucken, sondern etwas 

tun sollen, Herr Bundeskanzler!) 

— Wenn ich mir vorstelle, was Sie in den ganzen 
Jahren getan haben: Sechs Jahre gab es keine Gip-
felbegegnungen. Drei Jahre bin ich im Amt. Was 
haben Sie eigentlich in den drei Jahren davor ge-
tan? 

(Beifall bei der CDU/CSU — Lachen und 
Zurufe von der SPD) 

Sie haben doch in Wahrheit außer parteiinternem 
Streit, ob Sie den NATO-Doppelbeschluß durchfüh

-

ren oder nicht, nichts zu der Entwicklung beigetra-
gen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Widerspruch bei der SPD) 

Die Entscheidung für die Stationierung, die mein 
Amtsvorgänger angekündigt und versprochen hatte 
— und Sie haben das Wort gebrochen —, die Ent-
scheidung zur Verbesserung der Lage unserer Bun-
deswehr, die Stärkung der Allianz, das alles war 
unser Beitrag, der es möglich gemacht hat, daß 
Genf zustande kam. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Gansel [SPD]: 
Drei Jahre Aufrüstung für ein Abrüstungs

-

gespräch!) 

Ich weiß, es lohnt sich nicht, meine Damen und 
Herren, Ihre Reden im Bundestag nachzulesen. 
Aber als ich im Sommer 1983 aus Moskau zurück-
kam, hier einen Bericht erstattet und darauf hinge-
wiesen hatte, daß ich es für nützlich hielte — da-
mals war noch Generalsekretär Andropow im 
Amt —, daß der Präsident der Vereinigten Staaten 
und der Generalsekretär möglichst bald zusammen-
kämen, waren Sie von dieser Ansicht nicht nur 
nicht angetan, sondern haben den Ihnen zur Verfü-
gung stehenden Spott und Hohn angewandt, um ein 
solches Unterfangen möglichst lächerlich zu ma-
chen. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Das stimmt 
nicht!) 

Meine Damen und Herren, ich habe zu dieser Mei-
nung in diesen drei Jahren gestanden, und ich habe 
recht behalten. — Das sage ich heute aus gutem 
Grund auch hier im Deutschen Bundestag. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Mann  [GRÜNE]: Sie sind ein Rechthaber!) 

Unsere Politik hat wesentlich zur Stabilisierung 
des Bündnisses beigetragen. Die Solidarität und die 
Festigkeit der Bundesregierung und der anderen 
Bündnispartner auch im Zusammenhang mit der 
SDI-Forschung haben der öffentlichen Diskreditie-
rung des Programms durch die Sowjetunion wenig 
Chancen gegeben. In diesem Zusammenhang ver-
weise ich außerdem auf unseren konsequenten Ein-
satz für die gegenseitige Respektierung von 
SALT II, auf unser erfolgreiches Bemühen um eine 
enge Auslegung des ABM-Vertrags, in dessen Rah-
men die SDI-Forschungen erfolgen. Und wir haben 
erfolgreich darauf hingewirkt, daß die USA noch 
vor der Gipfelbegegnung eigene Rüstungskontroll-
vorschläge eingebracht haben. 

Die Erklärung von Genf enthält klare Bekennt-
nisse zur Fortsetzung des Dialogs. Es kommt jetzt 
darauf an, daß beide Seiten mit ihren Direktiven an 
die Verhandlungspartner auch Taten folgen lassen. 

(Mann [GRÜNE]: Da sind wir aber mal ge

-

spannt!) 

Meine Damen und Herren, wir sind zuversicht-
lich, daß die Auflockerung des amerikanisch-sowje-
tischen Verhältnisses konstruktive Auswirkungen 
auf das West-Ost-Verhältnis im allgemeinen haben 
wird, daß auch die mittleren und kleineren Staaten 
in West und Ost — und dazu gehören wir — ihren 
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Beitrag leisten können und werden und daß das 
Gespräch unter allen auf dieser Grundlage erleich-
tert wird. 

(Mann [GRÜNE]: Sie sind ein echter Hoff

-

nungsträger!) 

Wir erhoffen uns in diesem Zusammenhang eine 
ungestörtere Entwicklung und Intensivierung un-
serer Beziehungen zur DDR wie auch der Be-
ziehungen zu allen anderen Warschauer-Pakt-Staa-
ten. 

(Mann [GRÜNE]: Wann kommt denn Herr 
Honecker?) 

Mit den Absprachen zum politischen Dialog ist 
eine Voraussetzung erfüllt worden, die nach Mei-
nung der Bundesregierung für die Lösung der Si-
cherheitsfragen unabdingbar ist. Wir sind immer 
der Auffassung gewesen, daß wir in den Sicher-
heitsfragen zwischen West und Ost nur dann zu 
einem Ergebnis gelangen können, wenn sich auch 
die politischen und wirtschaftlichen Beziehungen in 
beide Richtungen entwickeln, und daß sicherheits-
politische Lösungen nur in Gestalt eines Gesamtpa-
kets erreicht werden können, das das notwendige 
politische Vertrauen auf beiden Seiten voraussetzt. 
Der Weg steht offen, und wir sind zuversichtlich, 
daß er jetzt beschritten werden wird. 

In den zentralen Sicherheitsfragen — und jeder 
wird dies verstehen — konnte jetzt ein Durchbruch 
nicht erzielt werden. Die Gegensätze sind immer 
noch vorhanden. Aber, meine Damen und Herren, 
es sind Ansätze für wichtige Fortschritte erreicht. 
Die gemeinsame Verpflichtung, keine einseitige mi-
litärische Überlegenheit zu suchen, könnte den 
Grundstein für einen Sicherheitsdialog bilden, der 
auf Anerkennung der legitimen Sicherheitsinteres-
sen des jeweils anderen Staates beruht. 

Die Bekräftigung der in der sowjetisch-amerika-
nischen Vereinbarung vom 8. Januar 1985 enthalte-
nen wesentlichen Verhandlungsziele stellt ebenfalls 
einen wichtigen Schritt dar, den Sicherheitsdialog 
der Großmächte immer mehr zu verstetigen. Un-
sere vor diesem Treffen in Genf immer wieder ge-
äußerte Hoffnung, Genf möge einen Impuls für die 
Abrüstungsverhandlungen in der gleichen Stadt be-
wirken, ist durch das Ergebnis nicht enttäuscht 
worden. Die Verhandlungsführer bekunden ihre 
Absicht, „die Arbeiten in diesen Verhandlungen zu 
beschleunigen, um die Ziele zu erreichen, die in der 
gemeinsamen amerikanisch-sowjetischen Erklä-
rung vom 8. Januar 1985 festgelegt worden waren, 
nämlich ein Wettrüsten im Weltraum zu verhindern 
und es auf der Erde zu beenden sowie die Zahl der 
Atomwaffen zu begrenzen und zu verringern und 
die strategische Stabilität zu verbessern". Sie füh-
ren weiter aus, daß — ich zitiere — „sie sich für 
schnellstmöglichen Fortschritt, vor allem in den Ge-
bieten, in denen bereits eine gemeinsame Basis vor-
handen ist", einsetzen. 

Meine Damen und Herren, dies ist eine zentrale 
Absichtserklärung des Generalsekretärs der 
KPdSU und des amerikanischen Präsidenten. 

(Mann [GRÜNE]: Das ist richtig! Reine Ab

-

sichtserklärungen sind das!) 

Diese Erklärung kommt deutschen Interessen weit-
gehend entgegen. Wir haben diese Forderung ge-
genüber den Weltmächten immer wieder vorgetra-
gen. Wir sind dabei in der Bundesrepublik Deutsch-
land vornehmlich an einer möglichst raschen Lö-
sung des Problems der Mittelstreckenwaffen in Eu-
ropa interessiert. 

(Mann [GRÜNE]: Dann müssen Sie eine 
ganz andere Politik machen!) 

Daher begrüße ich es ganz besonders, daß die USA 
und die UdSSR auf diesem Gebiet eine Zwischen-
vereinbarung ins Auge gefaßt haben. Die Gemein-
same Erklärung von Genf, meine Damen und Her-
ren, hält darüber hinaus gemeinsame Positionen 
fest, wie das angemessen anzuwendende Prinzip ei-
ner 50%igen Verringerung der Nuklearwaffen der 
USA und der Sowjetunion. 

Meine Damen und Herren, es ist doch gänzlich 
unbestreitbar, daß den Interessen der Bundesrepu-
blik Deutschland in wesentlichen Fragen der Si-
cherheits- und der Rüstungskontrollpolitik in die-
sem Dokument Rechnung getragen wurde. Ich 
denke dabei auch an die Bemühungen um Fort-
schritte bei der Stockholmer Konferenz. Ich denke 
an die Bemühungen im Zusammenhang mit der 
deutsch-britischen Initiative im Rahmen von 
MBFR, die zur Zeit im Bündnis abgestimmt wer-
den. Für uns von besonderer Bedeutung ist die Ver-
abredung der Großmächte, daß sie ein allgemeines 
und vollständiges Verbot chemischer Waffen sowie 
die Vernichtung existierender Bestände solcher 
Waffen anstreben, daß sie die Antrengungen zum 
Abschluß eines wirksamen und kontrollierbaren in-
ternationalen Abkommens in diesem Bereich be-
schleunigen wollen und daß sie ferner einen Dialog 
über die Verhütung der Ausbreitung chemischer 
Waffen einleiten wollen. 

(Mann [GRÜNE]: Die Achtung des Völker

-

rechts wird heutzutage schon als Erfolg ge

-

feiert!) 

Meine Damen und Herren, wir fühlen uns durch 
diese Entscheidung weitgehend in der Politik bestä-
tigt, die zu diesem Ziel geführt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir haben ein wesentlich größeres Vertrauen in 
eine solche Politik als etwa in eine Vereinbarung, 
die zwischen der Sozialdemokratischen Partei 
Deutschlands und der SED abgeschlossen wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Mann [GRÜNE]: Legen Sie eine andere 

Platte auf!) 

Die Erfahrung, die wir jetzt in Genf gemacht ha-
ben, hat jenen Zweckpessimismus klar widerlegt, 
der von bestimmter Seite — hier im Hause nicht 
zuletzt von den Fraktionen der SPD und der GRÜ- 
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NEN — in den letzten zwei Jahren immer wieder in 
die Bevölkerung getragen wurde. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, es ist deutlich geworden, 
daß die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
ihren international beträchtlichen Einfluß im Sinne 
einer Lösung der Vernunft einsetzen konnte. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von den 
GRÜNEN: Lächerlich! — Tatge [GRÜNE]: 

Eine Leerformel!) 

Die Prognosen und die Irrtümer, meine Damen 
und Herren von der Opposition, die Sie immer wie-
der zur Deutschland-, Ost- und Sicherheitspolitik 
geäußert haben, sind — ich sagte das schon — 
widerlegt worden. Herr Vogel, ich muß zitieren, weil 
Sie offensichtlich vergessen haben, was Sie vor 
zwei Jahren hier gesagt haben: 

Nach all dem, was wir wissen, ist es leider viel 
wahrscheinlicher, daß es bittterste Rück-
schläge geben wird. Wir in diesem Hause wis-
sen doch auch, wer dafür vor allem zu zahlen 
haben wird. Nämlich die Deutschen im anderen 
deutschen Staat. 

Glauben Sie im Ernst, daß am heutigen Tage irgend 
jemand in Leipzig oder Dresden Ihrer Prognose 
noch Glauben schenken kann? 

(Zuruf des Abg. Dr. Vogel [SPD]) 

Ferner haben Sie damals gesagt, die Entspan-
nungspolitik werde weiter in den Hintergrund tre-
ten. Heute haben Sie hier die Hoffnung ausge-
drückt, daß Genf die Entspannungspolitik wieder-
belebt. Welche Ihrer Prognosen gilt nun eigentlich? 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Zurufe 
von der SPD) 

Der Abgeordnete Brandt hat hier gesagt — ich 
zitiere: 

Aus meiner Sicht der Dinge ist leider abzuse-
hen, daß der Einschnitt, der jetzt im Ost-West

-

Verhältnis bevorsteht, tiefer gehen wird, als es 
sich die meisten heute vorstellen. 

Herr Brandt konnte sich keine konstruktive Lösung 
vorstellen. Sie ist trotzdem eingetreten, und wir 
sind dankbar dafür. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Mann  [GRÜNE]: Wir werden sehen!) 

Ein Weiteres ist in Genf jetzt wieder einmal deut-
lich geworden: Sie, meine Damen und Herren, ver-
kennen, daß unser Handlungsspielraum auch ge-
genüber dem Osten entscheidend dadurch be-
stimmt wird, welchen Einfluß die Bundesrepublik 
Deutschland im Atlantischen Bündnis, in der Euro-
päischen Gemeinschaft und im Verhältnis zu den 
Vereinigten Staaten von Amerika besitzt und gel-
tend machen kann. Mit Ihrer Strategie unreflektier-
ter Kritik und mißtrauischer Distanz gegenüber 
den Vereinigten Staaten sind Sie trotz der hier 
heute bekundeten positiven Einstellung zum Ergeb-
nis des Gipfels von Genf auf dem besten Wege, sich  

von dem wiederaufgenommenen West-Ost-Dialog 
abzukoppeln und zwischen alle Stühle zu setzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP — Zurufe von der SPD und 
den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, wenn Sie sich bei Ihren 
Zusammenkünften in der Sozialistischen Interna-
tionale gelegentlich einmal von Ministerpräsident 
Craxi, von Ministerpräsident Conzales oder von 
Präsident Mitterrand beraten ließen, wäre das ein 
Segen für die deutsche Politik! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Zur SDI-Diskussion will ich heute nur folgendes 
feststellen: Ich bleibe bei meiner Erklärung, daß 
SDI-Forschung im Rahmen des ABM-Vertrages — 
auch angesichts der Forschung in der Sowjetunion 
— gerechtfertigt ist. Ich habe schon zu einem sehr 
frühen Zeitpunkt darauf hingewiesen, daß Notwen-
digkeit und etwaiger Umfang weltraumgestützter 
Verteidigungssysteme immer auch im Zusammen-
hang mit der Möglichkeit einschneidender Vermin-
derungen bei nuklearen Offensivwaffen in Ost und 
West gesehen werden müssen. Unserer Auffassung 
nach kommt es jetzt in Genf darauf an, die Chancen 
zur .  Rüstungskontrolle, die ganz offenbar in SDI lie-
gen, zu nutzen. Es geht insbesondere darum, die von 
uns allen gewünschte drastische Verringerung der 
Zahl der nuklearen Angriffswaffen zu vereinbaren, 
ein Einvernehmen über das Verhältnis von offensi-
ven und defensiven Waffen mit dem Ziel höchster 
strategischer Stabilität zu erreichen, sich über die 
Grenzen ABM-konformer Forschung an Verteidi-
gungssystemen zu verständigen und schließlich 
Einvernehmen über Art und Umfang zulässiger 
Verteidigungssysteme zu erreichen. 

Meine Damen und Herren, der Genfer Gipfel hat 
die zwischen den Weltmächten bestehenden Haupt-
probleme natürlich noch nicht lösen können, aber 
es sind erste Ansätze für einen Weg der Vernunft 
gemacht worden. Es bleibt die große Herausforde-
rung an Ost und West, die Genfer Beratungen für 
die Entwicklung des Dialogs zu nutzen und die stra-
tegische Stabilität zwischen West und Ost im Wege 
kooperativer Lösungen zu stärken. 

Wir Deutschen sind mehr als alle anderen Völker 
dieser Erde an einer positiven Entwicklung dieses 
Dialogs interessiert, 

(Rusche [GRÜNE]: Und deswegen rüsten 
wir auf!) 

denn für uns ist entscheidend, daß sich auf dem 
Wege der Vertrauensbildung auch die Chancen, daß 
in Deutschland die Menschen zueinander kommen, 
verbessern können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Aufgabe so verstandener Deutschlandpolitik für die 
nächste Zukunft ist es, durch ganz konkrete Taten 
den Dialog im Sinne einer Verbesserung der Lage 
fortzusetzen. 

Das Ergebnis von Genf bestätigt und festigt mich 
in meiner Überzeugung, die ich am 12. März bei 
meinem Zusammentreffen mit Generalsekretär 
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Honecker mit ihm gemeinsam so ausgedrückt habe, 
daß die Wiederaufnahme des Dialogs der Groß-
mächte Möglichkeiten zu einer neuen Phase in den 
West-Ost-Beziehungen eröffnet, wobei ich natürlich 
auch immer an die Beziehungen bei uns in Deutsch-
land gedacht habe. 

Durch mein Gespräch mit Generalsekretär 
Honecker in Moskau und durch die gemeinsame 
Erklärung ist auch positive Bewegung in die inner-
deutschen Beziehungen gekommen, und wir wer-
den diesen Weg weitergehen. Die erwähnte positive 
Entwicklung hat greifbare Ergebnisse gebracht. So 
wird der innerdeutsche Handel in diesem Jahr ein 
Volumen von über 16 Milliarden Verrechnungsein-
heiten erreichen. Beide Seiten signalisieren damit 
ihre unveränderte Absicht, die Wirtschaftsbezie-
hungen weiter auszubauen. Die Zahl der Reisen in 
dringenden Familienangelegenheiten aus der DDR 
hat im Zeitraum Januar bis Oktober dieses Jahres 
im Vergleich zu dem gleichen Zeitraum 1984 trotz 
mancher Schwankungen am Ende zugenommen. 
Die Zahl der Reisen in die DDR hat von Januar bis 
Oktober dieses Jahres gegenüber dem gleichen 
Zeitraum 1984 ebenfalls zugenommen. Trotzdem 
bleibt es unsere Aufgabe, die Härten, die durch die 
Erhöhung des Mindestumtausches entstanden sind, 
abzubauen. 
Lassen Sie mich hier einfügen: Die in der gemein-

samen Erklärung von Genf bekundete Absicht, eine 
„Verstärkung von Reisen sowie menschliche Kon-
takte" zu „ermutigen", möchte ich ausdrücklich 
auch auf die beiden Staaten in Deutschland bezie-
hen als Ansporn, dafür zu sorgen, daß mehr Deut-
sche zueinanderkommen können. 

Die Zahl der genehmigten Ausreisen aus der 
DDR wird 1985 merklich über dem langjährigen 
Durchschnitt liegen, wenngleich die extrem gün-
stige Zahl des vergangenen Jahres nicht erreicht 
werden konnte. 

Im Bereich des Umweltschutzes — Sie wissen 
das — gehen die Gespräche gut voran. 

Die Chancen sind gut, das Kulturabkommen ab-
schließen zu können. Auf beiden Seiten werden 
jetzt die internen Prüfungen eingeleitet. 

Das derzeit günstige Klima muß vor allem auch 
genutzt werden, um für Berlin weitere Fortschritte 
zu erreichen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir in der Bundesregierung bleiben dabei: Wir 
wollen eine Intensivierung des Dialogs und der Zu-
sammenarbeit mit der DDR auf allen Ebenen. — 
Meine Damen und Herren, soviel zur Außen-, Si-
cherheits- und Deutschlandpolitik. 

Eine Generalaussprache über den Etat des Bun-
deskanzlers ist eine Generalaussprache über die ge-
samte Politik. Man kann natürlich am heutigen 
Tage nicht über die Gesamtpolitik sprechen, wenn 
man nicht über die Lage der Wirtschaft, die soziale 
Verfassung und die zukünftige Entwicklung unse-
res Landes spricht. 

(Zuruf von der SPD) 

— Wissen Sie, Ihr Plädoyer zugunsten von Arbeits-
losen wird immer weniger überzeugend, denn alles, 
was Sie getan haben mit diesen ideologischen Vor-
stellungen, die Sie entwickelt haben —, waren Bei-
träge zu mehr Arbeitslosigkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich lese Ihnen ganz einfach vor, was die Sachver-
ständigen gesagt haben, und Sie sollten sich das 
jeden Tag mehrmals selbst vorhalten: 

Die Verfassung, in der sich die deutsche Wirt-
schaft befindet, läßt erwarten, daß 1986 wieder 
ein gutes, vielleicht sogar ein noch besseres 
Jahr als 1985 wird. 

(Dr. Ehrenberg [SPD]: Mit 2,3 Millionen Ar

-

beitslosen!) 

Der Aufschwung wird fortdauern, und mit ihm 
wird eine zunehmende Beschäftigung einher-
gehen. 

(Zurufe von der SPD) 

Dann heißt es weiter: 

Die Voraussetzungen für mehr Beschäftigung 
und mehr Wachstum sind besser als anderswo 
in Europa. 

Herr Kollege, hier sollten Sie Beifall spenden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD) 

Diese Analyse des Sachverständigenrates spricht 
für sich. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Dauerarbeitslo

-

sigkeit über zwei Millionen!) 

Meine Damen und Herren, was hätten Sie dafür 
gegeben, wenn mein Amtsvorgänger im Jahre 1982 
ein solchtes Gutachten hätte vorlegen können! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

Die Sachverständigen gehen für dieses Jahr von 
einem realen Wirtschaftswachstum von 2 1 / 2  % aus. 
Für 1986 lautet ihre Prognose 3 %. Die EG-Kommis-
sion schätzt für die Bundesrepublik sogar, abgese-
hen von Japan, das stärkste Wirtschaftswachstum 
mit über 3 % — nämlich bis 3,5 %. Aber viel wichti-
ger als diese Daten ist doch der Trend zum Optimis-
mus, die Bereitschaft, wieder an die Zukunft zu 
glauben, die unsere Landsleute unter Ihrer Füh-
rung zunehmend verloren haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Unter den Experten besteht heute eine breite Über-
einstimmung, daß sich die wirtschaftliche Auf-
wärtsentwicklung weiter fortsetzen wird, daß der 
Aufschwung zunehmend an Breite und Intensität 
gewinnt, daß die Bereitschaft, Entscheidungen für 
die Zukunft zu treffen, zugenommen hat. 

(Mann [GRÜNE]: Das ist billige Stim

-

mungsmache, was Sie hier betreiben!) 

Neben Exporten und Investitionen kommen jetzt 
auch von der übrigen Inlandsnachfrage zunehmend 
Impulse für Wachstum und Beschäftigung. Der pri- 
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wate Verbrauch hat an Schwung und Dynamik ge-
wonnen. 

Meine Damen und Herren, eine Gruppe, die Ih-
nen doch nahesteht, nämlich die Gruppe der DGB- 
Wirtschaftsexperten, kam in der vergangenen Wo-
che zu einer Schlußfolgerung, die Sie eigentlich mit 
Beifall aufnehmen müßten: „Das Wachstum ruht 
jetzt auf einem breiteren Fundament." Die DGB-
Wirtschaftsexperten haben noch eine andere Er-
kenntnis gewonnen. Sie sehen Anlaß „zu einem vor-
sichtigen Optimismus, was die Dauerhaftigkeit des 
Aufschwungs angeht". 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Richtig!) 

Das ist die Prognose des Wirtschafts- und Sozial-
wissenschaftlichen Instituts des DGB. Was wollen 
Sie eigentlich noch mehr, wenn Sie es den anderen 
schon nicht glauben? 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Wir wollen Ar

-

beitsplätze, weil wir 2 Millionen Arbeits

-

lose haben! Wir wollen Arbeitsplätze, um 
die Arbeitslosigkeit abzubauen!) 

— Ja, verehrte gnädige Frau, auf die Arbeitsplätze 
und die Arbeitslosigkeit, die Sie hinterlassen haben, 
komme ich gleich zu sprechen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

„Optimismus mit Augenmaß", das ist die richtige 
Beschreibung der Situation der Bundesrepublik 
Deutschland an der Jahreswende 1985/86. Diese 
Perspektive, meine Damen und Herren, ist für mich 
kein Grund zur Euphorie. Aber sie signalisiert un-
mißverständlich, daß sich die Wirtschafts- und die 
Finanzpolitik der Bundesregierung als richtig und 
als erfolgreich erwiesen hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Da stand eben nach jener Mißwirtschaft in den 
öffentlichen Finanzen, die Sie hinterlassen haben, 
die Gesundung der Staatsfinanzen an erster Stelle. 
Wir haben diese Prioritätsentscheidung getroffen, 
obwohl wir wußten, daß es Ihnen auf der Durst-
strecke, bis der Ertrag für jedermann sichtbar war, 
möglich sein würde, politische Geschäfte zu ma-
chen. Sie haben diese Gelegenheit mit großer Pole-
mik und durch die Diffamierung unserer Politik bei 
den Landtagswahlen auch weidlich genutzt. 

(Mann [GRÜNE]: Jetzt wollen Sie Ihre Nie

-

derlage auch noch verklären!) 

Wir haben uns für diese Politik entschieden, weil 
berechenbare Staatsfinanzen und die Rückgewin-
nung des finanzpolitischen Spielraumes die Grund-
voraussetzung für jede andere Form aktiver Wirt-
schafts-, Finanz- und Arbeitsmarktpolitik ist. 

Diese Politik hat auch positive Folgen. In den 
letzten drei Jahren — Sie müssen sich schon damit 
auseinandersetzen — war eine reale Zunahme der 
wirtschaftlichen Leistungen um rund 100 Milliar-
den DM zu verzeichnen, nachdem das Bruttosozial-
produkt 1982 noch um 14 Milliarden DM ge-
schrumpft war. Mit einer Preissteigerungsrate von 
zuletzt 1,8 % wurde eine Rückkehr zur Preisstabili-

tät der 60er Jahre erreicht. Das ist wahre soziale 
Politik, Politik für die kleinen Leute. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Denn es gibt keine schlimmere Form der Expropri-
ation, als den Bürgern über Inflationsraten das 
Geld wegzunehmen. Das ist die Erfahrung, die in 
der Welt gemacht wurde. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir haben damit eine Entlastung des Kapital-
marktes erreicht, Spielraum für Zinssenkungen ge-
wonnen und eine lebhafte Investitionstätigkeit aus-
gelöst. Allein 1985 ist eine Zunahme der realen In-
vestitionen in Maschinen und Anlagen um 10 % auf 
ein Volumen von rund 130 Milliarden DM zu ver-
zeichnen. Für 1986 wird eine ähnliche Entwicklung 
erwartet. Dies ist entscheidend. Ohne zusätzliche 
Investitionen gibt es keine neuen, wettbewerbsfähi-
gen und damit dauerhaften Arbeitsplätze. Investi-
tionen von heute sind Arbeitsplätze von morgen. 
Man kann es nicht oft genug sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Tatge [GRÜNE]: Es kommt doch auf die 
Art der Investitionen an! Das ist doch eine 

Leerformel! Schulbuchweisheit!) 

Im übrigen, dieser Sachverständigenbericht hat 
noch eine an sich pädagogische Wirkung, wenn Sie 
überhaupt bereit sind, eine solche Wirkung zu ak-
zeptieren. Denn dort ist angesprochen, was Sie un-
ter dem Scheinetikett „Beschäftigungsprogramm" 
unverdrossen anbieten. Der Sachverständigenrat 
sagt dazu ganz unmißverständlich: 

Er 

— der Sachverständigenrat — 

hält die vorgeschlagenen Maßnahmen für die 
erneute Hinwendung zu einer Politik, die zu 
einer Verschlechterung der gesamtwirtschaftli-
chen Voraussetzungen für mehr Wachstum und 
mehr Beschäftigung führt, für falsch. 

Wir haben, meine Damen und Herren — ich weiß 
dies mindestens so gut wie Sie —, unseren Mitbür-
gern Opfer zugemutet. Sie hatten das ebenfalls ge-
tan, aber der entscheidende Unterschied zwischen 
Ihrer Regierung und der unseren ist: Wir haben mit 
dieser Politik die entscheidende Wende in der deut-
schen Wirtschafts-, Sozial- und Gesellschaftspolitik 
erreicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Rusche [GRÜNE]: Das glauben Sie doch 

selber nicht!) 

Die Beispiele — ich will wegen der Kürze der Zeit 
nur wenige anführen — sprechen für sich. Die reale 
Kaufkraft der privaten Haushalte geht nicht mehr 
zurück, sie nimmt wieder zu, und zwar 1984 und 
1985 in der Größenordnung von insgesamt mehr als 
20 Milliarden DM. Gerade das durchschnittlich ver-
fügbare Haushaltseinkommen der Rentner hat — 
anders als bei bessergestellten Gruppen der Bevöl-
kerung — bereits 1984 wieder zugenommen, 

(Dr. Ehrenberg [SPD]: Das ist doch 
falsch!) 
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und zwar trotz der zusätzlichen Belastungen durch 
den erhöhten Krankenversicherungsbeitrag. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Das ist falsch!) 

Nach den Berechnungen des Deutschen Instituts 
für Wirtschaftsforschung ist das Haushaltseinkom-
men der Rentner 1984 spürbar stärker gestiegen als 
die Kosten der Lebenshaltung. Für 1986, wenn die 
erste Stufe der Steuersenkung in Kraft tritt, ist mit 
einem generellen Anstieg der Nettorealeinkommen 
der Arbeitnehmer zu rechnen. Dies belegt ein weite-
res Mal, daß die Kombination von Preisstabilität 
und Steuersenkung die beste und die wirkungsvoll-
ste Sozialpolitik überhaupt ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, meine Freunde und 
Kollegen aus den Koalitionsfraktionen und aus 
dem Kabinett werden Ihnen in diesen Tagen noch 
viele Beispiele vortragen. Aber ein Beispiel möchte 
ich doch selbst vortragen, da es auch wieder an den 
Beginn der Regierungszeit nach meiner Wahl zum 
Bundeskanzler zurückführt. Ich kann im Augen-
blick nicht erkennen, ob der Präsident des Deut-
schen Mieterbundes, Herr Jahn, hier anwesend ist, 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU — Dr. Stark 
[Nürtingen] [CDU/CSU]: Der ist nie hier!) 

aber ich möchte ihn doch sehr persönlich anspre-
chen, weil es ein Akt intellektueller und politischer 
Redlichkeit wäre, wenn er heute hier ans Pult geht 
und alles das zurücknimmt, was er damals in Inse-
raten und bei anderen Gelegenheiten über die Miet-
preissteigerung vorausgesagt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Der Anstieg der Mieten im freifinanzierten Woh-
nungsbau ist seit 1982 von 4,4 % auf zuletzt 1,8% 
zurückgegangen. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Das ist der niedrigste Stand seit Bestehen der Mie-
tenstatistik, und die gibt es, meine Damen und Her-
ren, seit 23 Jahren. Eigentlich müßten Sie ja eine 
„standing ovation" bringen, verehrte gnädige Frau, 
denn Sie wissen j a, das ist soziale Politik, die hier 
deutlich geworden ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Während in Ihren Kreisen darum gerungen und 
gestritten wird, wie man die Verantwortung gegen-
über einem großen, angeblich gemeinnützigen Woh-
nungsbauunternehmen los wird, haben wir soziale 
Politik für die Mieter betrieben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Waigel [CDU/CSU] zur SPD: Warum 
machen Sie denn jetzt keine Zwischen

-

rufe?) 

Man muß nur in alten Bundestagsprotokollen — so 
alt sind sie gar nicht, zwei, drei Jahre — nachlesen. 
Wenn Sie sich jetzt noch einmal die Debatte verge-
genwärtigen, die es damals im Zusammenhang mit 
der Hamburger Bürgerschaftswahl gegen Ende des 
Jahres 1982 gab, als mein Freund und Kollege Hei

-

ner Geißler mit Recht von der „Mietenlüge" gespro-
chen hat, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

so ist es doch jetzt die Frage, daß hier öffentlich ein-
mal festgestellt wird, wer damals gelogen hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Sie, Herr Bun

-

deskanzler!) 

Meine Damen und Herren von der SPD, so wie 
auf diesem Feld werden Sie auch von der Entwick-
lung auf dem Arbeitsmarkt überrollt werden, denn 
auch dort ist die Trendwende bereits erreicht. Dies 
ist keine Selbstverständlichkeit. Ich zitiere einen 
der kompetentesten Kenner in der Bundesrepu-
blik, 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Wie war es mit 
der Arbeitszeitverkürzung, Herr Bundes

-

kanzler?) 

meinen Amtsvorgänger Bundeskanzler Helmut 
Schmidt. Er hat im Sommer 1982 vor Ihrer Fraktion 
doch ganz klare Äußerungen getan. Er hat für die 
Zeit 1969 bis 1982 einen Gesamtverlust von 1,3 Mil-
lionen Arbeitsplätzen bilanziert, verbunden mit ei-
nem Anstieg der Arbeitslosigkeit von praktisch Null 
— Sie können es in Ihrem Fraktionsprotokoll nach-
lesen — auf 1,8 Millionen. 

Meine Damen und Herren, das war und ist eine 
schwere Belastung unseres politischen Systems, 
unserer Volkswirtschaft. Ich habe nie gesagt, daß 
diese Arbeitslosigkeit, die nicht über Nacht gekom-
men ist, über Nacht abgebaut werden kann. Aber 
heute werden Arbeitsplätze nicht mehr abgebaut, 
sondern es werden neue geschaffen. Für das dritte 
Quartal dieses Jahres beziffert das Deutsche Insti-
tut für Wirtschaftsforschung die Zunahme der Ar-
beitsplätze gegenüber dem Tiefpunkt im Jahre 1984 
auf plus 240 000. 

Das bedeutet, meine Damen und Herren: 
Erstmals kann in diesem Jahr per Saldo all denen 
ein Arbeitsplatz angeboten werden, die zusätzlich 
aus der jungen Generation auf den Arbeitsmarkt 
drängen, die noch aus den geburtenstarken Jahr-
gängen ins Berufsleben eintreten. Der Zugewinn 
von 200 000 Arbeitsplätzen ist aber offensichtlich 

(Zurufe von der SPD) 

— das zeigt auch Ihre Unruhe — erst der Beginn 
einer neuen dynamischen Entwicklung auf dem Ar-
beitsmarkt. 1986 erwartet der Sachverständigenrat 
eine Zunahme von rund 300 000 Arbeitsplätzen. 
Dies bedeutet innerhalb von zwei Jahren die Schaf-
fung von einer halben Million neuer Arbeitsplätze. 
Das ist soziale Politik. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD) 

Das Sachverständigengutachten macht auch 
hierzu eine interessante Aussage — ich zitiere—: 
„Wir halten daher die oft geäußerte Sorge, der Auf-
schwung könne am Arbeitsmarkt vorbeigehen, für 
unbegründet". 

(Rusche [GRÜNE]: Wir nicht!) 
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— Das glaube ich; dies entspricht auch gar nicht 
Ihren Intentionen. Wer so von Weltschmerz und Zu-
kunftsangst gepackt ist, der kann den Menschen 
keine neue Perspektive vermitteln. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Aber, meine Damen und Herren, trotz dieser gün-
stigen Perspektiven gibt es keinen Anlaß zur Ent-
warnung auf diesem wichtigen Feld der Politik. Wir 
müssen jetzt alle Kräfte darauf konzentrieren, die 
Zahl der Arbeitslosen weiter zu verringern. Dies 
kann man nicht allein der Konjunkturentwicklung 
überlassen. Weitere Anstrengungen aller Beteilig-
ten, der Arbeitgeber, der Gewerkschaften, der Re-
gierung sind dazu zwingend notwendig, und nie-
mand darf sich dieser gemeinschaftlichen Verant-
wortung entziehen. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Bundeskanzler, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Stahl? 

Dr. Kohl, Bundeskanzler: Nein, danke. 

Wir haben wichtige Voraussetzungen für mehr 
Beschäftigung geschaffen. Ich nenne nur die Stich-
worte: Vorruhestand, Beschäftigungsförderungsge-
setz, mehr berufliche Qualifizierung. Aber neben 
dem, was Politik, Gesetzgeber und Regierung tun 
können, muß auch die Forderung stehen, daß 
ebenso die Tarifpartner ihren Beitrag leisten. 

(Zurufe von der SPD) 

Es ist richtig, daß die moderaten Lohnrunden der 
letzten Jahre — wir wollen das dankbar vermerken 
— wesentlich zur Stärkung von Wachstum und Be-
schäftigung beigetragen haben. Gerade deshalb mu-
tet es jetzt für mich und andere merkwürdig an, 
wenn angesichts der vielen, die heute noch keine 
Arbeit haben, mit Blick auf das Jahr 1986 von einer 
sogenannten reinen Lohnrunde gesprochen wird; 
denn Löhne beziehen ja bekanntlich nur jene, die in 
Arbeit stehen. Die so oft beschworene Solidarität 
mit den Arbeitslosen muß doch auch bei den Tarif-
vereinbarungen, die jetzt vor uns stehen, ein Thema 
sein. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Sind Sie für die 
35-Stunden-Woche, Herr Bundeskanzler? 
Das ist ja sagenhaft! — Weitere Zurufe von 

der SPD und den GRÜNEN) 

Die EG-Kommission hat in ihrem Jahreswirt-
schaftsbericht — den hätten Sie aufnehmen kön-
nen, Herr Kollege Vogel — einen Vorschlag ge-
macht, der zumindest diskutabel ist. Sie hat die 
Frage gestellt, ob in den jetzt anstehenden Tarifver-
handlungen nicht als Gegenleistung für moderate 
Lohnabschlüsse die Einstellung zusätzlicher Ar-
beitskräfte von Tarifpartnern verabredet werden 
könnte. Ich gebe zu, dies ist ein sehr unkonventio-
neller Vorschlag. Aber warum soll man einen sol-
chen Vorschlag nicht einmal sehr, sehr ernsthaft 
diskutieren, wenn es um Solidarität geht? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir haben mit unkonventionellen Vorschlägen, 
etwa im Bereich der Lehrstellenproblematik, her-
vorragende Erfahrungen gemacht. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Herr Stolten

-

berg ist für Lohnerhöhungen!) 

Wir haben dabei vor allem gelernt, was möglich ist, 
wenn alle Beteiligten ein zentrales gesellschaftli-
ches Problem nicht an den Staat und nicht an an-
dere Gruppen weiterreichen, sondern wenn jeder 
für seinen Teil Verantwortung übernimmt, und ge-
nau dies müssen wir erreichen. 

(Zurufe von der SPD) 

— In welch einem Zustand müssen Sie sich befin-
den, wenn ein Appell an die Tarifpartner für Sie 
schon zu einer Beschimpfung der Gewerkschaften 
gerät! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD) 

Meine Damen und Herren, das ist wirklich die 
intellektuelle Auseinandersetzung der Steinzeit, die 
Sie hier führen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD und den GRÜNEN) 

Gerade das wollen wir — bei all dem, was uns in der 
Auseinandersetzung trennt: die Fähigkeit, etwa 
jetzt im Zusammenhang mit den bevorstehenden 
Tarifrunden auch über solche Vorschläge zu spre-
chen. 

(Zurufe von der SPD) 

Im übrigen sind Ansätze in dieser Richtung ja 
sichtbar. Die Arbeitgeber im Chemiebereich haben 
kürzlich ihre Mitgliedsfirmen ausdrücklich zu Neu-
einstellungen ermutigt, unterstützt von ihren Be-
triebsräten. Ernst Breit und Otto Esser haben ge-
meinsam zum Abbau von Überstunden aufgerufen. 
Über eine Qualifizierungsoffensive wurde im Ge-
spräch zwischen Arbeitgebern, Gewerkschaften 
und Regierung Einvernehmen erzielt. Ich kann die 
Liste beliebig erweitern. 

Meine Damen und Herren, wenn es um die Be-
kämpfung der Arbeitslosigkeit geht, eines zentralen 
Problems der deutschen Innenpolitik, muß man je-
den nur denkbaren Weg beschreiten, der eine 
Chance zur Verbesserung der Lage bietet. Wir in 
der Bundesregierung sind dazu bereit. 

(Mann [GRÜNE]: Sie haben auf der ganzen 
Linie versagt!) 

Erlauben Sie mir abschließend noch eine Bemer-
kung. Ich hatte gehofft, daß in dieser Debatte von 
seiten der Opposition — das gilt also vor allem für 
die SPD — der eine oder andere konstruktive Vor-
schlag kommen würde, der geeignet wäre, ein Stück 
Gemeinsamkeit zu gestalten. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Dann müssen 
Sie zuhören, Herr Bundeskanzler!) 

— Ich habe wirklich genau zugehört, 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Dann haben Sie 
es nicht verstanden!) 
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vielleicht sogar für den Kollegen Vogel, wie seine 
geschichtlichen Expertisen bewiesen haben, zu ge-
nau. In der Sache selbst habe ich leider keine Anre-
gungen bekommen. 

(Tatge [GRÜNE]: Sie sind doch gar nicht 
der Oberlehrer der Nation!) 

Herr Kollege Vogel, es hat sich in dieser Debatte 
einmal mehr gezeigt, daß die Alternative der deut-
schen Politik durch die sozialdemokratische Oppo-
sition eben nicht stattfindet. Das ist ja auch gar 
kein Wunder angesichts des Diskussionsstandes 
etwa bei der Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik 
in Ihrer eigenen Partei. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir — die Bundesregierung und die sie tragen-
den Parteien, die Koalition; ich will den Kollegen 
der Koalition hier auch ausdrücklich für ihre Hilfe 
und Unterstützung danken — werden unseren Weg 
weitergehen. 

Wir werden im Jahre 1986 Gelegenheit haben, un-
seren Bürgern deutlich zu machen, wie dieser Weg 
aussah: vom 1. Oktober 1982 bis zum Wahltag im 
Januar 1987. Dann, meine Damen und Herren, sehe 
ich der Entscheidung des obersten Souveräns der 
Bundesrepublik Deutschland, der Wähler, mit gro-
ßer Gelassenheit entgegen. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der 
CDU/CSU und der FDP — Dr. Vogel [SPD]: 
Wir auch! — Zuruf von den GRÜNEN: Wir 

auch!) 

Vizepräsident Cronenberg: Meine Damen und Her-
ren, wir treten jetzt in die Mittagspause ein. Die 
Aussprache über den Einzelplan 04 wird um 14 Uhr 
fortgesetzt. Ich wünsche Ihnen eine angenehme 
Mittagspause. 

(Unterbrechung von 12.58 bis 14.00 Uhr) 

Vizepräsident Stücklen: Die unterbrochene Sit-
zung wird fortgeführt. Wir setzen die Aussprache 
über den Einzelplan 04 fort. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Schröder 
(Hannover). 

Schröder (Hannover) (SPD): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Der Bundeskanzler hat 
heute morgen geredet, und er hat sich als Nachfol-
ger der Deutschnationalen bezeichnet. 

(Link [Diepholz] [CDU/CSU]: Differenziert 
hat er das gemacht!) 

Er hat sich und seine Partei in diese Tradition 
gestellt. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Ach, erzählen Sie 
doch keinen Quatsch! So eine Unver

-

schämtheit!) 

Aber er hat dann versucht, diese Tradition, auf die 
er sich bezogen hat, auch noch zu verfälschen. Er 
hat nämlich versucht, nur über den Grafen Westarp 
zu reden und sich in dessen Tradition zu stellen. 

Was er dann aber gemacht hat, das war mehr die 
Tradition Hugenbergs als die des Grafen Westarp. 

(Beifall bei der SPD — Rühe [CDU/CSU]: 
Ach, du lieber Gott! — Zuruf des Abg. 
Reddemann [CDU/CSU] — Dr. Vogel 
[SPD]: Ach, der Reddemann ist da! Guten 

Tag!) 

Er hat darüber geredet, daß man in der Nachrü-
stungsdebatte in Zweckpessimismus gemacht habe, 
und er hat das insbesondere den Sozialdemokraten 
in die Schuhe zu schieben versucht. 

(Strube [CDU/CSU]: Mit Recht! — Redde
-

mann [CDU/CSU]: Dann gehen Sie doch 
barfuß!) 

Aber wenn er sich einmal aufmerksam angeschaut 
hätte, was z. B. Carl-Friedrich von Weizsäcker in 
der letzten Nummer der „Zeit" geschrieben hat, 
dann hätte er gemerkt, daß der meint — ich zitiere 
wörtlich —: „Die Menschheit befindet sich in einer 
Krise, deren katastrophaler Höhepunkt wahr-
scheinlich noch vor uns liegt." So Carl-Friedrich von 
Weizsäcker. Ist der eigentlich auch ein Miesmacher, 
einer, der in Zweckpessimismus macht, 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Miesma

-

cher schon!) 

oder ist das jemand, der versucht, hinter wohltönen-
den Formeln, die in der letzten Zeit über den Gipfel 
verbreitet worden sind, die Sache zu sehen, darauf 
hinzuweisen, daß das, was auf dem Gipfel passiert 
ist, zweifellos Fortschritt ist, daß wir aber zusam-
men aufzupassen haben, daß das nicht bei Reden 
und bei Formeln bleibt? 

(Link [Diepholz] [CDU/CSU]: Dann wäre es 
j a wie bei Ihnen!) 

Denn es ist doch wahr, daß das, was Nachrüstung 
ist, zu einem Mehr an Waffen geführt hat und nicht 
zu einem Weniger 

(Beifall bei der SPD) 

und deshalb zu einem Mehr an Unsicherheit und 
nicht zu einem Mehr an Sicherheit. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Mir kommt 
ein Meer von Tränen, wenn ich Sie höre!) 

Der Bundeskanzler hat den Begriff des Sozial-
neids benutzt. Ich weiß nicht recht, wen er damit 
gemeint hat. 

(Link [Diepholz] [CDU/CSU]: Das wissen 
Sie genau! — Klein [München] [CDU/CSU]: 

Sie z. B.!) 

Hat er jene Rentnerin damit gemeint, 

(Link [Diepholz] [CDU/CSU]: Die Sie ver

-

hetzt haben!) 

die 600 DM — und manchmal weniger — Rente 
bekommt und die doch wohl zu Recht darauf ver-
weist, daß das, was in den letzten drei Jahren an 
Sozialabbau gelaufen ist, ihr, dieser Rentnerin, ge-
schadet hat, 

(Link [Diepholz] [CDU/CSU]: Bei Ihnen 
waren es 6 % Inflation, Herr Schröder!) 
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aber denjenigen, die von den Zinsen ihres Vermö-
gens leben können, überhaupt nicht geschadet hat? 
Ist das Sozialneid, wenn diese Rentnerin ein biß-
chen mehr für sich einklagt und ein bißchen weni-
ger für die Besitzenden fordert? 

(Strube [CDU/CSU]: Immer auf die Trä

-

nendrüse!) 

Und ist das Sozialneid, wenn die junge Frau, wenn 
der junge Mann, die bzw. der die 50. und 60. Bewer-
bung für eine Lehrstelle geschrieben und eine 
nichtssagende Absage bekommen hat, ein Stück-
chen staatlicher Aktivität dafür einfordert, daß sie 
bzw. er in dieser Gesellschaft eine Perspektive er-
hält? Ist das Sozialneid? Wollen Sie das als solches 
diffamieren? Und ist es Sozialneid, wenn jener 
Landwirt in unserem Land, der angesichts des 
Preisverfalls nicht recht weiß, ob es denn gelohnt 
hat, 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Schreien 
Sie nicht so!) 

die Ernte dieses Jahres einzuholen, 

(Lachen bei der CDU/CSU — Link [Diep

-

holz] [CDU/CSU]: Übertreiben Sie doch 
nicht so! Was soll das denn?) 

ein Stückchen mehr von dem einfordert, was in die-
sem Land ausgegeben wird? 

(Beifall bei der SPD) 

Wollen Sie das alles mit Sozialneid abqualifizie-
ren? 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Sie verste

-

hen überhaupt nichts!) 

Oder ist das nicht ein Stückchen Einforderung von 
Gerechtigkeit — Gerechtigkeit, die unter Ihrer Re-
gierung leider verlorengegangen ist. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Hier ist versucht worden — von Herrn Dregger, 
von Herrn Kohl —, all denen, die die Augen nicht 
vor der Wirklichkeit verschließen, die darauf ver-
weisen, 

(Zuruf des Abg. Reddemann [CDU/CSU]) 

daß in wichtigen Landstrichen der Bundesrepublik, 
in Niedersachsen, 

(Strube [CDU/CSU]: Das ist ein wichtiger 
Landstrich, das ist richtig!) 

z. B. in Ostfriesland und im Emsland, die Arbeitslo-
senziffern immer noch bei 20 % sind, 

(Zuruf des Abg. Reddemann [CDU/CSU]) 

all denen, die ein Stückchen Realität auch in Ihr 
borniertes Bewußtsein heben wollen, 

(Oho!-Rufe bei der CDU/CSU) 

zu antworten: „Schwarzmalerei". 

(Zuruf von der CDU/CSU: Herr Schröder, 
was soll dieser Blödsinn da?) 

Das ist nicht Schwarzmalerei, das ist Kennzeichnen 
der Wirklichkeit, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Geschwätz! — 
Dr.  Bötsch [CDU/CSU]: Juso-Geschwätz!) 

und das Kennzeichnen der Wirklichkeit ist die ei-
gentliche Basis dafür, eine vernünftigere Politik zu 
machen. Aber das wollen Sie j a überhaupt nicht. 

(Beifall bei der SPD — Link [Diepholz] 
[CDU/CSU]: So ein Quatsch! — Weitere Zu

-

rufe von der CDU/CSU) 

Sie wollen uns vorwerfen, wir seien gegen den 
Aufschwung. 

(Link [Diepholz] [CDU/CSU]: Herr Schrö

-
der, wir kennen Sie von Niedersachsen!) 

Quatsch ist das, absoluter Quatsch ist das. Die Stra-
tegie von Sonthofen ist doch nicht bei uns und von 
uns erfunden worden, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die Arbeitslosen 
sind von euch erfunden worden!) 

sondern die Strategie von Sonthofen ist in Bayern 
erfunden worden und nirgendwo anders. Nehmen 
Sie das doch mal zur Kenntnis! 

Wir sind für einen Aufschwung. Aber wir sind 
dafür, daß dieser Aufschwung auch diejenigen 
voran bringt, die in den letzten Jahren zurückgefal-
len sind, Ihrer Politik wegen zurückgefallen sind. 

(Link [Diepholz] [CDU/CSU]: Sie haben 
13 Jahre doch nur Abschwung gemacht!) 

Wir sind für eine wirtschaftliche Besserung, die den 
Arbeitnehmern und nicht nur denen hilft, die aus 
Geldvermögen hohe Zinsen beziehen. 

(Zuruf des Abg. Reddemann [CDU/CSU]) 

Was — so frage ich Sie — soll sich eigentlich die 
Rentnerin unter Ihrem Aufschwunggerede vorstel-
len, wenn sie zugleich merkt, daß nicht mehr, son-
dern weniger Geld in ihre Kasse gekommen ist? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Stimmt doch 
nicht! — Link [Diepholz] [CDU/CSU]: Bei 
der Wahrheit bleiben, Herr Schröder! — 
Dr.  Bötsch [CDU/CSU]: Sie sagen die Un

-

wahrheit!) 

Was denkt eigentlich jenes bereits erwähnte junge 
Mädchen, das auf seine Lehrstellenbewerbung ge-
rade die 50. Absage erhalten hat? 

(Klein [München] [CDU/CSU]: So ein 
Quatsch, was Sie da reden!) 

Ich will Ihnen mal sagen, wie es in Niedersachsen 
aussieht. Auf jede Lehrstelle kommen zwölf Bewer-
bungen. 

(Strube [CDU/CSU]: Das stimmt doch gar 
nicht! Das ist doch lächerlich! Das ist doch 

nicht wahr!) 

In wichtigen Städten des Landes sind es 40 und 
mehr Bewerbungen. 

(Link [Diepholz] [CDU/CSU]: Wie oft be

-

wirbt sich der einzelne? — Strube [CDU/ 
CSU]: Unwahrheit!) 

Wenn Sie sagen, das stimme nicht, kann ich Sie dar

-

auf verweisen, doch einmal die Statistiken Ihrer 
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eigenen Landesregierung anzuschauen. Denn die 
Zahlen sind von da und von nirgendwo anders. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Sie sagen bewußt die Unwahrheit!) 

Ich sage Ihnen eines. Ihre Diskussion über den 
Aufschwung ist sehr abstrakt. Die Not vieler Men-
schen dagegen ist sehr konkret, und darüber sollten 
Sie reden. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Link (Diepholz)? 

Schröder (Hannover) (SPD): Nein. Ich erlaube 
keine Zwischenfragen. Diese Herren — das beweist 
sich doch — wollen durch Zwischenfragen ja nichts 
klären, sondern stören, unterbrechen und mehr 
nicht. 

(Beifall bei der SPD — Link [Diepholz] 
[CDU/CSU]: Schwächer geht's wohl 

nicht?) 

Deswegen hat es wenig Sinn, Ihnen Zwischenfra-
gen zu erlauben. Denn wenn Sie wirklich klären 
wollten, dann würden Sie doch nicht dazwischen

-

brüllen. 

(Link [Diepholz] [CDU/CSU]: Sie brüllen 
doch auch!) 

Halten Sie doch ein damit. 

(Zuruf des Abg. Link [Diepholz] [CDU/ 
CSU]) 

So können wir doch keine Debatte miteinander füh-
ren, die auch nur einem einzigen Menschen im 
Land Aufklärung vermittelt. In der Weise, wie Sie 
es tun, geht es nicht. 

Ich sage Ihnen: 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

Die Zahl derer wächst, die Ihr Gebrüll nicht mehr 
hören können. 

(Beifall bei der SPD — Klein [München] 
[CDU/CSU]: Beste Juso-Schule!) 

die die Ohren zumachen, weil Sie sie nicht mehr 
erreichen. Diese Menschen, die Sie mit Ihrer ab-
strakten Diskussion nicht erreichen, wenden sich 
ab, ratlos und bisweilen schon resigniert und auch 
erbittert, weil Ihre Propaganda diese Menschen, die 
am unteren Ende der sozialen Skala arbeiten und 
leben, 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Arme 
SPD!) 

zu ihrem Schicksal auch noch diffamiert. Das ist 
das, was Sie betreiben. 

(Beifall bei der SPD) 

Gewiß, Sie haben das gar nicht ungeschickt ein-
gefädelt. Sie, Herr Kohl, haben diese Politik der 
Wende in ein durchaus prächtiges Gewand geklei-
det. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Im Gegen

-

satz zu euren Lumpen!) 

Sie haben Ihr Programm drapiert, um täuschen zu 
können. Sie haben es überhöht und mit dem Etikett 
von der geistig-moralischen Erneuerung versehen. 
In Wahrheit ist das Programm dieser Bundesregie-
rung nicht ein Programm geistig-moralischer Er-
neuerung. Es ist ein Programm des Ungeistes und 
der Unmoral. 

(Beifall bei der SPD) 

Es ist eine Politik, die nur dem Stärkeren recht 
gibt. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Mieser geht 
es nicht mehr!) 

Sie haben aus der Wahrheit, daß wir Menschen 
im Leben etwas leisten müssen und auch wollen, 
eine üble Halbwahrheit gemacht. Leistung, so sa-
gen Sie, müsse sich wieder lohnen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Jawohl!) 

Für wen — so frage ich Sie —, für den, der die stär-
keren Fäuste, 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Zum Bei

-

spiel Sie!) 

die rücksichtsloseren Ellenbogen hat, gedeckt von 
einer Politik, für die Leistung bei der Erfindung 
eines neuen Lasers beginnt und beim Nobelpreis 
aufhört. Ich frage Sie: Was ist denn bei Ihrer merk-
würdigen Elitendebatte noch Leistung? Wie stehen 
Sie denn zur Leistung des Facharbeiters, der Kran-
kenschwester, des Erziehers? Wie stehen Sie zur 
Leistung des Bauern und des Meisters? 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Das fragen 
Sie?) 

Wie stehen Sie zu diesen lebenslangen Leistungen, 

(Link [Diepholz] [CDU/CSU]: Üble Diffa

-

mierung! — Klein [München] [CDU/CSU]: 
Schämen Sie sich!) 

die nicht in den Zeitungen erwähnt werden, die 
doch aber die Basis für die Spitzenleistungen ande-
rer sind? Das ist die Frage, die ich habe. 

(Beifall bei der SPD — Link [Diepholz] 
[CDU/CSU]: Die Frage schon ist eine üble 
Diffamierung! — Dr. Friedmann [CDU/ 

CSU]: Typisch Sozialist!) 

Ich sage: Im Unterschied zu anderen nehme ich 
Ihre Ideologie, die der Politik der Wende zugrunde 
liegt, durchaus ganz ernst. Ich stelle fest, daß diese 
Ideologie bereits Wirkungen zeigt. Die Wirkungen 
liegen in einem Verlust an sozialstaatlicher Sub-
stanz. Diese Ideologie diffamiert soziales Denken 
und Tun. In Ihrer Vorstellungswelt — das haben 
wir heute morgen wieder gehört — sind Menschen 
vor allem Egoisten. Wer sich nicht durchboxt, na ja, 
der hat eben Pech gehabt. Daß jemand aus Solidari-
tät, aus Verantwortung für andere etwas tut, ist 
Ihrem Weltbild fremd. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: 300 Milliar

-

den DM Schulden aus Solidarität was?! — 
Weiterer Zuruf von der CDU/CSU: Immer 

nur die Hand aufhalten!) 

Die Kälte, ja die Unmenschlichkeit dieser Politik 
entsetzt mich. Mich erbittert es — ich sage das ganz 
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offen —, das wieder und wieder zugedeckt zu sehen 
durch einen feixenden Kanzler, der in der Maske 
des Biedermannes die Brandstifter zwar deckt, aber 
durch öffentlich zur Schau gestellte Jovialitäten 
versucht, von der eigenen Mittäterschaft abzulen-
ken. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Bötsch [CDU/ 
CSU]: Armes Niedersachsen! — Weitere 

Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich frage Sie: Was halten Sie von Brüderlichkeit, 
vom Recht aller auf ein menschenwürdiges Leben, 
von der Freiheit, die nicht Egoismus heißt, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Na und?) 

und von der Einigkeit, die alle Bürger — alle, sage 
ich — einbezieht? 

Unnachsichtig, ja bisweilen gewaltsam gehen Sie 
im Sinne Ihrer Ideologie mit Minderheiten um, mit 
ethnischen ebenso wie mit politischen. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Was sagen 
Sie da? Es ist ja unglaublich, was Sie da 

erklären!) 

— Ja, fragen Sie nicht so erstaunt. Wie anders soll 
man denn die Ausländerpolitik Ihres Innenmini-
sters nennen? 

(Beifall bei der SPD — Klein [München] 
[CDU/CSU]: Gesetzlich ist die!) 

Wie anders soll man ein Vorhaben nennen, sechs-
jährige Kinder nicht mehr zu ihren Eltern in die 
Bundesrepublik zu lassen, nur weil sie sechs Jahre 
geworden sind? 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Unglaub

-

lich!) 

Wer nackte Angst in diesem Land erleben will, 
der muß nur einmal hinschauen, was diese Regie-
rung mit Menschen macht, die bei uns um Asyl 
nachsuchen. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Pfui! — Dr. 
Bötsch [CDU/CSU]: Das ist Hetze, übelste 
Hetze, was Sie da treiben! Widerliche Het

-

ze!) 

Ist das Brüderlichkeit, von der Sie reden und von 
der Sie singen lassen auf Ihren Veranstaltungen? 

(Link [Diepholz] [CDU/CSU]: So bleiben 
Sie unter 40 %! Ganz schlimm! — Weitere 

Zurufe von der CDU/CSU) 

Aber diese Politik, die Sie machen, richtet sich 
nicht nur gegen Minderheiten. 

(Link [Diepholz] [CDU/CSU]: Herr Schrö

-

der sagt die gröbsten Gemeinheiten lä

-

chelnd! — Klein [München] [CDU/CSU]: 
Sie sind schamunfähig!) 

Unter dem feinen Begriff der Flexibilität machen 
Sie Arbeitnehmer zur Verfügungsmasse. Sie neh-
men Ihnen die Sicherheit eines Dauerarbeitsplat-
zes, und Sie nehmen ihnen damit ein gutes Stück 
ihres Selbstbewußtseins. 

(Beifall bei der SPD) 

Ihr Ziel ist klar, es ist sonnenklar: Arbeit, die auf 
Dauer vorhanden ist, soll nur noch auf Zeit verge-
ben werden. 

(Link [Diepholz] [CDU/CSU]: Ganz 
schlimm!) 

Das macht gefügig, und das wollen Sie; denn es 
betrifft natürlich zuerst die, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie sagen die 
Unwahrheit!) 

die arbeiten wollen, aber keine Arbeit haben. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Sie würden 
nach Kuba passen!) 

Aber dabei bleibt es nicht. Es betrifft auch diejeni-
gen, die noch Arbeit haben. Sie werden erpreßbar 
und erpreßbarer. Es soll Druck ausgeübt werden 
von denjenigen, die nicht wissen, was nach sechs 
Monaten ist, auf diejenigen, die das noch wissen. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Gnade uns 
Gott vor Ihresgleichen!) 

Ich nenne das nicht Recht, ich nenne das Recht des 
Stärkeren. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Sie nehmen 
sich das Recht des Lauteren!) 

Sie verweisen auf Ihre Sozialpolitik, auf die zu 
erwartende Steuerreform, und Sie reden in diesem 
Zusammenhang — zynisch, behaupte ich —, von 
Gerechtigkeit. 

(Beifall bei der SPD) 

Aber wer hat denn etwas zu erwarten von dieser 
Steuerreform? Diese Reform wird z. B. dazu führen, 
daß in Zukunft ein Ehepaar ohne Kind, das 35 000 
DM im Jahr verdient, auf eine Entlastung in Höhe 
von 144 DM im Jahr rechnen kann. Ein Ehepaar 
indessen, das über 200 000 DM verdient, kann auf 
eine Entlastung von 6 445 DM rechnen. Das ist das 
Vierundvierzigfache. Was, so frage ich Sie, ist daran 
gerecht, was, so frage ich Sie, ist daran sozial? 

(Beifall bei der SPD) 

An dieser Steuerreform erweist sich, wohin Sie wei-
terwollen. Gewiß, Sie versuchen Alibis zu schaffen. 
Eines davon ist Ihre neue Familienministerin. Frau 
Süssmuth, die ich als eine engagierte Frau kenne, 
wird nur dann glaubwürdig bleiben können, wenn 
es ihr z. B. gelingt, dem Kabinett dieses Bundes-
kanzlers noch in dieser Legislaturperiode eine Vor-
lage auf den Tisch zu legen und die auch durchzu-
bringen, in der das gleiche Kindergeld für alle Kin-
der wiederhergestellt wird 

(Beifall bei der SPD) 

und die Steuerfreibeträge, die Sie begünstigen, ab-
geschafft werden. 

Oder, um ein anderes Beispiel zu nennen, was ist 
sozial an Ihrer Politik, die es nicht zuläßt, daß junge 
Menschen auch nur annähernd gleiche Startchan-
cen bekommen? Was ist in Ihren Augen gerecht an 
einer Bildungspolitik, die wenigen den Königsweg 
öffnet und die viele auf den Trampelpfad verweist? 
Denn warum haben Sie das BAföG abgeschafft, das 
doch die finanzielle Basis dafür war, daß Kinder 
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aus Arbeitnehmerfamilien endlich auch Deutsch-
lands hohe und höhere Schulen besuchen konn-
ten? 

(Beifall bei der SPD — Reddemann [CDU/ 
CSU]: Sie sind ein klassischer Reaktio

-

när!) 

Aber wir wissen — und Sie wissen das auch —, 
Ihre Politik, Ihre unsoziale Politik weckt Wider-
stand. Dieser Widerstand äußert sich auch auf der 
Straße. Er äußert sich vor allen Dingen aber bei 
Wahlen. Sie haben das im letzten Jahr gemerkt. Er 
äußert sich in den Betrieben ebenso wie in den Ver-
waltungen. Widerstand ist das, der Ihnen sehr zu 
schaffen macht. 

(Frau Hürland [CDU/CSU]: Wo denn?) 

Dieser Entwicklung von Gegenmacht aus der Ge-
sellschaft heraus wollen Sie Fesseln anlegen, recht-
liche Fesseln. Denn auf die Legitimation Ihres 
Machtanspruches durch Gesetze wollen Sie nicht 
verzichten. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Sie wollen 
es ohne Gesetze, was?) 

Hier genau liegt der Grund für die durchgezogenen 
Veränderungen beim Demonstrationsstrafrecht, wo 
Sie erst das Bundesverfassungsgericht stoppen 
mußte. Hier liegt auch der Grund für die vorgesehe-
nen und von den Liberalen leider nicht aufhaltba-
ren Verdichtungen der Kontrollmöglichkeiten der 
Staatsorgane. Sie wollen Widerstand gegen unso-
ziale Politik in einen harten Griff nehmen. Das ist 
Ihr Ziel. 

(Beifall bei der SPD) 

Hier liegt aber auch der Grund für Ihren erklär-
ten Willen, jenen Paragraphen zu ändern, von dem 
heute schon viel die Rede war, den § 116 des Ar-
beitsförderungsgesetzes. Sie wollen diejenigen, die 
mittelbar von einem Streik betroffen sind, raus-
schmeißen aus der Arbeitslosenversicherung, zum 
Sozialamt schicken. Das ist Ihr Ziel, das ist das 
Ergebnis Ihrer Vorschläge. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Sind Sie als 
Rechtsanwalt zugelassen?) 

Der Grund dafür ist, daß Sie nicht wollen, daß die 
weiter selbstbewußt eintreten für die Verbesserung 
ihrer Lebens- und Arbeitsbedingungen. Sie wollen 
auch die verfügbarer machen. Das ist Ihr Ziel. 

(Beifall bei der SPD) 

Ist Ihnen, so frage ich Sie, eigentlich klar, was Sie 
da aufs Spiel setzen wollen? Gehört das nicht — 
und wir reden ja hier heute morgen über Ge-
schichte — zu den ganz unabänderlichen und un-
aufhebbaren Erfahrungen unserer jüngeren Ge-
schichte, daß die Gesellschaft jeweils so frei war, 
wie es die Gewerkschaften waren? Kapieren Sie 
das endlich. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Aber so, wie Sie ausschließlich auf den Egoismus 
und die Innenpolitik setzen, 

(Klein [München] [CDU/CSU]: So setzt ihr 
auf den Neid!) 

so setzen Sie auf den Egoismus, auf die Stärke in 
der Außenpolitik. Das zeigt sich an Ihrer Haltung 
zu SDI. Wir haben ja heute morgen erfahren, daß es 
offenbar in Genf einen Geist gegeben hat, der un-
sichtbar die Fäden gezogen hat und dem der Erfolg 
des Gipfels zu danken ist. Dieser Geist war Helmut 
Kohl. Ich habe das seit heute morgen, 12 Uhr, ka-
piert. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Sie haben 
spät kapiert!) 

Er war es, der den Gipfel gemacht hat und der die 
beiden Staatsmänner der westlichen und der östli-
chen Welt an der Hand zum Erfolg hin geführt hat. 
Nun gut, wer es glauben will, mag es glauben. Eines 
ist jedenfalls gewiß: 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Sie waren es 
jedenfalls nicht!) 

Wenn Sie SDI weiterverfolgen, gefährden Sie die 
Ergebnisse des Gipfels, weil Sie nicht auf Entspan-
nung, sondern wieder mal auf militärische Stärke 
setzen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ihre Entscheidungsgründe zu SDI offenbaren 
aber noch ein anderes Merkmal, eines der ökonomi-
schen Unvernunft. Denn eines ist doch wohl klar: 
Wenn man versucht, Rüstungsforschung zu finan-
zieren, um daraus zivil nutzbare Technologien zu 
entwickeln, geht man immer einen Umweg. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie sind j a sehr schnell dabei, uns das japanische 
Beispiel buntgemalt vor Augen zu führen. Aber 
warum reden Sie denn nicht mal darüber, daß die 
Japaner, auch aus historischen Gründen, in der Ent-
wicklung ihres Rüstungshaushalts beschränkt sind 
und daß das vermutlich einer der wichtigsten 
Gründe dafür ist, daß sie wirtschaftlich Erfolg ha-
ben — mehr als Sie, im übrigen? 

(Beifall bei der SPD) 

Warum reden Sie nicht über diesen Zusammen-
hang, 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Die sind 
nicht zur Hälfte von den Sowjets besetzt!) 

daß derjenige, der auf immer weitere Forschung in 
Rüstung setzt, nicht nur sicherheitspolitisch zwei-
felhaft handelt, sondern auch ökonomisch unzu-
länglich? 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Herr 
Rechtsanwalt, ich schenke Ihnen mal ei

-

nen Globus! — Weiterer Zuruf des Abg. 
Reddemann [CDU/CSU]) 

Seit geraumer Zeit — meine Damen und Herren, 
Sie werden das mitverfolgt haben, auch Sie — be-
schließen die Fernsehanstalten ihre Programme be-
kanntlich mit der Nationalhymne. 

(Reddemann [CDU/CSU]: Das stört Sie!) 

Wir hören die Hymne, sehen die Fahnen wehen und 
lesen den Text. Der Text handelt von Einigkeit und 
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von Recht und Freiheit und von „brüderlich mit 
Herz und Hand". 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Das ist schon 
schöner als die Internationale!) 

Doch die Politik dieser Bundesregierung wird die-
ser Hymne nicht mehr gerecht; 

(Beifall bei der SPD — Lachen bei der 
CDU/CSU — Dr. Friedmann [CDU/CSU]: 

Unverschämt!) 

denn Sie einigen nicht unser Volk, Sie spalten die 
Arbeitnehmerschaft. Und Sie tun das bewußt. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Demagoge!) 

Ihre Politik verteidigt nicht gleiches Recht für alle, 
sondern Sie legitimieren das Recht des Stärkeren. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ganz übel!) 

Und die Freiheit, die Sie meinen, erschöpft sich in 
Gewerbefreiheit, ist die Freiheit dessen, der Geld 
genug hat, sie auch zu nutzen. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Das ist der Gipfel der Dreistigkeit! 
Schlimmer geht es nicht! — Dr. Waigel 
[CDU/CSU]: Sie genießen die Freiheit des 
Hetzens! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

Und es geht nicht brüderlich zu, weil solidarisches 
Verhalten von Ihnen heruntergemacht, ja, verhöhnt 
wird. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Volksfrontma

-

nier! — Zuruf von rechts: Mieser Demago

-

ge!) 

Ich denke, für diese Regierung müßte eine neue 
Hymne geschrieben werden. Ich habe Ihnen einige 
Begriffe genannt, die dafür in Frage kommen: Ego-
ismus und Zwietracht und Spaltung. Über die Frei-
heit jenseits sozialer Verantwortung wäre darin zu 
spielen, wenn es Ihre Hymne wäre — auch von der 
Leistung, die alle erbringen müssen, damit es sich 
für wenige besonders lohnt. Da klänge nichts in 
Ihrer Hymne von Brüderlichkeit. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Das ist 
nicht Ihre Hymne, das ist nur unsere 

Hymne, was?) 

Es wäre eine von geradezu synthetischer Kälte, 
eben so, wie Ihre Politik in Wahrheit beschaffen 
ist. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Ihre Hymne 
ist die Internationale, was?) 

In der Mitte des letzten Jahrzehnts haben Sie den 
Kampf um die politischen Begriffe begonnen. Ihr 
Ziel war in Wirklichkeit die Zerstörung von Werten, 
für die wir stehen. 

(Beifall bei der SPD) 

Gleichheit haben sie Gleichmacherei genannt. Die 
Forderung nach sozialer Gerechtigkeit war und ist 
Ihnen Anspruchsdenken. Entspannung, Sich-Ver-
tragen nannten Sie Schwäche und Ausverkauf na-
tionaler Interessen. — Diese Umwertung von Wer

-

ten — das sage ich ganz deutlich — verstößt gegen 
Geist und Inhalt unserer Verfassung. 

(Beifall bei der SPD — Link [Diepholz] 
[CDU/CSU]: Sie sind noch schlimmer als 

Ravens, Herr Schröder!) 

Wir gehen davon aus, daß eine Gesellschaft auf 
Dauer nur dann friedlich bleibt, wenn es auch das 
Recht des Schwachen und nicht nur das des Star-
ken gibt, 

(Beifall bei der SPD) 

wenn die Chancen nicht von vornherein nach Ge-
burt und Vermögen verteilt sind. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Pfui Teufel!) 

Wir haben die Erfahrung gemacht, nicht zuletzt in 
den 70er Jahren, daß eine Gesellschaft, die über 
Schritte zur sozialen Gerechtigkeit sozialen Frieden 
herstellt, hoch produktiv, weil hoch motiviert sein 
kann. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Das haben 
wir an der Staatsverschuldung und am 

Wirtschaftsrückgang gemerkt!) 

Ungeachtet Ihres Krakeelens, Herr Klein, 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Sie krakee

-

len schon seit einer halben Stunde!) 

sage ich Ihnen: Die Menschen in unserem Lande 
beginnen gegen den Ungeist Ihrer Politik aufzuste-
hen, 

(Beifall bei der SPD) 

in den Gewerkschaften und in den Kirchen, in der 
Friedensbewegung und in den Bürgerinitiativen. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Und bei den 
Kommunisten!) 

Ich weiß: Ohne dieses neue Engagement dort gibt 
es keine neue Politik. Aber alle müssen wissen: 
Ohne die Veränderung von Mehrheiten zerbricht 
dieser andere Geist an Ihrer Macht. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Gott sei 
Dank! — Zuruf von der SPD: Unglaublich! 

„Gott sei Dank" hat er gesagt!) 

Doch der Prozeß der Veränderung — Sie wissen 
es gut — hat bereits begonnen. Er hat im Saarland 
begonnen, hat sich bei den Kommunalwahlen in 
Hessen fortgesetzt und hat in Nordrhein-Westfalen 
zunächst seinen Abschluß gefunden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wie war es in 
Berlin?) 

Eines sage ich Ihnen: In Niedersachsen wird sich 
am 15. Juni nächsten Jahres eine Sache glasklar 
entscheiden, nämlich die, ob es gelingt, den sozial-
staatlichen Geist unserer Verfassung auf Dauer zu 
erhalten, oder ob eben der Ihnen ausgeliefert 
bleibt. 

Denjenigen, die mir zugehört haben — bei Ihnen 
von der CDU/CSU waren das sehr wenige —, sage 
ich sehr herzlichen Dank und denen, die es nicht 
getan haben: Machen Sie so weiter mit Ihrer Störe- 
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rei; die Bürger werden Ihnen schon die Quittung 
geben. 

(Anhaltender Beifall bei der SPD — Redde

-

mann [CDU/CSU]: Die SPD ist auf den 
Schröder gekommen!) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Mischnick. 

Mischnick (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Herr Kollege Schröder, 
ich bin sehr froh darüber, daß Sie hier gesprochen 
haben. Denn das macht es mir leichter, mich schon 
jetzt auf das einzustellen, was Sie offensichtlich im 
Wahlkampf in Niedersachsen Tag für Tag von sich 
geben wollen. Dies zeigt aber auch, daß Sie, nach-
dem Sie beklagt haben, man würde Ihnen vorwer-
fen schwarzzumalen, der Schwarzmaler in Person 
gewesen sind. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Denn alles, was Sie hier gesagt haben, war an der 
Grenze dessen, was Le Bon demagogisch genannt 
hätte. 

(Duve [SPD]: Lesen Sie mal genau nach! — 
Zuruf von der CDU/CSU: Das war auf der 

anderen Seite!) 

— Doch, doch, doch. Ich habe es bewußt so ausge-
drückt, weil ich seit Jahrzehnten in diesem Hause 
bin und weiß, wie weit ich gehen kann mit einer 
Bemerkung und wie weit ich nicht gehen kann. Sie 
können doch erwarten, daß ich diese Grenzen ein-
halte. 

(Duve [SPD]: Wessen Wahlkampf wollen 
Sie denn machen? — Zander [SPD]: Das 

werden wir sehen!) 

— Einen sachlichen; das ist der Unterschied zu 
Ihnen. 

Wenn ich mir Ihre einzelnen Punkte vornehme, 
dann kann ich nur sagen: Ich bedaure sehr, daß mit 
dem Hinweis, da seien die Deutschnationalen, da 
sei der Stahlhelm wieder aufgetaucht, 

(Zander [SPD]: Der Geist ist wieder da!) 

das, was wir vor fünf, vor zehn Jahren hier im 
Hause beklagt haben — daß nach der anderen Seite 
kommunistische Vergangenheit vorgeworfen wür-
de —, hier aufgewärmt werden soll. Wer so handelt, 
der setzt die Einigkeit aufs Spiel, der spaltet, der 
treibt auseinander und führt nicht zusammen, was 
hier in diesem Lande an Demokraten zusammen-
halten sollte. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wenn Sie mit Recht davon sprechen, daß wir heu-
te, 1985, in Europa leider mehr Waffen haben — das 
stimmt —, dann müssen Sie bitte auch hinzufügen: 
Trotz dieser mehr Waffen in Europa ist es gelungen, 
in Europa Frieden zu erhalten. Hat nicht vielleicht 
das Gleichgewicht — ja, es hat — die entscheidende 
Voraussetzung dafür geschaffen, daß wir den Frie-
den erhalten konnten? Das haben Sie mit uns ge-
meinsam über ein Jahrzehnt lang vertreten. Warum  

entfernen Sie sich von allen Grundlagen, die Sie 
gestern noch für richtig gehalten haben? 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zander  [SPD]: Hatten wir nun eine Wende, 

oder hatten wir keine Wende?) 

Sie haben mit Recht darauf hingewiesen, daß es 
noch eine hohe Arbeitslosigkeit gibt. Das bestreitet 
niemand von uns. Nur, warum verschweigen Sie, 
daß eben — im Gegensatz zu einer Politik ständiger 
Arbeitsbeschaffungsprogramme — die Politik, die 
wir seit drei Jahren durchgeführt haben, die Zahl 
der Arbeitsplätze systematisch erhöht hat? Bereits 
zu Beginn dieses Jahres hatten wir mehr Arbeits-
plätze als 1969. Das zeigt doch, daß dieser Weg 
erfolgreich und nicht, wie Sie behaupten, ein fal-
scher Weg gewesen ist. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Nun sagen Sie, Herr Kollege Vogel, wir würden 
die Beschäftigungsprogramme, die doch bestimmte 
Arbeitsplatzsicherungen mit sich gebracht haben, 
verleugnen. Wir verleugnen sie nicht! Wir haben sie 
nie verleugnet. Wir haben nur festgestellt, daß die 
Wirkung dieser Programme begrenzt war, daß Ar-
beitsplätze nur für eine gewisse Zeit gerettet wur-
den. Die strukturellen Veränderungen aber, die not-
wendig waren, sind eben nicht bewirkt worden, und 
das hat dazu geführt, daß danach die Arbeitslosig-
keit um so größer gewesen ist. 

(Zander [SPD]: „Größer" ist eine Behaup

-

tung!) 

Deshalb wollen wir diesen Fehler nicht noch einmal 
machen. 

Meine verehrten Kolleginnen und Kollegen von 
der SPD, genau das ist damals doch auch von Ihrem 
Kanzler, von Ihren Mitgliedern des Kabinetts und 
von Ihren Fraktionsvorständen erkannt worden. 
Die Umkehr von diesem Weg begann doch bereits 
in den Jahren 1980/81. Das war sehr mühselig. Mit-
ten auf diesem Weg war es Ihnen dann zu mühselig 
geworden; da waren Sie müde geworden, diesen 
Weg mitzugehen. Wir gehen ihn jetzt in dieser 
Koalition gemeinsam zu dem guten Ende, das wir 
damals schon vor Augen hatten, während Sie nicht 
den Mut und auch nicht die Tapferkeit gegenüber 
den eigenen Reihen aufbrachten, das durchzuset-
zen, was im Interesse der Menschen notwendig war. 
Das ist doch der wahre Sachverhalt! 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wenn Sie jetzt davon sprechen, wir würden den 
sozialen Konsens in Frage stellen, wenn Sie, Herr 
Schröder, fragen, wo die Leistung des Bauern oder 
des Meisters bleibt, sage ich Ihnen: Sehen Sie sich 
doch einmal die Weiterentwicklung der Agrarsozial-
politik an, die wir gerade vor wenigen Tagen be-
schlossen haben. Da ist die Leistung des Bauern 
durch Verbesserungen bestätigt und anerkannt 
worden. Oder nehmen wir die Leistung des Mei-
sters: Ist Ihnen denn entgangen, daß jede zuver-
diente Mark heute bereits zu 40 oder 50 % wegge-
steuert wird? Wir wollen doch die Steuerreform ge-
rade, damit die Mehrleistung des Meisters nicht 
gleich in die höchste Progression hineinführt. Es 
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soll mehr für ihn bleiben, damit sich eben die Lei-
stung lohnt. Vergessen Sie das alles? 

(Zander [SPD]: Die Welt fängt für Sie beim 
Meister an! — Weitere Zurufe von der 

SPD) 
— Verehrter Herr Kollege, Sie sagen, der Erfolg 
lohne sich nicht? Da kann ich mich nur wundern, 
wieso Sie bereit waren, mit uns ähnliche Entschei-
dungen zu treffen, wenn diese auch nicht den Um-
fang hatten, den wir uns jetzt vorgenommen haben. 
Sie waren doch mit uns der Meinung, daß die Pro-
portionalzone erweitert werden muß und daß die 
Progression später beginnen soll. Haben Sie auch 
das alles vergessen? 
Deshalb, wenn Sie diese Punkte schon anspre-

chen, dann bitte mit etwas mehr Nüchternheit und 
mehr Redlichkeit, nicht mit so vielen Verdächtigun-
gen und Unterstellungen, die der Sache überhaupt 
nicht gerecht werden. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter 
Mischnick, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Mischnick (FDP): Ja, bitte. 

Vizepräsident Stücklen: Bitte sehr, Herr Abgeord-
neter Penner. 

Mischnick (FDP): Wahlkämpfer in Niedersachsen 
lassen ja keine Fragen zu, aber ich mache das! 

Dr. Penner (SPD): Verehrter Herr Kollege 
Mischnick, Sie haben vorhin von Tapferkeit im Ver-
halten gegenüber der eigenen Anhängerschaft ge-
sprochen. 

Mischnick (FDP): Ja. 

Dr. Penner (SPD): Können Sie mir vielleicht ein 
einziges Beispiel dafür nennen, daß die FDP gegen-
über ihrer Klientel tapfer gewesen wäre? 

(Zustimmung bei der SPD) 

Mischnick (FDP): Mein lieber Herr Kollege Pen-
ner, da kann ich Ihnen eine ganze Menge sagen. In 
der Entscheidung 1982 war es notwendig, die ent-
scheidenden Schritte tapfer zu vertreten und Mann 
für Mann und Frau für Frau in der Partei zu über-
zeugen. Und sie sind heute überzeugt! Wir haben 
die Tapferkeit aufgebracht, Sie nicht! 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
Wo ist die Tapferkeit des Kollegen Börner, der 

Leute mit Dachlatten hinausjagen wollte und der 
heute genau das Gegenteil macht? 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
Fangen Sie nicht von Tapferkeit oder vom Umfallen 
an! Da müssen Sie erst einmal in den eigenen Rei-
hen nachschauen! 
Herr Kollege Schröder, Sie haben behauptet, 

BAföG sei abgeschafft. Das ist falsch. Schon in der 
sozialliberalen Koalition sind Kürzungen vorge-
nommen worden. Wir haben inzwischen manche 

Mängel wieder bereinigt. Wir wissen, daß da noch 
mehr zu tun ist. Ich bitte also, nicht solche Behaup-
tungen aufzustellen, die nicht mit den Tatsachen 
übereinstimmen. 

§ 116 AFG: Um was geht es denn hier? Hier geht 
es darum, daß das, was im Gesetz steht und — wer 
die Debatten, die Kommentare darüber nachliest — 
in den Debatten so gewollt war, in den Kommenta-
ren so zum Ausdruck gebracht worden ist, auch so 
angewandt und nicht in eine falsche Richtung ent-
wickelt wird. Hier geht es weder um eine Benach-
teiligung der Gewerkschaften noch um eine Bevor-
zugung der Arbeitgeber. Hier geht es ausschließlich 
darum, daß sichergestellt wird, daß die Beitragszah-
ler die Arbeitslosenversicherung nicht mitfinanzie-
ren müssen, wenn an irgendeiner Stelle durch ei-
nen Streik Folgen in andere Bereiche hinein entste-
hen, die dann letztendlich zu Lasten der Arbeitneh-
mer mit ihren Beiträgen gehen. Um diese Frage 
geht es, wie hier klargestellt werden muß. 

(Zander [SPD]: Tun Sie doch nicht so naiv, 
Herr Mischnick!) 

Wenn jetzt gedroht wird, man könne bis an die 
Grenzen der gewerkschaftlichen Möglichkeiten ge-
hen, dann muß sich jeder im klaren darüber sein, 
daß das, wenn hier der Gesetzgeber eine Entschei-
dung  trifft, eine Drohung gegenüber der gewählten 
Volksvertretung ist. Ich kann nur davor warnen, 
diesen Weg durch weitere Erklärungen weiterzuge-
hen. Wer dies macht, zerstört viel, viel mehr, als vor-
hin hier anklagend als Vorwurf erhoben worden 
ist. 

Herr Kollege Vogel hat davon gesprochen, daß 
gegenüber früheren Generationen für uns die Ver-
antwortung gewachsen ist. Ich sage:  ja,  das ist rich-
tig. Die Verantwortung ist größer geworden. Aber 
diese Verantwortung bedeutet doch gleichzeitig, 
daß man nicht nur klagt, sondern zu Entscheidun-
gen bereit ist und diese Entscheidungen auch trägt. 
Dieser Verantwortung stellen wir uns. 

Sie haben davon gesprochen, schriller Lärm bei 
Gegensätzen sei falsch. Ich teile diese Meinung. 
Aber den schrillen Lärm haben doch bei bestimm-
ten Themen sehr oft Sie aus Ihren Reihen heraus 
veranstaltet. 

Sie haben gesagt, wir Deutsche — Sie haben da-
bei den Bundespräsidenten zitiert — seien ein Volk 
und eine Nation. Das ist immer unsere gemeinsame 
Grundhaltung gewesen. Ich bin sehr froh darüber, 
daß Sie dies wiederholt haben. Dann wäre es aber 
auch besser, ständige Irritationen, indem man in 
dem einen oder anderen Bereich durch wohlgefäl-
lige Erklärungen außerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland den Eindruck erweckt, als würde man 
von diesem Grundsatz abgehen, zu vermeiden. 

In diesem Zusammenhang eine kurze Bemer-
kung dazu, daß wieder sehr viel über den Besuch 
des Staatsratsvorsitzenden Honecker spekuliert 
wird. Meine Damen und Herren, ich bedaure sehr, 
daß nun wiederum diese Spekulation losgeht über 
Zeitpunkte, mit Erwartungen. Ich teile diese Speku-
lation nicht; ich beteilige mich nicht. Ich stelle nur 
eines fest: Wer diese Spekulation so oder so nährt, 
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hilft nicht. Wer den Erwartungshorizont bewußt 
hochschraubt, um hinterher anklagend festzustel-
len, es sei nicht genügend herausgekommen, schä-
digt das, was wir wollen. Wer von vornherein glaubt, 
Positionen, die von unserem Verfassungsrecht her 
selbstverständlich sind, in Frage stellen zu können, 
hilft weder uns, noch hilft es der DDR. 

(Zuruf des Abg. Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]) 

Deshalb bleibt unbestritten, daß es eine Reihe von 
Punkten gibt, — wenn ich an den Zwangsumtausch 
denke, wenn ich an die Reiseerleichterungen denke, 
auch wenn ich an die Besuchsmöglichkeiten für die 
Berliner denke —, die auf der Tagesordnung stehen 
und von uns zu keinem Zeitpunkt dort weggenom-
men wurden. Aber in diesen Punkten hat sich in der 
Vergangenheit immer gezeigt, daß weniger öffent-
lich darüber reden immer besser und hilfreicher 
gewesen ist, und dabei soll es auch bleiben. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Herr Kollege Vogel hat davon gesprochen, die 
Diskussion über das nationale Ehrenmal und das 
Haus der Geschichte solle keine parteipolitische 
Frage werden. Ich teile diese Auffassung. Das heißt 
für mich aber auch, daß wir zunächst einmal unter-
einander zwischen den Fraktionen mit dem Präsi-
dium und mit der Bundesregierung in Ruhe über 
diese Frage sprechen, bevor wir im Deutschen Bun-
destag öffentliche Diskussionen darüber verlangen, 
denn nichts wäre schädlicher, wenn hier eine Aus-
einandersetzung über öffentliche Festlegungen 
stattfände, die uns genausowenig hilft wie die Aus-
einandersetzung, die wir vor dem 8. Mai gehabt ha-
ben. 

(Zustimmung bei der FDP) 

Ich hoffe, daß jeder daraus gelernt hat, hier zu-
nächst das Gespräch untereinander zu suchen, um 
würdige und unserer Geschichte gerecht werdende 
Lösungen zu finden. Wir sind dazu bereit. 

Herr Kollege Vogel, Sie haben davon gesprochen, 
ob man nicht zu Teillösungen betreffend ein Verbot 
chemischer Waffen kommen solle, wenn man schon 
mit einer Gesamtlösung nicht so schnell vorankom-
me. Das ist eine Überlegung, die man durchaus an-
stellen kann, aber nachdem die Mitgliedstaaten des 
Warschauer Pakts in Sofia gemeinsam die welt-
weite Abschaffung, Vernichtung von chemischen 
Waffen verlangt haben und nachdem dies von unse-
rer Seite auch weltweit verlangt worden ist, sehe 
ich nicht mehr ein, weshalb man an den Überlegun-
gen im Sinne einer Begrenzung festhält, wenn sich 
beide Führungsmächte die weltweite Abschaffung 
und Vernichtung chemischer Waffen zum Ziel ge-
setzt haben. Deshalb sollten wir vielmehr auf die-
sen Dampfer aufsteigen und uns darum bemühen, 
hier Schritt für Schritt weiterzukommen. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Eben, Schritt für 
Schritt!) 

— Schritt für Schritt in den Verhandlungen, Herr 
Kollege Voigt, nicht in den Vereinbarungen. Verein-
barungen haben doch den Nachteil: Wenn Sie eine 
regionale Begrenzung erreicht haben, dann können 
Sie zwar den Abzug überwachen; nicht gelöst ist 

dabei aber die Frage, wie Sie auf Dauer durch eine 
Überwachung sicherstellen können, daß nichts wie-
der hineingebracht wird. Deshalb ist die generelle 
Abschaffung, die generelle Beseitigung der chemi-
schen Waffen die einzige Möglichkeit, um in diesem 
Bereich tatsächlich zu einem vernünftigen Ergeb-
nis zu kommen. 

Meine Damen und Herren, der Gipfel ist gewür-
digt worden; er wird in der außenpolitischen De-
batte noch weiter gewürdigt werden. Er hat für 
viele nicht so viel gebracht, wie sie erwartet haben. 
Ich bin überzeugt, daß die These derjenigen richtig 
war, die von Anfang an das, was möglich ist, richtig 
eingeschätzt haben. Das Gespräch an sich — es war 
mehr als ein Gespräch — hat Voraussetzungen ge-
schaffen, wie wir sie in den letzten fünf bis zehn 
Jahren nicht hatten. Nun wird es aber darauf an-
kommen, daß wir jede Möglichkeit, jede Gelegen-
heit nutzen — nicht nur im Gespräch mit den bei-
den Großmächten, sondern auch im Gespräch mit 
den jeweiligen Bündnispartnern und über die Gren-
zen der Paktsysteme hinaus —, diesen Prozeß fort-
zusetzen, ihn zu unterstützen und weiterentwickeln 
zu helfen. 

Das bedeutet natürlich, daß wir auch bereit sein 
müssen, Entwicklungen — z. B. im Warschauer 
Pakt — zur Kenntnis zu nehmen. Ich habe mit 
Bedauern festgestellt, daß bei uns in der Bundesre-
publik Deutschland beispielsweise die Neufassung 
des Wahlrechts in Ungarn so wenig Aufmerksam-
keit gefunden hat. 

(Zustimmung der Abg. Dr. Barzel [CDU/ 
CSU] und Voigt [Frankfurt] [SPD]) 

Nach der Neufassung des Wahlrechts müssen min-
destens zwei Kandidaten aufgestellt werden, mit al-
len Konsequenzen, die daraus — bis hin zur kom-
munalen Ebene — enstehen. Es würde sich lohnen, 
wenn unsere Medien auch über diese Dinge mehr 
berichten würden. Ich habe bedauert, daß die offi-
ziöse Delegation der tschechischen Föderalver-
sammlung unter Leitung des Vizepräsidenten Dr. 
Kučera, der unserem Bundestagspräsidenten eine 
Einladung überbracht hat — die er angenommen 
hat — , in den Medien kaum Beachtung fand. Es 
wird immer darüber geklagt, daß nicht genügend 
geschehe, um hier die Möglichkeiten der Verbin-
dungen, der Beziehungen zu nutzen. Diejenigen, die 
sie nutzen, sollten in der Öffentlichkeit dann auch 
die entsprechende Unterstützung erfahren, denn 
das ist praktische Politik des Verstehens, eines Ab-
baues des Mißtrauens und damit eines allmähli-
chen Aufbaus von Vertrauen. Es lohnt sich, dies zur 
Kenntnis zu nehmen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Noch eine Bemerkung zu dem Teil, der sich damit 
befaßte, inwieweit durch Entscheidungen in den 
letzten Jahren „sozialer Abbau", „neue Armut" — 
und wie es alles bezeichnet wird — entstanden ist. 
Es kann nicht oft genug wiederholt werden: Das 
Schlimmste, was man sozialpolitisch machen kann, 
ist, eine Inflation laufen zu lassen und nichts gegen 
sie zu tun. Das haben wir gestoppt. Wenn sich heute 
2 %, möglicherweise 1,5 % Preissteigerungsrate für 
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das nächste Jahr abzeichnen, dann heißt das, daß 
ich auch bei einer 3 %igen oder 3,5 %igen Rentener-
höhung unter dem Strich mehr in der Tasche habe, 
als wenn ich die Renten um 7 % erhöhe, aber 6,5 % 
Preissteigerungsrate habe. Das heißt wiederum, 
daß die Behauptung, die Entwicklung der letzten 
Jahre habe zu einer sozialen Umverteilung — zu 
Lasten der Rentner — geführt, schlicht falsch ist. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zander  [SPD]: Da denken die Rentner aber 

anders drüber!) 

Daß die Wirkung davon nicht sofort eintreten konn-
te, sondern sich im Jahre 1985 und im Jahre 1986 
stärker bemerkbar macht, ist unbestreitbar. 

Zweiter Punkt. Wenn all die Erkenntnisse, die 
heute auf dem Tisch liegen, als Vorschläge — 
ich gehe davon aus: für die nächste Legislatur-
periode —, z. B. für die Rentenreform, von Ihnen, 
meine verehrten Kolleginnen und Kollegen der 
SPD, 

(Zander [SPD]: Es wäre aber Zeit, die jetzt 
schon anzufangen!) 

bereits in unserer gemeinsamen Regierungszeit auf 
den Tisch gekommen und unsere Vorschläge in die-
ser Richtung nicht immer abgelehnt worden wären, 
würden Sie heute die Mühsal der Opposition mit 
Sicherheit nicht auf sich nehmen müssen. Da hat es 
bei Ihnen etwas zu lange gedauert, bis die Erkennt-
nis kam, daß auch dort ein neuer Weg beschritten 
werden muß. 

(Zander [SPD]: Etwas unter Niveau!) 

Ein dritter Punkt, den ich, um die Zeit nicht zu 
überschreiten, kurz erwähnen möchte: Wir haben 
uns hier in Diskussionen mehrfach — dies war zum 
Schluß eine Bemerkung des Kollegen Schröder — 
über rechtspolitische und innenpolitische Fragen 
auseinandergesetzt. Sie haben davon gesprochen, 
daß wir da den Weg — das Wort „Knebelung" haben 
Sie nicht verwandt, aber es klang so — der Knebe-
lung derjenigen, die sozialpolitisch benachteiligt 
sind, durch rechtspolitische und innenpolitische 
Mittel vorantreiben wollen. Dies ist genauso falsch 
wie die andere Behauptung. Richtig ist, daß wir im 
Bereich der Rechts- und Innenpolitik in verschie-
denen Fragen zwischen den drei Koalitionsparteien 
lange um die richtige Lösung gerungen haben. Wir 
haben sie zu einem Teil schon gefunden und prakti-
ziert, ein Teil ist in der Vorbereitung. 

Was ich aber zum Abschluß feststellen möchte: 
daß es mit Ihnen nicht möglich war, das wichtige 
Rechtsgut, jedem Angeklagten oder Inhaftierten zu 
jeder Zeit einen Rechtsbeistand zur Seite zu stellen 
— Kontaktsperregesetz — , daß dies aber in der Ko-
alition mit der Union möglich war, was uns nie-
mand zugetraut hat. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Das Gesetz hat 
damals Herr Maihofer verlangt!) 

— Wir hatten den Antrag in der Debatte gestellt, 
Sie haben ihn damals gemeinsam mit der CDU/ 
CSU abgelehnt, obwohl wir in der Koalition waren. 
Vergessen Sie das nicht! Ich habe das nicht verges- 

sen. Mein Gedächtnis ist nicht so kurz, wie das bei 
Ihnen offensichtlich zu sein scheint. 

(Beifall bei der FDP — Voigt [Frankfurt] 
[SPD]: Maihofer hat die Idee gehabt!) 

Daß es uns gelungen ist, das mit der Union durch-
zusetzen, beweist: Auch in dieser Koalition ist 
Rechtstaatlichkeit, Innenpolitik und Rechtspolitik 
aus liberalen Grundsätzen 

(Mann [GRÜNE]: Das glauben Sie doch sel

-

ber nicht!) 

nicht nur machbar, sondern es sind Probleme lös-
bar, die früher nicht lösbar waren. Dafür sind wir 
dankbar. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Rühe. 

Rühe (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Herr Schröder, wer Ihnen zugehört 
hat, konnte auf viele Ideen kommen; aber daß Sie 
der Kandidat der SPD für das Amt eines Minister-
präsidenten in diesem Lande sind, darauf konnte 
man wirklich nicht kommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP) 

Ich möchte Ihnen und auch der gesamten SPD- 
Fraktion im Namen der Kollegen, vor allen Dingen 
der niedersächsischen Landesgruppe, allen voran 
Rudi Seiters, sehr herzlich danken, daß Sie sich 
hier heute präsentiert haben. Das erspart den Kol-
legen viel Arbeit im Lande; denn die Rede, die Sie 
hier gehalten haben, war eine Enthüllungsrede. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Enthüllend auch deswegen: Wenn ein Mann wie 
Börner eine Koalition mit den GRÜNEN eingeht, 
dann weiß heute jeder: Ein Mann wie Schröder, der 
verkauft sich nicht nur an eine Koalition mit den 
GRÜNEN, sondern der würde sich auch inhaltlich 
völlig an die GRÜNEN als Koalitionspartner ver-
kaufen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zander  [SPD]: Nun beweisen Sie das mal, 
Herr Rühe! — Ströbele [GRÜNE]: Leider 
nicht, Herr Rühe! Sie hätten das gern!) 

— Sie können uns darüber nicht hinwegtäuschen. 
— Herr Schröder, ich sage das als jemand, der un-
gefähr so alt ist wie Sie. Ich frage mich, welches 
Verhältnis Sie eigentlich zum demokratischen Stil 
haben, wie er in der Bundesrepublik Deutschland 
gewachsen ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Gar keins!) 

Ich glaube, daß diejenigen, die wie wir beide der 
mittleren Generation angehören, also in dieser 
Bundesrepublik Deutschland politisch großgewor-
den sind, sehr wohl wissen, daß zur Demokratie 
nicht nur Harmonie gehört und daß man nicht 
fälschlich harmonisieren darf. Aber wir wissen 
auch, daß zur Demokratie nicht nur der Streit ge-
hört. Wer Politik nach dem Motto macht: So viel 
Streit und Bekämpfung des politischen Gegners wie 
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möglich, statt soviel wie nötig, bei dem muß man 
fragen, welches Verhältnis er eigentlich zum demo-
kratischen Staat hat, wie er sich hier entwickelt 
hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Kuhlwein [SPD]: Meinen Sie Herrn Geiß

-

ler?) 

Ich kann nur sagen: Wer so redet wie Sie, der ist 
nicht der Sprecher dieser mittleren Generation, die 
in der Bundesrepublik Deutschland großgeworden 
ist. Sie sind der demagogische Sprecher einer klei-
nen Randgruppe. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zander [SPD]: Sagen Sie doch ein Wort zur 
Sache, nicht zur Person! Gehen Sie auf die 

Argumente ein!) 

Wer der Christlich Demokratischen Union und 
damit mir und allen Kollegen unterstellt, die Frei-
heit dieses Landes sei für uns Gewerbefreiheit, der 
ist ein Verleumder. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Rühe, 
der Ausdruck „Verleumder" ist unparlamentarisch. 
Ich weise ihn zurück. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aber er hat 
recht!) 

Herr Abgeordneter Rühe, das kann eine „Verleum-
dung" sein, aber das Wort „Verleumder" ist unparla-
mentarisch. 

(Zander [SPD]: Er will uns gerade guten 
Stil beibringen, Herr Präsident!) 

Rühe (CDU/CSU): Vielen Dank, Herr Präsident. 

Meine Damen und Herren, liebe Kollegen, ich 
habe mich bemüht, der Debatte zuzuhören und eine 
Überschrift für das zu finden, was wir gehört ha-
ben, 

(Kuhlwein [SPD]: Rühe ist Mini-Geißler, 
Westentaschen-Geißler!) 

vor allen Dingen von seiten der Opposition. Ich 
möchte Ihnen eine Überschrift anbieten. Ich habe 
die Opposition beobachtet, und ich finde, das war 
die Suche nach der verlorenen Wirklichkeit, die Su-
che einer Partei, der die Wirklichkeit dieses Landes 
davongelaufen ist und die mit ihren Worten nicht 
mehr hinterherkommt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP — Zander [SPD]: Kommen 
Sie doch endlich zur Sache!) 

Ihre Worte stehen doch heute völlig vereinsamt in 
der politischen Landschaft. 

Sie haben im wesentlichen von zwei Katastro-
phen-Legenden gelebt. Das erste ist die Legende 
von der Eiszeit, und das zweite ist die Legende von 
der Armut. Zur Legende von der Armut: Diese Re-
gierung und diese Koalition haben erst in den letz-
ten Tagen das Gütesiegel des Sachverständigenra-
tes bekommen: Geldwertstabilität, Wachstum, 
300 000 zusätzliche Arbeitsplätze im nächsten Jahr,  

— nicht nur neue, sondern zusätzliche —; das ist ein 
Gütesiegel, wie es das lange nicht gegeben hat. 

(Zander [SPD]: Das Gütesiegel ist in der 
Bauwirtschaft der Pleitegeier!) 

Zur Legende von der Eiszeit, die Sie vor drei Jah-
ren verkündet haben: Sie haben damals versucht, 
die deutsche Politik vor eine schlimme Alternative 
zu stellen. Sie haben gesagt: entweder Sicherheits-
politik oder das Gespräch mit dem Osten, entweder 
Nachrüstung oder gute deutsch-deutsche Beziehun-
gen. Wer die deutsche Außen- und Sicherheitspoli-
tik vor eine solche Alternative stellt, kann ihr kaum 
etwas Schlimmeres antun. Wir haben bewiesen, daß 
die einzig vernünftige Politik darin besteht, das zu 
tun, was sicherheitspolitisch notwendig ist, und 
dann dennoch und verstärkt auch das Gespräch mit 
dem Osten zu führen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie müssen insofern Ihre Drehbücher für den Bun-
destagswahlkampf und auch für den Wahlkampf in 
Niedersachsen ganz neu schreiben. Der Auf-
schwung der Wirtschaft, der Aufschwung der Ost

-

West-Beziehungen und die hervorragende Rolle, die 
die Bundesregierung hierbei gespielt hat, hat Ihnen 
Ihre Argumente genommen. Was bleibt, ist die 
Flucht in eine Quasi-Philosophie wie bei Herrn Vo-
gel heute morgen oder die Flucht bzw. das Fernblei-
ben aus dem Parlament überhaupt. 

Ich möchte in Anlehnung an eine berühmte 
Sportreportage, die wir vor einigen Jahren bei den 
Olympischen Winterspielen gehört haben, die Frage 
stellen: Wo bleibt Rau? 

(Zuruf von der SPD: Wer ist Rühe?) 

Wo ist Herr Rau? Ist er auf Bildungsreise im Aus-
land oder in Wanne-Eickel? Ich meine, wer den An-
spruch erhebt, dieses Land regieren zu wollen, der 
muß sich im Deutschen Bundestag stellen! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf von der CDU/CSU: Der kneift! — Zu

-

ruf von der SPD: Wo bleibt der Bundes

-

kanzler?) 

Deswegen werden wir Sie immer wieder fragen: Wo 
bleibt Herr Rau? Oder haben Sie Angst? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ja, natürlich!) 

Haben Sie Sorge, daß Herr Rau sich wieder unbe-
dacht äußert, wie er es ja selbst eingestanden hat? 

(Zurufe von der SPD) 

Wir wollen jedenfalls hier im Bundestag, bevor im 
Wahlkampf die Wogen so hochschlagen, daß man 
die Dinge nicht mehr so genau erkennen kann, von 
Herrn Rau sehr schnell wissen, ob er das tun will, 
was er in seinem Interview angekündigt hat, näm-
lich die Grundlagen für unsere außenpolitischen 
und wirtschaftspolitischen Erfolge wieder zu zerstö-
ren. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Wir wollen wissen, ob die Politik der Haushalts-
konsolidierung weitergeführt werden kann und ob 
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wir eine erfolgreiche Sicherheitspolitik in der 
NATO betreiben können. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wo ist denn der 
Mann überhaupt?) 

Meine Damen und Herren von der Opposition, es 
reicht eben nicht, sich an Jubiläen für die NATO 
auszusprechen. Es reicht auch nicht, im Prinzip für 
die NATO zu sein und bei jeder konkreten Maß-
nahme dann dagegenzustimmen. 

(Zuruf von der SPD: Sagen Sie das dem 
Herrn Wörner!) 

Wer den Schutz durch die NATO will, der darf die-
ser NATO, dem Atlantischen Bündnis, auch nicht 
die eigenen Beiträge verweigern, so wie Sie das tun, 
z. B. im Zusammenhang mit den notwendigen Be-
schlüssen zur Aufrechterhaltung der Stärke der 
deutschen Bundeswehr. Wer die eigenen Beiträge 
verweigert, gefährdet auf Dauer in Wahrheit den 
Schutz unseres Landes. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Würtz? 

Rühe (CDU/CSU): Nein. Die Zeit ist schon so 
knapp geworden, daß Sie Verständnis dafür haben, 
daß ich jetzt fortfahren möchte, Herr Würtz. 

(Zuruf von der SPD: Das ist Ihre Verweige

-

rungstaktik!) 

Zu Genf: Sie sind sich nicht ganz einig darüber 
geworden, wie Sie das handhaben wollen. Herr Vo-
gel hat so getan, als ob er Genf herbeigeführt habe. 
Er hat gesagt, es sei sozialdemokratisches Gedan-
kengut, das sich dort niedergeschlagen habe. Herr 
Schröder hat versucht, Genf herunterzuspielen. 

Wissen Sie, was die Politik der Bundesregierung 
von Ihrer Politik unterscheidet und was mitgehol-
fen hat, den Weg nach Genf zu ebnen? 

(Zuruf von der SPD: Das wissen wir!) 

Das ist die Tatsache, daß wir eine Politik des Dia-
logs auf der Grundlage einer gesicherten Verteidi-
gungsfähigkeit betreiben. Sie aber betreiben eine 
Politik des Dialogs anstelle einer gesicherten Ver-
teidigungsfähigkeit. Und dieses gefährdet Sicher-
heit und Entspannung. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Mit Genf steht die Entspannungspolitik wieder 
auf zwei Beinen, so wie es im Harmel-Bericht schon 
1967 vorgesehen war: auf dem Bein der gesicherten 
Verteidigungsfähigkeit und auch auf dem Ge-
sprächsbein. 

Entspannungspolitik kann von zwei Seiten her 
gefährdet werden. Wer die Maßnahmen zur Siche-
rung der Verteidigung ablehnt, wie Sie das bei der 
Nachrüstung und bei den Maßnahmen für die Bun-
deswehr getan haben, erweckt den Eindruck von 
Schwäche und gefährdet Verhandlungen. Wer aber 
nur Sicherheitspolitik betreibt, ohne auch das Ge-
spräch mit der anderen Seite zu suchen, der schafft 
Spannungen. Deswegen gibt es keine Alternative zu  

der Politik der Bundesregierung, die den Weg nach 
Genf geebnet hat: 

(Dr. Vogel [SPD]: Wenn es anders wäre, 
würden Sie es doch nicht sagen!) 

gesicherte Verteidigungsfähigkeit und Gesprächs-
bereitschaft mit dem Osten. Aber die Grundlage 
muß klar sein. Deswegen diese wichtige Auseinan-
dersetzung mit Ihnen. Für uns bleiben die Vereinig-
ten Staaten der Sicherheitspartner. Die gemein-
same Sicherheit wird im Bündnis hergestellt. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Rühe, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Schily? 

Rühe (CDU/CSU): Jetzt nicht mehr. Sie sehen ja, 
daß nur noch wenig Zeit verblieben ist, Herr Präsi-
dent. 

(Zuruf von der SPD: Wann denn?) 

Auf dieser Grundlage muß man sich im nuklea-
ren Zeitalter um gegenseitige Sicherheit zwischen 
den Bündnissen bemühen, um die strategische Sta-
bilität aufrechtzuerhalten. 

(Zuruf des Abg. Voigt [Frankfurt] [SPD]) 

Was Sie mit Ihrer Nebenaußenpolitik machen, 
Herr Kollege Voigt von den Sozialdemokraten, be-
deutet ja, daß wir bei den Verhandlungen in Stock-
holm und in Genf eine Situation vorfinden, in der 
uns auf der anderen Seite plötzlich nicht nur die 
Warschauer-Pakt-Staaten gegenübersitzen, sondern 
daß diese auf Grund der Abmachungen, die Sie dort 
getroffen haben, auch durch die Sozialdemokraten 
verstärkt worden sind, während auf unserer Seite 
nicht nur alle westlichen Staaten, sondern auch die 
neutralen Staaten sitzen. Im Ansatz, Herr Vogel, 
bedeutet diese Nebenaußenpolitik der SPD aber 
den Einstieg in den deutschen Sonderweg, den Sie 
heute morgen noch so leidenschaftlich abgelehnt 
haben — den Einstieg in den deutschen Sonderweg, 
Herr Vogel. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Eine solche Politik ist keine vertrauensbildende, 
sondern eine vertrauensgefährende Maßnahme. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Das ist eine 
dümmliche Profilierung! — Weitere Zurufe 
von der CDU/CSU — Dr. Vogel [SPD]: 
Czaja gefährdet das Vertrauen, nicht wir!) 

In eine solche Nebenaußenpolitik — ich werde das 
gleich noch kurz belegen — sind Täuschung und Ent-
täuschung von vornherein eingebaut. Denn entweder 
täuschen Sie Ihre östlichen Gesprächspartner, 
wenn Sie sich jetzt auf atomwaffenfreie Zone, auf 
chemiewaffenfreie Zone festlegen — alles Dinge, die 
mit den Auffassungen sämtlicher anderer NATO- 
Staaten unvereinbar sind —, über Ihre wahren Ab-
sichten im Falle einer Regierungstätigkeit von Ih-
nen — wie entfernt die auch immer sein mag —, 
oder Sie halten sich an das Wort, das Sie Ihren öst-
lichen Gesprächspartnern heute leichtfertig geben 
— und das sind ja nicht irgendwelche, sondern das 
sind die regierenden kommunistischen Parteien 
dort —, und dann wären Sie nicht mehr in der 
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Lage, im Falle einer Regierungstätigkeit in der 
Bundesrepublik Deutschland NATO-Politik zu ma-
chen. Eines ist so schlimm wie das andere, Herr 
Vogel. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD) 

Ich fordere Sie deswegen auf, diesen Weg noch ein-
mal gründlich zu überdenken und von weiteren 
Verhandlungen Abstand zu nehmen, die Sie ab An-
fang Dezember mit den deutschen Kommunisten, 
mit der SED über das Projekt einer atomwaffen-
freien Zone führen wollen. 

(Dr. Vogel [SPD]: In fünf Jahren sind Sie 
auch so weit!) 

Nun, Herr Vogel, zum Abschluß noch etwas zu 
dem, was Sie gesagt haben. Man kann Gräben gra-
ben oder auch Gräben vertiefen durch Kritik, aber 
auch durch Lob. Sie haben sich heute morgen in 
beidem versucht. 

Ich komme von dem deutsch-polnischen Forum 
in Krakau zurück. Ich habe dort gesagt — das hat 
die Unterstützung aller deutschen Kollegen gefun-
den —, daß wir im deutsch-polnischen Versöh-
nungsprozeß nicht zwischen Guten und Bösen un-
terscheiden dürfen, daß wir niemanden ausklam-
mern dürfen. Dieses geschlossene Auftreten der 
deutschen Gruppe dort hat seinen Eindruck auf die 
polnische Seite nicht verfehlt. Deswegen meine 
herzliche Bitte an Sie und andere, die sich ange-
sprochen fühlen: Nehmen wir das auf, was dort in 
Krakau deutlich geworden ist! Hören wir auf mit 
rückwärtsgewandten Grundsatzdiskussionen! Er-
kennen wir, daß im Warschauer Vertrag auch ein 
Stück Zukunftsgestaltung liegt! Hören wir auf da-
mit, uns in dieser Diskussion im Kreise zu drehen! 

(Unruhe) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Rühe, 
einen Augenblick, bitte. — Ich darf alle Damen und 
Herren, die bereits zur Abstimmung hier sind, bit-
ten, die Plätze einzunehmen und dem Redner in 
den letzten fünf Minuten Aufmerksamkeit zu 
schenken. — Darf ich bitten, Platz zu nehmen, 
meine Damen und Herren. — Herr Rühe, warten 
Sie ab. — Das gilt auch für das gesamte Justizmini-
sterium. — Bitte, fahren Sie fort. 

Rühe (CDU/CSU): Es tut mir leid, daß die, wenn 
ich das sagen darf, wichtigen Bemerkungen zum 
deutsch-polnischen Verhältnis in diese technischen 
Schwierigkeiten hineinkommen, aber man wird es 
uns verzeihen. 

Hören wir doch auf damit, rückwärtsgewandt zu 
diskutieren! Benutzen wir die Grundlage, die wir — 
to  whom it may concern — in Krakau gemeinsam 
erarbeitet haben! Wir alle werden einmal gefragt 
werden, was wir denn konkret getan haben — jetzt 
und in der Zukunft — 

(Beifall bei der SPD) 

für die wichtigen Beziehungen zwischen diesen bei-
den Ländern. 

Deswegen kann ich nur sagen: Greifen wir das 
auf, was dort erarbeitet wurde: Städtepartnerschaf-
ten, mehr Austausch, Jugendbegegnungen, 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

aber auch Hilfe für Aussiedler. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Freuen wir uns aber auch darüber, wie heute Deut-
sche und Polen miteinander sprechen können! 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU) 

Ich habe in Krakau nicht nur unser Mitgefühl für 
die Leiden zum Ausdruck gebracht, die z. B. auch 
die Professoren der Jagiellonischen Universität in 
Krakau durch die Nazis erdulden mußten, 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

sondern auch Fälle genannt, wo Deutsche Polen 
und Juden geholfen und ihnen das Leben gerettet 
haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Ich finde, auch das gehört zur deutschen Geschichte 
und zur deutsch-polnischen Geschichte. 

Wir haben einen ersten Anfang gemacht, auch 
formell über Kreisau zu sprechen, wo der Kreisauer 
Kreis getagt hat, die vielleicht wichtigste Gruppe 
des deutschen Widerstands, um für die Zukunft dort 
eine Gedenkstätte, eine Begegnungsstätte für die 
junge Generation beider Länder zu schaffen. 

(Zustimmung des Abg. Dr. Vogel [SPD]) 

Auch der Widerstand gehört zur deutschen Ge-
schichte. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Ich finde, es ist ein gutes Zeichen, daß wir hier im 
deutsch-polnischen Verhältnis einen Anfang ge-
macht haben und zukunftsgewandt diskutieren 
können. 

Wir sollten also, Herr Kollege Vogel und wen es 
sonst noch angeht, weder durch Lob noch durch 
Kritik Unterschiede vergrößern, sondern uns ge-
rade in diesem wichtigen deutsch-polnischen Ver-
hältnis bemühen, die vorhandenen Gemeinsamkei-
ten zu nutzen. Das entspricht unserer Verantwor-
tung. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Die letzte Bemerkung. Ich habe eingangs gesagt: 
Die Überschrift dieser Debatte ist: „Die Opposition 
auf der Suche nach der verlorenen Wirklichkeit". 
Herr Vogel, Sie müssen in den nächsten Wochen 
und Monaten einen Beitrag leisten, damit Sie drau-
ßen im Land wieder verstanden werden. 

(Lachen bei der SPD) 
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Rühe 
Da Sie keine Chance haben, die Wirklichkeit, die 
sich zum Positiven entwickelt hat, an Ihre Worte 
anzupassen — das wäre eine Katastrophenpoli-
tik —, müssen Sie Ihre Worte an die Wirklichkeit 
anpassen, wie sie sich positiv unter dieser Regie-
rung entwickelt hat. Dazu fordere ich Sie auf. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Dr. 
Friedmann, Sie haben ein Mitglied des Hauses „De-
magoge" genannt. Ich rufe Sie zur Ordnung. 

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Einzel-
plan 04. Die Fraktionen der CDU/CSU und der FDP 
verlangen gemäß § 52 unserer Geschäftsordnung 
namentliche Abstimmung. Ich eröffne die namentli-
che Abstimmung. — 

Meine Damen und Herren, wünscht noch ein Mit-
glied des Hauses seine Stimme abzugeben? — Letz-
ter Aufruf: Wünscht noch ein Mitglied des Hauses, 
seine Stimme abzugeben? Ich schließe die Abstim-
mung und bitte die Schriftführer auszuzählen. 

Meine Damen und Herren, das von den Schrift-
führern ermittelte Ergebnis der namentlichen Ab-
stimmung über den Geschäftsbereich des Bundes-
kanzlers und des Bundeskanzleramtes — Druck-
sachen 10/4154 und 10/4180 — liegt vor. Von den 
vollstimmberechtigten Mitgliedern des Hauses ha-
ben 414 ihre Stimme abgegeben. Davon ungültige 
Stimmen: keine. Mit Ja haben 244, mit Nein 170 Mit-
glieder des Hauses gestimmt. Enthaltungen: keine. 

19 Berliner Abgeordnete haben ihre Stimme ab-
gegeben. Davon ungültige Stimmen: keine. Mit Ja 
haben 11 und mit Nein 8 Abgeordnete gestimmt. 
Enthaltungen: keine. 

Endgültiges Ergebnis 

Abgegebene Stimmen: 414 und 19 Berliner Abgeordnete; 
davon 

ja: 	243 und 11 Berliner Abgeordnete 

nein: 	171 und 8 Berliner Abgeordnete 

Ja 

CDU/CSU 
Dr. Abelein 
Frau Augustin 
Austermann 
Dr. Barzel 
Bayha 
Dr. Becker (Frankfurt) 
Berger 
Biehle 
Dr. Blank 
Dr. Blens 
Dr. Blüm 
Dr. Bötsch 
Bohl 
Bohlsen 
Borchert 

Braun 
Breuer 
Broll 
Brunner 
Bühler (Bruchsal) 
Dr. Bugl 
Carstens (Emstek) 
Carstensen (Nordstrand) 
Clemens 
Dr. Czaja 
Dr. Daniels 
Daweke 
Frau Dempwolf 
Deres 
Dörflinger 
Doss 
Dr. Dregger 
Echternach 
Ehrbar 

Eigen 
Engelsberger 
Erhard 
(Bad Schwalbach) 

Eylmann 
Dr. Faltlhauser 
Fellner 
Frau Fischer 
Fischer (Hamburg) 
Francke (Hamburg) 
Dr. Friedmann 
Funk 
Ganz (St. Wendel) 
Frau Geiger 
Dr. Geißler 
Dr. von Geldern 
Gerlach (Obernau) 
Gerstein 
Gerster (Mainz) 
Glos 
Dr. Göhner 
Dr. Götz 
Götzer 
Günther 
von Hammerstein 
Hanz (Dahlen) 
Haungs 
Hauser (Esslingen) 
Hauser (Krefeld) 
Hedrich 
Freiherr Heereman 
von Zuydtwyck 

Frau Dr. Hellwig 
Helmrich 
Dr. Hennig 
Herkenrath 
Hinrichs 
Hinsken 
Höpfinger 
Dr. Hoffacker 
Frau Hoffmann (Soltau) 
Dr. Hornhues 
Hornung 
Frau Hürland 
Dr. Hüsch 
Jagoda 
Dr. Jahn (Münster) 
Dr. Jenninger 
Dr. Jobst 
Jung (Lörrach) 
Dr.-Ing. Kansy 
Frau Karwatzki 
Keller 
Kiechle 
Klein (München) 
Dr. Köhler (Duisburg) 
Dr. Köhler (Wolfsburg) 
Dr. Kohl 
Kolb 
Kraus 
Krey 
Kroll-Schlüter 
Frau Krone-Appuhn 
Dr. Kronenberg 
Lamers 
Dr. Lammert 
Landré 
Dr. Langner 
Lattmann 
Dr. Laufs 
Lenzer 
Link (Diepholz) 
Link (Frankfurt) 
Linsmeier 
Lintner 
Dr. Lippold 
Löher 
Lohmann (Lüdenscheid) 
Louven 
Lowack 
Maaß 
Frau Männle 

Magin 
Marschewski 
Metz 
Dr. Meyer zu Bentrup 
Dr. Mikat 
Dr. Miltner 
Milz 
Dr. Möller 
Müller (Remscheid) 
Müller (Wadern) 
Müller (Wesseling) 
Nelle 
Frau Dr. Neumeister 
Niegel 
Frau Pack 
Pesch 
Pfeffermann 
Pfeifer 
Dr. Pinger 
Pöppl 
Pohlmann 
Dr. Pohlmeier 
Dr. Probst 
Rawe 
Reddemann 
Repnik 
Dr. Riedl (München) 
Dr. Riesenhuber 
Frau Roitzsch 
(Quickborn) 

Dr. Rose 
Rossmanith 
Roth (Gießen) 
Rühe 
Ruf 
Sauer (Salzgitter) 
Sauer (Stuttgart) 
Saurin 
Sauter (Epfendorf) 
Sauter (Ichenhausen) 
Dr. Schäuble 
Scharrenbroich 
Schartz (Trier) 
Schemken 
Scheu 
Schlottmann 
Schmidbauer 
Schmitz (Baesweiler) 
von Schmude 
Schneider 
(Idar-Oberstein) 

Dr. Schneider (Nürnberg) 
Freiherr von Schorlemer 
Schreiber 
Dr. Schroeder (Freiburg) 
Schulhoff 
Dr. Schulte 
(Schwäbisch Gmünd) 

Schultz (Wörrstadt) 
Schwarz 
Dr. Schwörer 
Seehofer 
Seesing 
Seiters 
Dr. Freiherr 
Spies von Büllesheim 

Spilker 
Dr. Sprung 
Dr. Stark (Nürtingen) 
Dr. Stercken 
Stockhausen 
Dr. Stoltenberg 
Stommel 
Strube 
Stücklen 
Stutzer 
Susset 
Tillmann 
Uldall 
Dr. Unland 
Frau Verhülsdonk 
Vogel (Ennepetal) 
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Vizepräsident Stücklen 

Vogt (Düren) 
Dr. Voigt (Northeim) 
Dr. Waffenschmidt 
Dr. Waigel 
Dr. Warnke 
Dr. Warrikoff 
Dr. von Wartenberg 
Weiß 
Werner (Ulm) 
Frau Will-Feld 
Frau Dr. Wilms 
Wilz 
Wimmer (Neuss) 
Windelen 
Frau Dr. Wisniewski 
Wissmann 
Dr. Wittmann 
Dr. Wörner 
Würzbach 
Dr. Wulff 
Dr. Zimmermann 
Zink 

Berliner Abgeordnete 

Frau Berger (Berlin) 
Boroffka 
Buschbom 
Dolata 
Feilcke 
Dr. Hackel 
Kittelmann 
Dr. h. c. Lorenz 
Schulze (Berlin) 
Straßmeir 

FDP 

Frau Dr. Adam

-

Schwaetzer 
Baum 
Beckmann 
Cronenberg (Arnsberg) 
Eimer (Fürth) 
Engelhard 
Dr. Feldmann 
Gattermann 
Genscher 
Grünbeck 
Frau Dr. Hamm-Brücher 
Dr. Haussmann 
Dr. Hirsch 
Kleinert (Hannover) 
Kohn 
Dr.-Ing. Laermann 
Dr. Graf Lambsdorff 
Mischnick 
Möllemann 
Neuhausen 
Paintner 
Ronneburger 
Dr. Rumpf 
Schäfer (Mainz) 
Frau Dr. Segall 
Frau Seiler-Albring 
Dr. Solms 
Dr. Weng (Gerlingen) 
Wolfgramm (Göttingen) 

Berliner Abgeordneter 

Hoppe 

Nein 

SPD 

Amling 
Antretter 
Dr. Apel 

Bahr 
Bamberg 
Becker (Nienberge) 
Bernrath 
Frau Blunck 
Brandt 
Brück 
Buckpesch 
Dr. von Bülow 
Catenhusen 
Conradi 
Corterier 
Curdt 
Daubertshäuser 
Delorme 
Dreßler 
Duve 
Dr. Ehmke (Bonn) 
Dr. Ehrenberg 
Eickmeyer 
Dr. Emmerlich 
Dr. Enders 
Esters 
Ewen 
Fiebig 
Fischer (Homburg) 
Fischer (Osthofen) 
Frau Fuchs (Köln) 
Frau Fuchs (Verl) 
Gansel 
Gerstl (Passau) 
Gilges 
Glombig 
Grunenberg 
Haase (Fürth) 
Haehser 
Hansen (Hamburg) 
Frau Dr. Hartenstein 
Dr. Hauchler 
Hauck 
Heistermann 
Hettling 
Hiller (Lübeck) 
Dr. Holtz 
Horn 
Frau Huber 
Huonker 
Ibrügger 
Immer (Altenkirchen) 
Jahn (Marburg) 
Jansen 
Dr. Jens 
Jungmann 
Kiehm 
Kirschner 
Kisslinger 
Klein (Dieburg) 
Dr. Klejdzinski 
Kolbow 
Dr. Kübler 
Kühbacher 
Kuhlwein 
Lambinus 
Frau Dr. Lepsius 
Liedtke 
Lohmann (Witten) 
Frau Dr. Martiny-Glotz 
Frau Matthäus-Maier 
Matthöfer 
Meininghaus 
Menzel 
Müller (Düsseldorf) 
Müller (Schweinfurt) 
Müntefering 
Nehm 
Neumann (Bramsche) 
Dr. Nöbel 
Frau Odendahl 
Paterna 
Pauli 
Dr. Penner 
Peter (Kassel) 

Pfuhl 
Porzner 
Poß 
Purps 
Ranker 
Rapp (Göppingen) 
Frau Renger 
Reschke 
Reuschenbach 
Reuter 
Rohde (Hannover) 
Sander 
Schäfer (Offenburg) 
Schanz 
Dr. Scheer 
Schlatter 
Schluckebier 
Frau Schmedt 
(Lengerich) 

Dr. Schmidt (Gellersen) 
Schmidt (Hamburg) 
Schmidt (München) 
Schmitt (Wiesbaden) 
Dr. Schmude 
Schreiner 
Schröder (Hannover) 
Schröer (Mülheim) 
Schulte (Unna) 
Sielaff 
Sieler 
Frau Simonis 
Frau Dr. Skarpelis-Sperk 
Dr. Soell 
Dr. Sperling 
Dr. Spöri 
Stahl (Kempen) 
Frau Steinhauer 
Stiegler 
Stockleben 
Dr. Struck 
Frau Terborg 
Tietjen 
Frau Dr. Timm 
Toetemeyer 
Frau Traupe 
Urbaniak 
Vahlberg 
Verheugen 
Voigt (Frankfurt) 
Vosen 
Waltemathe 
Walther 
Weinhofer 
Weisskirchen (Wiesloch) 
Dr. Wernitz 

Westphal 
Frau Weyel 
Dr. Wieczorek 
Wiefel 
von der Wiesche 
Wimmer (Neuötting) 
Wischnewski 
Dr. de With 
Wolfram 
(Recklinghausen) 

Würtz 
Zander 
Zeitler 
Frau Zutt 

Berliner Abgeordnete 

Dr. Diederich (Berlin) 
Heimann 
Löffler 
Frau Luuk 
Dr. Mitzscherling 
Stobbe 
Dr. Vogel 

DIE GRÜNEN 
Auhagen 
Frau Borgmann 
Frau Dann 
Frau Kelly 
Kleinert (Marburg) 
Lange 
Mann 
Dr. Müller (Bremen) 
Rusche 
Dr. Schierholz 
Schily 
Schulte (Menden) 
Senfft 
Suhr 
Tatge 
Vogel (München) 
Volmer 
Werner (Westerland) 
Frau Zeitler 

Berliner Abgeordneter 

Ströbele 

Damit ist der Einzelplan 04, Geschäftsbereich des 
Bundeskanzlers, angenommen. 

Ich rufe auf: 

Einzelplan 05 

Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 
— Drucksachen 10/4155, 10/4180 — 

Berichterstatter: 

Abgeordnete Dr. Rose 

Hoppe 

Würtz 

Suhr 

Hierzu liegen Änderungsanträge des Abgeordne-
ten Suhr und der Fraktion DIE GRÜNEN auf den 
Drucksachen 10/4300 bis 10/4302 vor. 
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Vizepräsident Stücklen 
Meine Damen und Herren, nach einer Vereinba-

rung im Ältestenrat sind für die Aussprache 2 1 / 2  
Stunden vorgesehen. Ist das Haus damit einver-
standen? — Kein Widerspruch. 

Wird das Wort zur Berichterstattung gewünscht? 
— Das ist nicht der Fall. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Voigt (Frankfurt). 

Voigt (Frankfurt) (SPD): Ich möchte mit einem 
versöhnlichen Wort beginnen. 

(von Hammerstein [CDU/CSU]: Das ist 
sehr gut!) 

Ich wünsche Herrn Rühe viel Erfolg bei der Durch-
setzung seiner Haltung zur Polenpolitik in der 
Fraktion der CDU/CSU. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn er zur psychologischen Absicherung dieser 
Politik der Polemik gegen die Vorschläge der SPD 
bedarf, habe ich dafür ein taktisches Verständnis, 
auch wenn ich sachlich damit nicht einverstanden 
bin. Aber ich nehme ihm nicht ab, daß er den Inhalt 
dieser Vorwürfe selber glaubt. Ich nehme auch an, 
daß er sich im Laufe der Jahre hier noch revidieren 
wird. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Wann tritt er zur 
SPD über?) 

Genf bietet eine Chance — nicht mehr, nicht we-
niger — für einen Neuanfang in den Ost-West

-

Beziehungen. 

(von Hammerstein [CDU/CSU]: Eine gute 
Chance!) 

Ich möchte hier ausdrücklich sagen: Damit diese 
Chance im deutschen und auch im europäischen 
Interesse optimal genutzt werden kann, bieten wir 
Sozialdemokraten der Bundesregierung unsere Zu-
sammenarbeit an. 

(von Hammerstein [CDU/CSU]: Eine ehrli

-

che Zusammenarbeit?) 

Wir wollen eine zweite Phase der Entspannungs-
politik. Wir sind bereit, die Regierung zu unterstüt-
zen, wenn — wenn! — sie sinnvolle eigene entspan-
nungs- und abrüstungspolitische Initiativen ent-
wickelt. Ja wir fordern die Bundesregierung gera-
dezu auf, endlich eigene abrüstungs- und entspan-
nungspolitische Initiativen zu entwickeln. 

Im Gegensatz zu den Regierungsparteien gibt es 
hierfür konkrete Vorschläge der SPD. Dagegen po-
lemisiert die CDU. 

(von Hammerstein [CDU/CSU]: Nein!) 

Aber sie ist zu eigenen Vorschlägen bisher außer-
stande. Die Vertreter der CDU/CSU werfen uns 
eine Nebenaußenpolitik vor. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Wir tragen diesen Vorwurf mit Gelassenheit. Er ist 
in Wirklichkeit ja eine indirekte Bestätigung für 
unseren Vorwurf, daß sich die Regierungsparteien 
zur Zeit mit den außenpolitischen Konzeptionen 
und Initiativen der SPD auseinandersetzen müssen, 

weil sie sich weder auf eine gemeinsame eigene 
Konzeption noch auf gemeinsame neue abrüstungs-  
und entspannungspolitische Initiativen innerhalb 
der Koalition einigen können. 

(von Hammerstein [CDU/CSU]: Da haben 
wir keine Schwierigkeiten, Herr Voigt!) 

Im deutschen Interesse muß diese Regierungsko-
alition ihren Zustand der Konfusion, den Franz Jo-
sef Strauß zu Recht beklagt hat, endlich überwin-
den. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Bundesrepublik Deutschland und die DDR 
liegen an der Grenze der beiden Bündnissysteme. 
Im Interesse des Friedens in Europa sollten die Re-
gierungen der beiden deutschen Staaten innerhalb 
ihrer jeweiligen Bündnissysteme zum Vorreiter für 
eine zweite Phase der Entspannungspolitik werden. 
Wer sich zur Verantwortungsgemeinschaft bekennt, 
hat auch die politische Pflicht, zwischen den beiden 
deutschen Staaten entspannungspolitisch aktiv zu 
werden. Sonst bleibt das ganze Gerede von der Ver-
antwortungsgemeinschaft eine hohle Phrase. 

Mehrere Jahre sind durch die abrüstungspoliti-
sche Untätigkeit dieser Bundesregierung verspielt 
worden. 

(von Hammerstein [CDU/CSU]: Das ist 
doch unwahr! Das stimmt doch nicht!) 

Bundeskanzler Kohl versprach den Frieden mit im-
mer weniger Waffen. Aber bisher hat er wirklich 
nichts getan, um der Beschleunigung des Wettrü-
stens Einhalt zu gebieten. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Nur geredet!) 

Zwei Jahre lang wurde überhaupt nicht verhan-
delt. Jetzt endlich wird wieder über ein Interimsab-
kommen geredet, das der Bundeskanzler in völliger 
Fehleinschätzung der damaligen Lage bereits vor 
zwei Jahren für damals versprochen hatte. 

(von Hammerstein [CDU/CSU]: Es ist ge

-

kommen!) 

Damit es jetzt endlich zu diesem Abkommen 
kommt, darf die Bundesregierung nicht passiv blei-
ben und abwarten. Sie muß eigene Initiativen ent-
wickeln, und zwar solche, die sich nicht nur auf das 
Thema der Mittelstreckenwaffen, sondern auch auf 
das Thema der Kurzstreckenwaffen beziehen, die 
als Ergebnis des NATO-Doppelbeschlusses und des 
Beginns der Stationierung neu stationiert worden 
sind. Für beides müssen in Genf zusammenhän-
gende Vorschläge vorgelegt werden. Wenn wir das 
nicht tun, wer sollte es dann tun? 

Wer morgen die Spaltung Deutschlands und Eu-
ropas überbrücken und überwinden will, muß heute 
für den Bau von Brücken zwischen Ost und West 
sorgen. Wir sind ein mittelgroßer Staat. Unser Ein-
fluß ist begrenzt. Aber man kann diesen Einfluß 
zum Wohle der Deutschen nutzen oder verspielen. 
Die gegenwärtige Bundesregierung hat ihn nicht 
genutzt, sondern verspielt. 

Nach der Weltoffenheit von Willy Brandt und 
Helmut Schmidt ist es so, daß sich in der Bundesre- 
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Voigt (Frankfurt) 
publik unter Helmut Kohl ein immer größerer Pro-
vinzialismus ausgebreitet hat, auch in der Außen-
politik. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und den 
GRÜNEN) 

Zum Beispiel werden die Grundlagen der deutsch-
polnischen Beziehungen durch wahltaktische Rück-
sichtnahmen auf einige unbelehrbare Vertriebenen-
funktionäre leichtfertig aufs Spiel gesetzt. Beim 
Streit über eine Beteiligung am SDI-Programm 
werden langfristige Weichenstellungen für die 
künftige Militärstrategie des Westens und für die 
gesamten Ost-West-Beziehungen von koalitionsin-
ternen Taktierereien und von der Einschätzung 
kurzfristiger Wirtschaftsinteressen einzelner deut-
scher Firmen abhängig gemacht. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Sehr richtig!) 

Wir lehnen eine Beteiligung der Bundesregierung 
am SDI-Programm ab, und zwar gleichgültig, in 
welcher Form auch immer sie vorgeschlagen wird. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist falsch! — 
Reddemann [CDU/CSU]: Sie lehnen alles 

ab!) 

Wir sind gegen die Stationierung von Systemen der 
strategischen Verteidigung in Ost und West. Wir 
sind dagegen, daß ein Wettrüsten in Europa durch 
eine europäische Verteidigungsinitiative begonnen 
wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir wollen nämlich keine neue Rüstungsinitiative 
der europäischen Staaten, sondern wir wollen Abrü-
stungsinitiativen der europäischen Staaten. 

(Beifall bei der SPD — Sehr richtig! bei der 
CDU/CSU — Zuruf von der CDU/CSU: 

Aber überall Abrüstung!) 

Wir wollen auch nicht, daß in Europa durch die Hin-
tertür die Träume von einigen in der CDU und frü-
here Träume von Alfred Dregger in Richtung auf 
eine europäische Atomstreitmacht realisiert wer-
den, sondern wir wollen Schritte in Richtung auf 
eine europäische Friedensordnung. 

(Reddemann [CDU/CSU]: Voigt rückwärts 
in die 60er Jahre! — Dr. Klejdzinski [SPD]: 
Es sind nur qualifizierte Zwischenrufe zu

-

gelassen!) 

Der bayerische Ministerpräsident und andere be-
tätigen sich im Ausland immer stärker als Vertreter 
der deutschen Rüstungslobby. Das Risiko, daß un-
sere deutsche Politik dadurch in außereuropäische 
Konflikte hineingezogen wird, wird entweder nicht 
gesehen oder geleugnet. Das ist dumm oder naiv. 

Die Frage, ob wir durch unsere Rüstungsexporte, 
statt Frieden mit immer weniger Waffen zu schaf-
fen, in Wirklichkeit zur Militarisierung der Dritten 
Welt beitragen, wird in dieser Regierungskoalition 
überhaupt nicht mehr gestellt. Wer aber die Rü-
stungswirtschaft in dieser Weise in ihrer Export-
politik von allen bisher hemmenden Fesseln befreit, 
ist mitverantwortlich dafür, daß die Militarisierung  

des Denkens den Grundwert der Solidarität mit der 
Dritten Welt immer mehr in den Hintergrund 
drängt. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Wer im Unterschied zu uns Sozialdemokraten wie 
dieser Bundeskanzler und diese Bundesregierung 

(Reddemann [CDU/CSU]: Und dieser 
Voigt!) 

die direkte und indirekte wirtschaftliche und mili-
tärische Destabilisierung Nicaraguas durch die Ver-
einigten Staaten rechtfertigt, aber gleichzeitig mit 
uns zusammen die sowjetische Intervention in 
Afghanistan verurteilt, anprangert, der muß un-
glaubwürdig wirken, wenn er sich in Sonntagsreden 
gegen die Übertragung des Ost-West-Konflikts auf 
Länder der Dritten Welt ausspricht. 

(Frau Dr. Hamm-Brücher [FDP]: Wo denn? 
Wann denn?) 

Wir Sozialdemokraten treten für das Selbstbestim-
mungsrecht aller Völker ein, 

(Zustimmung bei der SPD) 

und zwar nicht nur dann, wenn es westlichen Inter-
essen oder vermeintlichen westlichen Interessen 
dient. 

(Ströbele [GRÜNE]: Aber ihr müßt das 
auch machen, wenn ihr an der Regierung 

seid, nicht nur als Opposition!) 

Deshalb verteidigen wir — im Unterschied zur Re-
gierungskoalition — das Selbstbestimmungsrecht 
kleiner Völker, etwa Nicaraguas, auch gegen unse-
ren engsten Verbündeten, die Vereinigten Staaten. 

(Berger [CDU/CSU]: Auch das Selbstbe

-

stimmungsrecht in der DDR?) 

Wer — wie die Bundesregierung — in seinem prak-
tischen Handeln gegenüber der Dritten Welt immer 
wieder in machtpolitischen Zynismus verfällt, soll 
aufhören, in der Außenpolitik von der „geistig-mo-
ralischen Erneuerung" zu reden. 

Empörend ist die Nachsichtigkeit gegenüber der 
Politik der Republik Südafrika. Sie widerspricht 
den moralischen Verpflichtungen, die sich aus unse-
rer eigenen rassistischen Vergangenheit ergeben. 
Es reicht nicht aus, abstrakt gegen das Apartheid-
Regime zu sein, wenn man sich weigert, auch tat-
sächlich Druck auszuüben, damit dieses Regime ab-
geschafft wird. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Reddemann [CDU/CSU]: Wie ist es denn 
mit dem Druck auf kommunistische Regie

-

rungen?) 

Jeder Tag, den die weiße Minderheit länger am 
Apartheid-Regime festhält, wird dazu beitragen, 
daß ein friedliches Zusammenleben mehrerer Ras-
sen unter schwarzer Führung gefährdet wird. 

(Berger [CDU/CSU]: Sie wollen den Kessel 
anheizen!) 

Wer jetzt den Druck auf die Republik Südafrika 
und das Regime Botha verweigert, ist mitverant

-

wortlich — nicht nur für die Leiden der schwarzen 
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Mehrheit heute, sondern auch für mögliche Leiden 
der weißen Minderheit später. 
Diese Bundesregierung ist in wichtigen Fragen 

der Außen-, Sicherheits- und Abrüstungspolitik 
nicht nur zerstritten, sondern auch handlungsunfä-
hig. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Nein, ein großer 
Garant!) 

Franz Josef Strauß spricht zu Recht von einer Bun-
desregierung der Konfusion. Derjenige, der in die-
sem Kabinett angeblich die Richtlinien der Politik 
bestimmt, gilt im Ausland nicht als Subjekt zahlrei-
cher Ideen und Initiativen, sondern als Objekt zahl-
loser Witze. 

(Zustimmung des Abg. Rusche [GRÜNE]) 
Wer so zur internationalen Witzfigur geworden ist 
wie dieser Bundeskanzler, kann das Ansehen der 
Bundesrepublik im Ausland nicht mehr mehren. 

(Widerspruch von der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Voigt, 
für die Bezeichnung „Witzfigur" für den Bundes-
kanzler 

(Mann [GRÜNE]: Das ist die Wahrheit, 
Herr Präsident!) 

erteile ich Ihnen einen Ordnungsruf. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der CDU/ 
CSU und der FDP — Zurufe von der SPD: 

Unmöglich! — Das ist die Wahrheit!) 

Voigt (Frankfurt) (SPD): Die Sache ist leider noch 
schlimmer als der Begriff! 

(Zustimmung bei der SPD — Zurufe von 
der CDU/CSU) 

Wir Sozialdemokraten wollen, daß das Ansehen 
der Bundesrepublik Deutschland im Ausland wie-
der so groß wird wie zu den Zeiten der Bundes-
kanzler Willy Brandt, Helmut Schmidt oder auch 
— ich scheue mich nicht, das zu sagen — Konrad 
Adenauer. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Voigt, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Horn? 

Voigt (Frankfurt) (SPD): Bitte, Herr Kollege 
Horn. 

Horn (SPD): Herr Kollege Voigt, können Sie bestä-
tigen, daß sogar Herr Worms, Parteifreund von 
Herrn Bundeskanzler Kohl, bei seinen Parteifreun-
den eingreifen mußte, damit sie endlich die Witze 
gegenüber dem Bundeskanzler unterlassen? 

Voigt (Frankfurt) (SPD): Es gibt zumindest eine 
gemeinsame Konzeption dieser Witze über Helmut 
Kohl, aber noch keine gemeinsame Konzeption für 
die Außen- und Sicherheitspolitik dieser Koalition. 

(Heiterkeit und Zustimmung bei der SPD 
und bei Abgeordneten der GRÜNEN — 
Reddemann [CDU/CSU]: Das war ein ty

-

pisch sozialistischer Witz!) 

Unser Konzept für eine Sicherheitspartnerschaft 
findet in Ost und West, auch und insbesondere bei 
den Kirchen, immer mehr Unterstützung. Nicht die 
Einführung neuer Waffentechnologien, seien sie de-
fensiv oder offensiv, nicht das SDI-Konzept, son-
dern nur das politische Konzept der Sicherheits-
partnerschaft, auf das sich jetzt zum erstenmal Ver-
treter aus Ost und West in diesem Papier, das wir 
mit den Vertretern der Polnischen Vereinigten Ar-
beiterpartei 

(Reddemann [CDU/CSU]: Das ist ein In
-strument einer kommunistischen Diktatur, 

keine Arbeiterpartei!) 

vereinbart haben, geeinigt haben, ist es, das den 
Weg zur Überwindung des Systems wechselseitiger 
Abschreckung eröffnet. 

Zur Entmilitarisierung des Macht- und System-
konflikts können Zonen verringerter Rüstung bei-
tragen, wie wir sie sowohl in dem Papier, das wir 
mit führenden Vertretern Polens, als auch in dem 
Papier, das wir mit führenden Vertretern der DDR 
vereinbart haben, vorgeschlagen haben. 

(Strube [CDU/CSU]: Nützliche Idioten wa

-

ren Sie da!) 

Diese Zonen verringerter Rüstung sind ein Beitrag 
zum Frieden mit immer weniger Waffen. Wir tun 
dafür etwas; andere reden nur davon. 

Wenn Parteien und Organisationen Vorschläge 
erarbeiten und Regierungen zum Handeln anregen, 
erfüllen sie damit ihre politische Pflicht. Wir wer-
den damit fortfahren, denn es gibt in der Demokra-
tie zwar ein außenpolitisches Exekutivmonopol der 
Bundesregierung, aber es gibt kein Monopol für 
Formulierungen und Ideen. Die Formulierung poli-
tischer Ideen und außenpolitischer Vorschläge ist 
nicht nur das Recht von Parlamentsfraktionen und 
Parteien, es ist ihre Pflicht. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Wenn die Bundesregierung hierzu nicht in der Lage 
ist, wenn die Koalitionsparteien hierzu nicht in der 
Lage sind, verabsäumen sie ihre Pflicht. Wenn die 
SPD in der Lage ist, in Vorbereitung ihres Regie-
rungshandelns oder als Anregung für Ihr jetziges 
Regierungshandeln, Ihr Handeln in der jetzigen Re-
gierungskoalition, 

(Schwarz [CDU/CSU]: Dafür habt ihr noch 
ein bißchen Zeit! — Berger [CDU/CSU]: 
Dann sind Sie längst in Ruhestand, Herr 

Voigt!) 

solche Vorschläge gemeinsam mit Politikern aus 
Osteuropa zu erarbeiten, so sollten Sie dies als An-
regung, als Chance nutzen und nicht verteufeln. Sie 
werden in einigen Jahren froh sein, wenn Sie selber 
solche Vereinbarungen auf Regierungsebene zu

-

stande bringen oder wenn Sie in der Opposition sol

-

che neuen Ideen formulieren können. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist ein 
Traumwunsch!) 

Wer den Mut hat zum Abbau von Feindbildern, zu 
Schritten zur Partnerschaft in der Sicherheit, der 
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muß auch den Mut zum Dialog, ja, zum Interessen-
ausgleich mit osteuropäischen Gesprächspartnern 
haben. 

Solche Pilotprojekte im Ost-West-Verhältnis stel-
len ein neues Element unserer außenpolitischen 
Aktivitäten dar. Wir leugnen das nicht. Wir haben 
aber auch den Mut gehabt, neue Schritte zur Vorbe-
reitung der ersten Phase der Entspannungspolitik 
zu gehen. Wir werden auch den Mut haben, durch 
solche Vorschläge konzeptionell den Weg für eine 
zweite Phase der Entspannungspolitik zu bereiten. 
Ich richte den Appell an Sie: Setzen Sie sich mit der 
Substanz dieser Vorschläge auseinander und pole-
misieren Sie nicht dagegen, daß man dort drüben 
mit Kommunisten spricht, denn Sie müssen auch 
mit Kommunisten drüben sprechen, wenn Sie zu 
Verträgen mit Partnern in Osteuropa kommen 
wollen. 

(Berger [CDU/CSU]: Aber auf Regierungs

-

ebene!) 

In Wirklichkeit können solche Vorschläge, können 
solche Gespräche nur von denjenigen bekämpft 
werden, die träge, denkfaul und feige sind. Wir aber 
haben den Mut zu solchen neuen Wegen. 

Ich sage darüber hinaus: Wir werden in den näch-
sten Wochen und Monaten nicht nur mit der DDR 
weiter über einen atomwaffenfreien Korridor spre-
chen, wir werden auch mit der Tschechoslowakei 
über Fragen der Ökologie sprechen, denn das be-
führt uns auch unmittelbar, und wir werden mit den 
Ungarn über gesamteuropäische wirtschaftspoliti-
sche Fragen sprechen, denn das ist auch nicht nur 
eine Frage von Zusammenarbeit, sondern im weite-
ren Sinne auch von Sicherheit. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Da seid ihr 
Fachleute!) 

Ich bitte Sie, sich dann auch mit diesen Vorschlä-
gen auseinanderzusetzen. 

Was zur Zeit passiert, ist, daß Sie gespannt auf 
das warten, was aus Washington kommt, während 
wir in der Bundesrepublik konkret das formulieren, 
was im deutschen und europäischen Interesse 
liegt. 

(Berger [CDU/CSU]: Was in Moskau ge

-

macht wird!) 

Während Sie darauf warten, daß Gorbatschow und 
Reagan sich im deutschen Interesse einigen, ent-
wickeln wir im deutschen und europäischen Inter-
esse Vorschläge dafür, wie unsere Interessen wahr-
genommen werden können im Dialog zwischen den 
beiden, aber auch im Dialog zwischen den kleineren 
und mittleren Staaten. 

Es ist schon beschämend, wenn Länder in Osteu-
ropa, die einen außenpolitisch viel geringeren 
Handlungsspielraum haben als die Bundesregie-
rung und die Bundesrepublik Deutschland, an die 
Bundesregierung appellieren, doch die Interessen 
und die Möglichkeiten und die Chancen der kleine-
ren und mittleren Staaten nicht zu verspielen. Die 
Bundesregierung hat mehr Möglichkeiten als viele 
Staaten in Osteuropa, aber sie nutzt diese Möglich-

keiten schlechter, als Staaten Osteuropas ihre ge-
ringeren Chancen und Möglichkeiten nutzen. Das 
ist ein Armutszeugnis für diese Außenpolitik. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Dr. Stercken. 

Dr. Stercken (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Als mich mein väterlicher 
Freund Felix von Eckardt in die Außenpolitik ein-
führte, gab er mir den Rat, nie Außenpolitik als 
einen besonders geeigneten Gegenstand für innen-
politische Profilierungen zu machen. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU — Schwarz 
[CDU/CSU]: Ein guter Vorschlag!) 

Verehrter Herr Kollege Voigt, ich habe es in Kra

-

kau als besonders eindrucksvoll empfunden, daß 
die neun Kollegen des Deutschen Bundestages, die 
dort auftraten, dies unter solchen Vorzeichen gelei-
stet haben. Sie haben nämlich nicht versucht, die 
Vertretung der Bundesrepublik Deutschland im 
Ausland einer Kontroverse zu unterwerfen. 

Wenn die Form der Darstellung, die Sie gerade 
gewählt haben und auf die sicherlich auch noch 
einige meiner Kollegen eingehen wollen, darauf 
ausgerichtet wäre, der Bundesrepublik, der Bundes-
regierung bessere Ratschläge zu erteilen, mit uns 
um Gedanken zu ringen, die ich gleich zum Thema 
Außenpolitik zu formulieren versuche, dann, meine 
ich, würden wir der Aufgabe gerecht, die durch das 
Wort „Parlamentarier" qualifiziert wird. Das sind 
nämlich für mich und in der Verantwortung, in der 
ich mich fühle, Menschen, die miteinander spre-
chen und die nicht mit Dachlatten aufeinander ein-
schlagen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Rusche 
[GRÜNE]: Dachlatten, nein danke!) 

Meine Damen und Herren, das Haushaltsgesetz 
ist auch das Schicksalsbuch der deutschen Außen-
politik. Die Wünsche der Bundesregierung nach 
Mitteln für Personal- und Sachausgaben sind ge-
prüft worden; über sie soll heute entschieden wer-
den. 

Wirkungsmöglichkeiten und Lebensverhältnisse 
des auswärtigen Dienstes sind in den Sitzungen der 
beteiligten Ausschüsse einer eingehenden Prüfung 
unterzogen worden. Einige Verbesserungen konn-
ten für das nächste Rechnungsjahr erreicht wer-
den. Viele Wünsche bleiben bestehen, um in kom-
menden Haushalten den personellen, arbeitstechni-
schen und repräsentativen Maßstab vergleichbarer 
Länder zu erreichen. Es geht nicht darum, Privile-
gien auszuhandeln; unsere parlamentarische Ent-
scheidung zieht Konsequenzen aus dem Auftrag, 
deutsche Interessen zu vertreten. Die Kolleginnen 
und Kollegen, die Verantwortung im Bereich der 
Außenpolitik tragen, sind den Mitgliedern des 
Haushaltsausschusses, insbesondere den Berichter-
stattern für das Verständnis dankbar, das sie den 
parlamentarischen Initiativen entgegengebracht 
haben. 



13288 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 176. Sitzung. Bonn, Dienstag, den 26. November 1985 

Dr. Stercken 
Wir sollten in diesem Augenblick nicht vergessen, 

daß uns der Einsatz von Werner Marx eine Ver-
pflichtung bleiben wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wenn auch Grenzen des Machbaren erkennbar 
sind, so hängt doch auch das, was in kommenden 
Haushalten zu tun ist, nicht von der Kassenlage des 
Bundes allein ab. Wir werden dies mit Augenmaß 
und Entschiedenheit weiterzuentwickeln haben. 

Mit dieser Absicht ist allerdings der Wunsch ver-
bunden, daß die deutschen Interessen im Ausland 
mit einem höheren Maß an Zusammenarbeit der 
vor Ort wirkenden Ressorts und freier Träger ver-
treten werden sollten. Die Unabhängigkeit des Den-
kens fördert gewiß Kreativität und Originalität sol-
cher Beiträge. Dennoch muß dies alles der Zweck-
bestimmung des Haushalts unterworfen bleiben, 
aus dem es ja auch insgesamt finanziert wird. Der 
sorgsame Umgang mit den Mitteln des Steuerzah-
lers und das Bemühen um eine erfolgreiche Arbeit 
verlangen Zusammenarbeit vor Ort. Dies gilt für die 
von anderen Ressorts als dem Auswärtigen Amt 
entsandten Kräfte wie für die Mittlerorganisatio-
nen im Bereich der Kultur, der wirtschaftlichen und 
der politischen Zusammenarbeit. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: So ist es!) 

Es muß verlangt werden, daß alle Dienst leisten, 
auswärtigen Dienst. Der Botschafter vertritt den 
Bundespräsidenten und damit den deutschen 
Souverän. Ich meine, dies sollte so respektiert wer

-

den und auch vor Ort zum Ausdruck kommen. 

Die Chancen zur Vertretung politischer, wirt-
schaftlicher und kultureller Interessen haben sich 
für unser Land — daran kommt, glaube ich, keiner 
vorbei— deutlich verbessert. Darin kommt, wie ich 
es sehe, ein hohes Maß an Vertrauen in den deut-
schen Beitrag zur Sicherung des Friedens und der 
Menschenrechte zum Ausdruck. Wir haben diese 
Beachtung und Achtung durch uns ere Mitwirkung 
in der Europäischen Gemeinschaft und in der atlan-
tischen Allianz erreicht. Berechenbarkeit und Zu-
verlässigkeit sind unser größtes Kapital. Solche 
Voraussetzungen zu ändern kann daher nur unse-
ren konstruktiven Beitrag schmälern. 

Der beste Exportartikel, über den wir verfügen, 
sind unsere europäischen Überzeugungen. Nur 
wenn sich rivalisierende Mächte zur Integration 
entschließen, lassen sich viele regionale Konflikte 
entschärfen, die heute noch einem anachronisti-
schen Denken entspringen. Die Bundesrepublik 
Deutschland und die Europäischen Gemeinschaften 
sollten prüfen, ob sich die den ASEAN-Staaten und 
der Contadora-Gruppe zuteil gewordenen Ermunte-
rungen nicht auch in anderen Regionen dieser Welt 
nutzbringend einsetzen ließen. 

Das Ansehen unserer Republik hat sich auch da-
durch gefestigt, daß die deutsche Wirtschaft nicht 
nur den größten Export an Waren leistet, den es je 
in der deutschen Geschichte gegeben hat, sondern 
sie hat auch in Zusammenwirkung mit der deut-
schen Forschung ein vorbildliches Maß an Techno-
logietransfer ermöglicht. Wir wissen, daß entwik-
kelte Staaten bessere Handelspartner sind. Wer  

sich allein auf Export beschränkt, wird schon bald 
das Nachsehen haben. 

Die Kollegen aus allen Fraktionen, die mit einer 
Delegation des Auswärtigen Ausschusses kürzlich 
in China waren, haben davon ein beredtes Beispiel 
miterleben dürfen, als nämlich die Chinesen kurz 
nach unserer Abreise den Import ausländischer 
Automobile untersagt haben und damit in China im 
Bereich der Automobilindustrie nur diejenigen wei-
terhin begünstigt bleiben, die rechtzeitig einen 
Transfer von Technologie geleistet haben. Das ist 
glücklicherweise, wie Sie wissen, das Unternehmen 
Volkswagen. Damit sind, glaube ich, sehr wesentli-
che Interessen, die nicht ohne ihren politischen 
Kontext bewertet werden können, gewahrt. 

Gerade die rasante Entwicklung technologischer 
Innovationen sollte dem Deutschen Bundestag häu-
figer Veranlassung geben, im Rahmen seiner Ver-
antwortung an der weiteren Entwicklung mitzuwir-
ken. Es wäre verhängnisvoll, wenn zu den politi-
schen, ideologischen und wirtschaftlichen Spannun-
gen in dieser Welt auch noch technologische hinzu-
treten würden. 

Wir haben auch die künftige Rolle der Technolo-
gie in den West-Ost-Beziehungen zu bedenken. 
Nicht die normative Kraft des Faktischen, sondern 
unser Wille muß hier entscheiden. 

Wer sich in dieser Welt Wohlstand reserviert und 
ihn noch ausbaut, der übernimmt auch Verantwor-
tung für die Solidargemeinschaft dieser Erde. Dies 
ist keine beiläufige Phrase. Dies entspricht der 
rechtzeitigen Erkenntnis, daß unsere Außenpolitik 
sich alsbald schon dem sich immer mehr über die 
West-Ost-Politik lagernden Nord-Süd-Gefälle zu-
wenden wird. Es wäre doch für uns alle eine Erlö-
sung, denke ich, wenn sich aus dem in Genf demon-
strierten Friedenswillen konkrete Abrüstungsmaß-
nahmen ergeben würden, die Mittel für die Ent-
wicklung dieser Welt freimachen würden. Als Folge 
hätten Diplomatie und Wirtschaft ihre Zusammen-
arbeit weiter auszubauen. Vornehme Zurückhal-
tung scheint mir auf diesem Gebiet nicht ange-
bracht. Wir schulden dies gewiß auch dem deut-
schen Arbeitnehmer. 

Doch die Wahrnehmung deutscher Interessen im 
Ausland in den klassischen Bereichen von Politik, 
Wirtschaft und Kultur ist nicht allein der Exekutive 
anvertraut. Die Auslandskontakte der Legislative 
finden im Haushalt des Deutschen Bundestages 
eine breite Berücksichtigung. Davon haben wir in 
diesem Hause bislang wenig gesprochen, weil das 
Reisen der Deputierten immer wieder der Kritik 
unterworfen ist. Ich möchte daher diese Debatte 
nutzen, um in Erinnerung zu rufen, daß sich der 
Auftrag des Souveräns auch auf die Außenpolitik 
erstreckt, so daß der Parlamentarier unmittelbar 
auf außenpolitische Prozesse einwirken soll, kann, 
muß. — Dies gibt mir übrigens Gelegenheit, Bun-
desminister Genscher stellvertretend für die Auf-
nahme und Betreuung zu danken, die uns durch die 
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Angehörigen des auswärtigen Dienstes in aller Welt 
zuteil wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD — Zustimmung des Abg. Vogel [Mün

-

chen] [GRÜNE]) 

Ich habe den Eindruck, daß insbesondere vor Ort 
der Beitrag verstanden und gewertet wird, der 
durch diese besondere Art der Kontaktpflege und 
des Austauschs politischer Überzeugungen geleistet 
wird. In diesem Sinne verdient sicher die kürzliche 
Reise einer Delegation des Auswärtigen Ausschus-
ses in die Volksrepublik China Erwähnung. Sinn 
dieser Reise war es, die ersten parlamentarischen 
Kontakte zwischen beiden Ländern herzustellen. 
Wir werden diese Gespräche fortsetzen und fühlen 
uns dazu durch den Verlauf der Gespräche aus-
drücklich ermutigt. 

Am letzten Sonntag endete in Krakau das vierte 
deutsch-polnische Forum, an dem neun Abgeord-
nete dieses Hauses teilgenommen haben. Die Breite 
und Vielseitigkeit dieser Gespräche war derartig 
weit gefächert, daß dies nur als ein konstruktiver 
Beitrag gewertet werden kann, die fünf Jahre auf 
dieser Ebene unterbrochenen Kontakte wiederher-
zustellen. Ich sage dies auch, Herr Kollege Voigt, an 
Ihre Adresse gerichtet, weil Sie einmal. mehr den 
Versuch unternehmen, unseren Kollegen Rühe hier 
in einen Gegensatz zu den Kollegen zu stellen, die 
auf anderen Plätzen Verantwortung im Bereich der 
Außenpolitik tragen. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Der ist mit Czaja 
ganz einig!) 

Ich möchte dies, an Ihre Adresse gerichtet, für mich 
— jeder kann dies für sich leisten — ausdrücklich 
betonen, daß die von ihm wo immer vorgetragenen 
Auffassungen mit meinen Auffassungen identisch 
sind. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Herzlichen Dank 
für diese Auskunft!) 

Wir sollten deshalb diese sensible Materie nicht 
dazu nutzen. Sie schmälert den Erfolg, den dieses 
Haus in seiner Versöhnung mit Polen leisten 
kann. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Wie ist das denn 
mit Hupka?) 

Das ist genau das, Herr Kollege Voigt, was ich Ih-
nen zum Eingang gesagt habe, wo durch ein solches 
Mißtrauen am Ende nichts anderes bewirkt wird, 
als daß Schaden der deutschen Außenpolitik zuge-
fügt wird, 

(Berger [CDU/CSU]: Das ist wahr! — Voigt 
[Frankfurt] [SPD]: Jetzt lobt man Sie mal, 
dann ist es auch wieder nicht richtig!) 

wenn man Gegensätze konstruiert, die in dieser 
Form nicht bestehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD) 

Diese Beiträge, meine ich, müssen sich positiv auf 
die Meinungsbildung im Bereich legislativer Ver-

antwortung auswirken, und sie haben dies nach 
meiner Überzeugung auch getan. 

Dank der Hilfe aller Mitglieder der deutschen 
IPU-Delegation gelang es kürzlich auf der Herbstta-
gung der Interparlamentarischen Union, zum er-
stenmal einen Deutschen zum Präsidenten zu wäh-
len. Ich bitte Sie, meine Damen und Herren, um 
Ihre Unterstützung: 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Drei Jahre lang kann durch unsere Verantwortung 
in diesem Parlament der Parlamente ein gewichti-
ger Beitrag zur Verständigung in der Welt geleistet 
werden. Es liegt an unserem Einsatz, an unserer 
Phantasie, ob wir diese Chance in den nächsten drei 
Jahren ausschöpfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP und 
bei Abgeordneten der SPD) 

Ähnliches gilt für die Unterstützung unserer Kol-
legen im Europäischen Parlament. Die Bereitschaft 
der Bundesregierung, sich auf dem bevorstehenden 
Gipfel in Luxemburg für die Sicherung und Erwei-
terung der Rechte dieses Parlaments einzusetzen, 
verdient unser aller Unterstützung. 

Ich möchte auch an den Beitrag der Vertreter die-
ses Hauses in der Beratenden Versammlung des 
Europarates sowie in den parlamentarischen Ver-
sammlungen der Nordatlantischen Gemeinschaft 
und der Westeuropäischen Union erinnern. 

Wir werden als Parlamentarier für unser Land 
um so mehr bewirken, je weniger wir im Ausland 
eine Bühne für unsere innenpolitischen Konflikte 
aufbauen. Die Verfassung überantwortet den ein-
zelnen Abgeordneten seinem Gewissen, weist aber 
die Zuständigkeit für die Außenpolitik des Landes 
der von der Mehrheit dieses Hauses getragenen 
Bundesregierung zu. Alle Versuche, dies zu unter-
laufen, sind bis auf den heutigen Tag — dies sage 
ich als Historiker — fehlgeschlagen. Man kann da-
von nur abraten. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Einen neuen An

-

fang wagen!) 

Was der Erkenntnis unserer außenpolitischen In-
teressen gut bekommen würde, Herr Bundesmini-
ster, wäre eine bessere Öffentlichkeitsarbeit im In-
land. Vielen Bürgern ist der Zugang zu dieser wich-
tigen Aufgabenstellung verstellt. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Vor allen Dingen 
des Dialogs Genscher-Kohl!) 

Für sie ist das alles zu abstrakt, zu wenig erreich-
bar. 

Wenn es richtig ist, daß die Welt weiter schrump-
fen wird und daß wir mehr Verständnis für solche 
Verantwortlichkeiten brauchen, dann muß dafür 
mehr getan werden. Ich meine damit nicht allein 
die Verbreitung von Reden, Dokumenten, Kommu-
niqués. Die Aufgabenstellung als solche muß deutli-
cher erkannt werden. Wenn nämlich die wichtig-
sten Aufgaben der Außenpolitik darin bestehen, 
den Frieden zu erhalten und die Rechte der Men-
schen zu sichern, dann muß deutlich werden, daß 
dies die Außenpolitik der Bundesrepublik Deutsch- 
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land leistet, daß der Deutsche Bundestag in diesem 
Sinne die größte Friedensbewegung ist, über die 
unsere Bürger verfügen. Sie haben sie zudem auch 
zu diesem Zweck gewählt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dies sind Gedanken, die mich angesichts dieses 
Haushalts des Auswärtigen Amtes bewegen. 

Die Zustimmung meiner Fraktion gilt der Arbeit, 
die sich hinter den Zahlen verbirgt. Diese hätte 
eigentlich unser aller Einverständnis verdient. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Rusche 
[GRÜNE]: Ein müder Applaus!) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Frau Abge-
ordnete Borgmann. 

Frau Borgmann (GRÜNE): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die Probleme der 80er Jahre 
sind häufig auf der Ebene einzelner Staaten nicht 
mehr zu lösen, sondern nur im internationalen Rah-
men zu bewältigen. 

(Vo r s i t z: Vizepräsident Frau Renger) 

Das Nord-Süd-Gefälle, die Rüstungsspirale, die 
Entwicklung von Freiheit und Menschenrechten 
sind heute globale Probleme. Umweltverschmut-
zung und Umweltzerstörung sind grenzenlos. Wind-
richtungen und Strömungen des Meeres machen an 
nationalen Grenzen nicht halt, ebensowenig wie die 
Profitgier multinationaler Konzerne. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Daher ist eine zielgerichtete und diese Notwendig-
keiten berücksichtigende Außenpolitik für unser 
Land eine existentielle Notwendigkeit. 

Die Außenpolitik der Bundesregierung wird die-
ser Anforderung nicht im entferntesten gerecht. Sie 
ist alles andere als in sich geschlossen und verfügt 
über kein stimmiges Konzept. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Klein [Mün

-

chen] [CDU/CSU]: Jetzt gehen Sie aber 
entschieden zu weit!) 

Statt langfristig zielorientiert zu sein, läuft die Bun-
desregierung taktischen Vorteilen hinterher und 
verfängt sich in der Wirrnis ihrer eigenen wider-
sprüchlichen ideologischen Fallstricke. Für ein 
Land wie die Bundesrepublik stellt eine solche Au-
ßenpolitik ein offenes Sicherheitsrisiko dar. Ich er-
innere daran: Hier lagern zur Zeit etwa 6 000 nu-
kleare Sprengköpfe aller Art, nicht nur Pershings 
und Cruise Missiles, sondern beispielsweise auch 
nukleare Artilleriemunition, Atomminen und Ruck-
sackbomben sowie 4 000 Tonnen chemischer Waf-
fen. Die Bundesregierung beteiligt sich an riskan-
ten Aufrüstungen und weigert sich, der abenteuerli-
chen Politik der Reagan-Regierung entgegenzutre-
ten. 

(Rusche [GRÜNE]: Das stimmt!) 

Was heute not tut, ist eine Wende in der Außen-
politik: weg von der ideologischen Kumpanei mit 
der US-Regierung hin zu einer Politik aktiver Frie-
denssicherung, die weitreichende Entspannungs-

initiativen und tasächliche Abrüstung zu ihrem 
Hauptanliegen macht. 

Sehen wir uns einige Glanzpunkte konservativer 
Außenpolitik näher an: Am 22. Oktober 1985 er-
schien in der „Washington Post" ein Artikel unter 
der Überschrift: „Kohl sorgt sich um sein Image". 
Dieser Artikel beschreibt die peinliche Art, in der 
sich unser Bundeskanzler bei seinem UNO-Besuch 
in New York Präsident Reagan aufzudrängen ver-
suchte. Zitat: 

Bonn hat viel von seinem früheren Einfluß auf 
politische und diplomatische Kontakte zwi-
schen Washington und Moskau verloren, seit 
Kohl vor drei Jahren sein Amt angetreten hat. 

Es ist davon die Rede, daß sich in der US-Regierung 
das „Vertrauen in Kohls Urteilsfähigkeit vermin-
dert" habe und „ein Vakuum der Bonner Staats-
kunst" zu verzeichnen sei. 

(Ströbele [GRÜNE]: Er sucht die Nähe sei

-

nes Herrn!) 

Schönrednerei ersetzt eben keine solide Politik, und 
für den Verzicht auf den aufrechten Gang erntet 
der Herr Bundeskanzler den Spott nicht nur hier 
bei uns zu Hause, sondern sogar auch in Washing-
ton. Diese Einschätzung ist um so bemerkenswer-
ter, als sie gerade von den Gesinnungsgenossen 
kommt, denen die Kohl-Mannschaft so unermüdlich 
hinterherdackelt. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Die bei uns stationierten Erstschlagwaffen schaf-
fen Unsicherheit und Bedrohung nicht nur für un-
sere Nachbarn, sondern auch für uns selbst. 

(Ströbele [GRÜNE]: So ist es!) 

Als ein erster Schritt zu umfassender Abrüstung 
müssen daher die destabilisierendsten Waffen so-
fort abgezogen werden: die Pershings und die 
Cruise Missiles. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Auch die Lagerung alter und die mögliche Statio-
nierung neuer chemischer Waffen auf dem Boden 
der Bundesrepublik liegen eindeutig nicht im Inter-
esse der Menschen in unserem Lande. 

(Mann [GRÜNE]: Und verstößt gegen das 
Völkerrecht! — Weiterer Zuruf von den 

GRÜNEN: Richtig!) 

Die Bundesregierung hat auch hier versagt und 
keine Abrüstungsinitiativen ergriffen oder unter-
stützt, die etwa zur Einrichtung einer chemiewaf-
fenfreien Zone in Mitteleuropa führen würden. Die 
Bundesregierung hat sich nicht einmal gegen die 
neuen chemischen Waffen ausgesprochen, die die 
USA ab nächstes Jahr produzieren wollen. 

Zugleich ist es Grundbedingung für jede Frie-
denspolitik, die Aufrüstung im Weltraum zu verhin-
dern. Auch hier vertritt die Regierung nicht unsere 
Interessen: Aus Vasallentreue in Verbindung mit 
wirtschaftlicher Gier — anders kann man es nicht 
sagen — 

(Schwarz  [CDU/CSU]: Im Ausschuß sind 
Sie besser, Frau Kollegin! Das ist ein Un- 
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terschied zwischen hier und dort! — Wei

-

tere Zurufe von der CDU/CSU) 

will sie sich sogar am Weltraumrüstungsprogramm 
SDI beteiligen, wobei sie sich erneut monatelange 
koalitionsinterne Grabenkämpfe lieferte. 

Immer wichtiger für eine umfassende Friedens-
poltitik wird die Dritte Welt. Eine Kernfrage ist 
inzwischen die Lösung der sogenannten Schulden-
krise der Entwicklungsländer. Die westlichen Groß-
banken und der Internationale Währungsfonds wol-
len die Schuldenrückzahlung erzwingen, allenfalls 
zeitlich strecken. In vielen Ländern führen die ent-
sprechenden aufgezwungenen Programme zu Ver-
elendung und Hungerkatastrophen. 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Tunesien!) 

Die zukünftige Entwicklung jener Länder wird 
durch die Schuldenfalle zerstört. Die Profite unse-
rer Banken werden durch die Ausplünderung ge-
rade der Ärmsten der Armen in den Entwicklungs-
ländern gesichert. Der Hunger in der Dritten Welt 
wird so verschärft oder erst hervorgebracht. 

(Reddemann [CDU/CSU]: Das liegt alles an 
der CDU, das wissen wir wohl! Können Sie 
nicht wirklich einmal vernünftig reden?) 

So wird die finanztechnische Schuldenkrise zu ei-
ner sozialen Katastrophe. Die Bundesregierung 
steht in diesem Konflikt — wie üblich — auf der 
Seite der ohnehin Mächtigen in diesen Ländern. 

(Ströbele [GRÜNE]: Vor allen Dingen der 
Reichen!) 

Ein ähnliches Beispiel dafür ist die Rüstungsex-
portpolitik der Regierung. Statt ihren feierlichen 
Erklärungen zu Armut und Hunger in der Welt Ta-
ten folgen zu lassen, forciert die Regierung unter 
fadenscheinigen wirtschaftspolitischen Vorwänden 
die bundesdeutschen Rüstungsexporte in die Dritte 
Welt. Nicht einmal den Export von Polizeihub-
schraubern nach Südafrika konnte die Regierung 
unterbinden. Die Bundesrepublik ist heute der 
drittgrößte Exporteur von Rüstungsgütern in Län-
der der Dritten Welt. 

(Mann [GRÜNE]: Ein Skandal!) 

Nicht besser sieht es aus, wenn man die wichti-
gen regionalen Konfliktherde in der Dritten Welt 
betrachtet. In Südafrika steht eine immer blutigere 
Konfrontation bevor. Die Bundesregierung weigert 
sich nach wie vor, ernsthafte Maßnahmen zu ergrei-
fen, die in Übereinstimmung mit einer internationa-
len Politik des Drucks und der Isolierung des Rassi-
stenregimes einen Beitrag zur Bekämpfung des 
Apartheidssystems leisten würden. Viele Länder, 
auch die Vereinigten Staaten, haben in den letzten 
Monaten Boykottmaßnahmen gegen Südafrika er-
griffen, wie es die Befreiungsbewegungen fordern. 
Die Bundesregierung aber gibt dem südafrikani-
schen Regime nach wie vor direkt Rückendeckung 
und richtet so ungeheuren außenpolitischen Scha-
den an. Gerade unsere Regierung hätte die Ver-
pflichtung, sich an die Spitze des Kampfs gegen 
Rassismus zu stellen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

In Mittelamerika ist die Bundesregierung nicht 
ohne die üblichen internen Querelen inzwischen 
völlig auf die Linie Washingtons eingeschwenkt. 
Die Tatsachen spielen dabei keine Rolle. Gesinnung 
und Ideologie sowie Bündnisopportunität sind auch 
hier die Bestimmungsfaktoren. Sosehr sich die 
Bundesregierung immer wieder dabei gefällt, Fen-
sterreden gegen den Terrorismus und gegen die Ge-
walt in der Politik zu halten, so sehr warten wir 
noch immer auf eine eindeutige und unmißver-
ständliche Verurteilung der von der US-Regierung 
betriebenen Contra-Kriegsführung gegen Nicara-
gua. Staatlicher Terror ist wohl, wenn er von Ver-
bündeten kommt, ein legitimes Mittel der Politik. 
Auch der französische Terroranschlag auf das 
Greenpeace-Schiff scheint die Bundesregierung 
nicht sonderlich interessiert zu haben. Hier ent-
puppt sich die sogenannte „geistig-moralische Wen-
de" als Steigerung staatlicher Heuchelei ins Boden-
lose. 

(Reddemann [CDU/CSU]: Steigerung ins 
Bodenlose! Stellen Sie sich das einmal 
praktisch vor! Nicht einmal die Fehler 

stimmen!) 

Fassen wir die Bilanz der Kohl-Genscherschen 
Außenpolitik zusammen: 

(Zuruf des Abg. Reddemann [CDU/CSU]) 

— Hören Sie doch zu! 

Erstens. Diese Regierung biedert sich auf pein-
lichste Weise der Reagan-Administration an. 

(Zuruf des Abg. Ströbele [GRÜNEI) 

Diese Politik ist sowohl unwürdig als auch erfolg-
los. 

Zweitens. Diese Regierung unterstützt und be-
treibt selber eine Politik der aggressiven Aufrü-
stung — entgegen ihrem Reden vom Bemühen um 
immer weniger Waffen. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Das glauben Sie 
selber nicht!) 

Diese aggressive Aufrüstung, die die Stationierung 
von atomaren Erstschlagwaffen und die Militarisie-
rung des Weltraums einbezieht, lehnen wir ab. Da-
durch wird jedes Bekenntnis zur Friedenspolitik 
von seiten der Bundesregierung zur reinen Phrase. 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Richtig!) 

Drittens. Die Westeuropapolitik ist eher von gro-
ßen Worten als von Erfolgen gekennzeichnet. Es 
existieren keine einheitliche Linie und kein politi-
sches Konzept. 

Viertens. Die Osteuropapolitik ist weitgehend da-
durch gelähmt, daß die Bundesregierung sich mit 
den Kräften verbündet, die den Traum vom deut-
schen Osten immer noch nicht ausgeträumt haben. 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Hupka und 
Czaja!) 

Fünftens. Die Politik gegenüber der Dritten Welt 
ist von Verständnislosigkeit und blinder Ideologie 
geprägt. Marktwirtschaftlicher Wunderglaube und 
Sicherheitsfetischismus feiern im Entwicklungshil- 
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feministerium wahre Orgien. Die Menschen der 
Dritten Welt werden die Zeche zu zahlen haben. 

Sechstens. Sowohl was die Frage des internatio-
nalen Terrorismus als auch was die Menschen-
rechte angeht — und hierbei handelt es sich nur um 
zwei Beispiele —, basiert die Rhetorik der Bundes-
regierung auf bloßer Heuchelei. Maßstäbe werden 
gebogen und manipuliert, bis sich selbst blutigste 
Regime propagandistisch als keimende Demokra-
tien darstellen lassen — falls sie nur westlich aus-
gerichtet sind. 

Siebtens. Die Außenpolitik der Regierung ist in 
einem höchst desolaten Zustand. Dies ist nicht dem 
Apparat des Auswärtigen Amts anzulasten, sondern 
dem inneren Zustand der Koalition, die Angst vor 
rot-grünem Chaos zu haben vorgibt, aber ein un-
glaubliches schwarzes Chaos produziert. 

(Beifall bei den GRÜNEN sowie des Abg. 
Voigt [Frankfurt] [SPD]) 

Es gibt zahlreiche Unter-, Über- und Nebenaußen-
minister, die in München oder im Kanzleramt be-
heimatet sind und selbst einfache Probleme noch zu 
verwirren verstehen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Die Tatsache, daß diese Bundesregierung eine 
Politik macht, die vor allem im Dienst der Großin-
dustrie steht, können wir niemals akzeptieren. 

(Schwarz [CDU/CSU]: Sprücheklopfer!) 

Es sollte die Aufgabe einer Regierung sein, die In-
teressen der Mehrheit der Bevölkerung zu vertre-
ten. 

(Stockhausen [CDU/CSU]: Das tun wir!) 

Die gegenwärtige Bundesregierung verrät diese In-
teressen zugunsten der wirtschaftlich Mächtigen in 
der Innen- und in der Außenpolitik. 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Da sitzt halt 
das Geld!) 

Wir brauchen eine Alternative links von der CDU. 
Pershing II und SDI sind dafür ein Testfall für 
uns. 

(Zuruf des Abg. Reddemann [CDU/CSU]) 

Wenn eine Partei bereit ist, mit uns die Entfernung 
der Pershings und Cruise Missiles aus der Bundes-
republik durchzusetzen und die Militarisierung des 
Weltraumes zu bekämpfen, dann wird eine Zusam-
menarbeit denkbar; dann wird mit dem Regierungs-
wechsel auch ein Wechsel in der Außenpolitik end-
lich möglich. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Dr. Rose 
[CDU/CSU]: Darum haben Sie den roten 
Pullover an! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat die Frau 
Abgeordnete Dr. Hamm-Brücher. 

Frau Dr. Hamm-Brücher (FDP): Frau Präsident! 
Meine sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen! 
Beim aufmerksamen Zuhören Ihres Beitrags, Herr 
Kollege Voigt, und Ihres Beitrags, Frau Kollegin 

Borgmann, habe ich es eigentlich bedauert, daß die 
Öffentlichkeit so wenig Gelegenheit hat, uns auch 
einmal zu erleben, wenn wir im Auswärtigen Aus-
schuß zwar strittig, aber doch anders miteinander 
debattieren; 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

denn wenn man immer nur die Reden hier hört, 
ergibt das ein falsches Bild von dem, was wir im 
Hohen Hause auch miteinander leisten. 

Ich möchte in der kurzen Redezeit, die mir zur 
Verfügung steht, drei grundsätzliche Feststellungen 
für meine Fraktion treffen und dann, wenn ich noch 
Zeit habe, drei haushaltsorientierte Anmerkungen 
— wir sollen j a über den Haushalt des Auswärtigen 
Amtes debattieren — machen. Die erste Feststel-
lung ist — ich glaube, darauf können wir uns alle 
einigen —, daß wir am Ende des Jahres 1985 wirk-
lich hoffnungsvoller in eine friedliche Zukunft blik-
ken können als zu Beginn dieses Jahres. 

(Ströbele [GRÜNE]: Leider nicht!) 

— Doch, davon bin ich wirklich fest überzeugt. Ich 
habe die Nachkriegszeit mit großem Bewußtsein er-
lebt, Herr Kollege Ströbele. Wenn ich an den Be-
ginn dieses Jahres denke, an die damals herr-
schende Hoffnungslosigkeit hinsichtlich einer Be-
gegnung der verantwortlichen Staatsmänner der 
Supermächte, muß ich sagen, daß wir immerhin 
einen Schritt weitergekommen sind. Dafür schul-
den wir diesen beiden Staatsmännern Respekt und 
Dank. Wir schulden Respekt und Dank auch allen 
Regierungen, die an dem Zustandekommen dieser 
Begegnung beteiligt waren. In diesen Dank ist un-
sere eigene Regierung natürlich besonders einge-
schlossen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ich möchte aber auch sagen — ich finde es wich-
tig, das zum Ausdruck zu bringen —: Wir schulden 
auch den ungezählten Bürgern in West und Ost 
Dank, die durch die unvorstellbare friedenspoliti-
sche Initiative über Jahre hinweg zur Bewußtseins-
bildung und zur Schärfung der Weltverantwortung 
doch einen ganz entscheidenden Beitrag geleistet 
haben. 

(Beifall bei der FDP, der SPD und den 
GRÜNEN) 

Ich glaube, daß gerade dieses Bewußtsein in der 
Öffentlichkeit dazu beigetragen hat, daß wir Politi-
ker differenzierter denken und argumentieren. 

(Zuruf von den GRÜNEN) 

— Ich danke Ihnen, Herr Kollege; denn ich glaube, 
wir sollten so etwas auch voneinander lernen und 
uns diesen Lernprozeß auch gegenseitig zugeste-
hen. 

Menschen, die beginnen, die aus Angst vor dem 
Gegner geballte Faust zu öffnen und sie statt des-
sen diesem Gegner entgegenstrecken, symbolisie-
ren für mich den ersten, entscheidenden Schritt, 
gegenseitiges Vertrauen zu investieren, zumindest 
die Bereitschaft dazu. So ist es ja in Genf gesche-
hen. 
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Ich glaube, Herr Kollege Voigt, es ist doch ein biß-

chen mehr als nur eine Chance. Ich erinnere an 
unsere eigene Geschichte der 20er Jahre. Was per-
sönliches Vertrauen als eine Voraussetzung für ei-
nen Schritt aus scheinbar politischer Ausweglosig-
keit bedeutet, haben wir fast auf den Tag genau vor 
60 Jahren erlebt; denn auch der Vertrag von Locar-
no, der übrigens am 27. November 1925 mit den 
Stimmen der Demokraten und der Sozialdemokra-
ten und gegen den wütenden Widerstand der 
Deutschnationalen angenommen wurde, wäre ohne 
die ausgestreckten Hände von Gustav Stresemann 
und Aristide Briand gar nicht möglich gewesen, 

(Zustimmung bei der FDP, der SPD und 
den GRÜNEN) 

d. h. er wäre nicht zustande gekommen. 

Heute ist uns die Aussöhnung zwischen Deutsch-
land und Frankreich selbstverständlich. Damals ist 
sie leider nur eine Episode geblieben. Die Unver-
nunft und die Uneinsichtigkeit in vielen politischen 
Lagern in Deutschland, aber auch in Frankreich 
haben zum Zweiten Weltkrieg geführt. Das ist 
meine zweite Feststellung: Deshalb darf Genf nicht 
vergeblich sein, deshalb darf es nicht zu einer ein-
maligen Episode schrumpfen. Wir müssen aus der 
Geschichte Europas, aus der mit Blut und Tränen 
gepflügten Geschichte Europas lernen. Deshalb 
werden die Folgen und Wirkungen des Genfer Gip-
fels die Leitlinie für alle kommenden außenpoliti-
schen Schritte und Entscheidungen sein müssen. 
Ich will das ganz besonders unterstreichen. Die 
Bundesrepublik kann hierzu sehr viel beitragen, 
Herr Kollege Voigt. Ich komme nachher noch ein-
mal auf Ihren vorhin besonders herausgestrichenen 
Beitrag zurück. Die Bundesrepublik Deutschland 
kann bei den Bemühungen um die Fortsetzung des 
Helsinki-Prozesses, im deutsch-deutschen Verhält-
nis, in der Konferenz für Vertrauensbildung und 
Abrüstung, bei den MBFR-Verhandlungen, in allen 
bilateralen Kontakten in Zukunft versuchen, diese 
Ansätze von Genf behutsam durch weitere Vertrau-
ensbildung zu entwickeln. Ich meine — und ich darf 
das für viele meiner Fraktionskollegen sagen —, 
daß auch die Frage, ob und wie eine Beteiligung 
deutscher Firmen und Forschungskapazitäten an 
der Entwicklung einer defensiven Weltraumvertei-
digung — Weltraumwaffen sollen ja gar nicht ent-
wickelt werden — gewährleistet werden kann, auch 
nach Genf einer Überlegungspause und vielleicht 
auch einer Konsultationspause bedarf. Zumindest 
— und hier sollten sich alle Kollegen einig sein, 
denn das liegt in unserem Selbstverständnis — 
dürften keine Entscheidungen getroffen werden, 
darf kein Fait accompli geschaffen werden, bevor 
wir am 9. und 10. Dezember das Anhörungsverfah-
ren zu SDI durchgeführt haben. Denn, meine Da-
men und Herren, stellen Sie sich einmal ein ande-
res westliches Land vor, in dem ohne eine Beteili-
gung des Parlaments, ohne die bestmögliche Infor-
mation derer, die die Verantwortung tragen, solche 
Entscheidungen gefällt werden. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

So interpretiere ich übrigens auch die Beschlüsse 
meiner Fraktion. Alle Kollegen — ich glaube, wir 

sind uns da ja einig — sollten heute hier hinausge-
hen und sagen: Es gibt keine Entscheidungen, bevor 
diese Anhörung bei uns gelaufen ist. Wir würden 
uns sonst j a selber lächerlich machen. 

(Beifall bei der FDP, der SPD und den 
GRÜNEN) 

Eine dritte Feststellung. Jetzt werden Sie Ihren 
Beifall schnell einstellen, Herr Kollege Voigt. Ich 
darf für meine Fraktion sagen, daß die deutsche 
Außenpolitik gut ist, daß sie sehr gut ist und daß sie 
nach Genf voll gerechtfertigt und bestätigt worden 
ist. 

(Zuruf des Abg. Voigt [Frankfurt] [SPD]) 

— Ich gebe zu, daß dies für die Opposition — das 
ging uns j a auch nicht anders — das Geschäft er-
schwert. Sie sagen, Herr Voigt — ich fand den Vor-
wurf eigentlich nicht gerecht; vielleicht waren Sie 
auch uninformiert gegenüber dem Außenmini-
ster —: Immer, wenn ich nach Herrn Genscher 
fahnde, ist er auf irgendeinem Besuch in einem 
kleineren osteuropäischen Land. Das tut er pausen-
los und er hat über die Zeiten der Durststrecke 
gerade diese Beziehung gepflegt. 

(Zuruf des Abg. Voigt [Frankfurt] [SPD]) 

— Das gehört ja nun einmal dazu. Wenn Sie das for-
dern und er tut es, sollten Sie das anerkennen und 
nicht behaupten, er tue es nicht. Das finde ich nicht 
ganz richtig. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Aber nun halten Sie sich Ihre Gespräche zugute, die 
übrigens wichtig sind, und die oft von der Opposi-
tion auch unbefangener geführt werden können als 
von Regierungsparteien. Aber ich finde die Art, wie 
Sie die Ergebnisse Ihrer Gespräche zu Verträgen 
und offiziellen Erklärungen hochstilisieren, doch 
ein bißchen zu hoch gegriffen, wenn ich das hier 
einmal sagen darf. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Und wenn Sie von einem Pilotprojekt sprechen, 
Herr Kollege Voigt — habe ich das vorhin richtig 
verstanden? —, dann müssen Sie doch einmal ver-
gleichen, was bei Ihren Gesprächen vereinbart wor-
den ist und was in Genf hinsichtlich dessen verein-
bart worden ist, was eingeleitet werden soll. Dann 
hinken Sie der Entwicklung eher hinterher, als daß 
es ein besonderes Pilotprojekt wäre. 

(Reddemann [CDU/CSU]: Zurück in die 
60er Jahre!) 

— Ja, das müssen Sie einmal tun. Es mag ja ein 
Witz sein. Ich habe mir einmal die Mühe gemacht. 
Herr Genscher wird das vielleicht bei seinen Noti-
zen haben. Er wird sicherlich nachher aufzählen, 
was alles angefangen werden soll. Das betrifft auch 
die wichtigen Fragen: Wie halten wir es mit den 
Mittelstreckenraketen in Europa? Wie reduzieren 
wir sie? Wie kommen wir auf ein niedrigeres 
Niveau? 

(Zurufe von der SPD) 

— Na gut. Aber das ist in Genf doch wenigstens in 
Ansätzen vereinbart worden. 
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Frau Dr. Hamm-Brücher 
Was soll es denn eigentlich bezwecken, wenn man 

so etwas „Verträge" nennt? Ich finde, auch der Aus-
druck „Nebenaußenpolitik", mit dem wir das hier 
belegen, ist doch viel zu hoch gegriffen. Ich meine, 
Sie sollten dieser Versuchung widerstehen; denn, 
liebe Kollegen, auch Sie haben ein Ansehen zu ver-
lieren. Es besteht doch die Gefahr, daß man das 
nicht als „Nebenaußenpolitik", sondern als „Pseudo-
außenpolitik" bezeichnet, und das wäre doch für 
Ihren guten Ruf nicht sehr angenehm. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Jetzt möchte ich drei Anmerkungen zum Haus-
halt machen. Der Haushalt spiegelt erste Resultate 
unserer überfraktionellen Bemühungen zur Ver-
besserung der Situation der Angehörigen des aus-
wärtigen Dienstes und der Tätigkeit des auswärti-
gen Dienstes. Allen, die dazu beigetragen haben, 
möchte ich namens der FDP-Fraktion herzlich dan-
ken. Aber ich kann nicht verschweigen, daß die Ge-
samtlage auch nach diesen ersten Verbesserungen 
alles andere als befriedigend ist. Hierfür nur zwei 
Beispiele. 

Die Personalreserve ist eine wichtige Vorausset-
zung, um etwas flexibler in der Personalpolitik zu 
sein: Die Enquete-Kommission „Reform des aus-
wärtigen Dienstes" hat 8 % des Personalstandes als 
Personalreserve für dringend nötig gehalten. Wir 
sind jetzt mit Mühe und Not bei 2,5% angekommen. 
Das sind 59 Stellen. 8% wären 180 Stellen. Sie sehen 
also, wie weit der Weg noch ist, wenn wir eine Per-
sonalreserve in diesem Umfang schaffen wollen. — 
Im mittleren Dienst sieht es noch viel schlechter 
aus. Von den 225 geforderten und benötigten Stellen 
bleiben auch nach den Stellenvermehrungen noch 
fehlende 209 übrig. Angesichts der Geschwindigkeit 
der Personalstellenvermehrung bei uns können Sie 
ausrechnen, wie viele Lichtjahre es noch dauern 
wird, bis wir dieses so spürbare Defizit abgebaut 
haben. 

Auch zur Verbesserung der sozialen Lage der An-
gehörigen des auswärtigen Dienstes, ihrer Familien 
und Kinder haben wir nur einen ersten Anfang 
gemacht. Hier müssen wir am Ball bleiben. 

Fast 40 % des Haushalts des Auswärtigen Amtes 
sind den vielfältigen Bereichen der Kulturbezie-
hungen gewidmet. Auch hier haben wir nur einen 
schwachen silbernen Streifen am Horizont; denn 
die Mehrungen gehen überwiegend in die Zentralen 
der Mittlerorganisationen und nicht unmittelbar in 
die Kulturarbeit. 

Das Sonderprogramm „Südliches Afrika" sollte 
ein Signal setzen. Aber das tut es einfach noch 
nicht, wenn man die Relation zu anderen Pro-
grammen sieht. Ich bitte das Auswärtige Amt, Ge-
spräche mit denen zu führen, die betroffen sind, 
nämlich mit der nichtweißen südafrikanischen Be-
völkerung, wie und in welche Programme man 
diese Mittel sinnvoll einsetzen kann. Die Steige-
rung des Ansatzes von 2,2 auf 2,4 Millionen DM war 
so unbefriedigend, daß ich sehr dankbar dafür bin, 
Herr Kollege Rose, daß der Haushaltsausschuß hier 
noch etwas zugelegt hat. 

Die Kulturhilfe für die Länder der Dritten Welt 
ist ein Prüfstein dafür, wie ernst wir es mit der 
Bewertung der großen Weltkulturen meinen. 

Wir sind Herrn Genscher sehr dankbar, daß er 
vor den Vereinten Nationen wiederholt ausgeführt 
hat, daß er einen kulturellen Nord-Süd-Dialog für 
dringend erforderlich hält. Auch wir tun das. Aber 
Sie, Herr Minister, müßten dann Sorge dafür tra-
gen, daß die Mittelansätze für die Arbeit in diesem 
Bereich gesteigert werden. Die Mittel für nächstes 
Jahr sind bereits völlig verplant. Sie sind also schon 
vergeben. Man kann nicht davon sprechen, daß hier 
wirklich ein Akzent gesetzt worden wäre. 

Die letzte Bemerkung: Unsere multilaterale kul-
turelle Zusammenarbeit hat in diesem Jahr zwei 
wichtige Ergebnisse gebracht, die für meine Frak-
tion sehr gute Beispiele dafür sind, welchen hohen 
Stellenwert eine gut vorbereitete kulturelle Zusam-
menarbeit in diesen internationalen Foren hat. 

Meine Fraktion bewertet das Budapester Kultur-
forum positiv. Sie sieht vor allem in der aktiven 
Teilnahme von Repräsentanten des kulturellen Le-
bens — statt daß man nur Kulturbeamte hinschickt 
— aller 35 Staaten, die die KSZE-Akte unterzeich-
net haben, einen großen Fortschritt, der eine Bele-
bung und Bereicherung des Ost-West-Kulturdialogs 
darstellt. 

(Beifall des Abg. Dr. Hornhues [CDU/CSU] 
sowie des Abg. Schily [GRÜNE]) 

Budapest ist ein weiterer Schritt im KSZE-Prozeß 
von Madrid nach Wien im nächsten Jahr. Die Ost

-

West-Beziehungen insgesamt erfuhren auch ohne 
Schlußdokument — ein belangloses Schlußdoku-
ment sollte man unterlassen, wenn schon kein gu-
tes zustande kommt — eine Stärkung. 

Die UNESCO-Generalkonferenz hat all denen 
recht gegeben, die vor Kurzschlußentscheidungen 
im vorigen Jahr gewarnt haben. 

(Beifall bei der FDP und der SPD sowie 
des Abg. Schily [GRÜNE]) 

Die Bedeutung unserer Mitgliedschaft und das 
Durchhalten auch in schwierigen Zeiten haben sich 
voll bewährt. Die sachlichen Beiträge, die wir gelei-
stet haben, haben dazu geführt, daß wieder ein 
hochrangiger deutscher Vertreter in den Exekutiv-
rat gewählt worden ist. Die Konferenz insgesamt 
hat sehr hoffnungsvolle Zeichen für eine reformfä-
hige UNESCO erbracht. Auch dafür danke ich allen, 
die dazu beigetragen haben. 

Sie sehen also, Herr Kollege Voigt, man kann 
sagen: Unsere Medaille hat zwei Seiten. Wir sehen 
sie positiv und werden weiter dazu beitragen, daß 
sie im nächsten Jahr noch positiver aussieht. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Bundesminister des Auswärtigen. 

Genscher, Bundesminister des Auswärtigen: Frau 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Ich möchte mich bei der zweiten Lesung des 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 176. Sitzung. Bonn, Dienstag, den 26. November 1985 	13295 

Bundesminister Genscher 
Haushalts des Auswärtigen Amtes bei Herrn Kolle-
gen Stercken und Frau Kollegin Hamm-Brücher be-
danken, daß sie zu den Problemen des auswärtigen 
Dienstes gesprochen haben. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Das macht Frau 
Huber auch noch!) 

— Dann werde ich mich bei ihr natürlich auch noch 
bedanken, Herr Voigt. 

Ich möchte Frau Kollegin Borgmann von den 
GRÜNEN bitten, noch einmal darüber nachzuden-
ken, ob sie den Leistungen vieler Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter des auswärtigen Dienstes wirklich 
gerecht wird, wenn sie vom „Apparat" spricht. Ich 
muß Ihnen sagen: Ich hasse dieses Wort als Be-
zeichnung für den Arbeitsbereich von Mitbürgern 
in unserem Lande. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Es ist ein zutiefst inhumaner Ausdruck für das, was 
gesellschaftliche Zusammenarbeit unter menschen-
würdigen Bedingungen in einer freiheitlichen Ge-
sellschaft bedeutet. 

(Tatge [GRÜNE]: Blasen Sie sich nicht so 
auf!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die 
Probleme des auswärtigen Dienstes haben seit eini-
ger Zeit zu Recht verstärkt die Aufmerksamkeit des 
Parlaments und ebenso der Presse und auch der 
Öffentlichkeit gefunden. Ich möchte an das Hearing 
des Auswärtigen Ausschusses erinnern, an die Bun-
destagsdebatte über die Antworten auf die Großen 
Anfragen von Koalition und Opposition. Ich möchte 
mich für dieses Interesse dankbar zeigen. Es ist 
nicht nur ein Ausdruck der Sorge um die langfri-
stige Funktionsfähigkeit des auswärtigen Dienstes, 
um seine Fähigkeit, die Belange der Bundesrepu-
blik Deutschland überall in der Welt wirkungsvoll 
zu vertreten. Hinter diesem Interesse des Parla-
ments und der Öffentlichkeit steht mehr noch die 
Einsicht, daß wir hier im Parlament das Unsrige 
tun müssen, um unseren Mitarbeitern, die oft unter 
schwierigen Lebens- und Arbeitsbedingungen ihren 
Dienst für unser Land verrichten, gerecht zu wer-
den. Darum geht es bei unseren Bemühungen, nicht 
um Bevorzugung. Es ist nicht vertretbar — ich 
nenne ein Beispiel —, wenn Botschaftsmitarbeiter 
der unteren Besoldungsgruppen in Hochlohnlän-
dern mitunter um Rückversetzung bitten, weil ihre 
Bezüge nicht mehr ausreichen, um sich und ihre 
Familien zu ernähren. 

Wir müssen ebenso beachten, daß unsere Mitar-
beiter durch die internationale Stellung der Bun-
desrepublik Deutschland zunehmend mehr und zu-
nehmend verantwortungsvollere Aufgaben wahrzu-
nehmen haben. Dies alles muß vor dem Hinter-
grund schwieriger gewordener äußerer Lebensbe-
dingungen in vielen unserer nahezu 200 Dienstorte 
in aller Welt gesehen werden, von denen oft die 
Ehegatten und die Kinder noch stärker betroffen 
sind als unsere Bediensteten selbst. Deshalb 
möchte ich an dieser Stelle auch ein Wort des Dan-

kes an die Ehepartner der bei uns im auswärtigen 
Dienst Beschäftigten richten. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

Sie leisten einen wichtigen Beitrag bei der Vertre-
tung unserer deutschen Interessen im Ausland. 
Häufige Umzüge, Schulschwierigkeiten der Kinder, 
materielle und ärztliche Versorgungsprobleme ver-
langen von ihnen einen beachtlichen Einsatz. Dabei 
stellen oft gerade diese Ehegatten ihre eigenen be-
ruflichen Entwicklungsmöglichkeiten zurück und 
verzichten auf vieles, was für uns hier im Inland zur 
Selbstverständlichkeit geworden ist. 

Die Anhörung des Auswärtigen Ausschusses hat 
gezeigt: Wir müssen bei der Lösung der auslands-
bedingten Probleme der Ehepartner und Kinder 
auch neue Wege beschreiten. Mit diesem Haushalt 
wird eine Reihe wichtiger Schritte getan, aber es 
müssen den von diesem Haushaltsgesetz vorgese-
henen Verbesserungen in den kommenden Haus-
haltsjahnen weitere folgen. 

Verbesserungen in Einzelfragen und auch solche 
struktureller Art braucht der auswärtige Dienst im 
Bereich der Besoldung. Um nicht jedes Jahr neu 
über die prinzipiellen Fragen diskutieren zu müs-
sen, sollte ein in sich geschlossenes mehrjähriges 
Konzept für den personellen Ausbau des auswärti-
gen Dienstes verwirklicht werden. Das Auswärtige 
Amt hat ein solches Konzept im Rahmen eines bis 
in das Jahr 1989 reichenden Stufenplanes erarbei-
tet, aus dem sich die weiteren Personalanforderun-
gen für die kommenden Haushaltsjahre ergeben. 

Zwei besonders wichtige Einzelpunkte dieses 
Stufenplans sind der Ausbau des mittleren 
Dienstes und die Personalreserve im gehobenen 
und im höheren Dienst, wie die Herwarth-Kommis-
sion sie gefordert hat. Die jetzt vorgesehene Ver-
knüpfung der beiden Stellenpläne In- und Ausland 
ist ein wichtiger erster Schritt auf dem Wege zu 
einem angemessenen Stellenplan. Im übrigen zei-
gen die Erfahrungen anderer westlicher Länder, 
daß besondere Gesetze für den auswärtigen Dienst 
seinen Besonderheiten am besten gerecht werden. 
Hier werbe ich für Verständnis. 

(Dr. Hornhues [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Meine Damen und Herren, Frau Kollegin Hamm

-

Brücher hat eben — wie ich festgestellt habe, unter 
Beifall aller Fraktionen — auf diejenigen hingewie-
sen, die in allen Ländern dieser Welt durch ihren 
Einsatz für eine Politik des Friedens und des Aus-
gleichs auch eine internationale Stimmungslage ge-
schaffen haben, die Begegnungen, die Durchset-
zung von Abrüstung und die Zusammenarbeit er-
leichtert. In der Tat, der Abbau von Feindbildern ist 
einer der wichtigsten Beiträge zur Friedenspolitik 
überhaupt. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Meine Damen und Herren, wir in der Bundesre-
publik Deutschland können zu Recht feststellen: In 
unseren Schulen und in unseren Kasernen wird 
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kein Kind und wird kein Soldat zum Haß erzogen, 
sondern zum Frieden und zur Verständigung, 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und bei 
Abgeordneten der SPD) 

und das ist ein wichtiger politischer Beitrag. 

(Mann [GRÜNE]: Und wo liegt das Reich 
des Bösen, Herr Minister?) 

Vor diesem Hintergrund möchte ich Sie, meine 
Damen und Herren von der Sozialdemokratischen 
Partei — und hier wende ich mich vor allem an den 
Herrn Abgeordneten Schröder aus Niedersach-
sen —, bitten, doch noch einmal darüber nachzu-
denken, ob es der Herstellung eines Klimas der 
gegenseitigen Achtung und der Stärkung des inne-
ren Friedens in unserer Republik dient, 

(Zuruf des Abg. Horn [SPD]) 

wenn davon geredet wird, der Bundeskanzler trage 
die Maske des Biedermannes, der Brandstifter dek-
ken und von der eigenen Mittäterschaft ablenken 
wolle. 

(Ströbele [GRÜNE]: Genau! — Weitere Zu

-

rufe des Abg. Horn [SPD]) 

Meine Damen und Herren, das ist eine Sprache, die 
Friedensfähigkeit nach innen und nach außen un-
terläuft und unmöglich macht! 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Stockhausen  [CDU/CSU]: Genau wie frü

-

her Goebbels! — Widerspruch bei der 
SPD) 

Wir können unterschiedlicher Meinung zu vielen 
Fragen sein, 

(Zuruf von der SPD: Heuchelei!) 

aber ich denke, wir sollten einander nicht mit Un-
terstellungen dieser Art begegnen. 

(Fortgesetzte Zurufe von der SPD) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es muß 
doch im Grunde für Sie hoffnungslos sein, wenn Sie 
schon zu Angriffen in dieser Form greifen müssen, 
wenn Sie sich mit der Politik der Bundesregierung 
auseinandersetzen wollen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Anhaltende Zurufe von der SPD) 

— Herr Kollege Ehmke, Sie sagen: „unglaubwür-
dig". 

(Dr. Vogel [SPD]: Einäugig!) 

Dieser Tag heute hat doch deutlich gemacht, daß 
wir in zwei ganz wichtigen Bereichen — nämlich 
bei der Durchsetzung einer wirtschaftlichen und f i-
nanziellen Politik des Aufstieges und bei einer Poli-
tik der Verständigung, wie sie der Genfer Gipfel 
gezeigt hat — bedeutsame Beiträge geleistet haben. 
Diese Entscheidungen mußten wir, soweit es die 
Wirtschafts- und Finanzpolitik angeht, innenpoli-
tisch gegen Sie durchsetzen. Außenpolitisch muß-
ten wir unser Gewicht im Bündnis gegen Ihre Stim-
men dadurch bewahren, daß wir jene Entscheidung 
gefällt haben, die Sie einst versprochen haben, aber 

in der eigenen Partei nicht mehr durchsetzen konn-
ten. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Bundesminister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Dr. Ehmke? 

Genscher, Bundesminister des Auswärtigen: 
Nein, ich wollte gerne, wie alle anderen Kollegen 
auch, meine Gedanken zu Ende führen, schon um 
den anderen Kollegen der Koalition nicht die Rede-
zeit rauben zu müssen. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
CDU/CSU — Zurufe von der SPD) 

Meine Damen und Herren, es ist einfach nicht 
richtig, daß die Beiträge der Bundesrepublik 
Deutschland und die Beiträge der Bundesregie-
rung 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Äußerst gering sind 
sie!) 

nicht deutlich und klar und nach vorn weisend wä-
ren. Frau Kollegin Hamm-Brücher hat soeben zu 
Recht das zu Ende gegangene Kulturforum im 
Rahmen des KSZE-Prozesses in Budapest gewür-
digt. Dieses Kulturforum wäre ohne unseren Bei-
trag nicht zustande gekommen und ohne die Art, 
wie unsere Delegation zusammengesetzt war und 
wie sie dort gewirkt hat, nicht zu einer Stätte wirk-
licher kultureller Begegnung zwischen West und 
Ost geworden. Hier hat die Bundesrepublik 
Deutschland einen ganz entscheidenden Beitrag ge-
leistet, auch um bewußt zu machen, daß die europäi-
sche Identität, die sich auch in unserer gemeinsa-
men Kultur deutlich macht, nicht nur in der Ver-
gangenheit stärker war als Kriege, sondern daß sie 
heute stärker ist als Systemgrenzen. Das werden 
Ihnen unsere Teilnehmer aus ihren Gesprächen mit 
Schaffenden aus dem kulturellen Bereich aus den 
anderen Staaten, aus den Staaten des Warschauer 
Paktes, bestätigen können. 

Hier hat sich in Wahrheit gezeigt, daß die Be-
wußtseinsbildung unter den Menschen, auch den im 
kulturellen Bereich tätigen, heute schon wesentlich 
weiter ist als manche Regierung in ihrer Fähigkeit 
zur Zusammenarbeit. Daran ist das gemeinsame 
Dokument gescheitert, nicht etwa an mangelnder 
Dialogfähigkeit der dort in den Delegationen Ver-
tretenen. Deshalb wollen wir das zusammenhalten. 
Treten Sie also bitte hier nicht auf und sagen sie 
nicht, diese Regierung lasse es an Initiativen fehlen. 
Das haben wir möglich gemacht. 

Wenn Sie hier über die Dritte Welt reden, will ich 
Ihnen sagen, es ist diese Bundesregierung, die ei-
nen friedlichen Beitrag, Frau Kollegin Borgmann, 
zur Stabilität, zur Herstellung sozialer Gerechtig-
keit, zu wirtschaftlicher Gesundung in Zentralame-
rika leistet. Wir haben vorgeschlagen, ein Koopera-
tionsabkommen mit allen Staaten Zentralamerikas 
zu schließen, damit als Voraussetzung für die Her-
stellung politischer Stabilität soziale Unge- 
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rechtigkeit überwunden werden kann. Das ist un-
sere Politik. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zurufe von den GRÜNEN) 

Denken Sie doch einmal darüber nach, ob die von 
Ihnen viel gescholtene Marktwirtschaft, die Wirt-
schaft der offenen Märkte, nicht der beste Beitrag 
ist 

(Ströbele [GRÜNE]: Zur Ausbeutung der 
Völker!) 

zur Entwicklung der Dritten Welt. Ich will Ihnen 
etwas sagen: Wir werden — — 

(Ströbele [GRÜNE]: Zur Ausbeutung!) 

— Nun hören Sie doch einmal meine Gedanken an. 
Sie können doch hinterher reden. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir 
werden die Dritte Welt nur dann wirklich aus ihrer 
gegenwärtigen Lage befreien können, 

(Ströbele [GRÜNE]: Wenn wir sie nicht 
weiter ausbeuten!) 

wenn wir unsere Märkte in den Industrieländern 
nicht nur für ihr Öl und für ihre Rohstoffe öffnen, 
sondern auch für ihre Fertigfabrikate und Halbfer-
tigfabrikate. Da ist es die Bundesrepublik Deutsch-
land mit ihrer marktwirtschaftlichen Politik, die an 
der Spitze der Länder steht, die für Marktöffnung 
in der westlichen Welt, überhaupt in der nördlichen 
Halbkugel, eintreten. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Ströbele [GRÜNE]: Wieviel Milliarden ha

-

ben Sie herausgepreßt?) 

Das ist ein praktischer, nicht ein ideologischer und 
auch kein propagandistischer Beitrag zur Hilfe für 
die Völker der Dritten Welt. 

So wie wir diese Kooperation mit den Staaten 
Zentralamerikas geschlossen haben, vorher mit den 
ASEAN-Staaten, wie wir jetzt bemüht sind, sie mit 
den Golfländern herzustellen, wie wir den Staaten 
Afrikas vorschlagen, sich auch regional zu organi-
sieren, um ihre politische Unabhängigkeit zu stär-
ken, um ihre wirtschaftliche Zusammenarbeit zu 
fördern, wie wir ihnen auch dort Zusammenarbeit 
anbieten, das ist unser Beitrag zur Herstellung ge-
sunder wirtschaftlicher und sozialer Bedingungen. 

(Ströbele [GRÜNE]: Zur Ausbeutung!) 

Deshalb hören Sie doch bitte auf, die Politik einer 
Regierung, die hier in der Europäischen Gemein-
schaft und in der westlichen Welt eine führende, 
drängende Kraft ist und nicht mitgezogen werden 
muß, zu diffamieren und herabzusetzen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, was den Genfer Gipfel 
angeht, so ist doch ganz unbestreitbar, daß die Bun-
desrepublik Deutschland wesentliche Beiträge da-
für geleistet hat, daß dieser Gipfel so zustande kom-
men und so ablaufen konnte. Waren nicht wir es, 
die Wert darauf gelegt haben, daß der ABM-Vertrag 
nicht nur eingehalten, sondern auch restriktiv aus-
gelegt wird? Wir haben innerhalb des westlichen 

Bündnisses zusammen mit den anderen europäi-
schen Partnern unser Gewicht für diese richtige 
Auslegung in die Waagschale geworfen, und wir ha-
ben das erreicht. 

(Gansel [SPD]: Für wen sprechen Sie?) 

Herr Kollege Vogel, das zeigt zweierlei. Es zeigt 
das Gewicht unseres Landes, und es zeigt die Be-
reitschaft der Vereinigten Staaten, darauf zu hö-
ren 

(Ströbele [GRÜNE]: Was haben Sie denn 
gemacht? — Mann [GRÜNE]: An Ihren Ta -
ten werden wir Sie messen, Herr Genscher, 

nicht an den Ankündigungen!) 

und an einer gemeinsamen Politik mitzuarbeiten, 
die von den europäischen und den amerikanischen 
Verbündeten getragen werden kann. 

Das gleiche gilt für die Beachtung des SALT-II-  
Vertrages, wie das bei der Außenministerkonferenz 
in Lissabon geschehen ist. Ich finde, Herr Kollege 
Vogel, Sie sollten noch einmal überlegen, ob es der 
Auseinandersetzung mit der Bundesregierung in ei-
ner solchen Debatte auch gerecht wird, wenn Sie 
vom „vorauseilenden Gehorsam" sprechen. 

(Dr. Vogel [SPD]: Lesen Sie die Stelle mal 
genau nach!) 

Wissen Sie, Partnerschaft vollzieht sich im Aus-
tausch eines offenen Wortes und im Meinungsaus-
tausch zwischen Partnern. Das geschieht. 

Ich muß Ihnen sagen: Es lohnt sich für manchen 
aus Ihrer Fraktion — noch stärker aus Ihrer Par-
tei —, der sich häufig in antiamerikanischen Sen-
tenzen ergeht, einmal das nachzulesen, was Ihr Par-
teivorsitzender am Sonntag im Deutschlandfunk 
über seine in den Vereinigten Staaten gewonnenen 
Eindrücke gesagt hat. Das ist ein nachlesenswertes 
Interview. Er hat auf die Frage, ob er in bezug auf 
die Politik der Vereinigten Staaten Befürchtungen 
habe, gesagt: Sicher würde man manche Befürch-
tungen zu diesem Thema heute anders formulieren 
als vor ein paar Jahren. — Und an anderer Stelle 
heißt es: Jedenfalls habe ich mich wieder gut zu 
Hause gefühlt in Washington. — Das ist genau die 
richtige Sprache, wie wir transatlantisch unter 
Partnern miteinander und voneinander sprechen 
wollen. Ich finde, Sie sollten sich in Ihrer Partei 
offen mit denjenigen auseinandersetzen, die diesen 
Weg der Partnerschaft durch andere Begriffe stö-
ren. 

Meine Damen und Herren, dieses Europa, in dem 
wir ein entscheidendes Gewicht haben, hat sein Ge-
wicht bei der Vorbereitung des Gipfels in die Waag-
schale geworfen. Es muß uns doch mit Befriedigung 
erfüllen, daß wir jetzt feststellen können, daß über 
die Mittelstreckenraketen verhandelt werden soll, 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Es wird ja auch 
höchste Zeit!) 

und zwar unabhängig von dem Verhältnis zur 
Frage SDI und strategischer Waffen. Diese Ver-
handlungen über die Mittelstreckenraketen haben 
wir doch immer gewollt. Ich möchte einmal fragen, 
ob sich nicht alle Fraktionen — nicht nur die Regie- 
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rungsfraktionen — dazu entschließen können, un-
sere Forderung, daß alle amerikanischen und alle 
sowjetischen Mittelstreckenraketen beseitigt wer-
den sollen, zu unterstützen. Sie haben die Null

-

Lösung als illusionär bezeichnet. 

(Jungmann [SPD]: Das ist eine völlig neue 
Forderung!) 

Jetzt hören Sie einmal genau hin, was man in Genf 
zwischen den USA und der Sowjetunion vereinbart 
hat. Man will ein Interimsabkommen über die Mit-
telstreckenraketen haben, d. h. man will einen er-
sten Schritt tun, aber man will natürlich auch wei-
ter gehen. Es muß doch unser zentrales Ziel hier in 
der Bundesrepublik Deutschland sein, daß alle ame-
rikanischen und alle sowjetischen Mittelstrecken-
raketen verschwinden. 

(Ströbele [GRÜNE]: Tun Sie etwas dafür!) 

Unterstützen Sie das doch endlich! Das muß doch 
ein gemeinsames Ziel für unsere Politik sein. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Ströbele [GRÜNE]: Ihr holt doch jeden Tag 

neue Raketen her!) 

Meine Damen und Herren, wenn Sie sich einmal 
die Gespräche ansehen, die Sie über Fragen einer 
chemiewaffenfreien Zone in Mitteleuropa geführt 
haben: Wir haben Ihnen schon bei früheren Debat-
ten gesagt, daß das Problem bei den chemischen 
Waffen und ihrer gänzlichen Beseitigung doch gar 
nicht das Zonenproblem ist, sondern daß es das Pro-
blem der Nachprüfbarkeit ist. Die wird nicht leich-
ter, sondern komplizierter, wenn man nur für eine 
bestimmte Zone die chemischen Waffen beseitigen 
will. Hier halte ich es für einen großen Fortschritt, 
daß sich die Vereinigten Staaten und die Sowjet-
union verständigt haben, daß sie eine allgemeine 
Beseitigung haben wollen. Das heißt weltweite Be-
seitigung. Das war unsere Forderung. Damit ist das, 
was Sie mit der SED und mit anderen besprochen 
haben, überholt worden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich habe eigentlich auch nie verstehen können, 
wie man sich für eine nur regionale Beseitigung der 
chemischen Waffen einsetzt. 

(Mann [GRÜNE]: Weil man irgendwo an

-

fangen muß! Sie können nicht immer nur 
reden!) 

Können wir es eigentlich verantworten, daß chemi-
sche Waffen in anderen Teilen der Welt dann weiter 
gelagert werden sollen? Sind es nicht gerade andere 
Teile der Welt, wo immer wieder chemische Waffen 
angewendet werden oder die Gefahr der Anwen-
dung besteht? 

(Dr. Vogel [SPD]: Aber nicht in der Sowjet

-

union und in Amerika, Herr Genscher!) 

Ich bin der Meinung, es ist ein großer Fortschritt 
und es war richtig, daß wir als Bundesregierung 
darauf beharrt haben, daß ein weltweites Verbot 
von chemischen Waffen Gegenstand der Verhand-
lungen ist. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Die Aufnahme dieses Punktes in die Verhand-
lungsvorschläge des amerikanischen Präsidenten 
war eine deutsche Anregung, war ein deutscher 
Vorschlag. 

(Ströbele [GRÜNE]: Was ist dabei heraus

-

gekommen?) 

Ich glaube, wir haben allen Anlaß, den Vereinigten 
Staaten dafür zu danken, daß sie diese uns hier j a 
besonders betreffende Frage zu einem wichtigen 
Punkt bei dieser Verständigung gemacht haben. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Ströbele [GRÜNE]: Außer heißer Luft ist 

nichts herausgekommen!) 

Nun wollen wir doch auch festhalten, daß diese 
Begegnung in Genf weder von den Vereinigten 
Staaten noch von der Sowjetunion als eine einma-
lige Begegnung verstanden wurde und verstanden 
wird, sozusagen als eine politische Eintagsfliege, 
sondern — das ist eigentlich ganz ungewöhnlich — 
daß man sich zwischen Washington und Moskau 
darüber verständigt hat, daß es in den Jahren 1986 
und 1987 Begegnungen geben wird. Damit ist ein 
Dialograhmen gesetzt. Damit ist aber auch die Not-
wendigkeit geschaffen, von Gipfel zu Gipfel mit 
Fortschritten in den Verhandlungen voranzukom-
men. 

(Mann [GRÜNE]: Das ist wie bei den euro

-

päischen Gipfelkonferenzen!) 

Das ist genau das, was wir immer wieder als Erwar-
tung ausgesprochen haben. Das ist Teil unserer Po-
litik. 

Dieser Rahmen, der von den Großmächten ge-
setzt worden ist, wird doch ganz offenkundig auch 
die Möglichkeiten der mittleren und kleineren 
Staaten in Europa erweitern, durch Entwicklung ih-
rer bilateralen Beziehungen, durch wirtschaftliche 
Zusammenarbeit, durch kulturellen Austausch und 
auch durch politischen Dialog ihren Beitrag zur 
Verbesserung des West-Ost-Verhältnisses zu lei-
sten. Auch hier ist die Bundesrepublik Deutschland 
wieder in besonderer Weise gefordert. Da sind wir 
uns der Tatsache bewußt, daß die sowjetische Füh-
rung vor der Frage steht, ob sie den Schwerpunkt 
ihrer Anstrengungen, ob sie die Hauptkraft ihrer 
Bemühungen auf die Modernisierung ihres Landes 
konzentrieren kann oder ob es einen ungezügelten 
Rüstungswettlauf geben wird. 

Hier ist es wichtig, daß der Westen genau dieses 
Angebot der breiten Zusammenarbeit nicht nur in 
einem Bündnisbeschluß gemacht hat, sondern daß 
das auch der amerikanische Präsident — bis hin zu 
gemeinsamen technologischen Projekten — getan 
hat. Es entspricht unserer Auffassung, daß eine 
technologische Spaltung Europas eine zusätzliche 
Spaltung und mehr Instabilität bedeuten würde. 
Wir wollen weder die Sowjetunion totrüsten, 

(Mann [GRÜNE]: Sie vielleicht nicht, Herr 
Genscher! — Ströbele [GRÜNE]: Aber Ihre 

Waffen verkaufen! Das wollen Sie!) 

noch sind wir daran interessiert, daß die Sowjet

-

union im wirtschaftlichen Rückstand bleibt. Wir 
sind im Gegenteil der Meinung, daß eine positive 
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wirtschaftliche Entwicklung auch in den sozialisti-
schen Ländern der Stabilität in Europa dient und 
auch die materiellen Lebensbedingungen der dort 
lebenden Menschen verbessert, die Europäer sind 
wie wir auch. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und bei 
Abgeordneten der SPD und der GRÜNEN 
— Ströbele [GRÜNE]: Dann helfen Sie de

-

nen doch mehr!) 

Deshalb ist es so wichtig, daß wir unser Gewicht in 
das westliche Bündnis eingebracht haben; das sollte 
auch eine Opposition nicht herabsetzen. Da können 
wir auch damit sehr einverstanden sein, daß sowohl 
der amerikanische Präsident als auch der sowjeti-
sche Generalsekretär noch einmal bekräftigt ha-
ben, daß sie ein Wettrüsten im Weltraum verhin-
dern und daß sie es auf Erden beenden wollen. Das 
ist ein Ziel, dem sich alle Völker verpflichtet fühlen 
können. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Das unterstreichen wir, und diese Politik unterstüt-
zen wir. 

Das werden wir um so stärker tun können, je 
mehr wir uns hier in Europa als Europäische Ge-
meinschaft entwickeln, uns auf unsere Kräfte be-
sinnen, unser Gewicht verstärken. 

Da ist Eureka, von dem Sie gesagt haben, Herr 
Kollege Vogel, sie finde bei uns nur eine laue Unter-
stützung, ein wichtiger Ausdruck europäischen 
Selbstbehauptungswillens. Da können Sie nicht von 
lauer Unterstützung reden. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Machen Sie doch 
eine Absage an SDI!) 

Eureka ist eine gemeinsame deutsch-französische 
Initiative. Ohne uns wäre das doch gar nicht zu-
stande gekommen; das ist die Wahrheit darüber. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Da sollten Sie sich bitte auch nicht an der Frage 
aufhängen, wieviel Mittel dafür zur Verfügung ste-
hen. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Das ist aber 
wichtig! Das ist die materielle Basis!) 

Hier ist vielleicht eine unterschiedliche Position: 
Wir haben ein Wirtschaftsverständnis, wir haben 
ein Verständnis auch für technologische Entwick-
lung, 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Ohne Moos nichts 
los!) 

das die Chancen für solche Entwicklungen nicht zu 
allererst in staatlichen Zuschüssen, sondern in der 
Eröffnung von Rahmenbedingungen sieht, indem 
sich Kreativität und Investitions- und Innovations-
bereitschaft entwickeln können. Das ist unser Mo-
dell von Eureka. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Sie können sich in 
der Regierung diesbezüglich nicht durch

-

setzen!) 

Wir wollen uns weder an die Stelle freier Entschei

-

dungen von Forschern setzen, noch wollen wir uns 

an die Stelle freier unternehmerischer Entschei-
dungen setzen; aber wir wollen einen größeren eu-
ropäischen Rahmen bieten, damit die ganze Kraft 
des demokratischen Europas für unsere technologi-
sche Entwicklung eingesetzt werden kann. Das ist 
unsere Vorstellung von Eureka. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Dr.  Klejdzinski [SPD]: Machen Sie doch 

eine Absage an SDI!) 

Meine Damen und Herren, eine andere Aufgabe 
von besonderem Gewicht, die uns gestellt ist, ist die 
Entwicklung der deutsch-deutschen Beziehungen. 
Darüber wird im Zusammenhang mit dem Haus-
halt des Kollegen Windelen noch zu sprechen sein. 

(Mann [GRÜNE]: Warum haben Sie sich 
denn jetzt über SDI ausgeschwiegen?) 

Wenn je bei einem Punkt Zurückhaltung, Behut-
samkeit notwendig sind, dann bei der Behandlung 
der deutsch-deutschen Beziehungen, 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

und das gilt in jeder nur möglichen Richtung. Da 
will ich Ihnen sagen: Was da von dem Ministerprä-
sidenten des Saarlandes gesagt wurde und heute 
von dem Vorsitzenden der Jungsozialisten an der 
Saar, glaube ich, über die Frage der Staatsbürger-
schaft wiederholt worden ist, 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Wer ist 
das, Herr Genscher?) 

das paßte nicht in diese notwendige Behutsamkeit 
hinein. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Aha!) 

Wissen Sie, wir sind in dem Ausgleich dessen, den 
wir suchen, in der Erfüllung der Verantwortungsge-
meinschaft der Deutschen zu vielem bereit, und da 
gibt uns der Grundlagenvertrag einen breiten 
Raum. Wir haben ihn längst nicht ausgefüllt; da 
kann man noch viel tun. Nur wird man Menschen 
nicht dadurch zusammenführen, daß man sie juri-
stisch auseinanderbringt. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ich sage Ihnen als meine ganz feste Überzeugung, 
als jemand, der aus dem Teil unseres Landes 
kommt, der heute die DDR ist: Sie werden mich zu 
vielem und bei vielem an Ihrer Seite finden, was 
der Verständigung dient — da werden wir auch zu 
großen Opfern bereit sein —, aber Sie werden mich 
nie dabei finden, wenn hier ein Gesetz verabschie-
det werden sollte, das aus meinen Mitbürgern in 
der DDR Ausländer macht in der Bundesrepublik 
Deutschland. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der FDP 
und der CDU/CSU — Zurufe von der 

SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Gansel. 

Gansel (SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Herr Genscher, aus DDR-Bürgern Aus-
länder machen, das will auch keiner in der SPD. 
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Hier haben Sie uns einiges unterstellt. Im übrigen 
haben wir den Eindruck gehabt, daß Sie bei man-
chen Ihrer Beschwörungen, die in unsere Richtung 
gesprochen wurden, eigentlich Unterstützung auf 
der rechten Seite des Hauses gesucht haben, 

(Beifall bei der SPD) 

weil Sie wissen, daß das, was Sie an Kontinuität zu 
erhalten versuchen, dort in Frage gestellt ist. 

(Dr. Vogel (SPD): Aber nicht von uns!) 

Sie merken, daß die Wende Sie einholt. Ich bitte um 
Entschuldigung: Da können wir kein Mitleid mit 
Ihnen haben. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Sie haben im übrigen durch die Intensität Ihrer 
Sprache nicht den Mangel in der Substanz ersetzen 
können. Wo, Minister Genscher, sind Ihre wirkli-
chen Leistungen in der internationalen Politik? Wo-
her kommt es eigentlich, daß auf internationalen 
Konferenzen über die Vorstellungen der SPD zu 
chemiewaffenfreien Zonen — übrigens mit Nach-
prüfbarkeit —, zur Reduzierung der atomaren Be-
drohung in Europa, zu vertrauensbildenden Maß-
nahmen zwischen Ost und West so interessiert und 
so vorurteilsfrei diskutiert wird? Weil sie als die 
deutschen Beiträge für eine realisierbare Friedens-
und Sicherheitspolitik gelten 

(Beifall bei der SPD — Stockhausen [CDU/ 
CSU]: Eine große Überschätzung!) 

und weil eigenständige Beiträge der Bundesregie-
rung fehlen. In der offiziellen Außenpolitik unserer 
Bundesrepublik sind keine Prinzipien und Perspek-
tiven mehr erkennbar. Noch schlimmer: sie hat den 
internationalen Stellenwert verloren, den sie unter 
Adenauer, Kiesinger, Brandt und Schmidt gehabt 
hat. 

Kennzeichnend dafür ist die Selbsterkenntnis 
Helmut Kohls, daß er der Staatengesellschaft 
nichts mehr zu sagen hatte, als er die UNO-Vollver-
sammlung als Zuhörer besuchte und nicht als Spre-
cher für die Bundesrepublik Deutschland. Für die-
sen Verlust an Ansehen und an Einfluß der Bundes-
regierung gibt es vor allem drei Gründe: Zerstrit-
tenheit, Unterordnung unter die Interessen der US- 
Administration und Verlust an moralischer Quali-
tät. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Gebetsmühle!) 

Auf wen ist in der Außenpolitik eigentlich noch 
Verlaß? „Mit Minister Genscher hatten wir uns über 
die finanzielle Beteiligung der Bundesrepublik an 
Eureka geeinigt", sagte mir kürzlich ein französi-
scher Diplomat. „Wir wissen jetzt, daß wir gleich 
Monsieur Stoltenberg hätten fragen sollen." 

Tatsächlich hat Herr Stoltenberg den Außenmini-
ster im Regen stehenlassen, als er ihm das zuge-
sagte finanzielle Dach für Eureka entzog. Eine sol-
che Sparsamkeit hätte Herrn Stoltenberg vielleicht 
angestanden, als er das unter ihm hochverschuldete 
Land Schleswig-Holstein verwaltete. Sie ist aber  

fehl am Platze, wenn es darum geht, die technologi-
sche Überlebensfähigkeit Westeuropas zu sichern. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Wenn der Außenminister nach China fährt, 
macht er sich groß, indem er von der „Selbstbe-
hauptung Europas" spricht — übrigens ein Wort 
von Horst Ehmke. Wenn er nach Bonn zurückkehrt, 
muß er sich kleinmachen bis an die Grenze der 
europäischen Selbstverleugnung. 

Wer hat denn diese Bundesregierung gezwungen, 
ihre Forderung nach Mehrheitsentscheidungen in 
der Europäischen Gemeinschaft aufzugeben? Es 
war der bayerische Ministerpräsident, der eine 
Vetodemonstration in Brüssel verlangte, als ihm die 
Bauern aufs Fell rückten. 

Wie muß eigentlich dem Außenminister Genscher 
zumute gewesen sein, als Herr Czaja und Herr 
Hupka mit der in der CDU so genannten „Stahl-
helm"-Fraktion die Westgrenzen Polens und der So-
wjetunion in Frage stellten! Herr Genscher, wer 
sich gegen die „Stahlhelm"-Fraktion nicht durchset-
zen kann, sollte lieber gleich den Hut nehmen. Wie 
muß einem Mann zumute gewesen sein, der mit 
Brandt und Schmidt die neue Ostpolitik realisiert 
hat, als sein Bundeskanzler Kohl von Vertriebenen-
treffen zu Vertriebenentreffen neue windelweiche 
Formulierungen fand, bis er auf die Grenzfragen 
endlich die Antwort im Artikel 1 des Vertrages zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Volksrepublik Polen entdeckte! 

Erinnern Sie sich noch an das peinliche Schau-
spiel, als sich die Minister der FDP, der CDU und 
der CSU öffentlich darüber stritten, was das Bun-
deskabinett eigentlich zu Südafrika beschlossen 
habe? Auch hier war Strauß der Regisseur. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Ein toller 
Kerl, nicht?) 

— Wer entscheidet eigentlich über die Waffenex-
portpolitik? Auch der „tolle Kerl" in München? Ist 
es nicht so, daß der Bundessicherheitsrat Akquisi-
tionserfolge der Rüstungslobby zu seinen Bera-
tungsgegenständen macht, anstatt politische Vorga-
ben zur Kontrolle und Reduzierung zu beschließen? 
„Frieden schaffen mit immer weniger Waffen", hat 
Helmut Kohl auf einem Kirchentag versprochen. 

Tatsächlich reist der Verteidigungsminister durch 
die Welt, um die Überkapazitäten einer neuentstan-
denen Rüstungsindustrie auslasten zu helfen. Ich 
weiß, Minister Genscher, daß das nicht Ihre Politik 
ist. Aber offenbar können Sie sie auch nicht verhin-
dern. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist Ihr Phan

-

tom!) 

Wissen Sie überhaupt, Minister Genscher, daß 
z. B. in Thailand Leo-II-Panzer aus Bundeswehrbe-
ständen durch die Firma Krauss-Maffei vorgeführt 
und von Soldaten bedient werden, die zu diesem 
Zweck von der Bundeswehr beurlaubt worden sind? 
Haben Waffenlieferungen in Spannungsgebiete des 
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Fernen wie des Nahen Ostens nichts mehr mit Au-
ßenpolitik zu tun? 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Und wie ist es 
mit den Howaldtwerken?) 

Das ist die schlimmste Nebenaußenpolitik, die von 
der Rüstungsindustrie betrieben wird und die sich 
staatlicher Stellen nur noch für Handlangerarbei-
ten bedient. 

(Beifall bei der SPD) 

Eine Außenpolitik kann mehr oder weniger gut 
sein. Sie ist schlecht, wenn sie unberechenbar und 
unklar ist. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Wer bestimmt die Haltung der Bundesrepublik zu 
SDI? Der Außenminister, der Verteidigungsmini-
ster, der Forschungsminister, der Wirtschaftsmini-
ster, 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Franz Josef 
Strauß!) 

oder ist es Staatsminister Möllemann? Wer dieses 
Chaos in der deutschen Außenpolitik beobachtet, 
könnte meinen, dafür sei Staatssekretär Schrecken

-

berger zuständig. Tatsächlich ist es Kanzlerberater 
Teltschik im Bundeskanzleramt. Nach der Ge-
schäftsordnung der Bundesregierung haben aber 
Sie die Verantwortung, Minister Genscher. Sie wol-
len der SPD eine Nebenaußenpolitik zum Vorwurf 
machen? Sie haben in der Regierung keine Außen-
politik, Sie haben nur noch Nebenaußenpolitik. 

(Beifall bei der SPD — Rühe [CDU/CSU]: 
Der Vorwurf hat wohl gesessen?) 

Es ist eine Tatsache, daß unter den gegebenen 
Umständen Entspannungspolitik mit dem Osten 
nur dann erfolgreich sein kann, wenn sie die Rük-
kendeckung der USA besitzt. Es ist aber auch eine 
Tatsache, daß man auf deutsche Beiträge zur Ent-
spannungspolitik verzichtet, wenn man sich hinter 
dem Rücken der Amerikaner versteckt. Genau das 
ist aber zur typischen Verhaltensweise der bundes-
deutschen Diplomatie geworden, in der Rüstungs-
kontrollpolitik, in den Vereinten Nationen, bei den 
europäischen Verhandlungen in Madrid und in 
Stockholm. Warum erst noch mit der bundesdeut-
schen Delegation sprechen? Man kann doch gleich 
bei den Amerikanern erfahren, „was Linie ist". Das 
ist die Reaktion nicht nur osteuropäischer Verhand-
lungspartner, sondern auch der westeuropäischen 
Verbündeten. Konsequent! 

An Amerikanismus werden wir die Amerikaner 
nie überbieten können. Eine Partei, die dieser Illu-
sion erliegt und jeden eigenständigen Beitrag deut-
scher, ja selbst europäischer Politik als Antiameri-
kanismus diffamiert, macht sich lächerlich, überall 
in der Welt und auch in Amerika. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie, Herr Bundeskanzler, haben sich heute mor-
gen gerühmt, die Vorbereitungen für den Gipfel aus 
nächster Nähe beobachtet zu haben. Beobachten — 
auch als Freund des amerikanischen Präsidenten 
— reicht nicht aus. Als Bundeskanzler der Bundes-

republik, des Landes, das wie kein anderes durch 
nukleare, chemische und konventionelle Waffen-
massierungen bedroht ist, müssen Sie Ihren Bei-
trag dafür leisten, daß Raketen wegverhandelt und 
abgezogen und vor allen Dingen nicht weiter statio-
niert werden. Handeln Sie mit diesem Ziel, und Sie 
werden unsere Unterstützung finden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Dann habt ihr 
immer noch etwas zu meckern!) 

Die Außenpolitik der Bundesrepublik war nie wie 
die Außenpolitik anderer Staaten die ausschließli-
che Vertretung nationaler Interessen. Adenauers 
Wiedergutmachungspolitik gegenüber Israel und 
der Élysée-Vertrag mit Frankreich, das Gewaltver-
zichtsangebot Erhards gegenüber den Staaten des 
Warschauer Paktes, der Beginn der neuen Ostpoli-
tik unter Kiesinger und die Vollendung ihrer ersten 
Phase unter Brandt und Schmidt entsprachen nicht 
nur unseren Interessen, sondern auch unseren Leh-
ren aus der Geschichte. Das war Außenpolitik mit 
moralischer Qualität. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Ist das heute alles nicht mehr nötig? Kann man 
sich, wie der Bundeskanzler ausgerechnet in Israel 
sagte, auf die „Gnade der späten Geburt" berufen 
und zur Tagesordnung übergehen? Herr Wörner hat 
zur 30-Jahr-Feier der Bundeswehr angekündigt, die 
teils schuldhafte Verstrickung der ehemaligen 
Streitkräfte in den Nationalsozialismus aus den 
Traditionsrichtlinien streichen zu lassen. Herr 
Dregger hat sich in einem Brief an amerikanische 
Senatoren beim Ende des Zweiten Weltkrieges 
nicht an die Verbrechen Hitlers und an den Überfall 
des Deutschen Reiches auf die Sowjetunion erin-
nert, sondern nur an die Verteidigung gegen An-
griffe der Roten Armee. Wer sich so verhält, wird 
unfähig sein, aus der Geschichte zu lernen. Er muß 
aber damit rechnen, daß sich andere erinnern. 
Nichts hat unsere Beziehungen zu den gesellschaft-
lichen Gruppen in den USA so belastet, wie die 
Unempfindlichkeit Helmut Kohls über die Verletz-
lichkeit der Überlebenden des SS-Staates, als er, 
Helmut Kohl, den amerikanischen Präsidenten bei 
seinem Besuch im Frühjahr durch sein Programm 
führte. 
Die deutsch-französische Freundschaft ist auf 

das Niveau militärischer Koproduktion reduziert 
worden. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgordneten Dr. 
Wörner? 

Dr. Wörner (CDU/CSU): Kollege Gansel, könnten 
Sie mir sagen, worauf sich Ihre Auffassung stützt, 
daß ich diese Absicht hätte, die Sie mir unterstellt 
haben? 

Gansel (SPD): Herr Minister Wörner, Sie haben 
dem Beirat zur Inneren Führung numerierte Exem-
plare für die neuen Richtlinien vorgelegt, die Sie 
hinterher wieder einkassiert haben, um eine öffent-
liche Diskussion über diese ungeheuerliche Verän-
derung zu verhindern. Dennoch hat es Pressebe- 
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richte darüber gegeben, und Sie haben sie nicht 
dementiert. Wenn Sie hier klipp und klar sagen, daß 
Sie diese Passage aus den Traditionsrichtlinien 
Apels so lassen wie sie ist, und wenn Sie begreifen, 
daß es zudem noch ein großer Unterschied ist, ob 
man etwas neu schreibt oder etwas, was vorhanden 
ist, wieder herausstreicht, wenn Sie hier Klarheit 
schaffen können, dann wäre uns für die Bundes-
wehr und unser internationales Ansehen geholfen. 

(Dr. Wörner [CDU/CSU]: Ich werde in mei

-
ner Rede darauf eingehen!) 

— Wir sind darauf gespannt! 

(Zuruf von der SPD: Wir sind auf den Text 
gespannt!) 

Meine Damen und Herren, im Verhältnis zu den 
Völkern und Regierungen des Ostens ist die Politik 
der Entspannung und Aussöhnung zum Stillstand 
gekommen, als die nukleare Hochrüstung ihre Fort-
setzung zur Überlebensfrage machte. 

Die Beziehungen zu Israel sind durch Waffenex-
portgeschäfte schwer geschädigt worden. 

In der Entwicklungshilfe rangieren die Interes-
sen der Exportwirtschaft vor dem Gebot der Ge-
rechtigkeit für die Völker der Dritten Welt. 

Und: Hätten nicht gerade die Deutschen die Ver-
pflichtung, die wirtschaftliche Zusammenarbeit mit 
dem Rassismus des Apartheidsystems aufzukündi-
gen? 

Ist es Zufall, daß mit diesen moralischen Verlu-
sten die Außenpolitik der Bundesrepublik auch an 
realem Einfluß verloren hat? Die internationale 
Politik hat sich durch atomare Hochrüstung, glo-
bale Umweltzerstörung, Bevölkerungsexplosion 
und Hunger in der Dritten Welt verändert. Ohne die 
Moral der Friedfertigkeit und der Gerechtigkeit 
wird sie zugrundegehen. Eine Rückkehr zur Ellbo-
gengesellschaft des 19. Jahrhunderts darf es auch 
in der internationalen Politik nicht geben. Die Völ-
ker müssen zusammenarbeiten. Die Regierungen 
dürfen nicht spalten, sie müssen zusammenführen. 
Sie, meine Damen und Herren von der Regierung 
Kohl/Bangemann, haben diese Aufgabe noch nicht 
einmal erkannt. Wir Sozialdemokraten arbeiten für 
sie. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Rose. 

Dr. Rose (CDU/CSU): Frau Präsident! Meine Da-
men und Herren! Als Haushaltsausschußmitglied 
erwarten Sie von mir natürlich, daß ich mehr zum 
Haushalt rede. Aber ich erlaube mir trotzdem ei-
nige Bemerkungen zu den Ausführungen, die von 
den Vorrednern der Opposition gemacht wurden. 

Zum Herrn Gansel brauche ich nicht viel zu sa-
gen. Er war so freundlich, den bayerischen Mini-
sterpräsidenten des öfteren so zu loben, daß er zu 
Recht als toller Kerl bezeichnet wurde. 

(Zuruf von der SPD: Da sehen Sie mal, wie 
das bei uns gemacht wird!) 

Zum Kollegen Voigt fällt mir nur ein, daß er 
eigentlich nicht zum Deutschen Bundestag gespro-
chen hat, weil er nur immer so dastand und linksla-
stig mit seiner eigenen Fraktion gesprochen hat. Es 
lohnt sich also nicht, auf ihn einzugehen, so wie er 
halt ist. 

Die Frau Kollgin Borgmann ist uns vom Aus-
schuß her als eine eigentlich recht vernünftige, 
nette Person bekannt. Aber das, was sie hier immer 
vorträgt — das letzte Mal auch im Zusammenhang 
mit der deutschen Sprache —, deutet darauf hin, 
daß das nicht von ihr sein kann. Ich weiß jetzt auch, 
warum sie Borgmann heißt: Sie borgt sich ihre Re-
den immer. 

(Lachen bei den GRÜNEN und der SPD) 

Dann bleibt vom Vormittag bloß noch der Herr 
Oppositionsführer Hans-Jochen Vogel übrig, der 
laute Klage darüber geführt hat, daß es einen an-
geblichen Ansehensverlust der deutschen Außen-
politik gibt. Zur Begründung hat der Herr Opposi-
tionsführer die seiner Meinung nach bestehenden 
Koalitionsstreitigkeiten herangezogen. 

Auch wenn er jetzt nicht mehr im Saal ist, 
möchte ich gern auf sein Argument eingehen; denn 
offensichtlich ist er noch gefangen in seiner alten 
Politik zur Endzeit Helmut Schmidts. Damals gab 
es ja die großen Streitigkeiten und Zwistigkeiten — 
allerdings innerhalb der SPD selber, nicht inner-
halb einer Koalition, in der es naturgemäß verschie-
dene Meinungen gibt. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Sprechen Sie über 
Ihre eigene Fraktion?) 

Tiefer als damals kann das Ansehen in außenpoliti-
schen Fragen sowieso nicht mehr sinken. Man weiß 
genau, daß seinerzeit das Wort „Zerstrittenheit" 
Sinnbild der Regierung und besonders der SPD 
war. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Markenzei

-

chen!) 

Meine Damen und Herren, es war damals die 
Zerrissenheit der Sozialdemokraten selbst und die 
Lust des linken Flügels, die eigene Regierung zu 
demontieren. Deshalb sollte heutzutage der Herr 
Oppositionsführer hier nicht von einer Demontage 
sprechen; denn die SPD hat das früher so perfekt 
beherrscht. 

(Berger [CDU/CSU]: Die Zerrissenheit ist 
für sie die gleiche! — Suhr [GRÜNE]: Bei 

euch ist alles Sonnenschein!) 

Es mag sein, daß die Opposition gerne ihre eigene 
hochtrabende Arroganz zur Schau stellt; 

(Zurufe von der SPD) 

doch diese Regierung hat auch in der Außenpolitik 
Erfolge. 

Bezeichnend war j a bei Herrn Vogel wieder ein-
mal das Anklingen einer antiamerikanischen Hal-
tung. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Wie sonst hätte er sagen können, daß es einen „vor-
auseilenden Gehorsam" gibt? 
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Meine Damen und Herren von der Opposition, 

uns ist eine Freundschaft mit einem demokrati-
schen Staat, wie es die USA sind, auf jeden Fall lie-
ber als die Nebenaußenpolitik, die Sie mit Staaten 
betreiben, die einem Kommunismus anhängen, der 
auch für dieses Land nichts Gutes bringt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Und noch eines: Herr Kollege Vogel hat ein wenig 
unterschwellig geäußert, daß der angebliche außen-
politische Vertrauensverlust nicht — wie heißt es? 
— durch forcierte Waffenexporte kompensiert wer-
den kann. Er nannte allerdings keine Beispiele für 
diese forcierten Waffenexporte. Meiner Meinung 
nach kann er das auch nicht; Beweise hat er näm-
lich keine. Es sei denn, er denkt an die Vorschläge, 
die die GRÜNEN in ihren Änderungsanträgen ha-
ben, oder an die großen Waffenlieferungen in der 
SPD-Zeit zurück. 

Sollte er der Ansicht der GRÜNEN sein, die einen 
Änderungsantrag zur Streichung der Rüstungsson-
derhilfe an den NATO-Partner Portugal oder einen 
zweiten Streichungsantrag wegen der Ausstat-
tungshilfen an zahlreiche Länder der Dritten Welt 
gestellt haben, so kann ich ihm eigentlich nur ent-
gegenhalten: Er weiß nicht, was seine Kollegen im 
Haushaltsausschuß gemacht haben. Das waren 
nämlich gegen zwei Stimmen der GRÜNEN eindeu-
tige und einstimmige Verabschiedungen im Rah-
men des Einzelplans 05. 

(Hört! Hört! bei den GRÜNEN) 

Herr Vogel kann sich also jetzt nicht hier hinstellen 
und so tun, als wäre er gegen diese „Rüstung". 

(von Hammerstein [CDU/CSU] zur SPD: 
So ist es doch, nicht wahr, Kollegen?) 

Es gibt im übrigen gute Gründe, diese NATO-Rü-
stungssonderhilfe und auch die Ausstattungshilfe 
für die Dritte Welt zu leisten. Deshalb bin ich der 
Meinung, daß man das nicht von seiten einer Partei 
bekämpfen soll, deren eigene Leute im Ausschuß 
diese Dinge für gut heißen. 

Nun, meine Damen und Herren, von meiner Sicht 
aus ein paar Worte zum auswärtigen Dienst, um 
den wir uns sehr bemüht haben, der seit mehr als 
einem Jahr im Mittelpunkt der parlamentarischen 
Diskussion steht, der im Auswärtigen Ausschuß, 
aber ganz besonders im Haushaltsausschuß, eine 
besondere Aufmerksamkeit gefunden hat, die sich 
in konkreten Maßnahmen niederschlug. 

Wir müssen immer an die zweite Lesung im vori-
gen Jahr oder an die Schwierigkeiten zurückden-
ken, die es vorher gab, um zu erkennen, was in der 
Zwischenzeit geschehen ist, um den auswärtigen 
Dienst in eine gute Position zu heben. 

Nun habe ich Verständnis, daß die etwas vorneh-
meren Politiker des Auswärtigen Ausschusses und 
natürlich die Opposition gern noch mehr gehabt 
hätten, als wir gemacht haben. Sie haben gesagt: Es 
ist zu wenig; man braucht noch mehr. Sie ver-
gleichen sich gerne mit dem Dienst im Ausland. In 
diesem Zusammenhang ist zweifellos zu sagen, daß 
so mancher andere diplomatische Dienst im Aus-
land besser ist. 

Haushaltspolitiker wie wir, die zusammenzählen 
müssen, wissen, wie schwer es ist, Neues zu bekom-
men. Ich kann nicht ohne Grund und nicht ohne 
Stolz feststellen, daß es selten so viele neue Maß-
nahmen für den auswärtigen Dienst wie im Haus-
halt 1986 gegeben hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir müssen das vor allen Dingen mit dem ver-
gleichen, was in anderen Ministerien im Inland ge-
schehen ist. Wir können sehr wohl gegenüber dem 
bestehen, was die SPD früher gemacht hatte. Es 
mußte nämlich tatsächlich erst die Wende kommen, 
damit endlich auch für den diplomatischen Dienst 
mehr geschehen konnte. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, Sie wissen wahr-
scheinlich nicht mal, was alles beschlossen wurde. 
Vielleicht sagt es Ihnen der Kollege Peter Würtz 
nachher noch. 50 neue Stellen zu bekommen ist 
nicht selbstverständlich, 53 Hebungen zu bekom-
men ist nicht selbstverständlich, und 10 neue Stel-
len für Hilfskräfte für die Wirtschaftsförderung zu 
bekommen ist alles nicht selbstverständlich. 
Schauen Sie sich mal andere Haushalte der einzel-
nen Ministerien an und dabei die Beschlußfassung, 
daß der Stufenplan für die nächsten Jahre durchge-
führt werden muß und damit natürlich auch der 
gesamte diplomatische Dienst bis zum Jahre 1989 
in die Lage versetzt wird, in der wir ihn uns schon 
lange wünschen, daß er nämlich für die Bundesre-
publik Deutschland draußen in der Welt für die ver-
schiedensten Aufgaben auch gute Arbeit leistet. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir wollten nicht die Ausweitung des Beamtenap-
parats auf Kosten der Steuerzahler, sondern wir 
wollten einen einsatzfähigen Dienst. Denn die 
neuen Stellen, die das Auswärtige Amt bekommt, 
sind mittelfristig im gesamten Haushalt eingefan-
gen, so daß sich keiner Sorge zu machen braucht, 
daß es jetzt plötzlich viel mehr Personal gibt. 

Und noch eine Kritik ist angeklungen: daß immer 
nur „oben" etwas gemacht wird. Hier ist deutlich zu 
sagen, daß im Stufenplan der mittlere Dienst beson-
ders gestärkt wird und damit auch die Reformkom-
mission, wie sie in den 70er Jahren bestanden hat, 
ihre Vorstellungen endlich verwirklichen kann. 

(von Hammerstein [CDU/CSU]: Alles ein

-

mütig!) 

— Alles einmütig, ganz richtig. Ich bin sehr dank-
bar, daß da die Opposition mitgemacht hat, daß 
auch der Kollege Peter Würtz hier sehr staatstra-
gend mitgemacht hat. Da können Sie ihm durchaus 
einen Applaus geben. Das deutet darauf hin, meine 
Damen und Herren, daß wir dieses Ziel in unserer 
Regierungszeit als wesentlich erkannt haben und 
daß wir diesem Ziel auch entsprechend näherge-
kommen sind. 

Wir haben aber nicht nur Stellen gesehen, son-
dern wir haben auch Inhalte gesehen. Herr Außen-
minister Genscher, ich habe es vorhin sehr nett 
empfunden, daß Sie jene Leute, die so sehr vom 
Menschen zu reden versuchen, auch einmal darauf 
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hingewiesen haben, was es bedeutet, wenn man 
vom „Apparat" spricht und wie man wirklich vom 
Menschen redet. Wir haben einiges gemacht, um 
den Mitarbeitern des auswärtigen Dienstes ihren 
Dienst selber etwas zu erleichtern. Denn all das, 
was in den vergangenen Jahren passiert ist, mit 
einem zu rapide angestiegenen Dollarkurs, mit den 
verschiedenen Sorgen bis hin zu kriminellen 
Schwierigkeiten, die es in vielen Städten der Welt 
gibt, all das muß man ja in den Griff bekommen. 
Wir haben den Kaufkraftausgleich verbessert, die 
Fortbildung ist verstärkt worden, dabei sind auch 
die Ehepartner einbezogen worden. Es sind Sicher-
heitsbaumaßnahmen getroffen worden oder wer-
den in der Zukunft getroffen. Es gibt eine Reihe sol-
cher Positionen, von denen wir wissen, daß wir in 
Zukunft einen motivierten auswärtigen Dienst be-
kommen, der wirklich im Sinne der Bundesrepublik 
Deutschland in unseren verschiedenen Vertretun-
gen, sei es in wirtschaftlicher Hinsicht, sei es bei 
Rechtsfragen und Konsularfragen, bei den berühm-
ten Asylfragen, sei es aber auch bei gewissen Ge-
sundheitsfragen entsprechend präsent und gut in 
der Lage ist zu handeln. 

Meine Damen und Herren, ich habe große Lust, 
neben diesem inhaltlichen Teil der Stellen und des 
Geldes zwei Punkte anzuschneiden, die auch Teil 
unseres auswärtigen Bereichs sind, die mehr mit 
der auswärtigen Kulturpolitik zusammenhängen, 
über die wir im Rahmen der Haushaltsberatungen 
auch gesprochen haben. Zunächst einmal ganz kurz 
noch einmal zum Goethe-Institut. Das Goethe-Insti-
tut war irgendwann mal der Meinung, es geht ihm 
schlecht, weil die neue Regierung da ist. Die Wende 
hat dem Institut nicht gepaßt. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Das ist wohl 
wahr!) 

Inzwischen ist es so, daß es im Haushalt 1986 wie-
der sieben neue Stellen bekommt, darunter jeman-
den, der den überlasteten Generalsekretär entla-
sten soll, nämlich einen Stellvertreter für ihn. Ich 
hoffe, daß diese Position gut besetzt ist und daß 
damit auch der Generalsekretär eine vernünftige 
Arbeit im Sinne des Goethe-Instituts machen 
kann. 

Was mir nur komisch aufgefallen ist, war in der 
„Süddeutschen Zeitung" vor wenigen Tagen, daß 
man dort schon wieder gewußt hat: Das, was der 
Bundestag beschlossen hat oder was das Auswär-
tige Amt im Zusammenhang mit der deutschen 
Sprache will, kann man j a gar nicht machen, denn 
wir sind keine Großmacht mehr, und wir können 
das ja alles gar nicht so durchführen, wie die sich 
das vorstellen. Meine Damen und Herren, ich darf 
hier mal ganz klar fragen, wer behauptet denn, zu-
mindest in den letzten 40 Jahren, daß wir Deut-
schen eine Großmacht sind? Wir haben uns ledig-
lich darüber unterhalten, daß durchaus ein Inter-
esse an der deutschen Sprache besteht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das Goethe-Institut widerspricht sich ja selber, 
weil in derselben Veranstaltung der Herr Präsident 
darauf hingewiesen hat, daß es Regionen mit ver-

mehrtem Interesse an der deutschen Sprache gibt, 
z. B. Südkorea und Japan. Man hat auch nochmals 
darauf hingewiesen, daß die deutsche Sprache die 
lingua franca in Mittel- und Osteuropa ist. Der Herr 
Präsident hat zwar bloß von Osteuropa gesprochen, 
aber ich zähle die Tschechoslowakei oder Ungarn 
nicht zu Osteuropa. Das sind zentraleuropäische 
Länder, und dabei sollten wir auch bleiben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dann kam, daß man sich beim Goethe-Institut 
distanziert geäußert habe, daß man im Sinne der 
derzeitigen Regierungspolitik handeln müsse. 
Meine Damen und Herren, hat man denn vorher im 
Sinne der anderen Regierungspolitik gehandelt? 
Ich stelle mir diese Frage wirklich, weil immer der 
große Angriff aus München kommt, als müßte man 
sich jetzt plötzlich auf die neue Regierungspolitik 
einstellen. Das kann doch nichts anderes heißen, als 
daß man sich an liebgewordene Vorstellungen von 
früher gewöhnt hat und jetzt plötzlich „gewendet" 
wird. — Es wird dem Goethe-Institut in München 
sicher nicht schaden, wenn man auch hier merkt, 
daß ein neuer Wind weht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ganz kurz noch zur UNESCO. Wir haben über die 
Ergebnisse der 23. Generalkonferenz der UNESCO 
in Sofia noch nicht reden können. Ich bin froh, daß 
einige Kollegen dort waren und verhältnismäßig 
Gutes berichten konnten. 

Wir haben uns doch im letzten Jahr nicht ganz 
einig werden können: Soll es auch zu einem deut-
schen Austritt kommen, oder kann man noch solche 
Reformbewegungen einleiten, daß dieser Austritt 
nicht erforderlich wird? — Jedenfalls muß ich fest-
halten, daß wir uns gemeinsam mit den Briten 
überlegen müssen, wie der Weg in die Zukunft wei-
tergehen soll. Aber einiges deutet darauf hin, daß 
die Reform in Sofia gut in die Wege geleitet worden 
ist. Allerdings berichtet auch die „Prawda", daß man 
mit dem Ergebnis zufrieden sei. Das macht mich 
natürlich wieder hellhörig. Mit Genehmigung der 
Frau Präsidentin zitiere ich aus der „Prawda" vom 
11. November, Originalton: 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Das heißt also auf gut deutsch, daß man bei der 
Konferenz einen Schritt nach vorn gekommen ist. 
— Sie brauchen doch nicht so zu erschrecken: Wenn 
ein CSU-Politiker ein bißchen Russisch kann, kann 
er nicht gefährlich sein. In Zukunft werden wir 
auch noch Chinesisch lernen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, wir wollen hier fest-
halten, daß die Ergebnisse von verschiedenen Sei-
ten als Fortschritt beurteilt wurden. Auch von mir 
aus möchte ich trotz eines Beschlusses des CSU- 
Parteitags vom letzten Samstag, daß man aus der 
UNESCO austreten solle, sagen, daß zunächst ein-
mal noch alle Schritte überlegt werden sollten, um 
die UNESCO mit Hilfe der sehr gut in verschiedene 
Gremien gewählten deutschen Vertreter auf eine 
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richtige Spur zu bringen. Sollte das alles nichts nüt-
zen — dem Generaldirektor hat man schließlich 
nichts weggenommen, er regiert so, wie er es ge-
wohnt ist, obwohl man den Gesamthaushalt um 
25% gestutzt hat —, können wir immer noch zu 
Beschlüssen, die im Sinne eines gemeinsamen 
westlichen Verhaltens sind, kommen. Dann werden 
wir auch entsprechend argumentieren. 

(Frau Dr. Hamm-Brücher [FDP]: Aber 
ohne uns, Herr Rose!) 

— Auch mit Ihnen, Frau Kollegin Hamm-Brücher, 
da bin ich ganz sicher; denn wenn es nichts nützen 
sollte, können Sie doch nicht so blind sein, daß Sie 
sagen: Egal was passiert, wir bleiben auf alle Fälle 
dabei. — Das kann ich mir bei Ihnen nicht vorstel-
len. Dafür kenne ich Sie zu gut. 

Ich möchte also sagen: Wir haben in diesem 
Haushalt 1986 dem auswärtigen Dienst zu helfen 
versucht. Ich hoffe, daß das auch von den Angehöri-
gen des Dienstes anerkannt werden wird. Wir wer-
den uns bemühen, auch in Zukunft zu helfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, das Wort hat Herr Abgeordneter Würtz. 

Würtz (SPD): Frau Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Sie sind wahrscheinlich der 
Meinung, daß ich jetzt allgemeine politische Aus-
führungen machen sollte, nachdem hier der Kollege 
Dr. Klaus Rose geredet hat. Ich will jedoch gleich 
zum Haushalt reden, aber Ihnen, lieber Dr. Klaus 
Rose, auch deutlich sagen: Der Begriff Antiameri-
kanismus für das, was Sie bei den Sozialdemokra-
ten zu verspüren gemeint haben, trifft für die Sozi-
aldemokraten und für die Sozialdemokratische Par-
tei nicht zu. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Sprechen Sie für alle?) 

— Für alle. Für jeden kann ich das sagen. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, die zweite Lesung des 
Einzelplans 05 gibt Gelegenheit zur Darstellung un-
serer Haltung bei den Entscheidungen im Ausschuß 
für den Geschäftsbereich des Auswärtigen Amtes 
sowie zu einer kritischen Bemerkung gegenüber 
der Leitung. Ich hoffe, sehr verehrter Herr Bundes-
minister, daß Sie aus diesen Anregungen und Vor-
schlägen einiges lernen und im kommenden Jahr 
1986 das eine oder andere besser machen werden. 

Herr Bundesminister, Sie kümmern sich, so, wie 
ich das sehe, durch eine sehr intensive Reisediplo-
matie um die Außenpolitik unseres Landes. Es gibt 
eine große Zahl von Menschen in Deutschland, die 
bewundern, daß Sie so viele Strapazen, so viel — ich 
will einmal sagen — körperliche Unbill auf sich 
nehmen, von einem Ort zum anderen zu jetten. Und 
es gibt viele, auch Kollegen hier im Hause, die sich 
wundern, wo überall Sie sind. 

Nur: In Ihrem Hause und auch in den Auslands-
vertretungen wird darüber Klage geführt, daß Sie 
zuwenig Zeit für Gespräche mit den Mitarbeitern  

und dem Personalrat finden. Daß Sie mit den 
Dienststellenleitern sprechen und ihnen Anweisun-
gen erteilen, ist bekannt. Dagegen ist überhaupt 
nichts einzuwenden. Ich möchte Sie aber wirklich 
fragen, ob Sie schon einmal vor Ort in den Vertre-
tungen mit dem Personalrat und den Mitarbeitern 
gesprochen haben 

(Genscher [FDP]: „Einmal"? — Walther 
[SPD]: Dafür hat er keine Zeit!) 

und ob Sie dann, wenn Ihnen Sorgen und Probleme 
vorgetragen worden sind, für Abhilfe gesorgt ha-
ben. 

(Zuruf von der SPD: Herr Kollege Würtz, 
nicht so oft wie Sie!) 

— Ich finde es sehr nett, daß Sie sagen, daß wir 
Berichterstatter uns doch intensiver um diese Fra-
gen kümmern. 

(Walther [SPD]: Das muß auch sein!) 

Herr Minister, Sie haben mit Ihrer Rede hier 
einen guten Einstieg getan. Sie haben auf die Sor-
gen und Probleme aufmerksam gemacht. 

(Walther [SPD]: Das war zum erstenmal!) 

Sie haben auf Schulprobleme hingewiesen, auf 
Schwierigkeiten, auf die jeder trifft, der sich einmal 
mit Familien im Ausland unterhalten hat. Das ist 
ein guter Ansatz. Ich möchte Ihnen für das kom-
mende Jahr den guten Rat geben, bei Ihren vielfäl-
tigen Reisen das eine oder andere Mal an Ort und 
Stelle etwas über die Probleme der mittleren und 
einfachen Beamten zu erfragen. 

(von Hammerstein [CDU/CSU]: Herr 
Würtz, reisen Sie soviel?) 

Meine Damen und Herren, die Planstellen-
situation wird sich im kommenden Jahr verbessern 
— wir haben das schon vom Kollegen Rose gehört. 
Das ist gut so. Dem stimmt die SPD voll zu. 

(von Hammerstein [CDU/CSU]: Gott sei 
Dank Einigkeit!) 

Nur waren im Entwurf der Bundesregierung trotz 
der bekannten personellen Engpässe nur 32 neue 
Stellen vorgesehen. Im gerade vorgelegten Bericht 
der Bundesregierung über den Stand der Reform 
des auswärtigen Dienstes heißt es zum personellen 
Bereich lapidar: Prüfung noch nicht abgeschlossen; 
weiterer Ausbau der Personalreserve wird im Laufe 
der nächsten Jahre erfolgen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das wird sicher

-

lich passieren!) 

Es ist ein hinhaltender Bericht, der am 11. 11. dieses 
Jahres vorgelegt worden ist. 

Demgegenüber hat der Haushaltsausschuß die 
Notwendigkeit personeller Verbesserungen ein-
stimmig anerkannt. 50 neue Stellen, 53 Hebungen 
und die Genehmigung zur Einstellung von 10 Hilfs-
kräften für die Wirtschaftsförderung sind, glaube 
ich, ein guter Einstieg in einen Stufenplan für die 
nächsten Jahre, der dazu führen wird, daß der 
Dienst effektiver und leistungsfähiger werden 
kann. 
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Würtz 
Meine Damen und Herren, wir konnten uns im 

Ausschuß nicht der im Entwurf der Bundesregie-
rung vorgesehenen Aufhebung der Bindung der 
Leiterstellen an bestimmte Planstellen anschließen, 
weil das der personalpolitischen Verschieberei Tür 
und Tor geöffnet und uns im Parlament zum untäti-
gen Zuschauer degradiert hätte. Dagegen haben wir 
einvernehmlich zum erstenmal eine Verknüpfung 
der Stellenpläne von Zentrale und Auslandsvertre-
tungen zugestimmt, weil dies der Flexibilität und 
der besseren Personalsteuerung dient. Wir werden 
diese Ermächtigung — hierüber besteht Einverneh-
men zwischen allen Kollegen — sehr sorgfältig be-
obachten. Wir erwarten, daß uns innerhalb von zwei 
Jahren ein Bericht vorgelegt wird, wie diese neue 
Regelung gehandhabt wird. 

Den Ansatz für die humanitäre Hilfe sowie die 
Soforthilfe in Katastrophenfällen haben wir um 1 
Million DM auf 54 Millionen DM angehoben. Dies 
geschah insbesondere im Hinblick auf die verhee-
renden Folgen der Erdbebenkatastrophe in Mexiko. 
Jetzt ist der Vulkanausbruch in Kolumbien mit dem 
grauenvollen Sterben von Tausenden hinzugekom-
men. Ich weiß, daß die Bundesregierung helfen 
wird. Ich habe nichts dagegen — das sage ich als 
Haushälter —, wenn notwendige Hilfe auch einmal 
überplanmäßige Ausgaben erfordert. 

Dank möchte ich an dieser Stelle den vielen Hel-
fern sagen — zivil wie uniformiert —, die in den 
Katastrophengebieten uneigennützige Hilfe leisten. 
Weihnachten 1985 z. B. werden Soldaten des Luft-
transportgeschwaders aus Landsberg ihre Einsätze 
in Äthiopien fliegen und dort das Fest im Wüsten-
sand feiern. 

(Walther [SPD]: Da muß der Abgeordnete 
Würtz dringend hin!) 

— Herr Vorsitzender des Haushaltsausschusses, 
der Abgeordnete Würtz wird nicht dabei sein; denn 
er will 

(Walther [SPD]: In die Türkei!) 

sein Fest natürlich zu Hause mit seiner Familie fei-
ern. 

Ich bin der Meinung, wir sollten dafür Dank sa-
gen, und zwar auf allen Seiten des Hauses. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

Meine Damen und Herren, ein Thema, das uns 
und die Öffentlichkeit immer wieder beschäftigt, 
sind die NATO-Verteidigungshilfe und die jetzt neu 
eingestellte Rüstungssonderhilfe. Damit sollen drei 
portugiesische Fregatten auf einer deutschen Werft 
gebaut werden. Vorgesehen ist der neue Titel für 
eine Rüstungssonderhilfe mit siebenjähriger Lauf-
zeit in Höhe von 254 Millionen DM, davon allein 41 
Millionen in 1986. 

Auf meine Fragen im Haushaltsausschuß hat 
Verteidigungsminister Dr. Wörner nun geantwortet, 
daß auch die im Verteidigungshaushalt neu einge-
stellte Verpflichtungsermächtigung in Höhe von 900 
Millionen DM für die Türkei, die erst nach Ab-
schluß der Verhandlungen genau quantifiziert wer-
den könne, später dem Bundesaußenminister zur 

Abwicklung übertragen werde. Herr Bundesmini-
ster Genscher, unter der Voraussetzung, daß dies 
geschieht und daß Griechenland neben Portugal 
und der Türkei um eine entsprechende Sonderhilfe 
nachsucht, frage ich Sie: Wird Ihr Etat dann nicht 
zu einem Sonderetat für Rüstungsausgaben? Müs-
sen Sie sich nicht gegen einen Rüstungsanteil, der 
unter diesen Vorgaben weit mehr als 20 % des Etats 
des Auswärtigen Amtes ausmacht, zur Wehr setzen, 
oder wollen Sie zum Rüstungssonderminister wer-
den? Herr Bundesaußenminister, ich möchte Sie 
herzlich bitten, die Frage der Etatisierung dieser 
Rüstungssonderhilfe — auch was die Türkei und 
was eventuell Griechenland angeht — noch einmal 
ernsthaft und sorgfältig zu überprüfen. Ich bin auch 
der Meinung, Sie sollten dem Parlament dazu eine 
Erklärung geben. 

Demgegenüber muß man das Ansteigen des An-
satzes in dem Kapitel für die auswärtige Kulturpo-
litik um rund 5 % positiv bewerten. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Eine Verstärkung der Auslandskulturarbeit ist da-
mit möglich. Den Ansatz für das Sonderprogramm 
Südliches Afrika haben wir in diesem Zusammen-
hang auf 3 Millionen DM erhöht. Ich hoffe nur, daß 
wir die Chance haben, dieses Geld in der derzeiti-
gen Situation in Südafrika auch sinnvoll auszuge-
ben. 

Meine Damen und Herren, noch ein ganz kurzes 
Wort zu dem Kulturetat und zu den Schulbauten: 
Herr Bundesaußenminister, Sie haben vor wenigen 
Tagen in Rom eine neue deutsche Schule einge-
weiht. Diese deutsche Schule hat mehr als 65 Millio-
nen DM gekostet. Ich möchte Sie sehr herzlich bit-
te, nach den Erfahrungen, die wir mit diesem 
Prachtbau und mit dem in London gemacht haben, 
eine solche Entwicklung für die Zukunft nicht mehr 
zuzulassen. Ich halte das für eine sehr leichtfertige 
Art des Umgangs mit dem Geld der Steuerzahler. 
Hier muß sorgfältiger geplant und aufgepaßt wer-
den. 

Ich komme zum Schluß und sage: Wir würden 
Ihrem Etat gerne zustimmen, Herr Bundesaußen-
minister, weil er, was die praktischen Dinge angeht, 
j a viele Verbesserungen bringt, auch für die Mitar-
beiter und für den Dienst. 

(Dr. Rose [CDU/CSU]: Aber die Ideologie!) 

Da wir aber nicht ganz genau wissen, wer eigentlich 
die Grundlinien der Außenpolitik bestimmt, ob 
Herr Teltschik vom Bundeskanzleramt oder Herr 
Strauß aus München oder wer auch immer, 

(Walther [SPD]: Oder Herr Czaja und Herr 
Hupka!) 

sehen wir uns nicht in der Lage, Ihrem Haushalt 
zuzustimmen. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Das war aber ein billiges Argument!) 
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Vizepräsident Frau Renger: Frau Kollegin Borg-
mann, Sie hatten noch zwei Minuten. Bitte, Sie ha-
ben das Wort. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie müssen 
heute aber viel sprechen!) 

Frau Borgmann (GRÜNE): Das mache ich gerne! 

Ich möchte noch ganz kurz auf die Ausführungen 
von Herrn Außenminister Genscher eingehen, der 
sagte, die Kontinuität in der bundesdeutschen Ost-
politik sei gewahrt. Das sehen wir ganz anders. 
Während der letzten drei Jahre war die Koalition 
nicht in der Lage, die von den Sozialdemokraten 
eingeleitete Entspannungspolitik gegenüber Osteu-
ropa aufzugreifen, geschweige denn fortzuführen. 
Die Grabenkämpfe innerhalb dieser Koalition ha-
ben diese nur zu oft handlungsunfähig gemacht. 
Wieviel Zeit hat Herr Genscher aufwenden müssen, 
um die Scherben von dem aufzulesen, was rechte 
Ideologen in der Union politisch zertrümmert 
haben! 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Sehr wahr!) 

Eine glaubwürdige Ostpolitik setzt zumindest 
zweierlei voraus: eine Akzeptierung der Folgen des 
letzten Krieges de facto und auch formell. Schlesien 
ist eben nicht länger unser. Meine Damen und Her-
ren, das ist nun einmal eine Folge der Nazi-Herr-
schaft, und das müssen wir so sehen. 

Zweitens ist eine intensivierte Zusammenarbeit 
mit den Ländern Osteuropas dringend notwendig. 
Helfen wir diesen Ländern, ihre Volkswirtschaften 
zu entwickeln; dann vermindern wir die Spannun-
gen in Europa, betreiben Politik zum gegenseitigen 
Nutzen und erleichtern die Ausweitung der Frei-
heitsräume. 

(Frau Berger [Berlin] [CDU/CSU]: Die 
erste Minute ist um!) 

Zur Entspannungspolitik gehört auch die staatli-
che Anerkennung der DDR. Es wird keinen Weg 
darum herum geben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das stimmt 
nicht!) 

Zu Herrn Rose möchte ich ganz gerne noch sa-
gen, daß sich unterschiedliche politische Ansichten 
meiner Meinung nach nicht im mitmenschlichen 
Umgang äußern sollten. 

(Beifall der Abg. Vogel [München] [GRÜ

-

NE] und Frau Dr. Hamm-Brücher [FDP]) 

Es täte mir leid, wenn Sie denken, daß ich Schroff-
heit an den Tag legen müßte, um meine unter-
schiedlichen politischen Ansichten deutlich zu ma-
chen. 

Ich möchte gerne auch noch das mit dem „Appa-
rat" im Auswärtigen Amt richtigstellen. Das war 
eine etwas unglückliche Formulierung. Ich wollte 
sagen, daß auch wir den Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern sehr dankbar für das sind, was sie leisten. 
Sie sind nicht verantwortlich zu machen für die 
Außenpolitik der Bundesregierung. 

Danke schön. 
(Beifall des Abg. Vogel [München] [GRÜ

-

NE] und der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Klein (München). 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Uns bleibt nichts 
erspart! — Weitere Zurufe von der SPD) 

Klein (München) (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! — Wir wollen euch auch 
nichts ersparen. — Ein paar Bemerkungen zu den 
Vorrednern. Herr Kollege Voigt, machen Sie sich 
keine Sorgen darüber, wie kongruent die Meinun-
gen zwischen dem Kollegen Rühe und uns sind. Wir 
haben da keine Schwierigkeiten miteinander. 

(Gansel [SPD]: Nein, Sie haben Spaß dar

-

an, Herr Klein!) 

Ich darf gleich hinzufügen: Was hier über die Kol-
legen Czaja und Hupka gesagt wurde, war schlicht 
grotesk. 

(Lachen bei der SPD) 

Die beiden haben in dieser Frage, die hier ange-
sprochen wurde, noch nie etwas anderes festgestellt 
als der Bundeskanzler 

(Gansel [SPD]: Das ist ja das Schlimme!) 

und als das, was sich mit dem Grundgesetz deckt. 
Wenn Sie sich davon entfernen, ist das Ihre Sache. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Das ist keine 
Außenpolitik, das ist Spagat! — Weitere 

Zurufe von der SPD) 
Verehrter Herr Kollege Gansel, Sie haben eine 

Rüstungslieferung an Thailand gerügt. Ich muß Ih-
nen sagen, es gab unter der SPD-geführten Bundes-
regierung Waffenlieferungen an Thailand, einfach 
mit der Begründung, daß es sich um einen befreun-
deten Staat handelt, mit dem uns gleiche Wertvor-
stellungen in vieler Hinsicht verbinden. 

(Abg. Voigt [Frankfurt] [SPD] meldet sich 
zu einer Zwischenfrage) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Klein (München) (CDU/CSU): Frau Präsidentin, 
die Zeit, die mir zur Verfügung steht, ist zu kurz. 

Lassen Sie mich ein paar Sätze zum auswärtigen 
Dienst sagen. Die Arbeitsgruppe Außenpolitik der 
CDU/CSU-Fraktion hat am 5. Juni des vorigen Jah-
res den Personalrat des Auswärtigen Amtes zu sich 
gebeten. Davon ging eine Initiative in den Auswärti-
gen Ausschuß aus, die von dem inzwischen leider 
verstorbenen Vorsitzenden Werner Marx aufgegrif-
fen wurde. Aus dieser Initiative ergaben sich Große 
Anfragen der CDU/CSU-Fraktion und der SPD- 
Fraktion zum Thema. Wir haben gemeinsam ein 
Hearing veranstaltet, sind gemeinsam zu einer gan-
zen Reihe von Schlüssen gekommen. Ich möchte 
unabhängig davon, was Frau Kollegin Huber jetzt 
vielleicht Kritisches anzumerken haben wird, her-
vorheben, mit wieviel Engagement sich Frau Kolle-
gin Huber in diese Arbeit hineingekniet hat. Was 
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Klein (München) 

immer jetzt zum Haushalt 05 gesagt werden mag, 
der erste Schritt, der uns hier gelungen ist, sollte 
nicht negativ beurteilt werden, vor allem nicht von 
der SPD. Sie hätten ihn ja während Ihrer Regie-
rungszeit machen können. Der Außenminister ist 
seit elf Jahren der gleiche. Mit Ihnen ging nichts, 
mit uns geht es. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU — 
Dr.  Klejdzinski [SPD]: Eben, heute haben 
wir einen Außenminister in München!) 

Lassen Sie mich bitte auch noch feststellen: Die 
große Mehrheit der Angehörigen unseres auswärti-
gen Dienstes, im Amt und an den Vertretungen, hat 
in all den zurückliegenden Jahren ihre schwieriger, 
umfangreicher und in manchen Ländern gefährli-
cher, ja, lebensgefährlich gewordene Aufgabe her-
vorragend erfüllt. Dafür gebührt ihnen unser aller 
Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Lassen Sie uns bitte gemeinsam diesen Dienst wie-
der wirtschaftlich so ausstatten und sozial so absi-
chern, daß seine Anziehungskraft für fähige junge 
Menschen bewahrt bleibt. Denn das Idealbild des 
modernen Diplomaten kann weder der gelangweilte 
Snob mit Orden, Frack und Cocktailglas am pal-
menbeschatteten Swimmingpool sein noch der 
graue gestreßte Bürokrat, der nur Pässe stempelt, 
Zeitungen auswertet und um die Erreichung der 
nächsten Besoldungsstufe besorgt ist. Eine erfolg-
reiche Außenpolitik — eine solche hat diese Bun-
desregierung in den vergangenen drei Jahren be-
trieben — bedarf auch eines gut strukturierten aus-
wärtigen Dienstes. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, meine 
verehrten Kolleginnen und Kollegen von der SPD, 
lassen Sie mich ein abschließendes Wort zu dem 
sagen, was Sie in den letzten Monaten an Partei-
kontakten zu regierenden kommunistischen Par-
teien für richtig gehalten haben. Ich glaube, Sie tun 
sich, mit Sicherheit aber der Bundesrepublik 
Deutschland keinen Gefallen damit. Im Gegenteil, 
Sie handeln wider das deutsche Interesse. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Zuruf 
von der SPD: Ganz im Gegenteil!) 

Ich drücke hier ausgesprochen Respekt für Kolle-
gen wie etwa den Kollegen Becker aus, der sich seit 
vielen Jahren um Aussöhnung und Verständigung 
mit den Polen bemüht. Das ist aber eine völlig an-
dere Sache, als wenn Sie nun mit der SED oder mit 
den polnischen Kommunisten völkerrechtlich zwar 
irrelevante, aber bei unseren westlichen Freunden 
Mißtrauen und Irritation weckende Vereinbarun-
gen treffen, die noch dazu von der weltpolitischen 
Entwicklung überholt werden. Herr Kollege Voigt, 
kommen Sie sich mit Ihrem komischen Abkommen 
über chemiewaffenfreie Zonen nicht lächerlich vor, 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Ein guter Vor

-

schlag! — Weiterer Zuruf von der SPD: 
Was ist denn daran komisch?) 

das ja selbst durch einen Vorschlag von Herrn Gor

-

batschow überholt ist. Der Herr Gorbatschow ging 
in dieser Frage ein Stück weiter als die SPD. Ein 

ähnliches Schicksal wird auch den anderen Abma-
chungen beschieden sein. 

Ich will mich hier nicht an Unzulänglichkeiten 
der Opposition weiden, ich möchte nur, daß Sie bitte 
auch bedenken, welche Wirkungen solche Aktionen 
für die deutschen Belange im westlichen Ausland 
haben. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Frau Ab-
geordnete Huber. 

Frau Huber (SPD): Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Die meisten Menschen, die uns 
innerhalb und außerhalb des Parlaments in der 
Haushaltswoche zuhören, finden sicher die großen 
politischen Auseinandersetzungen spannend, weni-
ger aber das nackte Zahlenwerk, das wir hier be-
schließen. Trotzdem, glaube ich, ist es wichtig, auch 
einmal über den Haushalt selbst zu reden. Ich 
möchte das hier tun, ohne jede Polemik gegen ir-
gendwelche Kollegen und in dem Bemühen, ein we-
nig deutlich zu machen, wie die sachlichen Grundla-
gen für das sind, was wir Außenpolitik nennen. 

Der Haushalt des Auswärtigen Amtes ist in die-
sem Jahr mit großer Spannung erwartet worden, 
sowohl von den Mitgliedern des Auswärtigen Aus-
schusses als auch von den Bediensteten des Amtes 
selbst. Diese alle wissen sehr genau, Herr Rose, wer 
die Anträge, die nachher einstimmig verabschiedet 
worden sind, im Auswärtigen Ausschuß eingebracht 
hat. 

(Zustimmung bei der SPD — Dr. Rose 
[CDU/CSU]: Anträge einzubringen ist 

leicht!) 

— Dazu müssen Sie sich erst einmal hinsetzen und 
sie erarbeiten; das haben nicht sehr viele Leute im 
Auswärtigen Ausschuß getan, wir jedoch, die SPD, 
haben es getan. 

(Gansel [SPD]: Frau Huber hat es getan! — 
Zustimmung bei der SPD) 

Deswegen, denke ich, sollten Sie hier nicht solche 
billigen Bemerkungen machen. 

Die nach 13 Jahren endlich in Gang gekommene 
ernsthafte Diskussion über die Reform des auswär-
tigen Dienstes im vergangenen Jahr hat uns jetzt 
natürlich neugierig gemacht, wie die Haushaltsbe-
ratungen laufen. Wir haben im Frühjahr eine drei-
tägige Anhörung durchgeführt, zu der der Herr Mi-
nister Genscher, der diese Anhörung hier erwähnt 
hat, leider kein einziges Mal erschienen ist, 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Hört! Hört!) 

obwohl mindestens zwei Termine lange bekannt 
waren. Aber wir haben danach, am 20. Juni, hier 
immerhin eine Plenardebatte geführt, in der wir 
uns alle einig waren hinsichtlich der Einsichten und 
auch der Ziele. Ich fand nur, daß die zurückhaltend-
ste Rede an diesem Abend vom Außenminister ge- 
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Frau Huber 
halten wurde. Das muß ich hier allerdings auch 
sagen. 

(Gansel [SPD]: So war es!) 

Die konkrete Beseitigung der vorhandenen Defi-
zite — so war das Ergebnis im Juni — sollte sich in 
Stufen, beginnend 1986, auch haushaltsmäßig nie-
derschlagen. Personallücken, technische Schwierig-
keiten und soziale Mängel sollten Zug um Zug ge-
prüft und Schritt für Schritt beseitigt werden. 

Wie sieht nun das Beratungsergebnis aus? Zu-
nächst stelle ich bei allen noch bestehenden Unzu-
friedenheiten fest, daß der Haushaltsausschuß mit 
50 Stellen, davon 48 an Auslandsvertretungen, mehr 
bewilligt hat, als die Regierung beantragt hat. Dafür 
danken wir ihm ausdrücklich. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

Die Verstärkungen mildern den uns in der Anhö-
rung deutlich gewordenen Mangel an Wirtschafts-
referenten, aber auch die Engpässe in Rechts- und 
Konsularangelegenheiten. 

Es freut uns, daß der Haushaltsausschuß die an-
fängliche Kopflastigkeit zugunsten des höheren 
Dienstes durch die Bewilligung von mehr techni-
schen Hausmeistern, aber auch mehr Stellen im 
mittleren und gehobenen Dienst beseitigt hat. Mit 
der Initiative der SPD, auch im mittleren Dienst 
noch neue Stellen einzurichten, hat dieser Dienst 
nunmehr dank des Haushaltsausschusses 83 Stel-
len von den von der Reformkommission verlangten 
200 Stellen. Das ist noch nicht viel, aber immerhin 
ein weiterer Schritt. Auch ein zusätzlicher Regio-
nalarzt ist noch nicht viel, aber es ist ein Arzt mehr, 
der sich um unsere Bediensteten kümmert. Die Per-
sonalreserve wurde um fünf Stellen aufgestockt. 
Das, hoffe ich, wird besonders der Aus- und Fortbil-
dung zugute kommen. 

Wir begrüßen auch die Hebungen, und zwar be-
grüßen wir ganz besonders die Tatsache, daß von 53 
Hebungen 48 unterhalb des höheren Dienstes statt-
finden, 15 davon im einfachen Dienst. Über den Per-
sonalrat wissen wir, daß sich die Angehörigen des 
einfachen und mittleren Dienstes in Hochlohnlän-
dern auf Grund ihrer schon im vorigen Jahr be-
kanntgewordenen schlechten Situation fast alle mit 
Nebenbeschäftigungen über Wasser halten. Lesen 
Sie einmal die Berichte! Dann werden Sie sehen: 
Sie sind Taxifahrer, Kellner, Automechaniker, Mu-
siker, Gartenarbeiter oder stützen sich auf vielfäl-
tige Betätigungen ihrer Ehefrauen, die also als Bäk-
kerin und Manglerin, Babysitterin und anderes 
mehr Geld zuverdienen, weil, wie ich voriges Jahr 
schon betont habe, die Lage dieser Gruppen so 
schlecht ist, daß sie oft unter das dortige Niveau der 
Sozialhilfe rutschen. Wir haben das Problem in der 
Anhörung sehr ernsthaft kennengelernt. 

Der Auswärtige Ausschuß hat mit Rücksicht auf 
die noch laufende Übergangsregelung die Prüfung 
der Frage, ob die jetzige Anpassung des Kaufkraft-
ausgleichs ausreichend ist, auf nächstes Jahr ver-
schoben. Ich sage Ihnen aber schon, daß man durch-
aus von den 200 Positionen abgehen könnte, die der 

Warenkorb für diese Prüfung vorsieht, und es mehr 
der Realität anpassen könnte. Außerdem verstehe 
ich überhaupt nicht, warum die Vergleichskäufe des 
Statistischen Bundesamtes in Wiesbaden geheim-
gehalten werden. Darauf werden wir nächstes Jahr 
zurückkommen. 

Außerordentlich betrüblich ist das Ergebnis der 
bisherigen Beratungen der in unserer Anhörung 
lange erörterten Probleme der Ehefrauen, die im 
auswärtigen Dienst Leistungen erbringen, ohne daß 
das Amt, Herr Genscher, sie wirklich zur Kenntnis 
nimmt. Dieses für die Gewinnung eines qualifizier-
ten Bewerberpotentials nachteilige und vom Mini-
ster selbst für wichtig gehaltene Problem der Ein-
stufung von Ehefrauenengagement in einer kleinen 
Unterposition in der Aufwandsentschädigung ihres 
Mannes wird vom Ministerium in dem am 11. No-
vember 1985 — also zwei Tage vor der letzten Haus-
haltsausschußsitzung — vorgelegten Bericht zum 
Beschluß des Deutschen Bundestages vom 20. Juni 
1985 überhaupt nicht erwähnt, obwohl die fragliche 
Bundestagsdrucksache unter Punkt d) Auskunft 
verlangt und obwohl der Auswärtige Ausschuß er-
neut um Vorschläge zu einer besseren Lösung gebe-
ten hat. Herr Genscher, es genügt nicht, daß Sie den 
Damen hier einmal im Jahr Dank abstatten. Wir 
erwarten konkrete Vorschläge. 

(Beifall bei der SPD) 

Der Haushaltsausschuß hat den SPD-Antrag auf 
Einführung einer eigenen gleichmäßigen Entschä-
digung für Ehefrauen abgelehnt. Es mag sein, daß 
mein Vorschlag noch nicht ausreichend ausgearbei-
tet ist und daß wir in intensiven Beratungen zu bes-
seren Vorschlägen kommen. Was mich an der Ant-
wort der Bundesregierung aber gestört hat, ist der 
völlige Mangel an Initiative auf diesem Feld. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Und das seit elf 
Jahren!) 

Unsere volle Zustimmung findet die Verknüpfung 
der Stellenpläne im Sinne einer neuen Flexibiliät 
zwischen der Zentrale des Auswärtigen Amtes und 
dem auswärtigen Dienst. Wir sehen darin einen er-
sten Schritt zu einer vernünftigen, von der Bundes-
regierung allerdings immer noch nicht ganz einge-
sehenen Verbindung der Stellenkegel, deren Ver-
einheitlichung wir schon voriges Jahr gefordert ha-
ben. Der auswärtige Dienst ist nun einmal keine 
nachgeordnete Behörde des Auswärtigen Amtes, 
sondern ein selbstverständlicher Bestandteil jedes 
Auswärtigen Amtes. Die neue Regelung wird die 
Effizienz des Amtes bessern. Allerdings sind wir 
sehr froh, daß die Planstellenbindung für die Leiter 
der Auslandsvertretung bleibt. 

Wir freuen uns auch über mehr Sachmittel und 
Reisekostenmittel; wirklich ausreichend sind sie 
noch nicht. Ich hoffe, sie dienen insbesondere der 
schwierigen Lage bei der Doppelakkreditierung, die 
wir sehr beklagt haben. Die 10%ige Erhöhung der 
Aufwandsentschädigung und der besonderen Ent-
schädigung wird von uns gebilligt. Auch der außer-
gewöhnliche Aufwand ist sicher notwendig und 
hing lange zurück. 
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Seit der vertieften Diskussion über den auswärti-

gen Dienst hat es auch Verbesserungen im sozialen 
Bereich gegeben. Ich erinnere hier an die neu ein-
geführten Sicherheitsmaßnahmen und die Schul-
beihilfen; diese sind allerdings noch nicht ausrei-
chend. Ich finde es sehr merkwürdig, daß es für 
Kinder deutscher Bediensteter im Ausland keine 
Kindergartenbeihilfen gibt, damit die Kinder früh 
die fremde Sprache lernen, die sie nachher in der 
Schule brauchen. Es gibt aber Geld für Nachhilfe-
stunden, und ich möchte hier fragen, ob noch nie-
mand auf die Idee gekommen ist, daß dies eigent-
lich wohl falsch ist. 
Für Baumaßnahmen im Ausland sind nur die nö-

tigsten Gelder bewilligt worden, Riad, Brüssel, Mos-
kau, Istanbul, aber wir freuen uns, daß die Anmie-
tung und der Ankauf von Grundstücken und Häu-
sern dort weiter gefördert werden soll, wo es für die 
Bediensteten sehr schwer oder sehr teuer ist, sich 
Wohnungen zu beschaffen. Ich möchte auch aus-
drücklich erwähnen, daß wir, obwohl hier keine An-
satzerhöhungen vorgesehen sind, Einvernehmen 
erzielt haben, daß im Bereich der Sicherheit für 
Leib und Leben und bei dem Heimtransport 
kranker Kinder keine Schwierigkeiten entstehen 
sollen, sondern die tatsächlichen Kosten auch be-
zahlt werden sollen. Die Regierung bleibt aufgefor-
dert, hierzu zu berichten. 

(Zustimmung des Abg. Voigt [Frankfurt] 
[SPD]) 

Zusammenfassend möchte ich zu dem Komplex 
bemerken, daß die in Jahren aufgewachsenen und 
durch neue Aufgaben auch vermehrten Defizite na-
türlich in zwei Haushalten nicht behoben werden 
können. Auch jetzt noch wird das Auswärtige Amt 
mit der Reserve jonglieren und weiter Beschwer-
den und Klagen von Mitarbeitern nach mehr Ge-
rechtigkeit und sozialer Sicherheit entgegenneh-
men. Aber es hat sich etwas bewegt, und dafür dan-
ken wir dem Haushaltsausschuß, insbesondere für 
den Satz, daß er die weitere zügige Verwirklichung 
des Stufenplans, wenn auch natürlich unter streng 
haushaltsmäßigen Gesichtspunkten, erwartet, und 
das erwarten wir auch. 
Der Haushalt des Auswärtigen Amtes hat aller-

dings nicht nur Personal- und Sachmittel zu enthal-
ten. Aus Zeitgründen muß ich mich darauf be-
schränken, hier zu sagen, daß die Zuschüsse an 
einige Institutionen besser sein könnten und daß 
wir uns zwar über die besseren UNO-Zuschüsse 
freuen, daß aber alles langsam an die Frage stößt, 
ob es noch Sinn macht, wenn wir das Personal im-
mer noch finanzieren und keine Projektmittel üb-
rigbleiben. Zur UNESCO hat Frau Kollegin Hamm-
Brücher das nach meiner Meinung Richtige ge-
sagt. 
Ich möchte nur noch einmal auf den Punkt der 

NATO-Verteidigungshilfe zurückkommen. Wie in 
den letzten Jahren lehnen wir als SPD-Fraktion 
diese ab, und zwar mit derselben Begründung, näm-
lich bestimmten Erwartungen an die Entwicklung 
in der Türkei. 
Ich muß auch noch ein Wort zu der neuen Rü-

stungssonderhilfe sagen, die von der Türkei ge-

wünscht wird. Wir haben gesehen, daß in der jetzi-
gen Ausstattungshilfe keine Beträge außer denen 
sind, die im Drei-Jahres-Programm vorgesehen 
sind; aber wir fürchten, daß im Zusammenhang mit 
den neuen Verpflichtungsermächtigungen im Ein-
zelplan 14 für 1987 die Idee entstehen könnte, die 
dann frei werdenden Leo 1 in die Türkei zu schik-
ken, wenn Leo 2 neu angeschafft wird, und davor 
möchten wir warnen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD — Zu

-
stimmung der Abg. Frau Borgmann [GRÜ

-NE]) 

Wir denken, daß dies ein empfindlicher Bereich ist, 
wo auch alle anderen NATO-Partner adäquat be-
rücksichtigt werden müssen, und es gibt keine neue 
Sicherheit an einer technisch verstärkten Ostflan-
ke, wenn wir dadurch neue Spannungen zwischen 
Griechenland und der Türkei bekommen. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Sehr wahr!) 

Wir möchten das hier anmerken, sozusagen mit 
warnendem Zeigefinger. 

Wir freuen uns über mehr Geld im Kulturhaus-
halt. 

Zum Schluß möchte ich gern sagen, daß wir, wie 
Sie sehen, vielen Einzelpositionen zustimmen. Aber 
wegen der politischen Auseinandersetzung in den 
Grundsätzen der Außenpolitik, die heute hier deut-
lich geworden ist, werden wir den Haushalt 05 ab-
lehnen. 

(Beifall bei der SPD — Zustimmung der 
Abg. Frau Borgmann [GRÜNE]) 

Vizepräsident Frau Renger: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung, und zwar zuerst 
über die Änderungsanträge des Abgeordneten Suhr 
und der Fraktion DIE GRÜNEN auf den Druck-
sachen 10/4300 und 10/4301. 

Wer dem Änderungsantrag auf Drucksache 
10/4300 zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Der  Antrag ist abgelehnt. 

Wer dem Änderungsantrag auf Drucksache 
10/4301 zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Der  Antrag ist abgelehnt. 

Wir stimmen jetzt über den Änderungsantrag des 
Abgeordneten Suhr und der Fraktion DIE GRÜ-
NEN auf Drucksache 10/4302 ab. In diesem Antrag 
wird unter Ziffer 1 eine Streichung des Titels 686 23 
erbeten und — ich teile Ihnen das auch gleich mit 
— für den Fall der Ablehnung unter Ziffer 2 eine 
Kürzung des Titels beantragt. 

Deswegen lasse ich getrennt abstimmen. Wer 
Ziffer 1 des Änderungsantrages zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Dieser Antrag ist 
abgelehnt. 

Wer Ziffer 2 des Änderungsantrages zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
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Gegenprobe! — Enthaltungen? — Der Änderungs-
antrag ist abgelehnt. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über den 
Einzelplan 05. Wer dem Einzelplan 05 — Geschäfts-
bereich des Auswärtigen Amts — in der Ausschuß-
fassung zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Der  Einzelplan 05 ist in der Ausschußfassung in 
zweiter Lesung angenommen. 

Meine Damen und Herren, ich rufe auf: 

Einzelplan 14 

Geschäftsbereich des Bundesministers der 
Verteidigung 
— Drucksachen 10/4164, 10/4180 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Löher 
Dr. Friedmann 
Dr. Weng (Gerlingen) 
Frau Seiler-Albring 
Frau Traupe 
Kleinert (Marburg) 
Dr. Riedl (München) 

Ich rufe weiter auf: 

Einzelplan 35 

Verteidigungslasten im Zusammenhang mit 
dem Aufenthalt ausländischer Streitkräfte 
— Drucksache 10/4175 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Rossmanith 
Kleinert (Marburg) 

Hierzu liegen Änderungsanträge des Abgeordne-
ten Kleinert (Marburg) und der Fraktion DIE GRÜ-
NEN sowie der Fraktion der SPD auf den Druck-
sachen 10/4315, 10/4316, 10/4338, 10/4339, 10/4346, 
10/4382, 10/4376 und 10/4379 vor. 

Meine Damen und Herren, auf Grund einer inter-
fraktionellen Vereinbarung sind eine gemeinsame 
Beratung der Einzelpläne 14 und 35 und eine Aus-
sprache von 120 Minuten vorgesehen. Meine Da-
men und Herren, sind Sie damit einverstanden? 

(Zuruf von den GRÜNEN: Mit der Ausspra

-

chezeit ja!) 

— Kein Widerspruch. Dann ist das so beschlossen. 

Das Wort als Berichterstatter hat der Abgeord-
nete Kleinert (Marburg) erbeten. Aber ich mache 
darauf aufmerksam: Nachdem Sie 120 Minuten Ge-
samtredezeit für diesen Tagesordnungspunkt hier 
beschlossen haben, muß sich der Berichterstatter 
für seine Fraktion in diese 120-Minuten-Zeit einbe-
ziehen lassen. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Nein, das wird 
nicht akzeptiert!) 

Unter diesem Gesichtspunkt gebe ich dem Herrn 
Berichterstatter das Wort. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Zur Ge

-

schäftsordnung!) 

Sie haben das Wort, Herr Abgeordneter Kleinert 
(Marburg), als Berichterstatter. 

(Zuruf des Abg. Bohl [CDU/CSU]) 
Ich habe erklärt, daß das eingerechnet wird. 

(Weiterer Zuruf des Abg. Bohl [CDU/ 
CSU]) 

Meine Damen und Herren, ich gebe dem Abge-
ordneten Kleinert (Marburg) das Wort. Ich muß ihm 
das Wort zur Geschäftsordnung geben. 

Kleinert (Marburg) (GRÜNE): Ich begreife die 
ganze Aufregung nicht, die jetzt wegen der fünf 
Minuten, für die ich hier das Wort gewünscht habe, 
entstanden ist. 
Im § 29 Abs. 1 der Geschäftsordnung heißt es: 
Zu einem Geschäftsordnungsantrag erteilt der 
Präsident vorrangig das Wort. 

Im Abs. 2 steht: 
Der Präsident kann die Worterteilung bei — — 

(Zurufe) 
— Auf jeden Fall steht im § 28 der Geschäftsord-
nung: 

Berichterstatter können vor Beginn und nach 
Schluß der Aussprache das Wort verlangen. 
Der Berichterstatter hat das Recht, jederzeit 
das Wort zu ergreifen. 

Dieses Recht versuche ich hier für mich in An-
spruch zu nehmen. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Aber es wird an

-

gerechnet!) 
Diesem Recht ist auch verschiedentlich im letzten 
Jahr entsprochen worden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Es geht nicht um 
das Recht, sondern um die Anrechnung!) 

— Es kann nicht angehen, diese Zeit auf die eh 
kärglich bemessene Fraktionsredezeit anzurech-
nen. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

— Nein, denn das würde das Recht des Berichter-
statters, hier jederzeit das Wort zu ergreifen, ein-
schränken. 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Ganz genau!) 

Das würde ihn davon abhängig machen, daß die 
Fraktion ihn als Redner hier nominiert. Das kann 
aber nicht Sinn des § 28 unserer Geschäftsordnung 
sein, der jedem Berichterstatter das Recht zur Be-
richterstattung ausdrücklich einräumt. 

Deswegen beantrage ich hier, mir das Recht auf 
Berichterstattung ohne Anrechnung auf die Rede-
zeit für unsere Fraktion einzuräumen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Danke schön. — 
Meine Damen und Herren, es gibt überhaupt gar 
keinen Zweifel, daß die Berichterstatter das Recht 
haben, als Berichterstatter das Wort zu nehmen; 
das hatte ich vorher bereits gesagt. Aber wenn es 
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im Ältestenrat Vereinbarungen gibt, über eine be-
stimmte Zeit eine Debatte durchzuführen, dann 
gehe ich davon aus, daß sich die Berichterstatter in 
diese Zeit einreihen. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

Wenn das hier nicht der Fall ist, dann sind die 120 
Minuten Redezeit praktisch aufgehoben. Dennoch 
bin ich natürlich gehalten — das tut mir furchtbar 
leid —, dem Berichterstatter, wenn er darauf be-
steht, das Wort zu geben. Ich werde hier nicht gegen 
die Geschäftsordnung handeln. 

Sie haben das Wort zur Berichterstattung. Bitte 
schön. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Ich ziehe 
meine Wortmeldung zum gegenwärtigen 

Zeitpunkt zurück!) 

— Gut. 

Meine Damen und Herren, ich mache noch ein-
mal darauf aufmerksam, daß wir die Redezeit in-
zwischen auf 120 Minuten verteilen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat die 
Frau Abgeordnete Traupe. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Zunächst hat 
doch der Berichterstatter das Wort!) 

— Es ist mir nicht gesagt worden, daß der Abgeord-
nete Löher als Berichterstatter das Wort nehmen 
möchte. Bestehen Sie darauf, Herr Kollege, als Be-
richterstatter zu sprechen? — Dann haben Sie — 
aber innerhalb der Redezeit, um das hier ganz klar-
zustellen — das Wort als Berichterstatter. 

Löher (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Für den Verteidi-
gungshaushalt 1986 ist eine Reihe von Verbesserun-
gen im Personalbereich vorgesehen, die ich jedoch 
nur stichwortartig und im Telegrammstil erläutern 
kann. 

Bei den Soldaten steht ein weiterer Zuwachs an 
Längerdienenden um 2 500 Soldaten auf 263 000 im 
Vordergrund, so daß dieser Anteil in den letzten 
vier Jahren um 12 000 Berufs- bzw. Zeitsoldaten 
vergrößert werden konnte. Hinzu kommt eine Erhö-
hung der Zahl der Wehrübungsplätze um 500 auf 
6 600, die für rund 200 000 Wehrübende durch-
schnittlich zwölftägige Übungen ermöglichen. 

(Vorsitz: Vizepräsident Cronenberg) 

Beide Maßnahmen sind notwendig, meine Damen 
und Herren, um die in den 90er Jahren rückläufigen 
Jahrgangsstärken der Wehrpflichtigen rechtzeitig 
auszugleichen. 

Hervorheben möchte ich außerdem die für 1986 
vorgesehenen strukturellen Verbesserungen. Bei 
den Truppenoffizieren werden im kommenden Jahr 
die ersten 350 Zurruhesetzungen auf Grund des 
neuen Personalstrukturgesetzes erfolgen. Gleich-
zeitig wird dann bei den Offizieren des Militärfach-
dienstes und bei den Unteroffizieren die Chancen-
gerechtigkeit dieser Laufbahnen im Wege der Um-
wandlung von 350 Planstellen weiter verbessert. 
Mit beiden Maßnahmen wollen wir die beim Auf-

bau der Bundeswehr entstandenen strukturellen 
Unausgewogenheiten konsequent abbauen. 

Durch einen weiteren Beschluß sollen die Streit-
kräfte auch eine Reihe neuer Soldatenstellen erhal-
ten, um vor allem eine laufbahngerechte Beförde-
rung und die Übernahme von Offiziersanwärtern 
und Sanitärsoffizieren zu sichern, mit denen 
schließlich der Personalbedarf für wichtige, neue 
Aufgaben gedeckt werden soll, die im Zusammen-
hang mit internationalen Verpflichtungen und, 
meine Damen und Herren, der Einführung neuer 
Waffensysteme zwangsläufig entstehen. 

Ein weiterer Bereich, den ich gern erwähnen 
möchte und in dem 1986 spürbare Verbesserungen 
wirksam werden sollen, ist der Bereich Fürsorge. 
Hier nenne ich nur einige Punkte: Verbesserungen 
bei der Auslandsbesoldung, bei den Reisekosten 
und beim Trennungsgeld, Erhöhung der Abfindun-
gen bei Übungen im In- und Ausland, Verbesserung 
des Ausgleichs für Spitzendienstzeiten. 

Alle diese Maßnahmen sollen helfen, die vielfälti-
gen besonderen Belastungen erträglicher zu ma-
chen, denen die Soldaten im täglichen Dienst ausge-
setzt sind, besonders durch die weit überdurch-
schnittliche Dienstzeitbelastung und durch häufige 
Versetzungen. 

Wir werden uns in diesem Bereich auch künftig 
um Verbesserungen bemühen müssen. Ich meine, 
das sind wir unseren Soldaten schuldig. Hierzu ge-
hört auch im weitesten Sinne die erhebliche Ver-
besserung der Kampf- und Arbeitsbekleidung un-
serer Soldaten sowie deren Schutz vor Kälte und 
Nässe. 

Bei dieser Gelegenheit danke ich besonders unse-
ren Kolleginnen, im Haushaltsausschuß Frau Ber-
ger, Frau Seiler-Albring und nicht zuletzt Frau Kol-
legin Traupe, die den Bundesminister der Verteidi-
gung veranlaßt haben, schnelle und wirksame Kon-
sequenzen aus den Erfahrungen eines strengen 
Winters zu ziehen, wie wir alle ihn Anfang dieses 
Jahres zu spüren bekommen haben. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, 
der FDP und der SPD) 

Auch im Zivilbereich der Bundeswehr, der gegen-
über den Streitkräften in den vergangenen Jahren 
oft zurückstehen mußte, sind — und das ist, meine 
ich, ein Durchbruch gegenüber den vergangenen 
Jahren — Verbesserungen vorgesehen. 

Ich hebe diese besonders hervor, weil die umfang-
reichen Unterstützungsleistungen, die die zivile 
Bundeswehrverwaltung für die Streitkräfte erbrin-
gen muß, oft übersehen werden. Dabei wurden ihr 
— wie der zivilen Verwaltung des Bundes insge-
samt — in den zurückliegenden Jahren erhebliche 
Personaleinsparungen auferlegt, die die Aufgaben-
erfüllung in Teilbereichen erschwert haben. Wir 
werden auch in den kommenden Jahren zur zusätz-
lichen Hilfe bereit sein, weil das Aufgabenspektrum 
der Bundeswehrverwaltung sich von Jahr zu Jahr 
sicher erweitern wird, zumal da es uns in zuneh-
mendem Maße darauf ankommen muß, die Truppe 
von administrativen Aufgaben zu entlasten, damit 
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sie sich angesichts rückläufiger Umfänge an akti-
ven Soldaten auf ihren eigentlichen Verteidigungs-
auftrag konzentrieren kann. 

Deshalb empfiehlt der Haushaltsausschuß als er-
ste Schritte ab 1986: 

Erstens die Bewilligung von insgesamt 56 neuen 
Planstellen und Stellen u. a. für die Verbesserung 
der Intensivmedizin in den Bundeswehrkranken-
häusern. 

Zweitens 300 Planstellenanhebungen im mittle-
ren und gehobenen Dienst. 

Drittens einen begrenzten Planstellenaustausch 
zwischen der Bundeswehrverwaltung und dem 
Bundesamt für Wehrtechnik und Beschaffung. 

Viertens 1 035 neue Stellen für Auszubildende, 
mit denen auch 1986 ein zeitgemäßer Beitrag zum 
Abbau der Jugendarbeitslosigkeit geleistet werden 
kann. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der FDP) 

Die kurz, knapp und, wie ich hoffe, dennoch ver-
ständlich genug genannten Maßnahmen werden 
meines Erachtens die Personallage der Bundes-
wehr spürbar verbessern. Besonders werden sie zur 
Milderung der spezifischen strukturellen Probleme 
der Bundeswehr beitragen, die diese Bundesregie-
rung frühzeitig erkannt und deren Lösung sie un-
verzüglich in Angriff genommen hat. 

Natürlich können nicht alle Wünsche auf einmal 
und sofort erfüllt werden. Dies verbietet schon die 
noch immer angespannte Haushaltslage. Man 
kommt jedoch auch mit kleineren, überlegten 
Schritten ans Ziel. Wir werden auf diesem Weg fort-
fahren. Ich bin sicher, der Bundeswehr damit zu 
dienen, auch im kommenden Jahrzehnt ihres Beste-
hens ihren Aufgaben gerecht zu werden. 

Als Berichterstatter für die Personalkapitel im 
Einzelplan 14 danke ich noch einmal, und zwar der 
Haushaltsabteilung im Bundesministerium der 
Verteidigung, aber auch dem Haushaltsdirektor 
und seinen Mitarbeitern im Bundesministerium der 
Finanzen, ohne die eine zügige und trotzdem gründ-
liche Beratung der vielfältigen Personalprobleme 
der Bundeswehr nicht möglich gewesen wäre. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat Frau Ab-
geordnete Traupe. 

Frau Traupe (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wir schätzen es außerordentlich, Herr 
Kollege Löher, daß Sie sich so in die Bresche schla-
gen für die Bundeswehr. Sie werden mir aber erlau-
ben, daß ich Ihnen doch etwas Wasser in den Wein 
gieße. 

Wieder einmal berät der Deutsche Bundestag ei-
nen Verteidigungshaushalt, den die SPD-Fraktion 
ablehnen wird; denn wieder einmal ist uns ein 
Haushaltsentwurf präsentiert worden, der viel zu 
hohe Ansätze bei Beschaffung, bei Forschung und  

bei Technologie enthält, aber kaum Verbesserun-
gen, Herr Kollege Löher, bei sozialen Leistungen. 
Wieder einmal, Herr Kollege Carstens, wird der 
Stellenplan der zivilen Mitarbeiter im Verteidi-
gungsbereich als „Steinbruch" für Einsparungen 
von Personal auf Bundesebene genutzt, statt im 
Hinblick auf die personellen Probleme der 90er 
Jahre jetzt schon rechtzeitig neue Stellen einzurich-
ten. 

Wieder einmal beweist die Bundesregierung un-
ter diesem Bundeskanzler ihre Unfähigkeit, auf 
dem sensiblen Gebiet der Landesverteidigung ei-
nen breiten parlamentarischen Konsens anzustre-
ben. 

(Zustimmung bei der SPD — Zuruf von der 
CDU/CSU: Die Landesverteidigung funk

-

tioniert!) 

Die SPD kann dem vorgelegten Haushalt auch 
nach den Beratungen im Haushaltsausschuß ihre 
Zustimmung nicht geben, da die Bundesregierung 
im Verteidigungsbereich zu einer sparsamen Aus-
gabenpolitik nicht bereit und nicht fähig ist 

(Zuruf von der CDU/CSU: Welche Überra

-

schung!) 

und ihre Haushaltspolitiker leider nicht so viel her-
unternehmen durften, wie sie gern gewollt hätten. 
Übrigens irren Sie sich, daß es bei den Bürgern 
noch populär ist, möglichst viel Geld für die Vertei-
digung auszugeben. Uns erreichen inzwischen so-
gar Petitionen mit dem Hinweis, dort doch etwas 
sorgfältiger auf das Geld zu achten. 

Meine Damen und Herren der CDU/CSU- und der 
FDP-Fraktion, am 27. November 1984 lehnten Sie 
unsere begründeten Kürzungsvorschläge zum 
Haushalt 1985 ab. Was aber sagen Sie eigentlich 
heute dazu, lieber Herr Kollege Biehle, daß im 
Haushaltsansatz 1985 für die Beschaffung von Mu-
nition von Ihnen allen sage und schreibe 
2 425 000 000 DM genehmigt wurden, wir aber nun 
erfahren durften, daß mindestens 200 Millionen DM 
zuviel angesetzt worden waren? Wir Sozialdemo-
kraten waren vorsichtig: Wir wollten eigentlich nur 
135 Millionen DM kürzen. 

Bei dem Geldansatz für die Beschaffung von 
Schiffen und sonstigem Marinegerät genehmigten 
Sie großzügig eine Steigerung auf 840 Millionen 
DM. Wir wollten „nur" 790 Millionen DM genehmi-
gen. Nun erfahren wir alle, daß ein Mittelansatz von 
660 Millionen bis 700 Millionen DM gereicht hätte. 

Wie sehr fühlen Sie sich eigentlich von Ihrem 
Verteidigungsminister genarrt, wenn Sie mit anhö-
ren müssen, daß der Haushaltsausschuß Mitte De-
zember 1984 die Beschaffung von sieben „Challan-
ger"- Mittelstreckenflugzeugen genehmigte und 
Herr Dr. Wörner dann den Firmen noch im Jahr 
1984 mehr als 100 Millionen DM Anzahlung ohne 
zeitgerechte Gegenleistung zukommen ließ? 

(Walther [SPD]: Das ist ja unglaublich!) 

Ich könnte die Beispiele beliebig fortsetzen. 

Viele Stunden haben der Verteidigungs- und der 
Haushaltsausschuß den Haushalt 1986 beraten. Zu 
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Protokoll haben wir Sozialdemokraten gegeben, wo 
die Mittelansätze im laufenden Haushalt 1985 zu 
Unrecht zu hoch veranschlagt waren. Unsere dama-
ligen Kürzungsvorschläge in der Höhe von 1,8 Milli-
arden DM nahmen Sie nur ablehnend zur Kenntnis. 
Für 1986 schlugen wir nun vor, rund 1,9 Milliarden 
DM bei Beschaffungen einzusparen. Aber leider ha-
ben Ihre „Hauskälter" nicht genug mitmachen dür-
fen. 

Wo aber, lieber Herr Kollege Biehle und die Her-
ren der CDU/CSU-Verteidigungsgruppe, sind die 
sinnvollen Einsparungen, die Sie erbracht und die 
außenpolitisch gut in die Landschaft gepaßt hätten? 
Immerhin ist auch dem Finanzminister die Geld-
fülle im Verteidigungshaushalt 1984 bis 1986 nicht 
verborgen geblieben. 

(Walther [SPD]: Das will etwas heißen!) 

Er wollte dem Kollegen Wörner zwar eine Steige-
rung über der Steigerungsrate des Bundeshaushal-
tes zugestehen, die CDU/CSU-Kollegen haben sie 
aber wenigstens auf 1,8% begrenzt. 

Wir halten auch im Jahr 1986 eine Senkung der 
Verteidigungsausgaben gegenüber dem beschlosse-
nen Verteidigungshaushalt 1985 für gerechtfertigt. 
Verantwortbar und belegbar sind auch unsere Kür-
zungsvorschläge im Haushalt 1986. Deshalb bitten 
wir Sie — auch auf Grund der Beispiele, die ich vor-
hin genannt habe —: Stimmen Sie mit. 

Wir bitten Sie außerdem, unserem Antrag auf 
Mittelaufstockung für nationale Infrastrukturmaß-
nahmen zuzustimmen; denn jeder von uns kennt 
Kasernen, Unterkünfte und Liegenschaften der 
Bundeswehr, bei denen Fenster, Fußböden, Außen-
anstriche usw. dringend erneuert werden müssen, 
ganz zu schweigen von geeigneten Lärmschutzmaß-
nahmen, besseren sanitären Einrichtungen und 
wohnlicheren Unterkünften für Wehrpflichtige, 
Mannschaften, Unteroffiziere und Offiziere. 

Möglicherweise haben wir auch beim Tornado

-

Titel für 1986 noch zu wenig gekürzt. Denn was soll 
der grobe Unsinn, daß die Panavia den Tornado in 
den großen Tageszeitungen wie hier in der „Süd-
deutschen Zeitung" über eine halbe Seite anbietet? 
Offensichtlich muß das Geld doch vom Steuerzahler 
verdient worden sein? 

(Beifall bei der SPD) 

Am 14. November 1985 — wir saßen leider, Herr 
Wörner, in einer nicht so gut vorbereiteten Bereini-
gungssitzung — haben Sie im Plenum behauptet, 
die Bundeswehrplanung 1986 beruhe „auf sorgfälti-
gen Berechnungen" der militärischen und zivilen 
Mitarbeiter Ihres Ministeriums. Nun, diese Planung 
sah für 1986 bereits einen Erhöhungsvorschlag der 
Verteidigungsausgaben von 4,3 % vor. Wie seriös ist 
da schon Ihre Planung für das kommende Jahr ge-
wesen? Erfahrene Bundesbeamte sprechen deshalb 
respektloser vom „Wunschzettel an das Christkind" 
und trösteten uns besorgte Haushaltsausschuß-
mitglieder mit folgendem Hinweis: Es gilt nur die 
mittelfristige Finanzplanung, und darin ist dem 
Verteidigungsminister vom Bundesfinanzminister 
keine Steigerungsrate von 4,3 % für 1986 genehmigt  

worden, sondern eine Kürzung um 200 Millionen 
DM gegenüber dem vorangegangenen Finanzplan 
vorgesehen. 

Ihr Umgang mit dem Parlament im Hinblick auf 
die Bundeswehrplanung 1986 bis 1998 war schon 
eine wahre Unverfrorenheit, ja eine Unverschämt-
heit, die Sie sich erlaubt haben, Herr Dr. Wörner. 

(Beifall bei der SPD) 

Am 20. Dezember 1984 lag Ihnen das Planergeb-
nis vor. Am 14. Februar 1985 erließ der Generalin-
spekteur — der interessanterweise heute fehlt — 
den  Plan. 

(Walther [SPD]: Wo ist er denn?) 

Am 2. April 1985 wurde der Plan der Industrie auf 
einem wehrtechnischen Seminar von Ihren Mitar-
beitern vorgestellt. Aber erst im Juni 1985 händig-
ten Sie uns Parlamentariern die Planung aus, 

(Frau Fuchs [Verl] [SPD]: Das ist Geheim

-

diplomatie!) 

nachdem wir Haushaltsausschußmitglieder ge-
schlossen erklärt hatten, wir würden, wenn Sie uns 
nicht vorher diese Planung vorlegten, weder dem 
Waffensystem MLRS noch Patriot unsere Zustim-
mung geben. Dabei hat uns die Hardthöhe — da 
meine ich jetzt Sie alle — mit diesem Plan einen 
„Bärendienst" erwiesen. Denn: Die dort gewünsch-
ten Waffen sind zu dem angegebenen Preis nicht zu 
bekommen. Die Munitionsausgaben sind zu hoch 
angesetzt. Skandalös ist das Herunterrechnen der 
Personalkosten. Noch viel schlimmer aber ist, daß 
Sie mit viel zu hohen Forschungs- und Entwick-
lungsansätzen auf allen Gebieten die Industrie ver-
leiten, ihre Rüstungsbereiche auszuweiten. 

Da sind Ihre süddeutschen Freunde ja besonders 
schnell. Schon 1983 gingen bereits mehr als 50 % 
aller militärischen Inlandsaufträge der Bundes-
wehr an Betriebe, die ihren Hauptsitz in den Län-
dern Bayern und Baden-Württemberg haben. Dort 
lebt aber nur knapp ein Drittel der Bevölkerung. 

(Walther [SPD]: Aber da sind die größten 
Rüstungslobbyisten!) 

Nun kauft das baden-württembergische Großun-
ternehmen Mercedes-Benz die zweite Hälfte des 
größten deutschen Triebwerkherstellers MTU — 
Hauptsitz ebenfalls Baden-Württemberg —, es 
kauft das Raum- und Luftfahrtunternehmen Dor-
nier — Hauptsitz ebenfalls Baden-Württemberg — 
und als gute Ergänzung der Militär- und zivilen 
Spitzentechnologie die AEG, die ebenfalls wichtige 
Betriebe in Bayern und Baden-Württemberg hat. 

(Zurufe von der SPD) 

Natürlich läßt das die Bayerischen Motoren-
werke nicht ruhen. Was für den amerikanischen 
Großkonzern General Motors das Spitzentechnolo-
gieunternehmen Hughes Aircraft war und für Mer-
cedes nun Dornier geworden ist, das soll für BMW 
bald MBB sein! 

(Zurufe von der SPD) 

Eine gigantische Konzentration auf dem Gebiet 
der Militärtechnologie findet und fand im Süden 
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der Bundesrepublik Deutschland statt. Den Appetit 
haben Sie mit Ihren Steigerungsraten in der Bun-
deswehrplanung noch geweckt! 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Haben Sie, Herr Dr. Wörner, vielleicht auch die Fir-
menübernahmen empfohlen? Wir Sozialdemokra-
ten mißbilligen diese Entwicklung. 

(Walther [SPD]: Das ist Investitionslen

-

kung!) 

Welche Chancen behalten dann andere leistungs-
fähige Unternehmen, wie die Wegmann-Gruppe, 
wie die Bodensee-Werke, Rheinmetall, Diehl, Blohm 
& Voss, Thyssen oder Krupp-Atlas-Elektronik? Wo 
bleibt die unbedingt notwendige Konkurrenz in der 
deutschen Rüstungsindustrie? 

Wie „selbstlos" und staatspolitisch verantwortbar 
ist vor diesem Hintergrund das Eintreten der Mini-
sterpräsidenten Späth und Strauß für SDI? 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Wer sich so intensiv, Herr Wörner, für Rüstungs-
ausgaben und für neue militärische Forschungs-
programme interessiert, der hat natürlich im 
Grunde keine Zeit mehr, sich um die soziale Lage 
der Soldaten und der zivilen Mitarbeiter zu küm-
mern. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD) 

Statt den scheidenden Vorsitzenden des Bundes-
wehrverbandes, Herrn Volland, zu tadeln, hätten 
Sie deutlicher die Stimmung in der Truppe prüfen 
sollen. In Ihrer Selbstdarstellung zum 30. Geburts-
tag der Bundeswehr hat man wenig darüber gehört, 
wo die Soldaten und die zivilen Mitarbeiter der 
Schuh drückt. 

Einen Beförderungsstau gibt es nicht nur bei den 
Offizieren. Auch viele jüngere Zeitsoldaten fragen 
sich, ob sie sich nicht unter falschen Voraussetzun-
gen verpflichtet haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Auch viele zivile Mitarbeiter warten auf die Be-
förderung, die sie bei anderen Behörden schon er-
reicht hätten. 

Laut verkünden Sie, Herr Wörner, im nächsten 
Jahr würden 40 000 militärische Arbeitsplätze frei

-

werden. Außerdem wollen Sie — wogegen wir im 
Grunde nichts haben — die Geldansatzstärke von 
260 500 auf 263 000 für Berufssoldaten und Zeitsol-
daten erhöhen, um für die 90er Jahre vorzubauen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist vernünf

-

tig!) 

Sie erhalten auch 537 neue Dienstposten zwischen 
A 7 mit Zulage und B 7, in den Besoldungsgruppen 
vom Oberfeldwebel bis zum Generalmajor. Nur für 
die Männer, die unten in der Truppe ihre Arbeit 
machen, für Unteroffiziere, Stabsunteroffiziere und 
Feldwebel in den Besoldungsgruppen A 5 bis A 7 
ohne Zulage haben Sie keine Verbesserungen ge-
fordert. 

(Zurufe bei der SPD: Hört! Hört! — Uner

-

hört!) 

Sind die Probleme der Unteroffiziere aus dem 
Blickfeld der Führungsstäbe geraten? 

Heute sind die Planstellen A 3 und A 4 der Ober

-

und Hauptgefreiten voll ausgeschöpft, doch ihr Auf-
stieg ist in vielen Einheiten nicht gegeben. Wo sind 
die Strukturvorschläge im Haushalt 1986, junge 
Männer mit einer qualifizierten Facharbeiterlehre 
oder einer anderen gleichwertigen Berufsausbil-
dung gleich nach A 3 einzustufen? 

Sollten Sie sich nur mit der Einführung einer 
Verpflichtungsprämie befassen? Warum wollte uns 
der Generalinspekteur im Haushaltsausschuß nicht 
die Frage beantworten, daß die Verpflichtungsbe-
reitschaft trotz hoher Arbeitslosenquote schon be-
ängstigend sinkt? War es 1984 bei den Erstverpflich-
teten noch eine Ausschöpfungsquote von 110 %, so 
liegt sie 1985 bei 78 %. Bei den Weiterverpflichtun-
gen zum SaZ 12 ist sie von 103 % in 1984 auf 87 % 
geschrumpft. Es hat sich nämlich herumgespro-
chen, daß man heute frühestens nach zwei Jahren 
und nicht nach 15 Monaten mehr Unteroffizier wer-
den kann. 

Warum haben Sie, Herr Bundesverteidigungsmi-
nister nicht mehr Stellen vom Finanzminister in 
der Eingruppierung A 5 bis A 7 gefordert? Warum 
verschweigen Sie dem Parlament, daß Sie die Geld-
ansatzstärke 85 nur mit 18 365 SaZ 2 erreichen, was 
aus vielen Gründen nicht sinnvoll ist? 

(Zuruf von der SPD: Sehr gut!) 

Wie wollen Sie dann für 1986 bei erhöhter Geldan-
satzstärke eine sinnvolle Struktur hinbekommen? 

Unzufriedene Truppenführer auf der Kompanie-
ebene sind kein Anreiz für interessierte Wehrpflich-
tige, sich als Zeitsoldaten zu bewerben. 

Wie lange hat es gedauert, Herr Kollege Löher, 
bis die Übungsgelder angehoben wurden? Im 
Grunde ständen sie auch im Haushalt 1986 noch 
nicht drin, wenn wir nicht gesagt hätten: Wehe, ihr 
kommt uns zum Berichterstattergespräch und habt 
keinen anständigen Vorschlag! Denn der Verteidi-
gungs- und der Haushaltsausschuß hatten geschlos-
sen dieses verlangt. 

Was ist mit realistischen Reisekostenansätzen im 
In- und Ausland? In welchem Zustand sind viele 
Truppenunterkünfte für Unteroffiziere und Feldwe-
bel im Standort oder auch bei Lehrgängen? Was 
wissen Sie über unzureichende Wohnungen in den 
Standorten, die man zugewiesen bekommt und 
die die Soldaten „Trennungsgeldkiller" nennen? 
Warum werden Versetzungen immer noch zum 1.4. 
und 1. 10. eines Jahres vorgenommen, also während 
des Schuljahres, so daß die Familien mit schul-
pflichtigen Kindern getrennt bleiben müssen? 
Warum nehmen Sie unseren Vorschlag für eine 
Wehrsolderhöhung zum 1. Oktober 1986 um eine 
DM pro Tag nicht an? Die benötigten 22 Millionen 
DM gibt dieser Etat bei mehreren Personalpositio-
nen schon her. 

Und wie gehen Sie eigentlich mit den zivilen Mit-
arbeitern um? Statt für die wachsenden Aufgaben 
qualifizierte neue Stellen zu beantragen, soll Ihr 
Haushalt die Hauptkürzung ziviler Stellen in 1986 
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erbringen. Außerdem findet eine Parteibuchwirt-
schaft übler Art auf der Hardthöhe, im BWB und in 
den Wehrbereichsverwaltungen statt. 

(Zuruf von der SPD: Schwarzer Filz ist 
das!) 

Soll sie nun auch nicht mehr vor den Soldaten halt 
machen? 

Wenn sich jetzt schon bei einer Arbeitslosenquote 
von mehr als 8,6 Prozent die Erstverpflichtungen so 
negativ entwickeln, stimmt das helle Bild eben 
nicht, das Sie zum 30. Geburtstag der Bundeswehr 
gezeichnet haben. Es ist unzutreffend, wenn Sie 
heute von einer Verbesserung der Lage der Bundes-
wehr während Ihrer Regierungszeit gesprochen ha-
ben. Dies hätte ich dem Bundeskanzler gesagt, aber 
der Verteidigungshaushalt interessiert ihn nicht, 
weil es keine fernsehwirksame Zeit mehr ist. 

Die Masse der Soldaten und die zivilen Mitarbei-
ter bei der Bundeswehr sowie ihre Familien emp-
finden eben keine Verbesserung der Lage. Nein, 
was viel schlimmer ist: Man spricht bereits von 
einer Drei-Klassen-Kasino-Mentalität, die sich in 
die Bundeswehr einschleicht, 

(Sehr richtig! bei der SPD — Zuruf von der 
SPD: Unverschämtheit!) 

seitdem Sie regieren. 

Diese moderne Armee benötigt menschlich und 
fachlich qualifizierte Menschen, die dank sozialde-
mokratischer Verteidigungsminister früher eine 
gute Ausbildung bekommen haben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das haben sie 
heute auch!) 

Wie aber wird dies in drei Jahren aussehen, wenn 
das verfügbare Aufkommen an wehrpflichtigen 
Männern zurückgeht? 

(Berger [CDU/CSU]: Die Ausbildung ist 
wesentlich verbessert worden, auf allen 
Ebenen! Und sie wird weiter verbessert!) 

- Wir werden alle, lieber Herr Berger, flankierende 
personelle Maßnahmen nicht zum Spartarif bekom-
men. 

Sie aber, Herr Dr. Wörner, akzeptierten eine Bun-
deswehrplanung '86, die den Anteil der Personal-
ausgaben im Vergleich zu den Rüstungsausgaben 
ab 1989 absenken will. Sprachen Sie nicht selbst 
von einer seriösen Planung? 

(Frau Fuchs [Verl] [SPD]: Das ist Planung 
à la Wörner!) 

Abschließend möchte ich allen Soldaten und zivilen 
Mitarbeitern der Bundeswehr, aber auch den Kolle-
ginnen und Kollegen im Haushalts- und Verteidi-
gungsausschuß für die sachliche Zusammenarbeit 
im zurückliegenden Jahr danken und Sie bitten, un-
seren Änderungsanträgen zuzustimmen. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg : Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Seiler-Albring. 

Frau Seiler-Albring (FDP): Herr Präsident! Meine 
Kolleginnen und Kollegen! Liebe Frau Traupe, wir 
werden Ihrem Petitum, fürchte ich, nicht folgen 
können. Aber ich gebe selbstverständlich gern den 
Dank zurück. Auch die Arbeit mit der Opposition im 
Haushaltsausschuß war wie immer sehr ersprieß-
lich und sehr angenehm. 

Liebe Frau Kollegin, Sie haben eingangs unter-
stellt, daß irgendwelche dunklen Mächte den Kolle-
gen und mir verboten hätten, dort zu sparen, wo wir 
das wollten. 

(Sehr gut! bei der SPD) 

Frau Traupe, ich bin genau wie Sie eine freie Abge-
ordnete 

(Na, na! bei der SPD — Beifall bei der 
SPD) 

und lasse mir von niemandem vorschreiben, wo ich 
zu sparen habe. Wenn ich einer Ausgabe zustimme 
oder spare, tue ich das aus Einsicht in die Notwen-
digkeiten. 

(Beifall bei der FDP und SPD — Zuruf von 
der SPD: Das ist Freiheit: Einsicht in die 
Notwendigkeit! Dr. Weng [Gerlingen] 

[FDP]: Solche Frauen brauchen wir!) 

— Ich kann Ihnen nur zustimmen, Herr Kollege 
Weng. 

Meine Damen und Herren, die Bundeswehr ist im 
30. Jahr ihres Bestehens Thema einer Vielzahl von 
Veranstaltungen, vieler Reden, auch kritischer Re-
flexionen gewesen. Verteidigung, Militär, Rüstungs-
ausgaben in einer Welt, in der Not und Hunger 
herrschen — dies ist ein Themenkreis, dem man 
sich zu Recht mit großer Ernsthaftigkeit nähert. 

(Walther [SPD]: Sie ist der einzige Mann in 
der FDP-Fraktion!) 

— Lieber Herr Kollege Walther, ich kann das Kom-
pliment ja auch umdrehen und zurückgeben; aber 
ich fürchte, es wird Ihnen nicht gefallen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD) 

Aber lassen Sie mich bitte zum Thema zurück-
kommen. — Dennoch aber hat in allen, auch in den 
distanzierten Äußerungen zum Thema Bundes-
wehr, in diesem Jahr ein Aspekt einen hervorragen-
den Stellenwert. Das ist der Dank dafür, daß unser 
Volk seit 40 Jahren zwar geteilt ist, aber in Frieden 
leben kann, und der Dank an diejenigen, die seit 
30 Jahren ihren ganz wesentlichen Anteil an der 
Wahrung dieses Friedens haben: die Soldaten der 
Bundeswehr und ihre Familien. 

(Beifall bei der FDP) 

Sie haben sich ihrer Aufgabe unter oft nicht leich-
ten Umständen gestellt, entweder aus Überzeugung 
oder aus Einsicht in staatspolitische Notwendigkei-
ten. Ihre Familien haben die Zumutungen des 
Dienstes mitgetragen, und wir als Parlamentarier 
sind ganz besonders diesen Familien gegenüber im 
Wort, nicht darin nachzulassen, ihre sozialen Be-
lange künftig besser zu regeln. Nur wenn die sozia-
len Rahmenbedingungen stimmen, ist die Bundes-
wehr auch in den vor uns liegenden schwierigen 
Jahren, wenn sie am Arbeitsmarkt mit anderen 
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konkurriert, attraktiv genug, das benötigte qualifi-
zierte Personal anzuwerben. 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

Ein 30. Geburtstag ist aber auch Anlaß zu nüch-
terner Standortbestimmung, zur Frage nach Quali-
tät und Struktur der Bewaffnung, nach Personal-
lage und Personalplanung. Lassen Sie mich hier an 
einen Beschluß der Freien Demokraten erinnern, 
der in diesem Hause bereits im Jahre 1977 disku-
tiert wurde. Er lautet: 

Die FDP fordert, daß die Fähigkeit zur Verteidi-
gung für einen Gegner im voraus ein kalkulier-
bar untragbares Risiko darstellen muß. Die 
FDP sieht diese Forderung in der zur Zeit gülti-
gen Bündnisstrategie erfüllt. Die zur Zeit er-
kennbare Schwäche des konventionellen An-
teils schafft in einem etwaigen Krieg aber den 
Zwang zu einem frühzeitigen Einsatz der nu-
klearen Waffen. Dadurch wird der politische 
Handlungsspielraum des Bündnisses bei der 
Konfliktregelung empfindlich beeinträchtigt. 
Deshalb fordert die FDP eine Stärkung des 
konventionellen Anteils des Bündnisses. 

(Zustimmung des Abg. Dr. Weng [Gerlin

-

gen] [FDP]) 

Meine Damen und Herren, von dieser Konzeption 
haben wir uns seitdem leiten lassen. Wir bekennen 
uns auch in Zukunft zu einer Sicherheitspolitik, die 
unserem Volk die Freiheit von äußeren Pressionen 
gewährleistet, weil dies eine Voraussetzung für die 
Durchsetzung liberaler Gesellschafts- und Wirt-
schaftspolitik in unserer Republik ist. 

Meine Damen und Herren, wenn wir heute fest-
stellen können, daß die Bewaffnung der Bundes-
wehr im wesentlichen bedrohungsgerecht ist, so ist 
dies auch darauf zurückzuführen, daß während der 
sozialliberalen Koalition die Qualität von Bewaff-
nung und Ausrüstung der Bundeswehr einem Stand 
angenähert wurde, der keinen Vergleich zu scheuen 
braucht, auch im Bündnis nicht. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der SPD) 

Es wäre zu wünschen, daß die SPD auf diesen 
sicherheitspolitischen Konsens zurückkommen 
würde 

(Zustimmung bei der FDP) 

und sowohl den Soldaten in der Bundeswehr als 
auch der Bevölkerung die sicherheitspolitischen 
Wechselbäder, verordnet von allerlei Experten, 
von allerlei Kreisen und Kommissionen, ersparen 
könnte. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU — Dr. Weng [Gerlingen] 
[FDP]: Nennen Sie ruhig Namen, Frau Kol

-

legin! — Frau Fuchs [Verl] [SPD]: Bei uns 
darf man denken!) 

— Das ist damit auch nicht ausgeschlossen, liebe 
Frau Kollegin Fuchs! 

Die Bundesregierung ist entschlossen, den hohen 
Standard der Ausrüstung und Bewaffnung zu wah-

ren und fortzuschreiben. Die Koalitionsfraktionen 
unterstützen sie darin nachdrücklich. 

Auch bei den diesjährigen Haushaltsverhandlun-
gen haben wir uns von dem Gedanken leiten lassen, 
daß die Stärkung der konventionellen Bewaffnung 
in der Triade die Abhängigkeit von nuklearen Op-
tionen reduziert. 

Die Berichterstatter der Koalitionsfraktionen ha-
ben, Frau Kollegin Traupe, nach eingehender und 
sorgfältiger Beratung und auch angesichts der Min-
derausgaben dieses Jahres den Ansatz um fast 400 
Millionen, nämlich um 388 Millionen DM, gekürzt. 
Wir sind der Ansicht, daß das äußerst maßvoll ist. 
Wir behalten uns vor, den Haushaltsvollzug und 
den Mittelabfluß sehr kritisch zu begleiten. 

Ich glaube, ich spreche auch im Namen meines 
Kollegen Dr. Friedmann, wenn ich sage, daß wir 
zunächst zwar bereit sind, einen realistischen Mit-
telansatz zu unterstellen, daß wir aber nicht zögern 
werden, bei den nächsten Haushaltsberatungen die 
notwendigen Konsequenzen zu ziehen, wenn wir 
darauf kommen, daß hier Sparkassen und Eich-
hörnchenvorräte vorhanden sind. 

(Zustimmung bei der FDP und der CDU/ 
CSU) 

Die umfangreichen Streichaktionen unserer ge-
schätzten Kollegin Traupe können wir bei aller An-
erkennung ihrer sonstigen Kompetenz, an der es 
keinen Zweifel gibt, nicht nachvollziehen, da sie 
nach unserer Ansicht zu eklatanten Substanzverlu-
sten führen würden, die wir nicht verantworten 
können. 

Meine Damen und Herren, die skurrilen Kür-
zungsvorschläge der GRÜNEN streife ich hier nur 
am Rande. Das auf den Pulten ausliegende soge-
nannte Entmilitarisierungsprogramm spricht für 
sich. Mir fehlt da eigentlich nur noch der Vorschlag, 
die Verteidigung der Bundesrepublik Deutschland 
einer Wach- und Schließgesellschaft zu übergeben; 
aber der kommt vielleicht noch. 

(Dr. Weng [Gerlingen] [FDP]: Privatisieren 
ist doch immer eine gute Idee!) 

Meine Damen und Herren, einen Zahlenfriedhof 
will ich Ihnen jetzt ersparen. Deshalb stelle ich fest, 
daß wir allen drei Teilstreitkräften die Mittel dafür 
zur Verfügung gestellt haben, die vorhandenen 
Waffensysteme und Ausrüstungen in optimalem 
Zustand zu erhalten, sinnvolle und notwendige 
Maßnahmen zur Kampfwerterhaltung und Kampf-
wertsteigerung zu ergreifen und einzuleiten und 
schließlich die Beschaffung der Waffensysteme der 
90er Jahre vorzubereiten. 

Wir haben uns nicht gescheut, Frau Kollegin 
Traupe — das wissen Sie ganz genau —, dahinsie-
chenden Großprojekten das Lebenslicht auszubla-
sen. Wir sind andererseits aber auch bereit, einer 
geänderten Bedrohung, z. B. der Weiterentwicklung 
im Bereich der elektronischen Kampfführung, 
durch die Bereitstellung von Mitteln für den ECR- 
Tornado zu entsprechen. Nur am Rande sei hier 
erwähnt, daß der Verteidigungsminister aufgefor- 
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dert wurde, zwei weitere Skyguard-Geräte zur Kon-
trolle des Tiefflugbetriebs zu beschaffen. 

In der ersten Lesung habe ich gesagt, daß ein 
Verteidigungshaushalt von knapp 50 Milliarden DM 
nur dann vermittelbar ist, wenn das Bemühen der 
Regierenden um Rüstungskontrolle und konkrete 
Abrüstungsschritte ernsthaft und spürbar ist. 
Ebenso muß aber der Steuerzahler erwarten kön-
nen, daß jede Mark, die hier investiert, die hier aus-
gegeben wird, tatsächlich in ein Mehr an Sicherheit 
investiert und nicht fehlgeplant wird. Das heißt, 
meine Fraktion wird von der Forderung nach einer 
verbesserten Kostenkontrolle, nach einem effizien-
teren Kostenmanagement nicht abgehen. Wir sind 
sehr sicher, daß wir hier ein beachtliches Reservoir 
für eine Kostenminimierung haben. 

Meine Damen und Herren, wir haben der Perso-
nalsituation in den Streitkräften und der absehba-
ren demographischen Entwicklung mit ihren Kon-
sequenzen für die Personalplanung der Bundes-
wehr Rechnung getragen. Wir haben nach sehr 
sorgfältiger ausführlicher Beratung auch den Mut 
gehabt, zu Entscheidungen ja zu sagen, die in der 
Bevölkerung eben nicht populär sind; ich nenne 
z. B. das Personalstrukturgesetz und die in Aussicht 
genommene Verlängerung des Wehrdienstes auf 
18 Monate. Wir werden sehr genau verfolgen, ob die 
vorgezogene Zurruhesetzung bzw. die in diesem Zu-
sammenhang erforderliche Auswahl schließlich so 
erfolgt, daß sie tatsächlich den beabsichtigten Zug 
im Kamin verursacht, oder ob sie an der Truppe 
vorbeigeht. 

Die Einsatzbereitschaft der Bundeswehr hängt in 
erster Linie von der Qualität, der Motivation und 
Qualifikation unserer Soldaten ab. Die Motivation 
unserer Soldaten wird ganz wesentlich bestimmt 
von der persönlichen Befindlichkeit, vom sozialen 
Umfeld und von der Gewißheit, bei Leistungen so-
wohl ideelle als auch materielle Anerkennung zu 
finden. 

Spielt beim Wehrpflichtigen der Aspekt der 
Wehrgerechtigkeit eine sehr wesentliche Rolle — 
hier wird sich in den nächsten Jahren Entscheiden-
des verändern müssen —, stehen wir bei Längerdie-
nern und Berufssoldaten vor einer breiten Palette 
von Forderungen zur Verbesserung der dienstli-
chen Gegebenheiten und des sozialen Umfeldes. 
Vieles wurde bereits auf den Weg gebracht. Ich 
nenne Verbesserungen im Bereich der Personalsi-
tuation, Fortfall der 300-km-Grenze bei Familien-
heimfahrten, Anpassung der Familienbeihilfe für 
Nachhilfeunterricht an den aktuellen Kostenstand, 
die Optimierung des Kälte- und Nässeschutzes — 
etwas, wofür wir, Herr Minister, durchaus nicht al-
lein die Meriten für uns reklamieren; wir wissen, 
daß Sie hier sehr vieles getan haben. 

Der überproportionale Zuwachs bei den Mitteln 
für Bau- und Umbaumaßnahmen ist eine konjunk-
turpolitisch sinnvolle Maßnahme und dient vorran-
gig der Verbesserung der Unterbringungsqualität 
der Soldaten. Es ist nicht einzusehen, daß für die 
vernünftige Ausstattung von Kasernen und Unter-
künften weniger Sorge getragen wird als für die  

sachgerechte Unterbringung von Gerät und Muni-
tion. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Küh

-

bacher [SPD]: Nicht nur die Lippen spitzen, 
sondern auch etwas tun!) 

— Haben wir doch, lieber Kollege Klaus-Dieter. 

Durch eine Erhöhung der Bewilligungsgrenze bei 
den kleinen Baumaßnahmen von 500 000 auf 
750 000 DM im nächsten Jahr wird ein schnelleres 
Reagieren auf die aktuelle Bedarfssituation vor Ort 
möglich sein. 

Wir fordern, daß die Fragen des Dienstzeitaus-
gleichs nicht nur länger ausschließlich diskutiert, 
sondern endlich auch gelöst werden. Wir wissen, 
wie schwierig dies ist. 

Wir fordern die Aufgabe der restriktiven Aner-
kennungspraxis von Umzugshinderungsgründen. 
Wir fordern eine flexiblere Handhabung von Rege-
lungen und Vorschriften bei Umzügen angesichts 
veränderter Marktgegebenheiten und familiärer 
Notwendigkeiten. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Schließlich muß nach unserer Ansicht endlich die 
Wiedereingliederung von Soldaten auf Zeit in das 
Berufsleben durch gezielte Maßnahmen unterstützt 
werden. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Eine intensivere Zusammenarbeit zwischen Ar-
beitsverwaltung und dem Berufsförderungsdienst 
ist nur eine Möglichkeit. 

Meine Damen und Herren, der Verteidigungs-
haushalt 1986 ist nach Ansicht der Koalitionsfrak-
tionen solide. Er setzt die Bundeswehr in die Lage, 
ihren Auftrag zu erfüllen und gibt ihr die Mittel an 
die Hand, dies auch in den vor uns liegenden Jah-
ren zu tun. 

Der militärische Wert unserer Streitkräfte aber 
ist jedoch nicht zuletzt das Ergebnis der hohen Lei-
stungs- und Einsatzbereitschaft der Soldaten und 
des zivilen Personals. Wir haben allen Anlaß, ihnen 
zu danken. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und bei 
Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Lange. 

Lange (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wenn eine an Blockfreiheit und Entmi-
litarisierung orientierte Oppositionspartei wie die 
GRÜNEN einen Verteidigungshaushalt als größten 
Posten im Gesamthaushalt zu bewerten hat, dann 
muß dies an Hand von zwei Hauptkriterien gesche-
hen. 

(Berger [CDU/CSU]: Das war schon 
falsch!) 

— Herr Kollege Berger, wenn Sie dieses Spielchen 
hier mitmachen wollen, das alte Spielchen zwischen 
NATO-Kriterien und Einzelplan 14, dann kann ich 
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Ihnen sagen: Ich mache dieses Spielchen nicht 
mit. 

(Berger [CDU/CSU]: Der Sozialhaushalt ist 
der größte!) 

Wir geben für Rüstung, für Militär den größten Po-
sten im Geamthaushalt aus. Das widerlegen Sie mir 
einmal; da bin ich gespannt. 

Maßstab Nummer eins ist die Höhe, d. h. das Set-
zen von Prioritäten in diesem Entwurf: Kürzung 
der Sozialausgaben an allen Ecken und Enden. 
Über 2 Millionen Arbeitslose müssen im Verhältnis 
zu den 60 Milliarden DM zu sehen sein, die Sie, 
meine Damen und Herren von der CDU/CSU und 
der FDP, buchstäblich in totes Kapital, Rüstung ge-
nannt, zu stecken bereit sind. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Maßstab Nummer zwei ist der Denkansatz. Wel-
cher  friedens- oder sicherheitspolitische Denkan-
satz steckt hinter diesen Milliarden? Sind das Aus-
gaben, die uns mehr Sicherheit geben oder die Ent-
wicklung von Frieden verhindern? 

Mit diesen beiden Kriterien möchte ich mich zu-
nächst an Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen von 
der SPD, wenden. 

Unsere Kritik ist auch, daß das BMVg falsch 
rechnet oder Zahlen geschönt hat. Das ist ein altes 
Spiel. Nur, die Frage ist: Ist das alles? Sie wollen 
den Verteidigungsetat, wie ich gehört habe, um 
etwa 1,9 Milliarden DM kürzen. Das ist gut; Sie 
haben unsere Zustimmung. Nur, ist das alles? 

Ich darf Ihren Kollegen Horn erwähnen, dessen 
Adern nun sicherlich gleich wieder schwellen wer-
den. Er hat als Obmann der Sozialdemokraten im 
Verteidigungsausschuß bei den dort stattfindenden 
Haushaltsberatungen von vornherein gesagt, seine 
Fraktion werde keinem einzigen Kürzungsvor-
schlag der GRÜNEN zustimmen, weil sie sich nicht 
zum Instrument einer Partei machen wolle, die ge-
gen die Bundeswehr und gegen die NATO sei. 

(Wimmer [Neuss] [SPD]: So ist es auch!) 

Ich bezichtige Sie, wenn das die Mehrheitsposition 
der SPD ist, der Widersprüchlichkeit. Wenn Sie für 
die Bundeswehr und deren Einbindung in die 
NATO sind, dann bekommen Sie damit natürlich 
Stimmen. Das ist ja auch nicht zu kritisieren; Sie 
sind, wie Sie immer wieder sagen, Volkspartei. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Sie 
sind eine Bewegung!) 

Nur, wenn Sie diesen Denkansatz haben, müssen 
Sie aber auch exakt jene 60 Milliarden DM ausge-
ben, die die Regierungsparteien veranschlagt ha-
ben. Denn wenn man eine Bedrohungsanalyse wie 
Sie hat, wenn man glaubt, dieses Land sei militä-
risch zu verteidigen, wenn man sagt, es gebe für die 
NATO keine Alternative, dann dürfen Sie von die-
sem Verständnis her das Bündnis nicht schwächen. 
Da hat die CDU — wo sie recht hat, hat sie recht — 
sicherlich recht. 

(Heiterkeit — Horn [SPD]: Das ist doch 
völlige Wirrköpfigkeit!) 

Was Sie nicht begreifen, ist: Abschreckungssysteme 
in und mit den Blöcken schließen sich, was Abrü-
stung anbelangt, definitiv aus. 

Auch der von Ihnen geprägte Begriff der Sicher-
heitspartnerschaft ist schlichtweg irreführend. 

(Zurufe von der SPD — Dr. Schierholz 
[GRÜNE]: Die SPD ist getroffen!) 

Er enthält eine richtige und eine falsche Kompo-
nente. Richtig ist, daß man auf das Bedrohtsein der 
anderen Seite zu sehen und Gespräche zu führen 
hat. Falsch ist aber die Assoziation, Sicherheit plus 
Partnerschaft in und mit Blocksystemen seien mög-
lich; denn Blöcke haben eben nicht nur ein Sicher-
heitsbedürfnis vor dem anderen, sondern auch ein 
Machtausdehnungsinteresse gegenüber dem ande-
ren. Mit Blöcken gibt es keine Sicherheit auf Dauer, 
erst recht keinen Frieden. Frieden gibt es nur gegen 
die Blöcke mit einer Politik aus diesen Blöcken her-
aus. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Sehr gut!) 

Solange Sie nicht tun, was die Opposition Ihnen 
vorwirft, nämlich eine Äquidistanz zu den Blockvor-
mächten herzustellen, sind Sie zur Entwicklung des 
Friedens absolut nicht fähig. 

(Frau Traupe [SPD]: Sie sind wohl geistes

-

krank!) 

— Wenn Sie sagen, ich sei geisteskrank, dann zeigt 
mir das nur, daß Sie inzwischen dieselben Denk-
strukturen und dieselbe Art und Weise zu kritisie-
ren übernommen haben, wie die CDU das hier seit 
Jahren praktiziert. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN — Dr. 
Schierholz [GRÜNE]: Sie kennt das Godes

-

berger Programm nicht!) 

Sie kommen mit vor wie in einem Zug, der in den 
Abgrund rast, dessen Bremsen nicht mehr funktio-
nieren und dessen Insassen, die Sie sind, sagen: Wir 
müssen nun innerhalb des Zuges die Weichen stel-
len. —

(Berger [CDU/CSU]: Und Sie sind der 
Bahnwärter!) 

Sie kapieren nicht, daß das eben nicht geht. Wir 
wollen aus diesem Zug heraus. Möglicherweise tun 
wir uns dabei weh, aber wir haben die Chance zu 
überleben. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Klejdzinski? 

Lange (GRÜNE): Wenn es nicht auf die Zeit ange-
rechnet wird. — Herr Kollege Klejdzinski, bitte. 

Vizepräsident Cronenberg: Bitte schön. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Kollege Lange, da Sie 
gerade einen Ausflug in die Technik machten und 
in Frage stellten, daß man vom Zug aus Weichen 
stellen könne: Dürfte ich Sie darauf aufmerksam 
machen, daß dies heute durchaus möglich ist? Ich 
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bitte, in Ihre eingehenden Betrachtungen vielleicht 
auch einmal neuere Techniken einzubeziehen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD) 

Lange (GRÜNE): Herr Kollege Klejdzinski, es war 
ein Versäumnis meinerseits, darauf hinzuweisen, 
daß ich mich bei der Metapher des Zuges in Zeiten 
zurückversetzt hatte, wo noch die Dampflokomotive 
gefahren ist, denn das ist genau Ihre sicherheitspo-
litische Vorstellung, eine Zeit, die vorbei ist. Heute 
geht das nicht mehr. Insofern haben Sie recht, ich 
muß mein Bild etwas korrigieren. 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: 19. Jahrhun

-

dert ist das! — Berger [CDU/CSU]: Da wol

-

len die ja wieder hin!) 

Was wird uns, meine Damen und Herren, mit die-
sem Verteidigungsetat vorgelegt? Eine in Zahlen 
nachweisbare Aufrüstungsplanung der Bundes-
wehr, insbesondere durch die darin vorgesehene 
Schaffung einer zunächst konventionellen Option 
für Angriffe auf Ziele im gegnerischen Hinterland. 
Dies führt vor allem zu einer verstärkten Fähigkeit 
im Bereich offensiver, taktisch-operativer und ope-
rativer Einsätze. Diese Entwicklung steht in Über-
einstimmung mit den Möglichkeiten neuer Waffen-
technologien und vor allem mit der Entwicklung 
neuer offensiver Einsatz- und Kriegsführungskon-
zeptionen — Air/Land-Battle, Rogers-Plan; Sie ken-
nen das — der USA. Solche Entwicklungen bedeu-
ten Optionen zur Kriegsführung auf begrenzten 
Kriegsschauplätzen und damit mehr Instabilität 
und Kriegsgefahr. Deshalb fordern wir etwa die 
Streichung von 355 Millionen DM für die Verstär-
kung der Ausgaben für militärische Beschaffungen, 
deshalb fordern wir auch die Wegnahme der ange-
setzten 190 Millionen DM für Maßnahmen im Zu-
sammenhang mit dem Wartime-Host-Nation-Sup-
port-Vertrag. 

Die Leitlinien unserer Kürzungsvorschläge sind 
erstens keine neuen Verpflichtungsermächtigun-
gen, zweitens keine Zustimmung zu Neubeschaf-
fungen, 

(Zuruf von der SPD: Das ist doch technisch 
gar nicht möglich!) 

drittens Streichung der wehrtechnischen For-
schung und Entwicklung, viertens Streichung der 
Ausgaben für den Wartime-Host-Nation-Support-
Vertrag, fünftens Senkung der Erhaltungsansätze 
um ein Drittel, sechstens Kürzung sämtlicher mili-
tärischen Aktivitäten um ein Drittel, siebtens Ein-
stieg in die personelle Abrüstung durch Ablehnung 
neuer Stellen im militärischen und zivilen Bereich 
und durch Senkung des Bundeswehrstellenplans 
entsprechend der natürlichen Abgangsrate von 
2,5% pro Jahr und durch Senkung der Zahl der 
Wehrpflichtigen entsprechend der demographi-
schen Entwicklung. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Dr. Schierholz 
[GRÜNE]: Das ist ein konkretes Pro

-

gramm!) 

Wir begrüßen es, daß immer mehr Menschen in 
der Friedensbewegung, in den Gewerkschaften, in 
den Kirchen und in vielen berufsspezifischen Grup-

pierungen die friedensgefährdenden Trends unse-
rer Rüstungspolitik erkannt haben und ihre Loyali-
tät zur Bundeswehr aufkündigen. Wir brauchen 
nicht die menschenunwürdigen Spektakel wie öf-
fentliche Gelöbnisse, Zapfenstreich oder sonstige 
psychologische Deformationsveranstaltungen. 

(Rossmanith [CDU/CSU]: So ein Stuß, was 
Sie da sagen!) 

In diesem Zusammenhang steht auch unser Antrag 
zur Abschaffung der Militärseelsorge in der jetzi-
gen Form als Seelsorge durch Bundeswehrbeamte. 

(Wimmer [Neuss] [CDU/CSU]: Abschaf
-

fung der GRÜNEN!) 

Wohin das führt, ist als warnendes Beispiel im 
Weißbuch 1985 nachzulesen, wo das evangelische 
Kirchenamt für die Bundeswehr dafür gesorgt hat, 
daß die friedensethischen Positionen der EKD in 
äußerst tendenziöser Weise interpretiert und ent-
stellt werden. Dies, meine Damen und Herren, ist 
staatlich formulierter Mißbrauch kirchlicher Frie-
densarbeit und damit ein Herumtrampeln auf inne-
ren Überzeugungen gläubiger Menschen. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Zurufe von 
der CDU/CSU) 

In der heutigen Ausgabe der „Süddeutschen Zei-
tung" ist zu lesen, daß auf der Bundeskonferenz für 
Erziehungsberatung in Berlin ein, wie es dort heißt, 
epidemisches Ausmaß an Angst, Hoffnungslosig-
keit und Ohnmacht der jungen Generation festzu-
stellen ist. Der Berliner Psychoanalytiker Horst 
Petri sprach davon, daß sich die angenommene Be-
drohung durch einen Atomkrieg meßbar negativ 
auf das Seelenleben von Kindern und Jugendlichen 
auswirkt. Die Angst vor Krieg rangiert bei 72 % der 
Befragten weit vor Krankheit mit 29%. 

(Rossmanith [CDU/CSU]: Daran sind Sie 
schuld!) 

56 % der Jugendlichen hoffen zu allererst auf Frie-
den. 

Was wollen Sie eigentlich, meine Damen und 
Herren, die Sie sich hier in Zwischenrufen ergehen, 
eigentlich noch für einen Beleg für das Scheitern 
Ihrer Sicherheitspolitik haben? Sie, die Sie immer 
von Sicherheit durch Abschreckung reden, mögen 
von Frieden und Freiheit reden, sooft Sie wollen. 
Wenn Ihre Bevölkerung diesen Frieden in Freiheit 
nicht so empfindet, dann ist das der klarste Beweis 
dafür, daß Ihre Sicherheits- und Friedenspolitik ge-
scheitert ist, und zwar von Anfang an. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Die Panikma

-

cher sitzen in der Regierung!) 

Im Pentagon, im US-Verteidigungsministerium, hat 
man längst erkannt und auch öffentlich bekannt — 
nur sagen Sie das hier nicht —, daß unsere Sicher-
heitspolitik für Europa auf Dauer nicht mehr glaub-
würdig ist, weil sie den kollektiven Selbstmord als 
Strategie anbietet. Der Kanzler verschweigt das. 
Hierzulande haben 70 % unserer Jugendlichen 
Angst vor Krieg. Der Kanzler verdrängt das. Die 
Bundesregierung setzt weiter auf Abschreckung, 
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Hochrüstung, nuklearen Ersteinsatz und Angriffs-
optionen. 

Sie, meine Damen und Herren von den Regie-
rungsparteien, sind keine Partei der Jugend, der 
Hoffnung, der Perspektive. Ihre Sicherheitspolitik 
ist eine mit Sprengstoff gefüllte Mumie, ein Fossil 
lebensfeindlichen, verstaubten, deformierten Den-
kens. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Berger [CDU/ 
CSU]: Da haben Sie aber lange dran formu

-liert! — Weitere Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

Sie ist eine Politik des permanenten Unfriedens. 
Wir wollen jedenfalls von den 60 Milliarden DM für 
Vernichtungspotential weg. 15 Milliarden DM weni-
ger, wie wir es fordern, sind ein konsequenter An-
fang, hinter dem eine Perspektive der Hoffnung 
steckt, nämlich Frieden schaffen mit immer weni-
ger Waffen. 

Haben Sie Dank für Ihre lebendige Aufmerksam-
keit. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Friedmann. 

Dr. Friedmann (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und meine Herren! In diesen Tagen hat die 
Bundeswehr ihren 30. Geburtstag gefeiert. Ich 
möchte die Gelegenheit nutzen, auch namens unse-
rer Haushaltsgruppe, und sicher auch nochmals na-
mens der Verteidigungsgruppe, der Bundeswehr zu 
diesem Geburtstag zu gratulieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir danken allen Verantwortlichen, voran dem Ver-
teidigungsminister, daß dieses Ereignis landauf, 
landab so würdig gefeiert worden ist. 

Wenn man zurückdenkt, wie es damals, vor drei, 
vier Jahren, war, als es nicht mehr möglich war, 
jungen Rekruten Gelöbnisse in aller Öffentlichkeit 
abzunehmen, als man sich in die Kasernenhöfe zu-
rückziehen mußte, und wenn man sieht, wie dies 
heute ist, so erkennt man, wie wir vorangekommen 
sind, wie ein Stück Wende in der Politik stattgefun-
den hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dies ist erfreulich, dies nehmen wir dankbar zur 
Kenntnis, 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

und wir sehen uns da auf dem richtigen Weg. 

Frau Kollegin Traupe, Sie haben vorhin bei Ihren 
Ausführungen viel an der Personalsituation der 
Bundeswehr kritisiert. Sie haben, ohne darauf ein-
zugehen, beiseite geschoben, was unser Kollege Lö-
her an Verbesserungen erwähnt hat, die wir in der 
Bundeswehr nicht nur in diesem, sondern auch im 
letzten Jahr vorgenommen haben. Ihr Kronzeuge 
war der inzwischen ausgeschiedene Vorsitzende 
des Bundeswehr-Verbandes, Herr Volland. Ich habe 

Herrn Volland bzw. dem Bundeswehr-Verband ei-
nen massiven Brief geschrieben, 

(Ströbele [GRÜNE]: Wie sieht denn der 
„massive Brief" aus?) 

weil ich seine Kritik nicht angebracht fand. Nun hat 
der neue Vorsitzende bzw. der Bundeswehr-Ver-
band folgendes geantwortet, und das ist wichtig: 
„Der Bundeswehr-Verband distanziert sich von der 
Kritik seines ehemaligen Vorsitzenden". 

(Lachen bei der SPD — Hört! Hört! bei der 
CDU/CSU) 

Herr Volland hatte seine Kritik mit niemandem ab-
gestimmt; das war ein Alleingang. 

(Zurufe von der SPD) 

Der Bundeswehr-Verband bittet darum, daß man 
ihm nicht anlastet, was Herr Volland zu Unrecht in 
die Öffentlichkeit gesetzt hat. Bei wem ist man 
denn auf die Straße gegangen? Das war doch bei 
Ihnen und nicht bei uns. 

(Lachen bei der SPD — Zurufe von der 
SPD) 

Jetzt tun Sie doch mal nicht so, als wäre jetzt alles 
schlecht und vorher wäre es gut gewesen! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn Sie einen Antrag bringen, den Wehrsold 
am 1. Oktober nächsten Jahres zu erhöhen, dann ist 
das ein Schaufensterantrag im Hinblick auf die 
nächsten Bundestagswahlen. Sie wissen ganz ge-
nau: seit Bestehen der Bundeswehr gibt es einen 
dreijährigen Rhythmus für Wehrsolderhöhungen. 

(Zurufe von der SPD) 

Wir haben letztesmal, als wir zum 1. Oktober erhöh-
ten, sogar noch früher erhöht, obwohl die Inflations-
rate niedriger war, und wir werden wieder rechtzei-
tig Wehrsolderhöhungen beschließen. Aber Sie wis-
sen genau, am 1. Oktober nächsten Jahres ist dieses 
Intervall noch lange nicht herum, und deshalb, Frau 
Traupe — dafür kennen Sie die Zusammenhänge 
viel zu gut —, ist das ein Schaufensterantrag, der 
recht billig auf die nächste Bundestagswahl ab-
zielt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, wir hatten in 
der Tat Problemkreise bei der- Finanzberatung die-
ses Verteidigungshaushalts. Zum ersten — das ist 
richtig — hat der Verteidigungsminister Ende die-
ses Jahres etwa eine halbe Milliarde DM übrig. Das 
hört sich furchtbar hoch an, ist aber nur 1 % der 
Haushaltssumme. Insoweit ist das eine Ziellandung, 
wenn es so genau geklappt hat. Das wollen wir auch 
einmal richtig sehen. Damit keine falschen Schluß-
folgerungen daraus gezogen werden, füge ich hinzu: 
Den allergrößten Teil dessen, was nicht abfließt, be-
kommt der Verteidigungsminister gar nicht. Das 
verwenden wir zur Senkung der Neuverschuldung. 
Lediglich ein Teilbetrag wird zur Anfinanzierung 
der Fregatten verwendet. Wem nutzt das am mei-
sten? Den norddeutschen Abgeordneten, auch Ihrer 
Fraktion, die doch immer wieder darum bitten, 
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diese Fregatten vorzufinanzieren, damit die Werf-
ten Arbeit haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ein zweites. Ein Problem wird zur Zeit noch aus-
gekocht. Wir bereiten ein sogenanntes Rüstungsge-
schäft mit der Türkei vor. Die Türken stehen in 
dem Ruf, ein gutes Heer zu haben, aber schlecht 
ausgerüstet zu sein. 

In anderem Zusammenhang kommt nun der Ge-
danke auf, den Türken 150 Leopard-Panzer I aus 
dem Bestand der Bundeswehr zu liefern, 

(Ströbele [GRÜNE]: Damit sie besser un

-

terdrücken können oder warum?) 

diese Panzer zuvor aufzubessern, aber — wie ge-
sagt — dorthin zu liefern. Diese Abgänge sollen 
dann durch neue Leopard-Panzer II bei der Bundes-
wehr ersetzt werden. Das Ganze kostet etwa 900 
Millionen DM. Wir haben dafür Verpflichtungser-
mächtigungen in vollem Umfang — qualifiziert ge-
sperrt — in dem Einzelplan 14 eingestellt. 

(Ströbele [GRÜNE]: In den Folterstaat ha

-

ben Sie das geliefert!) 

Vorhin kam aber Frau Huber und sagte, daß Sie 
uns dringend davon abrät, dieses Panzergeschäft zu 
machen. Vorher kam Herr Würtz und sagte: Ihr 
dürft das aber keinesfalls als Verteidigungshilfe in 
den Haushalt des Auswärtigen Amts nehmen; sonst 
würde der Außenminister ein Ersatz-Verteidigungs-
minister; wir müßten dies im Verteidigungshaus-
halt lassen. 

(Zurufe von der SPD) 

Und dann kommen Kollegen Ihrer Fraktion und 
bitten händeringend darum, mit dem Geschäft vor-
anzumachen, damit Arbeitnehmer in ihren Ländern 
Arbeit finden. 

(Anhaltende Zurufe von der SPD) 

Meine liebe Kollegen, das ist ein ebenso zwiespäl-
tiges Spiel, wie es die IG Metall zur Zeit gegen uns 
betreibt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich war letzte Woche in einem Betrieb, der leichte 
Nutzkraftfahrzeuge herstellt und solche auch an die 
Bundeswehr verkauft. Als ich im Foyer wartete, lag 
dort die Zeitschrift der IG Metall aus, in der die Mit-
glieder aufgefordert wurden, gegen die Unionsabge-
ordneten vorzugehen, weil wir für Rüstungsexport 
seien. 

(Ströbele [GRÜNE]: Sind Sie ja auch!) 

Selbige leichte Kraftfahrzeuge werden als Rü-
stungsgüter definiert. Eine Etage höher wurde ich 
von der Geschäftsführung dringend gebeten 

(Zuruf von der CDU/CSU: Und dem Be

-

triebsrat!) 

— in Abstimmung mit dem Betriebsrat —, ja wei-
terhin Aufträge zu vermitteln, damit die Leute, 
nämlich die Mitglieder der IG Metall, Arbeit haben. 
Das ist doch ein so widersinniges, ein so unfaires, 

ein so unkorrektes Verhalten, daß man dies mit 
Worten gar nicht mehr richtig beschreiben kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

Wenn ich diese Zahlen hier als Ergebnisse vortra-
ge, muß man gleichzeitig bedenken, daß hier inten-
sive Beratungen auf Berichterstatterebene, auf 
Haushaltsausschußebene vorausgegangen sind, 
über alle Fraktionen hinweg. Diese Beratungen fan-
den zum größten Teil parallel zu Plenarsitzungen in 
diesem Saal statt. Während wir als Haushaltsaus-
schuß und auch andere Ausschüsse tagten, berich-
teten Journalisten unter dem Motto wie etwa die 
„Bild-Zeitung": Sind die Abgeordneten faul? Die 
„Welt am Sonntag" hat dieses Argument gegen uns 
aufgegriffen. Wenn man dem entgegenhielt, daß 
parallel zum Plenum Ausschußsitzungen stattfan-
den, hat die Presse darüber nicht berichtet. — Ich 
möchte den Mann, der da oben die Fernsehkamera 
zu schwenken hat, bitten: Schwenken Sie die Ka-
mera einmal auf die Pressetribüne. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Wo ist ein Journalist, wenn wir solch wichtige 
Dinge diskutieren? 

(Zuruf von den GRÜNEN: Wo sind denn 
Ihre Abgeordneten, die 200?) 

Nichts ist so vertraulich wie das, was in diesem Ple-
narsaal besprochen wird, wenn Journalisten Feier-
abend haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Ich meine, daß ich in dem Punkt in Ihrer aller 
Namen spreche. 

(Zuruf von den GRÜNEN: In meinem Na

-

men nicht!) 

Ich bitte jene Journalisten, denen ich jetzt Unrecht 
getan habe, um Verzeihung. Aber es muß einmal 
der Öffentlichkeit gesagt werden, daß viele Journa-
listen die Öffentlichkeit nicht richtig informieren, 
wenn sie verschweigen, daß parallel zu Plenarsit-
zungen auch Sitzungen der Ausschüsse stattfin-
den. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von den 
GRÜNEN: Schlimm genug!) 

Noch ein letztes: Die Bundeswehr ist ein äußerst 
wichtiger Auftraggeber. Sie vergibt rund 35 % ihres 
Finanzvolumens für Beschaffungen. Das ist in abso-
luten Zahlen ein Betrag von fast 18 Milliarden DM. 
Das muß man in seiner Auswirkung natürlich auch 
einmal richtig sehen. Ich möchte hier — auch in 
Abstimmung mit der Arbeitsgruppe Verteidigung 
— einige kritische Anmerkungen machen. 

Eine erste Anmerkung ist folgende: Unsere Flug-
zeugindustrie arbeitet bei vielen Projekten mit an-
deren Nationen zusammen. Der Airbus wird z. B. 
von uns gemeinsam mit Frankreich, mit Spanien, 
mit England hergestellt. Der Tornado wird von uns 
gemeinsam mit Italien und England hergestellt. 
Beim Kampfflugzeug der 90er Jahre pendelt sich 
eine ähnliche internationale Zusammenarbeit ein. 
Aber immer wieder stellt man fest: Die deutsche 
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Flugzeugindustrie steuert jenen Teil bei, der am 
wenigsten Technik erfordert, nämlich den Rumpf. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Ich möchte die deutsche Flugzeugindustrie auffor-
dern, 

(Ströbele [GRÜNE]: Sich herauszuhalten!) 

sich hier mehr der Herausforderung zu stellen. 
Denn daß dies so ist, geschieht teilweise auf Betrei-
ben derselben Industrie. Ich möchte den Verteidi-
gungsminister und den Wirtschaftsminister bitten, 
die Flugzeugindustrie hier zu höheren technischen 
Leistungen herauszufordern. 

Ein zweites: Meine Damen und Herren, vieles in 
der Beschaffung geht an der mittelständischen In-
dustrie bei uns in Deutschland vorbei. Man hat 
manchmal den Eindruck: Nichts kann modern ge-
nug sein, aber modern ist nur das, was aus Amerika 
kommt und was von einem Großkonzern dort gelie-
fert wird. 

(Ströbele [GRÜNE]: Außer dem Tempoli

-

mit!) 

Es wird oft übersehen, daß auch deutsche Firmen, 
ja daß mittelständische Firmen zumindest gleich

-

gute und preiswerte Produkte anbieten können, 
ohne daß sie aber die Chance haben, sich in der 
Konkurrenz zu bewähren. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Klejd

-

zinski [SPD]: Das stimmt doch gar nicht!) 

Verehrter Herr Verteidigungsminister — vielleicht 
mit Rückendeckung des Herrn Fraktionsführers, 
mit dem Sie gerade sprechen —, beziehen Sie bitte 
unsere mittelständische Industrie stärker in die 
Auftragsvergabe ein. 

(von Hammerstein [CDU/CSU]: Ganz rich

-

tig, Bernhard!) 

Ein dritter Punkt: Vorhin sind hier Firmenzu-
sammenschlüsse angesprochen worden, die sich 
auch in Baden-Württemberg vollziehen und in Bay-
ern vollzogen haben. Ich möchte den Verteidigungs-
minister bitten, dies unter einem ganz anderen Ge-
sichtspunkt, verehrter Herr Dr. Wörner, zu verfol-
gen. Es kann durchaus sein, daß durch solche Fir-
menzusammenschlüsse Rüstungsgüter nunmehr 
auch in Deutschland hergestellt werden können, die 
wir bisher im Ausland gekauft haben. Ich möchte 
Sie also bitten, hier in engem Kontakt mit den ent-
sprechenden Unternehmungen zu sein, damit wir 
die Ressourcen, die in der deutschen Industrie 
schlummern, in diesem Zusammenhang auch nut-
zen. 

(Ströbele [GRÜNE]: Deutschland eine Waf

-

fenschmiede, oder wie?) 

Ein vierter Punkt: Es ist nun einmal leider so, daß 
viele Waffen und Güter immer wieder für eine be-
stimmte Zeitspanne geliefert werden, daß aber ein 
Waffensystem mit dem letzten Tag der Ausliefe-
rung nicht kontinuierlich von der Nachfolgegenera-
tion abgelöst wird. Da z. B. die Auslieferung des 
Tornados 1988 endet, das Nachfolgeflugzeug aber 
erst Anfang der 90er Jahre bestellt wird, klafft eine 

Lücke bei der entsprechenden Industrie. Das kann 
für die einzelnen Unternehmungen gefährlich wer-
den. 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Wieviel zahlt 
denn die Firma Rheinmetall für Ihre Rede? 
— Ströbele [GRÜNE]: Sie sind ein Rü

-

stungslobbyist, ein Rüstungslobbyist sind 
Sie!) 

Ich bitte den Verteidigungsminister — denn ich bin 
sehr wohl für leistungsfähige deutsche Firmen —, 
hier darauf zu achten, daß Firmen durch solche 
Zeitlücken nicht Schwierigkeiten bekommen, die an 
ihre Existenz herangehen. Man kann solche Lücken 
auch durch Waffenexporte überbrücken. 

(Ströbele [GRÜNE]: Was zahlen die denn 
für eine solche Rede? — Weitere Zurufe 

von den GRÜNEN) 

Ich bin sehr dafür, daß der deutsche Verteidigungs-
minister im verbündeten Ausland für deutsche Pro-
dukte wirbt. — Wenn Sie hier demagogisch dazwi-
schenrufen — so darf ich e s wohl formulieren, ohne 
einen neuen Ordnungsruf zu bekommen —, dann 
möchte ich doch einmal feststellen: 

(Ströbele [GRÜNE]: Ja, Sie sind ein Lobby

-

ist!) 

Es ist richtig, daß man den Frieden mit Waffen 
gefährden kann. Aber man kann auch mit Waffen 

(Ströbele [GRÜNE]: Geschäfte machen!) 

den Frieden sichern. Ich bin sicher, daß die Russen 
heute nicht in Afghanistan stünden, wenn sich die 
Afghanen hätten wehren können. 

(Beifall bei der CDU/CSU — von Hammer

-

stein [CDU/CSU]: So ist es! Ganz ruhig 
sind sie da!) 

Ich möchte daran erinnern, daß wir unsere Freiheit 
einem System verdanken, das ich im Ernstfall auch 
verteidigen kann. — 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich bitte 
feststellen: Wir danken der Bundeswehr, den Solda-
ten aller militärischen Ränge und den Zivilbedien-
steten dafür, daß sie ehrlich, redlich und pflichtbe-
wußt ihren Dienst tun. Gott sei Dank sind wir dahin 
gekommen, daß die Bundeswehr Bestandteil unse-
rer Demokratie ist, daß sie nicht Staat im Staat ist. 

(Zuruf des Abg. Immer [Altenkirchen] 
[SPD]) 

Ich danke auch für die gute Zusammenarbeit mit 
den Kollegen im Verteidigungsausschuß und mit 
den Beamten auf der Hardthöhe. Es war eine 
fruchtbare Arbeit. 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Eine furcht

-

bare Arbeit!) 

Ich wünsche mir, daß es so weitergeht. 

Schönen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter 
Kleinert, ich werde Ihnen jetzt das Wort gemäß § 28 
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Abs. 2 letzter Satz unserer Geschäftsordnung ge-
ben. Ich mache Sie aber vorher darauf aufmerksam, 
daß dies nicht dazu führen kann, Ihnen unzulässige 
zusätzliche Redezeit zu verschaffen. Ich werde, 
Herr Abgeordneter, von meinem Recht gemäß § 37 
unserer Geschäftsordnung Gebrauch machen. 

Der Abgeordnete Kleinert (Marburg) hat das 
Wort. 

Kleinert (Marburg) (GRÜNE): Ich bedanke mich 
ausdrücklich, Herr Präsident, für den Hinweis und 
erlaube mir, an dieser Stelle anzufügen, daß wir die-
sen ganzen Umstand gar nicht benötigt hätten, 
wenn am Anfang die Geschäftsführer so konziliant 
gewesen wären, wie es in der Vergangenheit in sol-
chen Fällen immer gehandhabt worden ist. 

Ich ergreife an dieser Stelle als Berichterstatter 
zum Einzelplan 35 das Wort, um vor dem Plenum 
des Deutschen Bundestages einige Eindrücke dar-
zulegen, die aus meiner Sicht hier dargelegt werden 
müssen, Eindrücke, die sich mir bei dem Versuch, in 
diesem Bereich wenigstens einen Ansatz von parla-
mentarischer Kontrolle zu versuchen, aufgedrängt 
haben. 

(Zuruf der Abg. Frau Berger [Berlin] 
[CDU/CSU]) 

Es geht beim Einzelplan 35 um Kosten, die der 
bundesdeutsche Steuerzahler für die alliierten 
Truppen in der Bundesrepublik und West-Berlin zu 
zahlen hat. 

(Ströbele [GRÜNE]: So ist es!) 

Von besonderem Interesse dabei sind die Aufwen-
dungen für die alliierten Streitkräfte in West-Ber-
lin. Sie sind in Kapitel 35 02 enthalten. Vorgesehen 
sind für das Jahr 1986 Ausgaben in der stolzen Grö-
ßenordnung von knapp 1,4 Milliarden DM, 

(Ströbele [GRÜNE]: Hört! Hört!) 

wobei erneut eine beträchtliche Steigerungsrate 
von ca. 7,5% gegenüber dem Vorjahr vorgesehen ist, 
eine Steigerungsrate, die bei weitem über der Ge-
samtsteigerungsrate des Bundeshaushalts liegt. 
Diese 1,4 Milliarden DM sind in dem Haushaltsplan 
auf ganzen zwei Seiten veranschlagt und nur in 
wenige Einzeltitel mit Sammelbezeichnungen un-
tergliedert. Diese Sammelbezeichnungen erlauben 
so, wie sie da stehen, praktisch keinen näheren Auf-
schluß über die Verwendungszwecke der Mittel. Ich 
habe bereits 1984 darauf hingewiesen, daß über die 
Verwendung der Mittel seit Jahrzehnten keinerlei 
wirkliche parlamentarische Beratung stattgefun-
den hat und daß schon der Versuch, näheren Auf-
schluß darüber zu erhalten, was mit diesen Mitteln 
passiert, außerordentlich schwierig ist. Ich habe 
1984 bereits darauf hingewiesen, daß die Mittelan-
sätze de facto von den zuständigen alliierten Stellen 
festgesetzt werden und daß auch der Rechnungshof 
in diesem Bereich keinerlei wirkliche Kontroll-
rechte besitzt. 

1985 ist erstmals wenigstens im Ansatz der Ver-
such gemacht worden, im Parlament, d. h. im Haus-
haltsausschuß, diese Ansätze zu behandeln. Das 
kleine Stückchen größerer Transparenz, das dabei 
gewonnen wurde, hat allerdings nur folgenden 

Sachverhalt bestätigt: Über die Einstellung der 
Etatansätze bei den Besatzungskosten in West-Ber-
lin entscheiden letzten Endes nicht Vertreter oder 
Organe der Bundesrepublik Deutschland, sondern 
Vertreter ausländischer Staaten, und das Parla-
ment vollzieht hier nur geschäftsmäßig das nach, 
was alliierte Stellen an Bedarf anmelden. 

Das, was sie anmelden, ist nicht zu knapp. So 
zahlt der bundesdeutsche Steuerzahler auch noch 
die Hausangestellten, auf die jeder britische Offi-
zier in West-Berlin Anspruch erhebt. Das ist nach 
meinem Eindruck als Berichterstatter die faktische 
Situation. Souverän ist nach meinem Eindruck hin-
sichtlich dieses Teils des Haushaltsplans offenkun-
dig nicht das Parlament der Bundesrepublik 
Deutschland; souverän sind Vertreter fremder Staa-
ten, die im wesentlichen schalten und walten kön-
nen, wie sie wollen, und die sich offenkundig auch 
nicht gern in die Karten schauen lassen wollen und 
deshalb deutschen Stellen allenfalls Konsultations-
rechte zubilligen. Als dem Berichterstatter zum 
Einzelplan 35 mußte sich mir der Eindruck aufdrän-
gen, daß auch 40 Jahre nach Kriegsende die Souve-
ränität der Bundesrepublik Deutschland ihre Gren-
zen hat und daß es Bereiche gibt, wo diese auch im 
Haushaltsverfahren sehr deutlich spürbar werden. 
Als Berichterstatter glaube ich, daß hier endlich 
Konsequenzen gezogen werden müssen, wenn das 
Haushaltsverfahren mehr sein soll als ein demokra-
tisches Feigenblatt. 

Angesichts dieses Zustandes ist es mir als Be-
richterstatter absolut unverständlich gewesen, 
wieso Anträge der Fraktion DIE GRÜNEN und der 
SPD, die einen Rechtshilfesonderfonds für West

-

Berliner Bürger gerade wegen dieser Problematik 
gefordert haben, von der Mehrheit im Haushalts-
ausschuß abgelehnt worden sind. Dieser Sonder-
fonds würde West-Berliner Bürgern überhaupt erst 
die Chance einräumen, gegen Planungen und Vor-
haben der Alliierten, durch die sie sich in ihren 
Belangen verletzt sehen, den Rechtsweg einschla-
gen zu können, ohne dabei unermeßlichen finan-
ziellen Risiken ausgesetzt zu sein. In der gegenwär-
tigen Situation bleibt den West-Berlinern in solchen 
Fällen allenfalls die Möglichkeit, Appellationsin-
stanzen in den Ländern der Westalliierten anzuru-
fen. Dieser Zustand führt zu einer erheblichen Be-
nachteiligung West-Berliner Bürger gegenüber 
Bundesbürgern. 

Um dem abhelfen zu können, müßte man wenig-
stens kurzfristig einen solchen Rechtshilfefonds 
einrichten. Deswegen möchte ich Sie an dieser 
Stelle auffordern — es ist noch nicht zu spät, das 
auch zu tun —: Stimmen Sie dem entsprechenden 
Änderungsantrag, den die Fraktion der GRÜNEN 
vorgelegt hat, zu. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter, Sie 
überschreiten nunmehr aber eindeutig die Grenzen. 
Ihre Geschicklichkeit in Ehren. 

Kleinert  (Marburg) (GRÜNE): Das war notwen-
dig. 
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Ich bedanke mich, Herr Präsident. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Walther. 

Walther (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Herr Kollege Kleinert, ich muß schon sa-
gen, daß Sie die Großmut des Herrn Präsidenten 
durchaus ausgenutzt 

(Ströbele [GRÜNE]: Das war sehr ge
-schickt!) 

und sich mit einem Geschäftsordnungstrick zusätz-
liche Redezeit ergattert haben, 

(Widerspruch des Abg. Kleinert [Marburg] 
[GRÜNE]) 

die Sie sonst als Redner in der Debatte nicht be-
kommen hätten. Ich muß Ihnen schon sagen, Herr 
Kollege Kleinert: Fairneß setzt voraus, daß man 
nicht mit Geschäftsordnungstricks arbeitet. 

(Beifall bei der SPD — Ströbele [GRÜNE]: 
Aber das, was er gesagt hat, war sehr wich

-

tig!) 

Vizepräsident Cronenberg: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Kleinert (Marburg)? 

Walther (SPD): Ich muß fragen, ob das auf meine 
Redezeit angerechnet wird. 

Vizepräsident Cronenberg: Ich rechne das nicht 
auf die Redezeit an. 

Walther (SPD): Dann bitte schön, Herr Kollege 
Kleinert. 

Kleinert (Marburg) (GRÜNE): Herr Kollege Wal-
ther, sind Sie bereit, zur Kenntnis zu nehmen, daß 
die Art und Weise, in der ich diesen Sachverhalt 
angesprochen habe, identisch ist mit der Art und 
Weise, in der ich im letzten Jahr diesen Sachverhalt 
im Parlament darzulegen Gelegenheit hatte, und 
daß es im letzten Jahr durchaus möglich war, über 
dieses Verfahren auf allen Seiten des Hauses Ein-
verständnis zu erzielen, und, Herr Kollege Walther, 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter, 
Ihre Frage soll kurz und präzise sein. 

Kleinert (Marburg) (GRÜNE): ... sind Sie weiter-
hin bereit, zur Kenntnis zu nehmen, daß die Frak-
tion der GRÜNEN mit solchen Möglichkeiten bis-
lang außerordentlich sparsam umgegangen ist? 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter, 
kommen Sie jetzt bitte zum Schluß Ihrer Frage. 

Kleinert (Marburg) (GRÜNE): Ich bin fertig, Herr 
Präsident. 

Walther (SPD): Herr Präsident, wenn ich all die 
vielen Fragen, die der Kollege Kleinert unter will-
kürlicher Ausnutzung seines Fragerechts gestellt 
hat, beantworten wollte, hätte ich meine gesamte 
Redezeit beansprucht. Herr Kollege Kleinert, Sie  

haben Verständnis dafür, daß ich auf meine Bemer

-

kung verweise, die ich zu Beginn gemacht habe und 
von der ich nichts zurückzunehmen habe, auch 
nicht nach Ihrer komplizierten Fragestellung. 

(Beifall bei der SPD) 

Es trifft sich ganz gut, daß ich zum Einzelplan 35 
rede; nicht weil der Kollege Kleinert das Thema 
angeschnitten hat, sondern weil wir eigentlich auf 
den Verteidigungsminister gewartet hatten. Aber er 
hat sich bisher nicht zu Wort gemeldet. Deshalb 
muß jetzt, weil die Einzelpläne 14 und 35 in verbun-
dener Debatte behandelt werden — ich bitte, Herr 
Präsident, das in Zukunft zu ändern, wenn das im 
Ältestenrat durchzusetzen ist —, an dieser Stelle 
etwas zu dem Einzelplan 35 gesagt werden; denn 
zumindest in einem Teil ist in der Sache auch der 
Verteidigungsminister mit angesprochen. Für den 
Fall, daß er sich heute abend noch zu Wort meldet: 
Er kann darauf j a noch eingehen. Der Finanzmini-
ster, der an anderer Stelle angesprochen ist, ist ja 
durch seinen Parlamentarischen Staatssekretär 
auch ordnungsgemäß vertreten. 

Es ist in der Tat richtig, daß wir hier über den 
Einzelplan 35 schon seit vielen Jahren überhaupt 
nicht mehr gesprochen haben, daß wir über dieses 
Thema überhaupt nicht debattiert haben. Ich gebe 
zu, daß das eigentlich schon früher notwendig ge-
wesen wäre. Ich komme darauf zurück. Wir tun dies 
heute nicht deshalb — ich bin ganz sicher, daß wir 
da anderer Meinung sind, als sie der Kollege Klei-
nert vertritt —, weil wir eventuell irgendwelche sta-
tusrechtliche Regelungen in Frage stellen wollen. 
Niemand von uns will an den geltenden rechtlichen 
Vereinbarungen rütteln. Aber im Rahmen der vor-
gegebenen rechtlichen Regelungen ist es 40 Jahre 
nach Kriegsende an der Zeit, über manche Prakti-
ken zu reden, die nicht mehr den Verhältnissen 
unter befreundeten Ländern entsprechen. 

(Beifall bei der SPD) 

Einige Beispiele will ich hier nennen. 

Unsere amerikanischen Verbündeten benutzen 
eine Reihe von Truppenübungsplätzen, insonder-
heit Grafenwöhr, Hohenfels und, Herr Kollege 
Dregger, Wildflecken. Niemand will die Amerikaner 
von dort vertreiben. Aber was die in der Umgebung 
der Übungsplätze wohnenden Menschen zu Recht 
verlangen, ist eine drastische Verminderung des 
von den Übungsplätzen ausgehenden Lärms, der 
die Gesundheit nachhaltig beeinträchtigt. 

(Beifall bei der SPD) 

Die in der Umgebung der Übungsplätze wohnenden 
Menschen wissen um die wirtschaftlichen Vorteile 
der Plätze. Die Arbeitslosenquoten in der Oberpfalz 
oder, Herr Kollege Dregger, in der Röhn lägen noch 
erheblich höher als sowieso schon, gäbe es nicht die 
Arbeitsplätze bei den und durch die dort übenden 
Soldaten. Aber die Menschen sehen nicht ein, daß 
der Übungsbetrieb durch die amerikanischen Trup-
pen dort nicht in jenen Grenzen gehalten werden 
kann, wie sie von der Bundeswehr für selbstver-
ständlich gehalten werden. 

(Beifall bei der SPD) 
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Schieß- und zum Teil Bombenlärm rund um die 
Uhr und an 365 Tagen im Jahr, teilweise in ganz 
unmittelbarer Nähe bewohnter Ortsteile, sind nicht 
mehr länger hinnehmbar. 

(Beifall bei der SPD) 
Zusätzliche Belastungen z. B. aus der Staubent-
wicklung und Erosionsschäden verstärken berech-
tigterweise den Unmut. 
Ich erkenne an, daß die Bundesforstverwaltung 

in den letzten Jahren eine Menge getan hat, z. B. 
durch Anpflanzungen und andere Maßnahmen des 
Emissionsschutzes. Aber das reicht bei weitem 
nicht aus. Ich erkenne auch an, daß die amerikani-
schen Soldaten vor Ort gutwillig sind. Aber auch sie 
sind an das gebunden, was auf höherer Ebene be-
fohlen und vereinbart wird. 
Deshalb, Herr Bundesverteidigungsminister und 

alle anderen anwesenden Mitglieder der Bundesre-
gierung, fordern wir Sie auf, mit noch größerem 
Nachdruck als bisher mit den amerikanischen Ver-
bündeten dahin gehend zu verhandeln, daß die 
Inanspruchnahme der genannten Truppenübungs-
plätze so schnell wie möglich nur noch in jenem 
Umfange erfolgt, wie ihn die Bundeswehr ganz 
selbstverständlich praktiziert. 

(Beifall bei der SPD) 
Aber das wird vermutlich nicht ausreichen. Des-

halb muß die Bundesregierung dafür sorgen, daß 
den betroffenen Menschen durch aktive Schall-
schutzmaßnahmen, wie z. B. den Einbau lärmdäm-
mender Fenster, geholfen wird. Ich weiß, daß das 
Geld kostet. Herr Bundesfinanzminister, ich freue 
mich, daß ich Sie sehe. Ich sage noch einmal in Ihre 
Richtung, weil Ihre Beamten an der Stelle beson-
ders geizig sind: Ich weiß, daß das Geld kostet. Aber 
wer im Interesse der Sicherheit unseres Landes be-
sondere Opfer bringen muß, kann auch erwarten, 
daß der Staat ihm in besonderer Weise hilft. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter, der 
Herr Abgeordnete Klejdzinski möchte gern eine 
Zwischenfrage stellen. Sie gestatten das unter den 
genannten Bedingungen? 

Walther (SPD): Bitte schön, Herr Kollege Klejd-
zinski. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Kollege Walther, ist 
Ihnen bekannt, daß das, was Sie für die amerikani-
schen Truppen vorgetragen haben, auch auf Nieder-
sachsen zutrifft, insbesondere auf den Bereich Sol-
tau-Lüneburg, das heißt, daß die dort übenden briti-
schen Truppen in keiner Weise eine Sommerpause 
einhalten, daß sie unmittelbar bis an die Wohnbe-
bauung gehen? 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter 
Klejdzinski, ich würde Sie bitten, Ihre Frage kurz 
und präzise zu formulieren. 

Walther (SPD): Herr Kollege Klejdzinski, das, was 
Sie hier vortragen, ist mir bekannt. Ich wäre gleich 
darauf zurückgekommen. Aber weil Sie schon den 

Inhalt dessen, was ich sagen wollte, vorgetragen 
haben, füge ich hinzu: Auch in diese Richtung bitten 
wir die Bundesregierung, mit unseren britischen 
Verbündeten, den britischen Streitkräften zu ver-
handeln. 

(Zuruf von der SPD: Und die Holländer!) 

— Wenn es Holländer sind, gilt es auch in diese 
Richtung. 

Zweitens. Größere Manöver sind offenbar unver-
meidlich. Das führt auch zu Belastungen der Zivil-
bevölkerung. Deshalb müssen solche Manöver in 
einem einsichtigen Rahmen gehalten werden. Von 
der Bundeswehr, Herr Bundesminister, das will ich 
gerne sagen, kann man das im großen und ganzen 
auch behaupten. Bei unseren Alliierten sind da 
schon eher Zweifel angebracht. Was insbesondere 
die Manöver britischer Truppen angeht, so gibt es 
gute Gründe für die Annahme, daß diese sich gele-
gentlich eher als im Feindes- als im Freundesland 
befindlich betrachten. Die Rücksichtslosigkeit ge-
genüber der Zivilbevölkerung, gegenüber den Stra-
ßen und Wegen und sonstigen Infrastruktureinrich-
tungen führt zu berechtigter Verbitterung bei den 
betroffenen Menschen. Auch hier fordern wir die 
Bundesregierung zu entscheidenden Interventio-
nen auf, mit der Bitte, auch hier weiterzugeben, 
diese Streitkräfte möchten sich ein Beispiel an der 
Bundeswehr nehmen; denn überzogene Manöver-
schäden kosten des Steuerzahlers Geld in beiden 
Ländern, drüben und hier. 

Drittens. In Berlin nutzen die Alliierten ihre 
Rechte aus dem Besatzungsstatut nahezu grenzen-
los aus, was die Anforderungen an den Bundes-
haushalt angeht. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Was der Bundeshaushalt für den rechtlich eigent-
lich zuständigen Berliner Senat an horrenden Be-
trägen leisten muß, übersteigt gelegentlich die be-
rühmte Kuhhaut — und dies, ohne daß es eine Prü-
fungsmöglichkeit durch den Bundesrechnungshof 
gäbe. 

Der Kollege Kleinert hat ein paar Beispiele ge-
nannt; ich will sie noch einmal aufgreifen: Die Über-
nahme eines Teils der Besoldung der alliierten Sol-
daten oder der Kosten für das Hauspersonal briti-
scher Offiziere sind heutzutage Anachronismen, die 
nur unter Berufung auf die Haager Landkriegsord-
nung zu erklären sind. Aber, frage ich, darf das 40 
Jahre nach dem Krieg immer noch so gelten? 

Auch hier muß die Bundesregierung bzw. der 
Berliner Senat in Verhandlungen mit den alliierten 
Schutzmächten für Regelungen sorgen, die den 
Grundsätzen von Haushaltswahrheit, Haushalts-
klarheit und Rechnungskontrolle Rechnung tra-
gen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Soweit ich sehe, gibt es zu den von mir genannten 
Punkten in diesem Haus auch keinen Streit. Wir, 
die SPD und die Koalitionsfraktionen, haben die 
Absicht, in der dritten Lesung dazu eine gemein-
same Entschließung zu verabschieden. Aber die 
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Bundesregierung braucht, meinen wir, für ihre Ver-
handlungen dringend die Unterstützung durch das 
Parlament; 

(Beifall bei der SPD) 

denn z. B. hat der US-Kongreß einseitig die Zah-
lung von Grundsteuern an die betroffenen deut-
schen Gemeinden vor einigen Jahren verboten. Die 
Streitkräfte halten sich daran, wodurch den deut-
schen Gemeinden schon jetzt rund 50 Millionen DM 
an Einnahmen verlorengegangen sind. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Das ist ein Skan -dal, Eingriff in unser Hoheitsrecht!) 

— Ja. Auch dies sollte die Bundesregierung nicht 
hinnehmen. 

Zum Schluß, meine Damen und Herren, komme 
ich zu einem offenbar streitigen Punkt. Die West-
Berliner Bürger sind in ihren Beziehungen zu den 
alliierten Schutzmächten weitgehend rechtlos. 
Auch dieser Zustand ist 40 Jahre nach dem Krieg 
mehr als unbefriedigend. Wer den Versuch unter-
nehmen will, seine Rechte gegenüber den Alliierten 
wahrnehmen zu wollen, muß dies auf dem Umwege 
über Gerichte in London, Washington oder Paris 
versuchen. Der Versuch scheitert in der Regel 
schon an dem hohen Kostenrisiko, das sich bei 
solch weit entfernten Gerichten zwangsläufig ein-
stellt. 

(Zuruf von der SPD: So ist es!) 

Wenn es schon nicht gelingen sollte, im Wege frei-
williger Vereinbarungen — und das geht, wenn man 
will — West-Berliner Bürgern im Verhältnis zu den 
Alliierten vor deutschen Gerichten die in einem 
Rechtsstaat üblichen Rechte zuzugestehen, muß 
der Berliner Senat in die Lage versetzt werden, mit 
Geldmitteln des Bundes rechtsuchenden Berliner 
Bürgern Kostenhilfe zu leisten, damit diese ihre 
Anliegen vor Gerichten in den Hauptstädten der 
Alliierten vortragen und gegebenenfalls durchset-
zen können. Wir legen einen entsprechenden An-
trag vor. Von der Zweckbestimmung unseres Antra-
ges her — das wurde im Haushaltsausschuß von 
Ihnen als Besorgnis eingewandt — wird jedweder 
Mißbrauch ausgeschlossen. 

Meine Damen und Herren, wir appellieren an die 
Koalition, diesem Antrag zuzustimmen, damit dem 
Rechtsstaat auch im Verhältnis zwischen West-Ber-
liner Bürgern und den alliierten Schutzmächten 
eine Gasse geschlagen wird. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Dregger. 

Dr. Dregger (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Das Thema, das Herr Kollege 
Walther angeschnitten hat, betrifft nicht nur mei-
nen Wahlkreis, sondern viele Wahlkreise — aber 
eben auch meinen. Deswegen habe ich dieses 
Thema aufgegriffen, als jemand, der davon über-
zeugt ist, daß wir auf das Bündnis mit den Vereinig-
ten Staaten angewiesen sind, wenn wir uns mitten  

in Deutschland und mitten in Europa an der Grenze 
von Ost und West behaupten wollen — ich habe 
mich heute morgen dazu geäußert —, aber auch in 
der Überzeugung, daß die Amerikaner auf uns an-
gewiesen sind: 

(Beifall des Abg. Voigt [Frankfurt] [SPD]) 

Sie werden sich hier nur behaupten können, wenn 
wir an ihrer Seite stehen. Diese Interessenidentität 
ist die feste Grundlage unseres Bündnisses. 

Ich habe mit dieser Grundeinstellung die Sache 
mit dem amerikanischen Kommandierenden Gene-
ral erörtert. Ich habe sie auch mit dem amerikani-
schen Verteidigungsminister erörtert. Ich habe dem 
General gesagt: Sie sind als Sieger in dieses Land 
gekommen. Dann wurden Sie Besatzungsarmee. 
Jetzt sind Sie verbündete Armee. Ich habe Sie als 
unseren Verbündeten begrüßt. Jetzt wollen wir ein-
mal überlegen, wie diese Frage unter Verbündeten 
zu regeln ist. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Richtig!) 

Ich habe gemeint: Wenn die Bundeswehr in Kalifor-
nien schießt, dann wird sie sich nach kalifornischen 
Schießzeiten richten. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Das tut sie auch!) 

Wenn unsere amerikanischen Verbündeten in 
Deutschland schießen, dann erwarte ich, daß sie 
sich nach deutschen Schießzeiten richten. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD — Dr. Klejdzinski [SPD]: Das tun sie 

eben nicht) 

Meine Damen und Herren, das kann ein Verbünde-
ter der Amerikaner sagen. 

(Zuruf von der SPD: Hat das etwas gehol

-

fen?) 

Er findet dort auch Zustimmung und Sympathie. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Völlig richtig!) 

Ich kann hier dem Parlament mitteilen, daß die-
ses Prinzip, das ich eben angeschnitten habe, ak-
zeptiert ist. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Nicht bei den Bri

-

ten!) 

Das kehrt auch wieder in einem Halbsatz des Ent-
schließungsantrags ,,... zu erreichen, daß der 
Übungsbetrieb der alliierten Streitkräfte dem der 
Bundeswehr angepaßt wird". 

Das ist der Gedanke, der von mir als Abgeordne-
ter dieses Wahlkreises, aber auch als Vorsitzender 
der Fraktion der CDU/CSU in die deutsch-amerika-
nische Diskussion eingebracht worden ist. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Bitte auch in die 
deutsch-britische!) 

Vizepräsident Cronenberg: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Voigt? 

Dr. Dregger (CDU/CSU): Bitte schön, Herr Abge-
ordneter. 
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Voigt (Frankfurt) (SPD): Herr Dregger, sind Sie 
bereit, zur Kenntnis zu nehmen, daß wir in diesem 
Punkt — sowohl, was die Notwendigkeit betrifft, 
mit den Amerikanern im Bündnis zu bleiben, als 
auch, was die Selbstbehauptung deutscher Interes-
sen im Bündnis angeht — mit Ihnen übereinstim-
men und bereit sind, gemeinsam mit Ihnen auf die 
Amerikaner einzuwirken? 

Dr. Dregger (CDU/CSU): Ich freue mich, daß das 
der Fall ist. Ich nehme das gerne zur Kenntnis. 

Ich wollte noch einen zweiten Punkt nennen. 
Seitdem Herr Wörner Bundesverteidigungsmini-
ster ist und seitdem die CDU/CSU gemeinsam mit 
der FDP die Regierungsverantwortung trägt, sind 
meine Bemühungen um den Schießplatz in meinem 
Wahlkreis zum erstenmal auf Gehör und Erfolg ge-
stoßen. Erst seitdem ist es so, daß der Parlamentari-
sche Staatssekretär, Herr Würzbach, in kürzeren 
Abständen auf diesem Gelände erscheint und das 
Gespräch geführt hat. Erst seitdem das so ist, hat 
der deutsche Verteidigungsminister das zum Ge-
genstand seiner Bemühungen gemacht. Ich kann 
Ihnen noch mehr sagen: Diese Bemühungen stehen 
kurz vor ihrem Abschluß. Deswegen hatte ich den 
Kollegen Walther gebeten, dieses Thema heute gar 
nicht öffentlich zu erörtern. Er hat es auf die Tages-
ordnung gebracht. Es schadet auch gar nichts. Ich 
habe keine Bedenken. Wir können das natürlich 
annehmen. Es liegt ganz im Sinne der Bemühun-
gen, die vom Bundesverteidigungsminister und mir 
seit vielen Monaten laufen. Aber ich möchte mich 
auf diese Feststellungen beschränken. 

Machen wir das so als gute und treue Verbündete 
der Vereinigten Staaten von Amerika 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Und Großbritan

-

niens!) 

und im Interesse unserer Bevölkerung, die erwar-
ten kann, daß sie nicht deshalb schlechter behan-
delt wird, weil auf diesem Schießplatz nicht die 
Bundeswehr, sondern eine verbündete Armee 
schießt! Wenn wir darin übereinstimmen, wäre es 
großartig. 

Danke sehr. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Ströbele [GRÜNE]: Vielleicht sollten wir 

das Schießen überhaupt lassen!) 

Vizepräsident Cronenberg: Der Verteidigungsmini-
ster hat das Wort. 

Dr. Wörner, Bundesminister der Verteidigung: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren Kollegen! Zunächst einmal möchte ich das 
bestätigen, was eben der Fraktionsvorsitzende der 
CDU/CSU hier bekanntgegeben hat. 

(Frau Fuchs [Verl] [SPD]: Er predigt schon 
wieder!) 

Wir sind seit geraumer Zeit mit unseren amerikani-
schen und auch mit anderen Verbündeten im Ge-
spräch, um das zu erreichen, was unser aller Ziel 
ist: daß unsere Alliierten, Rechtsanspruch hin, 
Rechtsanspruch her, sich deutschen Schießge-
wohnheiten in der Bundesrepublik Deutschland an

-

passen mögen. Ich denke, daß uns eine Meinungs-
äußerung des Parlaments hierbei helfen kann. 

Lassen Sie mich nach der herzbewegenden Klage 
der Frau Traupe mit einem Problem beginnen, dem 
ich mich sehr gerne zuwende. Frau Traupe, Sie er-
wecken den Eindruck, als hätten wir während die-
ser drei Jahre die sozialen Probleme des Soldaten 
und der Truppe vernachlässigt. Das Gegenteil ist 
richtig, und Sie wissen das. 

(Frau Fuchs [Verl] [SPD]: Fragen Sie ein

-mal die Soldaten!) 

Lassen Sie mich einmal ein paar Fragen an Sie 
stellen: Wer hat dem Verwendungsstau über Jahre 
hinweg tatenlos gegenübergestanden und nichts ge-
tan? Das waren Sie, die Regierung der SPD. Wer 
hat den Dienstzeitausgleich, gerade auch für die 
kleinen Leute, für die Unteroffiziere, für die Mann-
schaften, gekürzt? Das waren Sie von der SPD. Wer 
hat den Unteroffizieren den Spitzendienstgrad ver-
sprochen, ihn ihnen aber nie wieder gegeben? Das 
waren Sie von der SPD. Wer hat 8 000 Stellen für 
Zeitsoldaten gekürzt? Das waren Sie von der SPD. 
Bei wem ging der Deutsche Bundeswehrverband 
auf die Straße und hat gegen die Vernachlässigung 
der sozialen Belange protestiert? Das war bei Ih-
nen, unter der Regierung der SPD. 

Jetzt kommen Sie hierher, stellen sich hin und 
sagen, wir hätten die sozialen Probleme vernachläs-
sigt. Da kann ich nur sagen: Hätten Sie das damals 
gesagt und Ihren damaligen Verteidigungsminister 
dazu gebracht, daß er gehandelt statt geredet hätte, 
bräuchten Sie sich heute nicht mehr hinzustellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Es ist den Soldaten nicht damit geholfen, 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Die Erblast haben 
Sie langsam bewältigt?) 

daß Sie das Herz für die Soldaten entdeckt haben, 
seitdem Sie in der Opposition sind. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: So etwas Blö

-

des!) 

Wir dagegen haben gehandelt. 

(Lachen bei der SPD) 

Wir haben in den drei Jahren die Personallage ein-
schneidend verbessert. Wir haben die Zahl der Län-
gerdienenden gesteigert; wir haben heute die beste 
Unteroffizierlage seit Bestehen der Bundeswehr. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Weil wir so viele 
Arbeitslose haben!) 

Wir haben das Problem des Verwendungsstaus bei 
allen Dienstgradgruppen — bei den Unteroffizieren, 
bei den Offizieren des militärfachlichen Dienstes, 
bei den Truppenoffizieren — angegangen. Wir ha-
ben in drei Jahren 3 000 Stellenhebungen durchge-
setzt. Ich bedanke mich hier auch bei dem Bundes-
finanzminister für sein Verständnis, das ihm bei 
dieser Lage der Bundesfinanzen nicht leichtgefal-
len ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 176. Sitzung. Bonn, Dienstag, den 26. November 1985 	13329 

Dr. Wörner 
Wir haben einen neuen Spitzendienstgrad für Un-

teroffiziere eingeführt. Wir haben das Reservisten-
konzept durchgreifend verbessert. Wichtige soziale 
Probleme sind in diesen drei Jahren gelöst worden. 
Der Dienstzeitausgleich wurde voll wiederherge-
stellt. Arbeitslose wurden mit Vorrang eingestellt. 
Es wurden die Zeiten der Übergänge für Zeitsolda-
ten ins Zivil- und Berufsleben entscheidend verbes-
sert. Die Statistik beweist unsere Erfolge. 

Wir haben die Nachhilfepauschale verdoppelt. 
Wir haben die zweite Familienheimfahrt für Tren-
nungsgeldempfänger durchgesetzt. Wir haben die 
Zahl der Ausbildungsplätze gesteigert. Wir haben 
zum erstenmal seit Jahrzehnten die Bekleidung der 
Soldaten durchgreifend verbessert. Wir haben den 
Wehrsold erhöht. Wir haben in diesen drei Jahren 
mehr für die sozialen Belange getan als Sie in 
einem Jahrzehnt zuvor. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Seit der Regierungsübernahme im Herbst 1982 
bestimmen im wesentlichen drei Aufgaben das 
Handeln des Bundesministers der Verteidigung: 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Er möchte geliebt 
werden und wird nicht geliebt! — Weiterer 

Zuruf von der SPD: Keiner will ihn!) 

erstens, den personellen Bestand der Bundeswehr 
im nächsten Jahrzehnt zu sichern, zweitens, die er-
kannten Schwächen unseres Verteidigungssystems 
abzubauen. Es gilt drittens, unsere konventionellen 
Abwehrmöglichkeiten unter verstärkter Ausnut-
zung moderner Technologie zu verbessern. Diese 
bis heute unveränderten Prioritäten waren auch be-
stimmend für die gesamtplanerische Bestandsauf-
nahme des vergangenen Jahres, waren bestimmend 
für den Bundeswehrplan 1986, mit dem wir eine im 
wahrsten Sinne des Wortes planlose Zeit beendet 
und unseren Verteidigungsanstrengungen eine 
klare Perspektive gegeben haben. 

(Frau Fuchs [Verl] [SPD]: Mit einem Kata

-

strophenplan!) 

— Ich greife das gerne auf. Ich habe Ihre Ausfüh-
rungen gelesen. Verehrte Frau Fuchs, Sie und Frau 
Kollegin Traupe müßten sich endlich auf Ihre Op-
positionsmelodie verständigen. Die eine sagt näm-
lich, ich hätte zuviel Geld im Etat, die andere sagt, 
ich hätte zuwenig Geld im Etat. Das gleiche sagte 
Herr Kollege Kolbow in der letzten Debatte. Wenn 
Sie sich einmal auf das geeinigt haben, was Sie mir 
vorwerfen wollen, dann kommen Sie wieder hier-
her; dann können wir uns ernsthaft darüber unter-
halten. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Klejd

-

zinski [SPD]: Man kann Ihnen ja soviel 
vorwerfen! Deswegen die unterschiedli

-

chen Meinungen!) 

Wir reden hier nicht über Glaubensbekenntnisse, 
sondern über Fakten. 

(Frau Fuchs [Verl] [SPD]: Fakten habe ich 
von Ihnen noch nie gehört!) 

Allen Unkenrufen der Opposition zum Trotz zeigt 
sich: Unsere Bundeswehrplanung ist in ihren 
Grundlinien und in ihrer Schwerpunktsetzung rich

-

tig und vernünftig. Sie beruht auch auf realisti-
schen Finanzannahmen. Trotz knappen Geldes und 
mit Hilfe konsequenter Sparsamkeit konnten wir 
sie Jahr um Jahr umsetzen. Das ist es ja, was Sie so 
aufregt und ärgert, daß wir unsere Schwerpunktset-
' zung durchgehalten haben, daß wir sie Jahr um 
Jahr umgesetzt haben. Und dabei sind wir flexibel 
genug, sie jedes Jahr neu zu überprüfen und neuen 
Entwicklungen anzupassen, so etwa, um den Bau 
zweier Fregatten vorzuziehen. Entscheidend dabei 
ist, daß wir nicht wieder in die Fehler der Vergan-
genheit zurückfallen, d. h., daß wir durch die Kon-
zentration auf den Bau von Großwaffensystemen 
nicht das Personal, den Menschen und die soge-
nannte Peripherie vernachlässigen. 

(Frau Fuchs [Verl] [SPD]: Für die Men

-

schen wird nichts getan!) 

Sie können sich darauf verlassen: Diesen Fehler 
machen wir nicht. 

Vizepräsident Cronenberg: Frau Abgeordnete 
Fuchs, Sie sollten nicht mehr zu reden versuchen 
als der Redner selber, bei allem Respekt vor Zwi-
schenrufen. 

Dr. Wörner, Bundesminister der Verteidigung: Der 
Haushalt weist nun nach den Kürzungen im Haus-
haltsplan noch eine Steigerungsrate von 2,4 % auf. 
Damit wird sein Volumen knapp stärker ansteigen 
als die Bundesausgaben insgesamt. Ich verhehle 
nicht, daß sich die Bundesregierung gewünscht hät-
te, den Ausgabenpiafond um 3,1 % zu erhöhen. Im 
Blick auf die kommenden Jahre sage ich ganz klar: 
Wir werden die Bundeswehr nur dann einsatzkräf-
tig halten können, wenn wir reale Steigerungsraten 
über die Jahre hindurch erhalten. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Und eine vernünf

-

tige Planung vorlegen!) 

Nur dann wird es möglich sein, das zu verwirkli-
chen, was bis jetzt noch das Ziel aller — mit Aus-
nahme der GRÜNEN — in diesem Hause ist, die 
konventionelle Verteidigungsfähigkeit der Bundes-
republik Deutschland zu steigern. 
Frau Traupe, Sie kommen hierher und legen uns 

Kürzungsanträge von zusätzlich 1,4 Milliarden auf 
den Tisch. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: 1,9 Milliarden!) 

Zum gleichen Zeitpunkt schreiben Sie in Ihr Par-
teiprogramm hinein, daß Sie sich um eine Steige-
rung der konventionellen Verteidigungsfähigkeit 
bemühen wollen. Das geht doch nicht zusammen. 
Ein ums andere Mal kann ich Ihnen nachweisen: 
Sie sind in Ihren Darlegungen nicht konsequent 
und damit auch nicht glaubwürdig. Deswegen sind 
Sie nicht berufen, uns zu kritisieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Widerspruch bei der SPD — Zuruf von der 

SPD: Müder Beifall!) 

Wir werden dank der erfolgreichen Finanzpolitik 
der Bundesregierung und der sehr mäßigen Preis-
entwicklung das Niveau der Verteidigungsaufwen-
dungen real zumindest halten können. Das NATO- 
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Ziel von 3 % werden wir nicht erreichen. Aber ich 
bin mit meinen Kollegen im Bündnis einig, daß 
diese Richtzahl nur einer von mehreren Bemes-
sungsfaktoren bei der Bewertung von Verteidi-
gungsleistungen sein kann. Die entscheidende 
Frage ist, wieviel Verteidigungskraft erreicht wird, 
also in welchem Maße es gelingt, vorhandene Res-
sourcen effektiv in Kampfkraft der Streitkräfte urn-
zusetzen. Hier brauchen wir uns wirklich nicht zu 
verstecken. Ein Blick auf die Schwerpunkte des 
Verteidigungshaushalts macht dies deutlich. 

Da ist zunächst einmal die Verbesserung der Per-
sonalsituation, der wir auch im Haushalt 1986 abso-
lute Priorität zumessen. Der Anteil der längerdie-
nenden Soldaten am Gesamtumfang wird auch 1986 
steigen, und zwar erneut um 2 500. Das heißt, wir 
haben jetzt in den Soll-Zahlen, in den Haushalts-
zahlen in drei Jahren 12 000 Längerdienende mehr 
als im Haushalt 82. Wir haben in Wirklichkeit 25 000 
Längerdienende in den Streitkräften mehr, als wir 
1982 hatten. Das ist eine stolze Erfolgsbilanz, die 
dazu dient, die Streitkräfte einsatzfähiger zu ma-
chen. 

(Beifall bei CDU/CSU und FDP) 

Wir haben erneut die Zahl der Wehrübungsplätze 
steigern können. Das heißt, daß wir im nächsten 
Jahr 200 000 Reserveübungen ermöglichen können. 

(Zuruf der Abg. Frau Traupe [SPD]) 

Das sind 15 000 mehr als in diesem Jahr. Das ist 
nicht populär. Wir werden in der Wirtschaft und bei 
unseren Soldaten für die höhere Zahl der Wehr-
übungen um Verständnis werben müssen. Aber es 
ist unabdingbar, wenn wir die Einsatzbereitschaft 
unserer Streitkräfte aufrechterhalten wollen. 

Besonders dankbar bin ich, daß es uns gelungen 
ist, weitere wirksame Schritte zum Abbau des Ver-
wendungsstaus, und zwar keineswegs nur bei Trup-
penoffizieren, sondern gerade bei Unteroffizieren 
und bei Offizieren des militärfachlichen Dienstes, 
im Haushalt unterzubringen. Ich schenke mir die 
Zahlen; sie sind bekannt. 

Das heißt, Ihrer Propaganda ist der Boden entzo-
gen — längst. Die Truppe hat es gemerkt. Es wird 
allerdings bei Ihrem mangelnden Kontakt zur 
Truppe noch Jahre dauern, bis sich das in der So-
zialdemokratischen Partei herumgesprochen hat. 

(Beifall bei CDU/CSU — Frau Fuchs [Verl] 
[SPD]: Diese Diffamierungen können Sie 
sich als Minister sparen! Fragen Sie doch 
mal die Soldaten, wer da hingeht! — Weite

-

rer Zuruf von der SPD: Sie haben über

-

haupt keinen Kontakt!) 

Sie zitieren pausenlos die Stimmung in der Truppe. 
Alles das, was Sie sagen, läßt mich erkennen, daß 
Ihr wirklicher Kontakt zur Truppe nicht ausrei-
chend ist, um die tatsächliche Situation dort beur-
teilen zu können. 

(Horn [SPD]: Niveauloser Mann! — Wei

-

tere Zurufe von der SPD) 

Ich möchte noch den Beitrag hervorheben, den 
die Bundeswehr zum Abbau der Jugendarbeitslo-
sigkeit leistet. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Sie sind ein geisti

-

ger Tiefflieger mit solchen Bemerkungen!) 

Wir haben in diesem Jahr weitere 1 035 Stellen für 
die Ausbildung in den verschiedendsten Berufen 
bereitgestellt, um dem Lehrstellenmangel abzuhel-
fen. Das heißt, die Bundeswehr stellt damit deutlich 
über 6 000 Ausbildungsstellen bereit. 

Wir haben die Zahl der Ausbildungsstellen in der 
Bundeswehr in drei Jahren verdoppelt. Auch auf 
diese Leistung, glaube ich, darf diese Regierungsko-
alition stolz sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Allerdings sind damit unsere Möglichkeiten fak-
tisch ausgeschöpft. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

Ein weiterer wichtiger Punkt sind die Ausbildung 
und die Übung. Wir haben angefangen, die Ausbil-
dung der militärischen Führer wieder auf die Pra-
xis des Dienstes und auf den Verteidigungsauftrag 
hin zu orientieren. Die Einschränkungen des 
Übungs- und Ausbildungsbetriebs der Bundeswehr 
sind beseitigt. Wir haben die Betriebsstoffvorräte 
auf das erforderliche Niveau gebracht und die Aus-
gaben für Truppenübungen kontinuierlich erhöht. 
Die für 1986 vorgesehenen Ansätze liegen um 40 % 
über den Mitteln des Jahres 1982. Das heißt, die 
Truppe kann üben; sie kann ihre Einsatzbereit-
schaft verbessern. 

Im investiven Bereich haben wir mit unserer Po-
litik der Forschungsförderung und ihrer Steigerung 
auch im Haushalt 1986 Ernst gemacht. Wir haben 
inzwischen die Ausgaben für Forschung seit 1983 
um über 50 % gesteigert. Das heißt, wir werden im-
stande sein, international konkurrenzfähig zu blei-
ben, nachdem Sie — unter Ihrer Verantwortung — 
die  Ausgaben für Forschung und Entwicklung auf 
einen Stand heruntergefahren hatten, der unter 
dem jeder vergleichbaren Industrienation lag — 
mit schweren Folgen für die Arbeitsplätze und die 
Konkurrenzfähigkeit unserer Industrie. Das haben 
wir repariert. 

(Zuruf der Abg. Frau Traupe [SPD]) 

Wir kommen bei den militärischen Beschaffun-
gen in diesem Jahr mit weniger Mitteln aus. Das 
hat einen ganz einfachen Grund: Der Höhepunkt 
des laufenden Generationswechsels ist überschrit-
ten. Für das fliegende Frühwarnsysteme AWACS 
fallen im nächsten Jahr keine Beschaffungskosten 
mehr an. Für Tornado und Panzer verringert sich 
der Bedarf um mehrere hundert Millionen DM. Das 
heißt, wir werden entsprechend unserer Bundes-
wehrplanung den gewonnenen finanziellen Spiel-
raum nutzen, um Nachholbedarf abzubauen, einige 
neue Vorhaben zu beginnen und um konsequent die 
Bekleidung der Soldaten weiter zu verbessern. Mu-
nitionsversorgung, Sanitätsgerät, Arzneimittel, 
ABC-Schutz — das sind einige der Schwerpunkte, 
die wir mit diesem Mittelansatz abdecken können. 

(Zuruf von der SPD) 
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Diese wenigen Beispiele verdeutlichen unsere Be-
mühungen, den Schutz der Soldaten zu verstärken 
und die Einsatzfähigkeit der Waffensysteme ent-
sprechend ihren militärischen und technischen 
Konzipierungen sicherzustellen. 

Jetzt komme ich auf den letzten Punkt in diesem 
Haushalt, den Sie angesprochen haben, Frau Kolle-
gin Traupe. Sie haben hier versucht, den Eindruck 
zu erwecken, als täten wir im militärischen Infra-
strukturbereich nicht genug. 

(Frau Traupe [SPD]: Richtig!) 

Mir brauchen Sie nicht zu erzählen, daß die Unter-
künfte der Soldaten da und dort noch nicht so sind, 
wie wir sie alle haben wollen. 

(Walther [SPD]: Was heißt hier „da und 
dort"?) 

Im übrigen ist das kein neuer Zustand. Auch da 
könnte ich fragen: Was haben Sie eigentlich in den 
13 Jahren getan, in denen Sie an der Regierung 
waren? 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Sie brauchen nur 
das umzusetzen, was Sie als Opposition ge

-

fordert haben!) 

Ich kann Ihnen nur eines sagen. Im Haushalt 1986 
sind 260 Millionen DM mehr vorgesehen als 1985. 
Das ist eine Steigerung um 12 %. Das ist die höchste 
Steigerungsrate des gesamten Einzelplans 14. Dar-
aus sehen Sie klar und eindeutig: Wir werden alles 
daransetzen, so schnell als möglich gerade die Un-
terkünfte unserer Soldaten zu verbessern. Wenn 
Sie dem zustimmen, dann kann es uns nur freuen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, die Bilanz unserer 
Sicherheitspolitik kann sich sehen lassen. Wir ha-
ben die Bundesrepublik wieder zu einem berechen-
baren und verläßlichen Partner der Allianz ge-
macht. 

(Frau Traupe [SPD]: Das waren wir im

-

mer!) 

Wir haben Vertrauen für die deutsche Sicherheits-
politik zurückgewonnen. Die Allianz ist gefestigt. 
Der Doppelbeschluß ist umgesetzt. Wir haben die 
Friedensdiskussion bestanden, nicht mit Ihrer Un-
terstützung, Herr Ehmke, sondern weil wir die 
Standfestigkeit bewiesen haben, die Ihnen abge-
gangen ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Bundesregierung und der Verteidigungsmini-
ster waren initiativ an wesentlichen strategischen 
Reformen des Bündnisses beteiligt, 

(Walther [SPD]: Herr Kießling war initia

-

tiv! — Ströbele [GRÜNE]: Auch noch stolz 
drauf, was?) 

so an der Verbesserung der konventionellen Vertei-
digung durch Infrastrukturmaßnahmen und das 
FOFA-Konzept, so an der Verminderung der Zahl 
der Nuklearwaffen und dem Abzug der Atomminen 
im Verfolg der Montebello-Entscheidung. Wir haben 
bahnbrechende Abkommen im Bereich der Zwei-
bahnstraße beschlossen, Roland/Patriot als Stich

-

wort. Wir haben der Zusammenarbeit mit Frank-
reich neue Impulse verliehen. Wir haben einen 
neuen Anlauf zu einer europäischen Verteidigung 
durch Aktivierung der Westeuropäischen Union un-
ternommen. 

(Gansel [SPD]: Daß ich nicht lache!) 

Der Bundeswehr haben wir, wie ich eben darge-
stellt habe, neue und wichtige Impulse gegeben. Wir 
haben den Anteil der Verteidigungsausgaben am 
Haushalt wieder nach oben gefahren und von 18% 
auf 19% gesteigert. Das heißt, wir haben die Vertei-
digungskraft der Bundesrepublik Deutschland ver-
bessert. 

(Ströbele [GRÜNE]: Es ist eine Katastro

-

phe!) 

Der Übungsbetrieb ist voll wiederhergestellt. Die 
Forschungsausgaben sind erheblich gesteigert wor-
den. Die Schwächen in unserer Verteidigungsstruk-
tur sind konsequent angegangen worden. Mit den 
Beschaffungsvorhaben Mars und Patriot wird die 
atomare Schwelle angehoben. Auch das ist ein Ziel, 
über das viel geredet wurde, das diese Bundesregie-
rung nunmehr umzusetzen beginnt. 

(Frau Fuchs [Verl] [SPD]: Dann können 
Sie die Atomwaffen ja wegnehmen!) 

Wir haben die Bundeswehrplanung in Ordnung 
gebracht und den Weg in die Zukunft program-
miert. Wir haben die Ausbildung verbessert und 
stark auf den Verteidigungsauftrag zugeschnitten. 
Nicht zuletzt haben wir das soldatische Berufsver-
ständnis gefestigt. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Durch den neuen 
Traditionserlaß, nicht?) 

— Ich komme gleich noch darauf. Sie warten auf 
die Antwort. Wir haben — ich wiederhole das, weil 
Sie das so besonders ärgert — das soldatische Be-
rufsverständnis gefestigt 

(Frau Fuchs [Verl] [SPD]: Und das Verhält

-

nis zu Generälen!) 

und werden dabei weiterfahren. 

Wir haben die Darstellung der Bundeswehr in der 
Öffentlichkeit verbessert und werden damit weiter-
fahren. Wir haben die Verbindung zwischen Bürger 
und Bundeswehr und Soldaten gekräftigt und wer-
den damit konsequent weiterfahren, mit der Unter-
stützung unserer Bevölkerung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Klejdzinski [SPD]: Herr Minister, kön

-

nen Sie einmal ein bißchen selbstkritisch 
sein? — Ströbele [GRÜNE]: Ein Militarist 

sind Sie!) 

Jetzt komme ich zur Antwort auf das, was Sie 
angeschnitten haben. Lieber Herr Gansel, hören Sie 
doch endlich auf, hier mit Unterstellungen aus ei-
nem Ihnen nicht bekannten ersten Arbeitsentwurf 
eines neuen Traditionserlasses oder neuer Richtli-
nien zu arbeiten, 

(Zuruf von der SPD: Wo ist er denn?) 
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eines Entwurfes, der schon längst wieder neu über-
arbeitet wird. 

(Lachen bei der SPD — Zurufe von der 
SPD) 

Diese Tatsache und die Art, wie Sie hier argumen-
tieren, lieber Herr Gansel, zeigen mir, wie richtig es 
war, so zu verfahren. Warten Sie ab, bis ich den Ent-
wurf vorlege, den ich nach außen zu vertreten ge-
willt bin; dann haben Sie das Recht, sich zustim-
mend oder kritisch dazu zu äußern. Dieses Recht 
haben Sie aber nicht bei einem Arbeitsentwurf, den 
Sie überhaupt nicht kennen, meine Damen und 
Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Cronenberg: Gestatten Sie dem Ab-
geordneten Gansel trotzdem eine Frage? 

Dr. Wörner, Bundesminister der Verteidigung: 
Bitte schön. 

Gansel (SPD): Herr Verteidigungsminister, stim-
men Sie mit mir darin überein, daß die Tradition 
der Bundeswehr für unsere nationale Identität, 
aber auch für die Kriegsverhütungsfunktion der 
Bundeswehr so wichtig ist, daß eine Neufassung der 
alten Richtlinien einer intensiven öffentlichen Dis-
kussion bedarf und daß deshalb der Umgang mit 
Geheimpapieren, die numeriert, wieder eingesam-
melt werden, über die Indiskretionen in die Öffent-
lichkeit dringen, die Anlaß zu Vermutungen und 
vielleicht auch zu Verdächtigungen geben, mit ei-
nem demokratischen Führungsstil in einer so wich-
tigen Frage nichts zu tun  hat?  

(Beifall bei der SPD) 

Dr. Wörner, Bundesminister der Verteidigung: Lie-
ber Herr Kollege Gansel, ich stimme Ihnen in zwei 
Punkten ausdrücklich zu. Einmal ist das Traditions-
verständnis der Bundeswehr nicht nur für die Bun-
deswehr, sondern für unseren ganzen Staat außer-
ordentlich wichtig. 

(Jungmann [SPD]: Auch für die Verbünde

-

ten! — Ströbele [GRÜNE]: Welche Tradi

-

tion?) 

Weil ich es wichtig nehme, weil ich weiß, wie ernst 
diese Sache ist, werde ich erst dann mit einem Ent-
wurf — das sagte ich, vielleicht hören Sie mir bitte 
zu — an die Öffentlichkeit gehen, wenn ich diesen 
Entwurf selbst für richtig und für so ausgereift hal-
te, daß er in die öffentliche Diskussion gebracht 
werden kann. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: So 
ist es!) 

Die zweite zustimmende Antwort zu Ihrer Be-
merkung ist die: Selbstverständlich wird so etwas 
nicht in der Geheimküche ausgekocht. Aber auch 
Sie würden, wären Sie in einem solchen Amt, erst 
dann in eine öffentliche Diskussion gehen, wenn 
Sie dieses eigenen Entwurfs hinreichend sicher wä-
ren, daß er Ihren eigenen Anforderungen gerecht 
wird. Die Zeit müssen Sie mir schon gönnen; ich 
werde entscheiden, wann ich den Entwurf fertig  

habe, den ich mir vorstelle. Dann können Sie sich 
gerne kritisch damit auseinandersetzen; aber Sie 
werden mich nicht zwingen können, überstürzt an 
die Öffentlichkeit zu gehen. Das Timing überlassen 
Sie bitte mir! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Klejdzinski [SPD]: Ein zweites Mal 
macht er es nicht! Bei Kießling hat er es 

getan!) 

Meine Damen und Herren, die Bundeswehr steht 
im 30. Jahr ihres Bestehens national wie internatio-
nal besser da als seit langem. Sie wird im Inland 
wie im Ausland gleichermaßen geachtet und aner-
kannt. Die für den Verteidigungshaushalt 1986 vor-
gesehene Finanzausstattung zeigt die unveränderte 
Entschlossenheit der Bundesregierung, auch unter 
schwierigen Haushaltsbedingungen die Kampfkraft 
und die Einsatzbereitschaft der Bundeswehr weiter 
zu verbessern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Jungmann. 

Jungmann (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Herr Minister, wenn Sie hier in Ihrer 
eigenen Art — ich würde sagen: pathetischen Art — 
vorgetragen und uns vorgeworfen haben, wir hätten 
keine Kontakte zur Truppe, dann möchte ich Sie 
einmal fragen, 

(Zuruf von der SPD: Der Minister sollte 
mal zuhören!) 

ob Sie das, was Sie in Bergen-Hohne, was Sie beim 
Wehrbeauftragten gemacht haben, als ich Sie beob-
achten konnte, als Kontakte zur Truppe bezeich-
nen? 

(Beifall bei der SPD) 

Dort werden ausgesuchte Wehrpflichtige vorge-
führt, die schön die Antworten geben, die Sie erwar-
ten. Wenn Sie Kontakte zur Truppe hätten, dann 
wüßten Sie über die Sorgen der Wehrpflichtigen 
und Soldaten Bescheid. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der SPD: 
Zuhören!) 

Lassen Sie mich, Herr Minister, noch einen Satz 
zum Traditionserlaß sagen: Warum ist denn die öf-
fentliche Diskussion entbrannt? Das ist so, weil Ihre 
erste Aufgabe war, als Sie ins Amt kamen, zu sagen: 
Der von Hans Apel als Verteidigungsminister stam-
mende Traditionserlaß wird sofort geändert. — Wir 
warten seit über drei Jahren auf die Änderung die-
ses Traditionserlasses. Es reicht nicht aus, Herr 
Kollege Friedmann und Herr Wörner, in Würde 
oder Würdigkeit das 30jährige Bestehen der Bun-
deswehr zu feiern. Man kann damit bestenfalls für 
eine Weile die Probleme überdecken, von denen die 
Menschen in der Bundeswehr betroffen sind. Es 
reicht nicht aus, Herr Minister, nur an das Wir

-

Gefühl in der Truppe zu appellieren, aber die be-
rechtigten Forderungen der Soldaten zur Verbesse-
rung ihrer personalen Lage zu ignorieren. 
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Wenn Sie hier behaupten, Herr Minister, wir hät-

ten in den 13 Jahren nichts getan, dann sage ich 
Ihnen: Die Zulage für Spitzendienstzeiten ist 1979 
eingeführt worden. Sie hat damals für Wehrpflich-
tige steuerfrei bei 56 DM im Monat gelegen, für 
Berufs- und Zeitsoldaten bei 90 DM. Sie beträgt 
heute keinen Pfennig mehr. Sie haben hier aber 
behauptet, Sie hätten diese Zulage erhöht. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Ich weiß nicht, wie Ihre Planung aussehen würde, 
Herr Minister, wenn die Soldaten all das, was Sie 
ihnen, als Sie noch in der Opposition waren, ver-
sprochen haben, einklagen könnten. Sie würden si-
cher den Haushalt auf den Kopf stellen. Dieser 
Haushalt ist tatsächlich eine Nagelprobe darauf, ob 
Ihre eigenen Ansprüche und Ziele hier verwirklicht 
werden. 

Sie haben der Kollegin Traupe und der Kollegin 
Fuchs vorgeworfen, sie sollten sich erst einmal dar-
über einig werden, was von uns gefordert wird. Es 
steht fest, daß Sie heute im Haushalt 1985 — das 
hat der Kollege Friedmann bestätigt — zuviel Geld 
gehabt haben, daß Sie eine halbe Milliarde DM 
nicht ausgegeben haben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Besser als umge

-

kehrt!) 

Wir behaupten, daß Sie für das nächste Jahr die 
Ansätze zu hoch gefahren haben, um sich Polster zu 
bilden, damit Sie an der Bundeswehrplanung vorbei 
Beschaffung durchführen können. 

Aber dann behaupten wir, daß Sie für die 90er 
Jahre — das ist der Punkt; das, was die Kollegin 
Traupe über zuviel Geld gesagt hat, gilt für heute — 
eine Beschaffungsplanung aufgelegt haben, die 
rund 250 Milliarden DM nach heutigem Preisstand 
umfaßt. 

Aber Sie haben offenbar den Blick für die Rah-
menbedingungen Ihrer Politik und das Gespür für 
die Probleme der Menschen in der Bundeswehr ver-
loren. Ihre Bundeswehrplanung würde Ende der 
90er Jahre mit der finanziellen Handlungsunfähig-
keit der Bundesregierung enden. 

Die große Herausforderung unserer Zeit sind die 
Arbeitslosigkeit, der Umweltschutz und der Hunger 
in der Welt. Eine Voraussetzung dafür, daß diese 
Überlebensprobleme gelöst werden können, ist die 
Überwindung des scheinbar unaufhaltsamen An-
stiegs der Rüstungsausgaben. Die Milliarden, die 
Sie heute verplanen, werden in den 90er Jahren für 
Soziales und Umweltschutz fehlen. Das, was die 
Bundeswehr nach außen verteidigen soll, steht 
dann vor einer inneren Zerreißprobe. 

(Beifall bei der SPD) 

Wer dies ignoriert und nicht schon heute beginnt, 
diese drängenden Fragen anzupacken, der hat seine 
Politik verfehlt. Wer gegen Massenarbeitslosigkeit 
nichts tut und nichts für Abrüstung tut, der hat den 
Anspruch darauf, zu regieren, verloren. 

Das, was diese Regierung geistig-moralische Er-
neuerung oder gar geistig-moralische Führung 
nennt, ist doch nichts anderes als ein Aneinander

-

reihen von Pannen. Das ist der mißglückte Versuch, 
mit den Rezepten der 50er Jahre die Probleme von 
heute zu lösen. 

Wer an der magischen Zahl der Präsenzstärke 
der Bundeswehr von 495 000 Mann festhält und da-
mit zeigt, wie wenig ernst er es mit der Rüstungs-
kontrolle und der Abrüstung im MBFR-Bereich 
meint, wer die Wehrpflicht auf 18 Monate verlän-
gern will und dafür sogar ernsthaft eine Verkür-
zung der Schulzeit fordert, wer aber heute nichts 
für ganze Generationen von Wehrpflichtigen tut, die 
aus der Arbeitslosigkeit zum Grundwehrdienst ein-
gezogen und aus der Bundeswehr in die Arbeitslo-
sigkeit entlassen werden, weil die Unternehmer das 
Arbeitsplatzschutzgesetz unterlaufen, wer also Tau-
sende von jungen Menschen in ihrer beruflichen 
Perspektivlosigkeit alleinläßt, die ihre Dienstzeit in 
der Bundeswehr und ihren Dienst am Staat abgelei-
stet haben, der darf sich nicht über Extremismus 
und zunehmende Ablehnung des Staates wundern. 

(Beifall bei der SPD) 

Es reicht nicht, meine Damen und Herren, 

(Vorsitz : Vizepräsident Westphal) 

wenn der Bundeskanzler in Bergen-Hohne ausge-
suchte Wehrpflichtige fragt, 

(Zuruf von der SPD: Der Bundesminister 
der Verteidigung hört nicht einmal zu!) 

woher sie denn kommen und ob sie einen Job ha-
ben, wenn sie aus der Bundeswehr entlassen wer-
den. Man braucht doch nur ein bißchen mehr in die 
Truppe hineinzuhören — und ich war vorige Woche 
bei drei Einheiten der Bundeswehr —, dann weiß 
man über die Motivation der Soldaten Bescheid. 

(Beifall bei der SPD) 

Man kann sich über die Situation in der Bundes-
wehr nicht dadurch hinwegtäuschen, daß man vom 
Sozialwissenschaftlichen Institut der Bundeswehr 
angefertigte Studien, die meine Aussagen belegen, 
in den Panzerschrank verbannt, Herr Wörner. 

(Beifall bei der SPD) 

Das ist Selbsttäuschung und wird dem Anspruch 
Ihrer Politik überhaupt nicht gerecht. Wer nichts 
für die Absicherung der arbeitslosen Zeitsoldaten 
tut, wer die Arbeitslosenversicherung für Zeitsolda-
ten auf dem Altar seiner eigenen Selbstgefälligkeit 
opfert, wer glaubt, nur zackig genug auftreten zu 
müssen, und meint, die Sorgen der Soldaten durch 
die Verdreifachung der öffentlichen Gelöbnisse 
überdecken zu können, der wird dem Anspruch an 
die Fürsorgepflicht, die dem Dienstherrn obliegt, 
nicht gerecht 

(Beifall bei der SPD) 

und zeigt, was von dem Anspruch, den er selbst 
gesetzt hat: „Der Mensch steht im Mittelpunkt der 
Politik", wirklich zu halten ist. 

Die Dienstzeitbelastung habe ich schon angespro-
chen. Deswegen brauche ich darauf nicht mehr ein-
zugehen. 

Die Fakten im Bereich der Rüstungsbeschaffung, 
die von Ihnen zum Teil verschleiert werden, müs- 
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sen hier auch einmal deutlich angesprochen wer-
den. Wenn Abgeordnete im Deutschen Bundestag 
Fragen zur Auslastung der Rüstungsindustrie stel-
len, antwortet das Verteidigungsministerium lapi-
dar: Dazu gibt es keine Statistiken. Gleichzeitig 
werden aber auf der Hardthöhe Planungen der 
Bundeswehr vorgenommen, wie die Auslastungs-
lücke nach dem Zulauf der Waffensysteme, die Ge-
org Leber bestellt hat, bis zur Beschaffung der 
neuen Waffensysteme geschlossen werden kann. 
Neben dieser Planung werden jetzt noch Beschaf-
fungsmaßnahmen in Höhe von rund 7 Milliarden 
DM in die Beratung mit einbezogen. Das sind 
40 MRCA, das sind zwei zusätzliche Fregatten, und 
das ist das ominöse Türkei-Geschäft, das der Kol-
lege Friedmann vorhin schon angesprochen hat. 
Wenn man sich dann die Fachpresse genau durch-
liest, dann weiß man, daß die Wunschliste der Rü-
stungsindustrie noch viel weiter geht. Wir werden 
jedes einzelne Projekt auf seine sicherheitspoliti-
sche Notwendigkeit hin prüfen 

(Beifall bei der SPD) 

und keines durchlassen, das nur Arbeitsbeschaf-
fungsprobleme in der Rüstungsindustrie lösen soll. 

Meine Damen und Herren, wir haben hier von 
Herrn Wörner über die Leistungsfähigkeit der Bun-
deswehr sehr viel gehört. Wir stimmen zu, daß die 
Soldaten in vielen Bereichen der Bundeswehr ihre 
Pflicht tun, und zwar über das normale Maß hinaus. 
Hier können wir uns natürlich dem Dank anschlie-
ßen, den der Kollege Friedmann den Familien der 
Bundeswehrsoldaten, den Zivilbediensteten und al-
len noch einmal ausgesprochen hat, die dazu beitra-
gen, daß die Bundeswehr ihre Einsatzfähigkeit er-
halten kann. 

Aber, Herr Wörner, wenn Sie glauben, daß Sie das 
Problem der Dienstzeitbelastung allein mit der Er-
höhung der Ansätze im Haushalt lösen können, 
dann werden Sie mit dieser Politik Schiffbruch er-
leiden. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir fordern Sie auf: Zeigen Sie den politischen Wil-
len, die Dienstzeit in der Bundeswehr auf ein ver-
tretbares Maß zu reduzieren, und verlangen Sie von 
der Bundeswehr nicht, daß sie immer noch mehr 
Aufgaben wahrnimmt, die überhaupt nicht zu ih-
rem Auftrag gehören. Treiben Sie die Bundeswehr 
nicht in eine Konfrontation zu der Bevölkerung, in 
eine Konfrontation, die die Bundeswehr nicht ver-
dient hat. 

Unsere Politik richtet sich nicht gegen die Solda-
ten der Bundeswehr. Unsere Politik richtet sich ge-
gen diese Bundesregierung und diesen Bundesver-
teidigungsminister, der sich hier am Pult mit frem-
den Federn geschmückt hat. 

Schönen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Wimmer (Neuss). 

(Große Unruhe) 

— Meine Damen und Herren, darf ich bitte um Auf-
merksamkeit für den Redner bitten. 

Wimmer (Neuss) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das, was 
der Kollege Jungmann hier am Schluß gesagt hat, 
nämlich daß sich die Politik der Sozialdemokraten 
nicht gegen die Soldaten richte, ist durch die Politik 
eben dieser Sozialdemokraten schlagend widerlegt 
worden, die wir in der Regierung haben ablösen 
müssen, damit die Sicherheit dieses Landes wieder 
auf eine bessere Basis gestellt werden konnte. 

(Lachen bei der SPD) 

Herr Kollege Jungmann, Sie haben von Problemen 
doch nur geredet. Sie haben in den letzten Jahren, 
als Sie verantwortlich waren, kein einziges Problem 
gelöst. 

(Zurufe von der SPD) 

Wir müssen doch nicht nur diesem Bundesverteidi-
gungsminister, sondern auch diesem Bundeskanz-
ler dafür dankbar sein, daß wir endlich mit der 
Rederei aufgehört haben. Wir haben gehandelt. Sie 
haben Probleme nur bequatscht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es ist doch nicht so, daß wir nicht wissen, daß es 
da und dort Probleme gibt. Wir wissen um die Pro-
bleme der Dienstzeitbelastung. Wir wissen um die 
Probleme der Arbeitslosigkeit. 

(Zuruf des Abg. Immer [Altenkirchen] 
[SPD]) 

Und wir sind auch entschieden dafür, etwas zu 
tun. 

(Zuruf des Abg. Jungmann [SPD]) 

Sie haben diese Probleme nur vor sich her getra-
gen, aber beklagen sich heute. Wir haben alle Pro-
bleme, die an uns herangetragen worden sind, sach-
gerecht beraten. Wir haben die Lösungen entschie-
den. Und wir werden das auch in Zukunft und auf 
Dauer tun — entgegen dem, was Sie diesem Land 
zumuten wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es gibt doch kein typischeres Beispiel als die Ver-
längerung der Wehrdienstdauer auf 18 Monate. Wer 
hat denn gesagt, daß in Anbetracht der Verteidi-
gungsprobleme dieses Landes die Wehrpflicht ver-
längert werden muß? .Das war doch Ihr Partei-
freund Hans Apel. Und wer sagt heute, daß er sich 
all den Konsequenzen verweigert? Das sind doch 
Sie und Ihre Fraktion. Jeder in diesem Land kann 
damit darüber entscheiden, wie zuverlässig die So-
zialdemokraten sind. Da ist eben nichts mehr vor-
handen, 

(Lachen bei der SPD) 

was die Sicherheit dieses Landes in die Hände der 
Sozialdemokraten auch nur im Ansatz legen lassen 
könnte. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Wimmer (Neuss) 
Sie sollten zumindest über drei Jahre ihr Gedächt-
nis behalten. 

(Zuruf des Abg. Jungmann [SPD]) 

Sie haben doch die Soldaten der Bundeswehr der 
Diffamierung anheimgegeben. Wir haben dazu bei-
getragen — das hat sich gerade bei der 30-Jahr-
Feier der Bundeswehr gezeigt —, daß es wieder ein 
Ehrendienst für dieses Land ist, Soldat in den 
Streitkräften zu sein, und daß wir eine Armee der 
Bürger für die Bürger sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es ist geradezu gespenstisch, wenn man den Kol-
legen Jungmann hier reden hört, als seien 495 000 
Mann eine Chimäre, die wir vor uns her tragen. 
Damit hängen existentiell für dieses Land die 
Frage der Vorneverteidigung und auch die Frage 
des deutschen Verteidigungsbeitrags zusammen. 

Wer dieses Land auf Dauer sichern will, wer dazu 
beitragen will, daß wir Herr unserer Entscheidun-
gen bleiben, der darf in diesem Land eines nicht 
tun: jemals Sozialdemokraten wählen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Lachen und Zurufe von der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren! Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über Einzel-
plan 14. 

Zuerst stimmen wir über die Änderungsanträge 
des Abgeordneten Kleinert (Marburg) und der 
Fraktion DIE GRÜNEN ab. 

Wer dem Änderungsantrag auf Drucksache 
10/4376 zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Wer ent-
hält sich der Stimme? — Der Änderungsantrag ist 
mit großer Mehrheit abgelehnt. 

Wer dem Änderungsantrag auf Drucksache 
10/4316 zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Wer ent-
hält sich der Stimme? — Auch dieser Änderungsan-
trag ist mit großer Mehrheit abgelehnt. 

Wer dem Änderungsantrag auf Drucksache 
10/4315 zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Enthal-
tungen? — Der Änderungsantrag ist mit großer 
Mehrheit abgelehnt. 

Wer dem Änderungsantrag auf Drucksache 
10/4377 zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Enthal-
tungen? — Mit großer Mehrheit ist der Änderungs-
antrag abgelehnt. 

Wer dem Änderungsantrag auf Drucksache 
10/4378 zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Enthal-
tungen? — Mit derselben Mehrheit abgelehnt. 

Wer dem Änderungsantrag auf Drucksache 
10/4379 zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Dieser Änderungsantrag ist mit derselben Mehr-
heit abgelehnt worden. 

Wir stimmen nunmehr über die Änderungsan-
träge der Fraktion der SPD auf den Drucksachen 
10/4338 und 10/4339 ab. 

Wer dem Änderungsantrag auf Drucksache 
10/4338 zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Dieser Änderungsantrag ist bei einer Reihe von 
Enthaltungen mit Mehrheit abgelehnt worden. 

Wer dem Änderungsantrag auf Drucksache 
10/4339 zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Dieser Änderungsantrag ist mit Mehrheit abge-
lehnt worden. 

Wir stimmen jetzt über den Einzelplan 14 ab. Die 
Fraktion DIE GRÜNEN verlangt gemäß § 52 unse-
rer Geschäftsordnung namentliche Abstimmung. 
Wer dem Einzelplan 14 Geschäftsbereich des 
Bundesministers der Verteidigung zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich, die Abstimmungskarte mit 
Ja, wer dagegen stimmt oder sich der Stimme ent-
halten will, den bitte ich, die entsprechende Abstim-
mungskarte in die vorne aufgestellten Urnen zu 
legen. 

Bevor ich die Abstimmung eröffne, darf ich dar-
auf aufmerksam machen, daß im Anschluß an diese 
namentliche Abstimmung weitere Abstimmungen 
stattfinden werden. Ich bitte daher, im Saal zu blei-
ben und nach Abgabe der Stimmkarte die Plätze 
wieder einzunehmen. 

Die namentliche Abstimmung ist eröffnet. 

Gibt es noch Abgeordnete, die an der Abstim-
mung teilzunehmen wünschen? — Dann bitte ich, 
das sofort zu tun. — Ich stelle fest, daß keiner der 
Abgeordneten mehr wünscht, an der Abstimmung 
teilzunehmen. Ich schließe die Abstimmung. Ich bit-
te, mit der Auszählung zu beginnen.*) 

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Ein-
zelplan 35, Verteidigungslasten im Zusammenhang 
mit dem Aufenthalt ausländischer Streitkräfte. 
Hierzu liegen auf den Drucksachen 10/4346 und 
10/4382 Änderungsanträge der Fraktion der SPD 
sowie des Abgeordneten Kleinert (Marburg) und 
der Fraktion DIE GRÜNEN vor. 

Wer dem Änderungsantrag der Fraktion der SPD 
auf Drucksache 10/4346 zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Wer stimmt dage-
gen? — Enthaltungen? — Dieser Antrag ist mit 
Mehrheit abgelehnt. 

Wer dem Änderungsantrag des Abgeordneten 
Kleinert (Marburg) und der Fraktion DIE GRÜNEN 
auf Drucksache 10/4382 zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Wer stimmt dage-
gen? — Enthaltungen? — Auch dieser Antrag ist 
mit Mehrheit abgelehnt. 

Wir stimmen jetzt über den Einzelplan 35 ab. Wer 
dem Einzelplan 35 — Verteidigungslasten im Zu-
sammenhang mit dem Aufenthalt ausländischer 
Streitkräfte — in der Ausschußfassung zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — 

*) Ergebnis der Abstimmung, Seite 13341 
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Vizepräsident Westphal 
Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Dieser 
Einzelplan ist mit Mehrheit bei einer Reihe von 
Enthaltungen angenommen. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Gegenstimmen!) 

— Ich bitte um Entschuldigung. Ich möchte gern, 
wenn Sie einverstanden sind, die Abstimmung wie-
derholen, weil mir das hier eben nicht klar gewesen 
ist. Zu dem Einzelplan 35 bitte ich diejenigen, die 
für diesen Einzelplan stimmen wollen, um das 
Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Enthal-
tungen? — Der Einzelplan ist mit Mehrheit gegen 
die Stimmen der Fraktion DIE GRÜNEN angenom-
men worden. 

Ich rufe auf: 

Einzelplan 23 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 
— Drucksachen 10/4168, 10/4180 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Esters 
Borchert 
Frau Seiler-Albring 
Suhr 

Hierzu liegen Änderungsanträge der Abgeordne-
ten Suhr, Volmer und die Fraktion DIE GRÜNEN 
auf den Drucksachen 10/4317 und 10/4318 vor. Im 
Ältestenrat ist für die Aussprache ein Beitrag von 
bis zu zehn Minuten für jede Fraktion vereinbart 
worden. — Ich sehe, Sie sind damit einverstanden. 

Wird das Wort zur Berichterstattung gewünscht? 
— Das ist nicht der Fall. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Ab-
geordnete Esters. 

Esters (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich setze voraus, daß wir in diesem Hause 
nicht erneut über die Ziele der Entwicklungspolitik 
streiten müssen. Der Deutsche Bundestag hat sich 
wiederholt zu seiner Mitverantwortung gegenüber 
den Ländern der Dritten Welt bekannt, und zu die-
ser Verantwortung stehen wir. 

Seit Amtsantritt des Ministers Warnke stagniert 
der reale Wert des Einzelplans 23. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Seine Steigerungsraten für die kommenden Jahre 
sind niedriger als der erwartete Anstieg des Brutto-
sozialprodukts. 

(Zuruf von der SPD: So ist es!) 

Der Anteil der öffentlichen Entwicklungshilfe am 
Bruttosozialprodukt soll nach der Finanzplanung 
der Bundesregierung von 0,45% in 1984 auf 0,39 % in 
1989 absinken. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Die Bundesregierung setzt damit ihre internatio-
nale Glaubwürdigkeit aufs Spiel. 

(Beifall bei der SPD) 

Wer statt Millionen-Projekten zukünftig Millionen 
von Projekten verwirklichen will, der muß sich dar- 

über im klaren sein, daß diese Aufgaben nicht ein 
Weniger an Leistungen, nicht ein Weniger an Fach-
kräften, nicht ein Weniger an staatlicher Planung, 
sondern, im Gegenteil, einen massiven Zuwachs an 
Personal, Kapital und Organisation, vor allem aber 
ein erhebliches Mehr an Solidarität auf unserer 
Seite erfordern. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn Sie den Entwicklungsländern im Rahmen des 
Politikdialogs nicht nur raten wollen, sich wie 
Münchhausen am eigenen Zopf aus dem Sumpf zu 
ziehen, dann müssen Sie auch die Konsequenzen 
Ihrer Politik nennen und sagen, wie sie aus dem 
Bundeshaushalt finanziert werden sollen. 

Es ist kein Geheimnis, daß der zuständige Bun-
desminister seine entwicklungspolitischen Einsich-
ten gegenüber dem Finanzminister nicht durchset-
zen kann. Am Ende der langen Schonzeit für Mini-
ster Warnke haben wir Anlaß, seine Leistungen und 
Bereitschaft, sich für das als richtig Erkannte auch 
persönlich einzusetzen, mit Sorge zu betrachten. 
Der Bundesminister für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit kann sich nicht auf das bequeme Verwalten 
einer zugeteilten Quote verlegen, wo die politische 
Gestaltung seines Haushalts gefordert ist. 

Wenn es richtig ist, daß bereits heute fast die 
Hälfte unserer Kapitalhilfe nicht mehr aus deut-
schen Steuergeldern, sondern aus den Rückzahlun-
gen der Entwicklungsländer für früher gewährte 
Kredite finanziert wird, wenn es ferner richtig ist, 
daß einige Entwicklungsländer — ich nenne nur die 
Türkei und Indonesien — heute mehr an uns zu-
rückzahlen müssen, als wir ihnen jährlich an Ent-
wicklungshilfe geben, dann müssen wir gegen die-
sen unerträglichen Zustand schleunigst etwas tun, 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

damit der Glaube an unsere internationale Solidari-
tät nicht gründlich zerstört wird. Es kann nicht an-
gehen, daß wir in steigendem Maße einem Kapital-
transfer aus Schwellen- und Entwicklungsländern 
tatenlos zusehen. Es kann nicht sein, daß z. B. die 
Türkei in 1986 eine Zusage von 130 Millionen DM 
erhält, gleichzeitig aber in 1986 an den Bundeshaus-
halt 129,4 Millionen DM an Tilgungsleistungen und 
73,5 Millionen DM an Zinsen abführt, 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Das darf 
doch nicht wahr sein!) 

oder daß Indonesien bei einer Zusage von 100 Mil-
lionen DM 60 Millionen DM für Tilgung und 
44,6 Millionen DM für Zinsen aufbringen muß und 
damit ebenfalls zum Nettozahler wird. 

Der Bundeshaushalt — dies geht in die Richtung 
des Finanzministers — ist keine Sparkasse, die sich 
auf Kosten der Entwicklungsländer schadlos halten 
kann; 

(Beifall bei der SPD) 

denn in 1985 bilden Rückzahlungen der Entwick-
lungsländer mit rund 1,2 Milliarden DM — mit ei-
ner 20%igen Sicherheitsmarge — nach den Bundes-
bankgewinnen in Höhe von 12,5 Milliarden DM und 
den Abführungen der Bundespost in Höhe von 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 176. Sitzung. Bonn, Dienstag, den 26. November 1985 	13337 

Esters 
4,7 Milliarden DM den drittgrößten Einnahmepo-
sten des Bundeshaushalts nach den Steuereinnah-
men. 

(Zuruf von der SPD: Unglaublich!) 

Dies ist, weiß Gott, keine gelungene Haushaltssa-
nierung, wenn sie auf Kosten von Ländern vorge-
nommen wird, die unter ihrer Schuldenlast zusam-
menzubrechen drohen. 

(Zuruf von der SPD: So ist es!) 

Aus den Erfahrungen der Weimarer Republik wis-
sen wir, wohin eine hartherzige Gläubigerhaltung 
führen kann. 

(Walther [SPD]: Richtig!) 

Wer Entwicklung, Demokratie und Frieden in der 
Dritten Welt fördern will, der darf nicht zulassen, 
daß Rückzahlungen — auch für fehlgeschlagene 
Projekte aus der Anfangszeit unserer Entwick-
lungsentwicklung — die nationalen Haushalte der 
Entwicklungsländer belasten, knappe Devisen ab-
gezogen werden und zur Unzeit die notwendigen 
Handlungsspielräume für wirtschaftliche Reformen 
eingeengt werden. 

(Dr. Holtz [SPD]: Sehr gut!) 

Die Bundesrepublik Deutschland, die ihren eige-
nen Wiederaufbau ganz wesentlich der Einsicht ih-
rer früheren Gläubiger verdankt, kann es sich nicht 
leisten, auf die Ergebnisse internationaler Schul-
denkonferenzen zu warten. Notwendig ist die natio-
nale Tat, die anderen ein befreiendes Beispiel gibt. 

(Beifall bei der SPD) 

Gefordert sind alle Demokraten, die auch ande-
ren Ländern den Weg zur freiheitlichen Demokratie 
ebnen wollen. Der Herr Bundeskanzler hat mit dem 
ihm eigenen Instinkt erkannt, was die Stunde ge-
schlagen hat. Wir hoffen, daß seine Gespräche vom 
Juli mit Ministerpräsident Özal zu konkreten Er-
gebnissen führen werden. Der türkische Vorschlag, 
einen revolvierenden Industrialisierungsfonds zu 
schaffen, aus dem Investitionen deutsch-türkischer 
Unternehmen gefördert werden können, weist ei-
nen vernünftigen Weg, das Rückzahlungsproblem 
in beiderseitigem Interesse zu lösen. Wir erwarten, 
daß dieser Vorschlag nicht durch die Uneinsichtig-
keit des Finanzministers blockiert wird. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Eine hervor

-

ragende Initiative ist das!) 

Durch die intensive Beratung dieses Problem-
kreises im Haushaltsausschuß soll erreicht werden, 
daß die entwicklungspolitische Zweckbindung alter 
Darlehen in vollem Umfang erhalten bleibt. Als ge-
eignete Maßnahmen kommen sowohl die Bildung 
eines deutschen Entwicklungsfonds bei der Kredit-
anstalt für Wiederaufbau als auch die Schaffung 
nationaler revolvierender Entwicklungsfonds in ge-
eigneten Entwicklungsländern in Betracht, die aus 
Rückflüssen der bilateralen finanziellen Zusam-
menarbeit gespeist werden und an deren Finanzie-
rung sich die Länder selbst in angemessenem Um-
fang beteiligen. 

Wir erwarten, daß durch diese Maßnahmen zu-
sätzliche Wachstumsimpulse sowohl bei uns als 
auch in den Entwicklungsländern ausgelöst wer-
den. Diese Impulse sind dringend nötig, und zwar 
aus einem zusätzlichen Grund. Ein Blick auf die 
Statistik der deutschen Privatinvestitionen zeigt 
ein niederschmetterndes Bild. Während der Anteil 
dieser Investitionen bis 1980 bei rund 26 % aller 
deutschen Auslandsinvestitionen gelegen hat, ist er 
1984 auf 15 % gesunken. 

Aber auch auf personellem Gebiet wird es immer 
schwieriger. Es fehlen genügend Fachkräfte. Daher 
sind wir auch auf die Zusammenarbeit mit den 
Bundesländern und den Kommunen angewiesen. 
Wir kennen inzwischen Beispiele guter kommuna-
ler Partnerschaften und erwarten, daß deutsche 
kommunale Betriebe in die Vorbereitung und Be-
treuung von Infrastruktur- und Versorgungsein-
richtungen verstärkt einbezogen werden, die aus 
deutscher finanzieller Zusammenarbeit finanziert 
werden. Wir versprechen uns von solchen Partner-
schaften eine erhebliche Verbesserung der Qualität 
unserer Entwicklungspolitik. 

So brüchig auch manche Gemeinsamkeiten in 
diesem Bereich geworden sind, so haben wir doch 
bei den Beratungen im Haushaltsausschuß großen 
Wert darauf gelegt, daß ein breiter Grundkonsens 
in der Entwicklungspolitik erhalten geblieben ist. 
Den besonderen Dank an meine Kollegen Mitbe-
richterstatter aller Fraktionen für ihre intensive 
und verständnisvolle Zusammenarbeit möchte ich 
in folgende Worte kleiden: Was wir tun können, ist 
wenig genug; unsere Pflicht ist — das geht an den 
Finanzminister —, 

(Walther [SPD]: Wo ist er denn? — Wieczo

-

rek [Duisburg] [SPD]: Ist der Kerl schon 
wieder nicht da?) 

die zu überwinden, denen selbst das zuviel ist. Wer 
sich ansieht, in wie starkem Maße nach der Finanz-
planung der Bereich der Entwicklungspolitik von 
der Bundesregierung benachteiligt wird, der wird 
verstehen, daß wir aus diesem Grunde dem Einzel-
plan 23 nicht zustimmen können. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Borchert. 

Borchert (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Bevor ich zu einigen 
Punkten des Einzelplans 23 Stellung nehme, darf 
ich mit Freude feststellen, Herr Kollege Esters, daß 
auch in diesem Jahr die Zuwachsrate des Einzel-
plans 23 mit 2,6 % 

(Dr. Holtz [SPD]: Unter der des Verteidi

-

gungsetats liegt!) 

erheblich über der durchschnittlichen Zuwachsrate 
des Bundeshaushalts von 2,2 % liegt. Wenn Sie be-
klagen, daß die Zuwachsrate nicht deutlicher ausge-
fallen ist, dann muß ich sagen: Auch dieser Einzel- 
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plan trägt natürlich an der Hypothek, die Sie uns 
überlassen haben. 

(Walther [SPD]: Das glauben Sie doch sel

-

ber nicht!) 
Herr Kollege Walther, auf Grund der Finanzpolitik 
der zurückliegenden Jahre zahlen wir im nächsten 
Haushalt 30 Milliarden DM Zinsen. Das ist so viel, 
wie die Einzelpläne 06, 10, 23, 25 und 30 zusammen 
ausmachen. Wenn wir diese Belastung nicht hätten, 
wäre es natürlich sehr viel einfacher, auch im Ein-
zelplan 23 deutlichere Zuwachsraten zu ermögli-
chen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Walther? 

Borchert (CDU/CSU): Herr Kollege Walther, bei 
der knappen Zeit bitte ich um Verständnis dafür, 
daß ich gern fortfahren möchte. 

(Zuruf von der SPD: Es wird Ihnen ja nicht 
angerechnet!) 

Vizepräsident Westphal: Sie wissen, daß das nicht 
auf die Zeit angerechnet zu werden braucht. 

Borchert (CDU/CSU): Dann selbstverständlich 
gerne, Herr Kollege. 

Walther (SPD): Herr Kollege Borchert, da Sie lie-
benswürdigerweise auf die Gesamtsumme der aus 
dem Bundeshaushalt zu zahlenden Zinsen hinge-
wiesen haben, frage ich Sie, ob Sie in der Lage sind, 
dem staunenden Haus mitzuteilen, wie viele dieser 
Zinsen auf die Schulden entfallen, die Herr Stolten-
berg gemacht hat? 

Borchert (CDU/CSU): Herr Kollege, auch Sie wis-
sen natürlich, bei welcher Nettokreditaufnahme wir 
1982 die Regierungsverantwortung übernommen 
haben und in welchem Umfang wir die Neuver-
schuldung zurückgeführt haben. Es ist selbstver-
ständlich, daß auch in diesen Jahren auf Grund der 
Kreditaufnahme Zinsen anfallen; nur tragen wir 
auch mit der langsamen Rückführung der Neuver-
schuldung die Hypothek ab, die Sie uns überlassen 
haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Herr Kollege, es geht jetzt um eine konsequente 
Fortsetzung der Politik der Haushaltskonsolidie-
rung! 

Mit dem überdurchschnittlichen Anstieg der Aus-
gaben für die Entwicklungspolitik in diesem Haus-
halt dokumentiert die Bundesregierung den hohen 
Stellenwert, den sie der Förderung der wirtschaftli-
chen Zusammenarbeit zukommen läßt, und sie ver-
deutlicht damit die Priorität der Aufgaben der Ent-
wicklungshilfe und der Entwicklungspolitik. 
Etwa 40 % der Mittel in diesem Bereich entfallen 

auf die bilaterale finanzielle Zusammenarbeit. Die 
finanzielle Zusammenarbeit ist dem Volumen nach 
das bedeutendste Instrument der entwicklungspoli-

tischen Arbeit und wird — darauf hat der Kollege 
Esters hingewiesen — überwiegend in Form rück-
zahlbarer Darlehen gewährt. Für die Entwicklungs-
politik der Bundesregierung bedeuten die weiter zu-
nehmenden Rückzahlungen aus den Entwicklungs-
ländern, daß die Nettoleistung der öffentlichen Ent-
wicklungshilfe nur dann zu steigern oder auch nur 
auf ihrer jetzigen Höhe zu halten ist, wenn die Stei-
gerungsrate der Mittel für Entwicklungspolitik weit 
über dem Durchschnitt des Bundeshaushalts liegt. 
Ich stimme dem Kollegen Esters darin zu, daß wir 
daher rechtzeitig darüber nachdenken müssen, wie 
wir die Mittel aus Rückzahlungen von Krediten der 
finanziellen Zusammenarbeit entwicklungspoli-
tisch wieder nutzbar machen, um eben zu verhin-
dern, daß die Nettoleistung der Entwicklungshilfe 
in den nächsten Jahren absinkt. Ob die Einrichtung 
eines Sonderfonds bei der Kreditanstalt für Wieder-
aufbau die richtige Lösung ist oder ob es bessere 
Alternativen gibt, bedarf sicher noch einer sorgfälti-
gen Diskussion. 

Problematisch aber erscheint mir der Vorschlag, 
länderspezifische bilaterale Sonderfonds zu schaf-
fen, bei denen die Rückflüsse den zahlenden Län-
dern ja wieder zufließen. Dieses Vorgehen würde 
den Entscheidungsspielraum unserer Entwick-
lungspolitik bei der Mittelverwendung erheblich 
einschränken und kann auch dazu führen, daß sich 
die Ungleichgewichte unter den Entwicklungslän-
dern weiter verstärken, weil möglicherweise weni-
ger Mittel zur Hilfe für die Ärmsten der Armen zur 
Verfügung stehen und ein immer größerer Teil der 
Mittel für Schwellenländer oder besser entwickelte 
Länder zur Verfügung steht. 

(Dr. Pinger [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Die schwierige Problematik der Rückflüsse läßt 
sich in der begrenzten Zeit, die im Rahmen der 
Haushaltsbedatte zur Verfügung steht, sicher nicht 
in der notwendigen Differenzierung diskutieren. 
Ich bin daher der Ansicht, daß dieses Problem un-
abhängig von den Haushaltsberatungen in einer 
Grundsatzdebatte diskutiert werden muß, um die 
entwicklungspolitischen, aber auch die haushalts-
rechtlichen Fragen der unterschiedlichen Lösungs-
vorschläge sorgfältig abwägen zu können. 

Mit dem Haushalt 1986 setzt die Bundesregierung 
in der Entwicklungspolitik, setzt der Bundesmini-
ster in der Entwicklungspolitik die inhaltliche 
Schwerpunktbildung fort. Dieser Etat wird nicht be-
quem verwaltet, sondern hier werden neue Schwer-
punkte gesetzt. 

(Zurufe von der SPD: Wo?) 

In der technischen und in der finanziellen Zusam-
menarbeit steigt der Anteil der Mittel für die inte-
grierte ländliche Entwicklung und für Maßnahmen 
zur Deckung der Grundbedürfnisse. 

(Zuruf von der SPD: In der Theorie!) 

— Von 50 % zu Ihrer Zeit auf über 70 % im Haushalt 
1986, also nicht in der Theorie. 

Die Konzentration der Mittel ermöglicht eine ver-
stärkte Förderung integrierter Programme zur 
ländlichen Entwicklung, durch Maßnahmen zur Er- 
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nährungssicherung aus eigener Kraft, durch eine 
Unterstützung der kleinbäuerlichen Landwirtschaft 
und den Aufbau handwerklicher und kleingewerbli-
cher Produktionsbetriebe sowie durch Maßnahmen 
im Gesundheits- und Bildungswesen. 

Die Erfahrung mit bevölkerungsorientierten Pro-
jekten der integrierten ländlichen Entwicklung 
zeigt, daß es sich dabei um ausgesprochene Lang-
zeitprojekte mit einer langen Anlaufphase handelt. 
Eine vorschnelle Projektübergabe hat in der Ver-
gangenheit zum Entstehen vieler Ruinen beigetra-
gen. Es ist eine Illusion, zu glauben, mit der schnel-
len Projektübergabe an den Partner, meistens an 
den Staat, sei ein weiteres störungsfreies Funktio-
nieren gewährleistet. Daher ist genauso wichtig wie 
die Diskussion über die Höhe der Mittel der Ent-
wicklungspolitik und über die internationalen Ver-
gleichszahlen die Diskussion über den Erfolg unse-
rer Projekte. Wie viele Arbeitsplätze wurden neu 
geschaffen? 

(Ströbele [GRÜNE]: Wieviel ist zurückge

-

flossen in die Bundesrepublik?) 

Wie hat sich das Einkommen der Kleinbauern er-
höht? 

(Ströbele [GRÜNE]: Wieviel davon ging an 
die deutsche Industrie?) 

Wie wurden die Arbeitsbedingungen der Frauen er-
leichtert? Ich bitte Sie, auch die GRÜNEN, bei ih-
rem nächsten Prozentvergleich dies mit zu beach-
ten. 

Ich meine, es kommt darauf an, wirksame Part-
nerstrukturen, und zwar dezentralisiert, aufzu-
bauen, Selbsthilfeaktivitäten und Eigeninitiativen 
zu unterstützen. Das geht nicht allein durch hohe 
Geldzuweisungen, sondern durch einen personalin-
tensiven und partnerschaftlichen Ansatz. Hier wird 
mehr Personal für mehr Kleinprojekte nötig sein. 

(Volmer [GRÜNE]: Sagen Sie das mal dem 
Minister!) 

In diesem Zusammenhang stellt sich die Frage, 
ob die Durchführungsorganisationen der Entwick-
lungspolitik in der Lage sind, den Anforderungen, 
die daraus entstehen, gerecht zu werden. Wir haben 
daher im Haushaltsausschuß für zwei wichtige 
Durchführungsorganisationen, die DEG und die 
GTZ, eine Organisationsuntersuchung durch einen 
unabhängigen Unternehmensberater beschlossen 
und einen Teil der Haushaltsmittel bis zur Vergabe 
des Prüfungsauftrages qualifiziert gesperrt. Der Be-
schluß richtet sich nicht gegen die bisherige Arbeit 
der Institutionen, gegen die Geschäftsführung oder 
die Mitarbeiter der beiden Gesellschaften. Ange-
sichts des weltweiten Wandels der Entwicklungspo-
litik in den letzten zehn Jahren sollte eine derartige 
Analyse vielmehr für alle Beteiligten ein selbstver-
ständliches Mittel zur Überprüfung und Steigerung 
der Effizienz der entwicklungspolitischen Arbeit 
sein. 

(Ströbele [GRÜNE]: Effizient für wen?) 

In den Industrie- und in den Entwicklungslän-
dern ist ein Prozeß des Umdenkens nötig, um die 
Wirksamkeit der entwicklungspolitischen Zusam-

menarbeit zu erhöhen. Wollen wir Fortschritte auf 
dem Weg einer wirksamen Zusammenarbeit erzie-
len, dann müssen wir die Strukturen und Instru-
mente unserer Entwicklungshilfe überprüfen, um 
flexibel auf neue Anforderungen reagieren zu kön-
nen. Ich hoffe, daß wir auch bei den Beratungen der 
nächsten Jahre den breiten Grundkonsens, den wir 
in diesen Fragen im Haushaltsausschuß hatten, er-
halten können. Um den Entwicklungsländern bei 
ihren notwendigen Reformen helfen zu können, 
brauchen wir diesen Grundkonsens. Wir brauchen 
dabei Realitätssinn und Pragmatismus statt Ideolo-
gie und Weltverbesserungsträumerei. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Volmer. 

Volmer (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Lassen Sie mich kurz sechs Punkte 
anführen, weshalb man den Einzelplan 23 ablehnen 
muß. 

Erstens: das Frauenproblem. In der entwick-
lungspolitischen Debatte hat sich mittlerweile her-
umgesprochen, daß die Frauen in besonderem Aus-
maße von der Verelendung der Dritten Welt betrof-
fen sind. Das bezieht sich genauso auf die Proble-
matik des Hungers wie auf die Problematik der 
Verschuldung. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Richtig!) 

Deshalb hat der AWZ auf unseren Antrag hin ange-
regt, daß beim BMZ ein Frauenreferat eingerichtet 
wird. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Leider hat der Haushaltsausschuß diesen einmüti-
gen Beschluß wieder revidiert. Das Referat wird 
nicht eingeführt. Wir legen diesen Antrag heute 
wieder vor, und wir hoffen, daß sich das Plenum auf 
die Seite des Ausschusses für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit schlägt und den Haushältern in die-
sem Punkte eine Abfuhr erteilt. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Die Haushälter sind nicht so sensibel für entwick-
lungspolitische Fragen, wie uns das Herr Esters 
vorhin zu erklären versucht hat. 

Zweiter Punkt: Entschuldungsprogramme. Wir 
haben auch bei den Haushaltsberatungen den Vor-
schlag gemacht, den Ländern südlich der Sahara 
und den ärmsten Ländern die Schulden zu erlas-
sen. 

(Dr. Pinger [CDU/CSU]: Die sind doch 
schon erlassen!) 

Dieser Antrag wurde im Ausschuß abgelehnt. 

Jetzt legt die SPD in dritter Lesung einen Ent-
schließungsantrag vor, den ich für absolut unseriös 
halte. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Das müßt ihr 
gerade sagen!) 
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Die in dem Antrag gegebene Begründung ist abso-
lut sinnlos, denn dort werden die weitere Integra-
tion in den Weltmarkt und weiteres Wachstum als 
Ausweg aus der Misere gefordert. Es wird also ge-
nau das als Ausweg vorgeschlagen, was unseres Er-
achtens Ursache der Problematik ist. Von daher 
kann dies überhaupt keine Lösung bedeuten. 

Auch die Formulierung des Antrages ist ziemlich 
billig, denn Sie fordern dort genau das, was ohnehin 
schon geschieht, nämlich, daß das BMZ den Fonds-
gedanken, den wir in die Debatte gebracht haben, 
überprüft. Das geschieht bereits im BMZ. Wir ha-
ben vor einiger Zeit einen Antrag eingebracht, in 
dem die Entschuldung gefordert wird; darüber hin-
aus sollen die zurückgezahlten Gelder in nationale 
revolvierende Entwicklungsfonds eingezahlt wer-
den. Das haben Sie wörtlich von uns abgeschrieben. 
Über diesen Antrag wird hoffentlich noch in diesem 
Jahr hier im Plenum Beschluß gefaßt. Dann können  
Sie hier eindeutig Farbe bekennen, statt hier ir-
gendwelche halbgaren Prüfungsaufträge loszuwer-
den. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Esters? 

Volmer (GRÜNE): Bitte. 

Esters (SPD): Herr Kollege, sind Sie bereit zur 
Kenntnis zu nehmen, daß diese Fonds-Gedanken 
bereits seit 1981 im Haushaltsausschuß diskutiert 
werden?  Meines Wissens gab es zu dieser Zeit noch 
keinen GRÜNEN, weder im Ausschuß für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit noch im Haushalts-
ausschuß. 

Volmer (GRÜNE): Herr Esters, wir haben diesen 
Gedanken in die offizielle entwicklungspolitische 
Debatte im Ausschuß eingeführt. 

(Zurufe von der SPD: Abgeschrieben!) 

Wir haben festgestellt, daß Ihre Fraktion Bauklötze 
gestaunt hat. Wir haben weiterhin festgestellt, daß 
Sie sich verzweifelt bemühen, einer Diskussion hin-
terherzuhasten, die Ihnen schon längst entglitten 
ist. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Dies ist der Grund, warum wir Ihrem Antrag nicht 
zustimmen werden. Wir werden um so vehementer 
unseren ausgereiften Antrag vertreten, über den 
hier demnächst debattiert wird. 

Dritter Punkt: Ernährungssicherungsprogramm. 
Im Haushalt des BMZ ist ein Titel enthalten, der 
die Ernährungssicherung in den ärmsten und von 
der Hungerkrise am meisten betroffenen Ländern 
sicherstellen soll. Hauptkritikpunkt war bisher zu 
Recht, daß damit im wesentlichen EG-Überschüsse 
aufgekauft werden, die dann nach Afrika transfe-
riert werden, wo sie die einheimischen Produktions-
strukturen kaputtmachen. Bisher hat man immer 
argumentiert, in Afrika würden nicht genug Nah-
rungsmittel produziert. In diesem Jahr steht Afrika 
vor einer Rekordernte. Wir fordern hier, daß die 

Mittel für die Ernährungssicherung dazu genutzt 
werden, die selbstproduzierten Bestände auf dem 
afrikanischen Markt aufzukaufen und, Herr Pinger, 
durch eine Förderung der dortigen Vermarktung 
der Bevölkerung zuzuführen. Entwicklungshilfemit-
tel dürfen nicht genutzt werden, um EG-Über-
schüsse abzubauen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vierter Punkt: die multilaterale Ebene. In den Er-
läuterungen zu den Titeln über den Afrikanischen 
Entwicklungsfonds, die Afrikanische Entwicklungs-
bank und die International Development Associ-
ation, die IDA, stehen Formulierungen, die es der 
Bundesregierung erlauben, sich von ihrem Engage-
ment zurückzuziehen, wenn die USA ebenfalls 
Rückzieher machen. Das war zumindest unsere 
Vermutung, die von der Regierung bestritten wur-
de. 

Nun sehen wir aber, daß der Haushaltsausschuß 
die Mittel für die IDA gekürzt hat. Das ist meiner 
Meinung nach ein Beleg dafür, daß hier eine Bilate-
ralisierung der Entwicklungspolitik stattfindet, ge-
nauso wie sie von den Amerikanern in die Debatte 
gebracht worden ist. Mit den Mitteln werden die 
Titel für die finanzielle Zusammenarbeit aufge-
stockt, die politisch viel stärker gesteuert werden 
können als die Mittel auf multilateraler Ebene, ins-
besondere der IDA, die, wie Sie alle wissen, die zins-
günstigsten Kredite vor allen Dingen für die ärm-
sten der armen Länder gibt. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Borchert? 

Borchert (CDU/CSU): Herr Kollege, darf ich Sie 
fragen, ob Ihr Kollege, der an den Berichterstatter-
gesprächen und Beratungen im Haushaltsausschuß 
teilgenommen hat, Sie darüber informiert hat, daß 
die Kürzung der Mittel für die IDA auf Grund von 
Währungsveränderungen vorgenommen worden 
ist? 

Volmer (GRÜNE): So wurde schon wenige Wochen 
vorher im Ausschuß argumentiert. Da wurden diese 
Kürzungen nicht auf den Tisch gelegt. Mir bleibt bis 
zum Beweise des Gegenteils nichts anderes übrig, 
als genau diese politische Schlußfolgerung zu zie-
hen, die ich angesprochen habe. 

(Walther [SPD]: Fragen Sie einmal Ihren 
Haushaltsberichterstatter! — Wieczorek 
[Duisburg] [SPD]: Schwach, ganz 

schwach!) 

Die Verstärkung der bilateralen Hilfe führt dazu, 
daß mehr Gelder für eine Politik der Bundesregie-
rung zur Verfügung gestellt werden, die in den letz-
ten Jahren von nationaler und internationaler Seite 
ganz massiv — und zwar zu Recht — kritisiert wur-
de. Sie werden bereitgestellt, um weiterhin über die 
Mechanismen der Reprogrammierung und der 
Mischfinanzierung eine Projektpolitik zu betreiben, 
die weit jenseits des Rahmenplanes liegt, den das 
Parlament ja beschlossen hat. Die AWZ-Beratungen 
über diese beiden Titel waren Makulatur, waren 
Farce. Deshalb haben wir uns an den Detailbera- 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 176. Sitzung. Bonn, Dienstag, den 26. November 1985 	13341 

Volmer 
tungen gar nicht beteiligt. Man kann davon ausge-
hen, daß die Bundesregierung ohnehin daran vor-
beimanövriert, wie wir in mehreren Dokumentatio-
nen mittlerweile nachgewiesen haben. 

Wir haben dies allerdings an einem Punkt getan, 
bei dem es um die Länderquoten für zentralameri-
kanische Länder geht. Dort finden wir die Neue-
rung, daß Entwicklungshilfemittel für El Salvador 
und Guatemala in Aussicht gestellt werden, die 
nach Ihrer Lesart auf dem Weg zur Demokratie 
sind. 

(Dr. Pinger [CDU/CSU]: Das sind sie! — 
Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

— Nun, Herr Pinger, Sie waren da; wir waren da. 
Wir haben entdeckt und gesehen, daß die Prozesse 
dort mit Demokratisierung sehr wenig zu tun ha-
ben, daß vielmehr der Terror erheblich subtiler ge-
worden ist. Ein Beispiel nur dazu: Wer versucht, in 
einem Slum in El Salvador in Eigenhilfe Abflußrin-
nen zu graben, damit das Abwasser der Slums 
durch die Rinnen statt über die Straße fließt, muß 
damit rechnen, umgebracht zu werden. Wir haben 
Leute gesprochen, die eingebuchtet, die gefoltert 
worden sind und deren Angehörige aus solchen 
Gründen ermordet worden sind. Es ist ein Hohn, 
daß gerade eine Partei, die den Gedanken der 
Selbsthilfe und den Gedanken der Subsidiarität für 
sich reklamiert, ein Land für demokratisch erklä-
ren will, wo jeder Selbsthilfegedanke mit dem Tode 
bestraft wird, und ein solches Land auch noch mit 
Entwicklungshilfe belohnt. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Unseres Erachtens sind die Länder El Salvador 
und Guatemala nicht reif für Entwicklungshilfe, 
weil es keine Rahmenplanung gibt, die gewährlei-
sten kann, daß die Hilfe tatsächlich den armen Be-
völkerungsschichten zugute kommt. Die Menschen-
rechtssituation ist nach wie vor desolat. 

Statt dessen fordern wir, daß diese Gelder dem 
Nachbarland Nicaragua überschrieben werden, das 
trotz einiger Fehler nach wie vor die Gewähr bietet, 
daß die Wirtschaftsentwicklung tatsächlich der Be-
völkerungsmehrheit zugute kommt. Nicaragua ist 
ein fördernswertes Modell für die gesamte Dritte 
Welt, während die Umliegerstaaten nach wie vor 
alles vermissen lassen, was auf eine grundlegende 
Humanisierung deutet. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Aus all diesen Erwägungen kann ich nur den 
Schluß ziehen, daß der Einzelplan 23 die alte Politik 
ungebrochen fortsetzt, auch wenn Sie auf Ihrer Ent-
wicklungsausschußsitzung am letzten Wochenende, 
Herr Pinger, einige Formulierungen gefunden und 
auch parteiintern beschlossen haben, die anderes 
anzudeuten scheinen. Die Praxis der Entwicklungs-
politik der Bundesregierung läuft allem Gerede von 
Grundbedürfnisorientierung und Kleinprojekten 
nach wie vor entgegen. Subventionierung der Ex-
portindustrie ist nach wie vor der sogenannte ent-
wicklungspolitische Schlager dieser Bundesregie-
rung. Darauf ist der gesamte Einzelplan 23 aufge-
baut. Dort, wo über Länderquoten gesteuert wird,  

werden nicht die fortschrittlichen Regierungen, 
nicht die hoffnungsvollen Länder dieser Erde geför-
dert, sondern Regime, die aus einer brutalen Fin-
sternis kommen und noch keine entscheidenden 
Schritte unternommen haben, um endlich das Licht 
von Humanität und Demokratie zu erblicken. Des-
halb kann man diesem Haushaltsvorschlag über-
haupt nicht zustimmen. Man müßte ihn den Verant-
wortlichen eher um die Ohren hauen. 

(Lebhafter Beifall bei den GRÜNEN — 
Ströbele [GRÜNE]: Natürlich gewaltfrei!) 

Vizepräsident Westphal: Bevor ich das Wort weiter 
gebe, möchte ich Ihnen das von den Schriftführern 
ermittelte Ergebnis der namentlichen Abstimmung 
über den Geschäftsbereich des Bundesministers 
der Verteidigung — Einzelplan 14 — auf Druck-
sachen 10/4164 und 10/4180 bekanntgeben. Von den 
voll stimmberechtigten Mitgliedern des Hauses ha-
ben 380 ihre Stimme abgegeben. Es gab keine un-
gültigen Stimmen. Mit ja haben gestimmt 223, mit 
nein 157. Enthaltungen hat es keine gegeben. Von 
den 17 Berliner Abgeordneten, die ihre Stimme ab-
gegeben haben, war keine ungültig. Mit ja haben 10 
gestimmt, mit nein 7. Enthaltungen hat es nicht 
gegeben. 

Endgültiges Ergebnis 

Abgegebene Stimmen: 380 und 17 Berliner Abgeordnete; 
davon 

ja: 	223 und 10 Berliner Abgeordnete 

nein: 	157 und 7 Berliner Abgeordnete 

Ja 

CDU/CSU 
Dr. Abelein 
Austermann 
Bayha 
Dr. Becker (Frankfurt) 
Berger 
Biehle 
Dr. Blank 
Dr. Blüm 
Dr. Bötsch 
Bohl 
Bohlsen 
Borchert 
Braun 
Broll 
Brunner 
Bühler (Bruchsal) 
Dr. Bugl 
Carstens (Emstek) 
Carstensen (Nordstrand) 
Clemens 
Dr. Czaja 
Dr. Daniels 
Daweke 
Frau Dempwolf 
Deres 
Dörflinger 
Doss 
Dr. Dregger 
Echternach 
Eigen 
Engelsberger 
Erhard 
(Bad Schwalbach) 

Eylmann 
Fellner 
Frau Fischer 
Fischer (Hamburg) 
Dr. Friedmann 
Funk 
Ganz (St. Wendel) 
Frau Geiger 
Dr. von Geldern 
Gerlach (Obernau) 
Gerstein 
Gerster (Mainz) 
Glos 
Dr. Göhner 
Dr. Götz 
Götzer 
Günther 
von Hammerstein 
Hanz (Dahlen) 
Haungs 
Hauser (Esslingen) 
Hedrich 
Freiherr Heereman 
von Zuydtwyck 

Frau Dr. Hellwig 
Helmrich 
Dr. Hennig 
Herkenrath 
Hinsken 
Höpfinger 
Dr. Hoffacker 
Frau Hoffmann (Soltau) 
Dr. Hornhues 
Hornung 
Frau Hürland 
Jagoda 
Dr. Jahn (Münster) 
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Dr. Jenninger 
Dr. Jobst 
Jung (Lörrach) 
Dr.-Ing. Kansy 
Frau Karwatzki 
Keller 
Klein (München) 
Dr. Köhler (Duisburg) 
Dr. Köhler (Wolfsburg) 
Kolb 
Kraus 
Krey 
Kroll-Schlüter 
Dr. Kronenberg 
Dr. Lammert 
Dr. Langner 
Lattmann 
Dr. Laufs 
Lenzer 
Link (Diepholz) 
Link (Frankfurt) 
Linsmeier 
Lintner 
Dr. Lippold 
Löher 
Lohmann (Lüdenscheid) 
Louven 
Lowack 
Maaß 
Frau Männle 
Magin 
Marschewski 
Metz 
Dr. Meyer zu Bentrup 
Dr. Miltner 
Milz 
Dr. Möller 
Müller (Remscheid) 
Müller (Wadern) 
Müller (Wesseling) 
Nelle 
Frau Dr. Neumeister 
Niegel 
Dr.-Ing. Oldenstädt 
Frau Pack 
Pfeffermann 
Pfeifer 
Dr. Pinger 
Pöppl 
Pohlmann 
Dr. Pohlmeier 
Dr. Probst 
Rawe 
Reddemann 
Repnik 
Dr. Riesenhuber 
Rode (Wietzen) 
Frau Roitzsch 
(Quickborn) 

Dr. Rose 
Rossmanith 
Roth (Gießen) 
Ruf 
Sauer (Salzgitter) 
Sauer (Stuttgart) 
Saurin 
Sauter (Epfendorf) 
Sauter (Ichenhausen) 
Dr. Schäuble 
Scharrenbroich 
Schemken 
Scheu 
Schlottmann 
Schmidbauer 
Schmitz (Baesweiler) 
von Schmude 
Schneider 
(Idar-Oberstein) 

Dr. Schneider (Nürnberg) 
Freiherr von Schorlemer 
Schreiber 
Dr. Schroeder (Freiburg) 

Schulhoff 
Dr. Schulte 
(Schwäbisch Gmünd) 

Schultz (Wörrstadt) 
Schwarz 
Dr. Schwörer 
Seehofer 
Seesing 
Seiters 
Dr. Freiherr 
Spies von Büllesheim 

Spilker 
Spranger 
Dr. Sprung 
Dr. Stark (Nürtingen) 
Dr. Stercken 
Stockhausen 
Dr. Stoltenberg 
Stommel 
Strube 
Stücklen 
Stutzer 
Susset 
Uldall 
Dr. Unland 
Frau Verhülsdonk 
Vogel (Ennepetal) 
Vogt (Duren) 
Dr. Voigt (Northeim) 
Dr. Voss 
Dr. Waffenschmidt 
Dr. Waigel 
Graf von Waldburg-Zeil 
Dr. Warnke 
Dr. Warrikoff 
Dr. von Wartenberg 
Weirich 
Weiß 
Werner (Ulm) 
Frau Will-Feld 
Frau Dr. Wilms 
Wilz 
Wimmer (Neuss) 
Windelen 
Frau Dr. Wisniewski 
Wissmann 
Dr. Wittmann 
Dr. Wörner 
Würzbach 
Dr. Wulff 
Dr. Zimmermann 
Zink 

Berliner Abgeordnete 

Frau Berger (Berlin) 
Boroffka 
Buschbom 
Dolata 
Dr. Hackel 
Kittelmann 
Dr. h. c. Lorenz 
Schulze (Berlin) 
Straßmeir 

FDP 
Beckmann 
Cronenberg (Arnsberg) 
Eimer (Fürth) 
Engelhard 
Dr. Feldmann 
Genscher 
Grünbeck 
Grüner 
Frau Dr. Hamm-Brücher 
Dr. Haussmann 
Dr. Hirsch 
Kleinert (Hannover) 

Kohn 
Dr. Graf Lambsdorff 
Möllemann 
Neuhausen 
Paintner 
Ronneburger 
Dr. Rumpf 
Schäfer (Mainz) 
Frau Dr. Segall 
Frau Seiler-Albring 
Dr. Solms 
Dr. Weng (Gerlingen) 
Wolfgramm (Göttingen) 

Berliner Abgeordneter 

Hoppe 

Nein 

SPD 
Amling 
Antretter 
Bamberg 
Becker (Nienberge) 
Frau Blunck 
Brück 
Buckpesch 
Büchler (Hof) 
Dr. von Bülow 
Catenhusen 
Conradi 
Dr. Corterier 
Curdt 
Daubertshäuser 
Delorme 
Dreßler 
Dr. Ehmke (Bonn) 
Dr. Ehrenberg 
Eickmeyer 
Dr. Emmerlich 
Dr. Enders 
Esters 
Ewen 
Fiebig 
Fischer (Homburg) 
Fischer (Osthofen) 
Frau Fuchs (Verl) 
Gansel 
Gerstl (Passau) 
Gilges 
Glombig 
Grunenberg 
Haar 
Haase (Fürth) 
Haehser 
Hansen (Hamburg) 
Frau Dr. Hartenstein 
Dr. Hauchler 
Hauck 
Heistermann 
Hettling 
Hiller (Lübeck) 
Dr. Holtz 
Horn 
Huonker 
Ibrügger 
Immer (Altenkirchen) 
Jahn (Marburg) 
Jansen 
Jungmann 
Kiehm 
Kirschner 
Kisslinger 
Klein (Dieburg) 
Dr. Klejdzinski 

Kolbow 
Kretkowski 
Dr. Kübler 
Kühbacher 
Kuhlwein 
Lambinus 
Frau Dr. Lepsius 
Liedtke 
Lohmann (Witten) 
Frau Dr. Martiny-Glotz 
Frau Matthäus-Maier 
Matthöfer 
Meininghaus 
Müller (Schweinfurt) 
Müntefering 
Nehm 
Neumann (Bramsche) 
Dr. Nöbel 
Frau Odendahl 
Pauli 
Dr. Penner 
Peter (Kassel) 
Pfuhl 
Porzner 
Purps 
Ranker 
Reimann 
Reschke 
Reuschenbach 
Reuter 
Rohde (Hannover) 
Roth 
Sander 
Schäfer (Offenburg) 
Schanz 
Dr. Scheer 
Schluckebier 
Frau Schmedt 
(Lengerich) 

Dr. Schmidt (Gellersen) 
Schmidt (Hamburg) 
Schmitt (Wiesbaden) 
Dr. Schmude 
Dr. Schöfberger 
Schreiner 
Schröder (Hannover) 
Schröer (Mülheim) 
Schulte (Unna) 
Sielaff 
Sieler 
Frau Simonis 
Frau Dr. Skarpelis-Sperk 
Dr. Soell 
Dr. Sperling 
Dr. Spöri 
Stahl (Kempen) 
Frau Steinhauer 
Stiegler 
Stockleben 
Dr. Struck 
Frau Terborg 
Tietjen 
Frau Dr. Timm 
Toetemeyer 
Frau Traupe 
Urbaniak 
Vahlberg 
Voigt (Frankfurt) 
Vosen 
Waltemathe 
Walther 
Weinhofer 
Weisskirchen (Wiesloch) 
Dr. Wernitz 
Westphal 
Frau Weyel 
Dr. Wieczorek 
Wieczorek (Duisburg) 
von der Wiesche 
Wimmer (Neuötting) 
Wischnewski 
Dr. de With 
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Wolfram 
(Recklinghausen) 

Würtz 
Zander 
Zeitler 
Frau Zutt 

Berliner Abgeordnete 

Dr. Diederich (Berlin) 
Löffler 
Frau Luuk 
Dr. Mitzscherling 
Stobbe 
Dr. Vogel 

DIE GRÜNEN 

Frau Dann 
Frau Hönes 

Kleinert (Marburg) 
Lange 
Mann 
Dr. Müller (Bremen) 
Rusche 
Schily 
Schmidt (Hamburg- 
Neustadt) 

Schulte (Menden) 
Senfft 
Suhr 
Tatge 
Tischer 
Vogel (München) 
Volmer 

Berliner Abgeordneter 

Ströbele 

Damit ist der Einzelplan 14 angenommen. 

Wir fahren in unserer Debatte fort. Das Wort hat 
die Abgeordnete Frau Seiler-Albring. 

Frau Seiler-Albring (FDP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Herr Volmer, Ihren „schlagen-
den" Argumenten möchte ich nichts hinzufügen. 
Nur Ihr Engagement für ein Frauenreferat irritiert 
mich etwas, weil im Haushaltsausschuß davon 
keine Rede war. Es ist auch keine Rede davon, daß 
wir es angenommen hätten. Aber ebenso wurde 
auch die Fondslösung von Ihnen nicht problemati-
siert. Das tat der Herr Kollege Esters. 

(Dr. Hennig [CDU/CSU]: Er war in Nicara

-

gua!) 

Herr Kollege Esters, in Ihrem engagierten Vor-
trag vorhin gab es nach meinem Dafürhalten einen 
kleinen Schönheitsfehler, nämlich den, daß Sie aus 
Ihrer Rede nicht die Konsequenz gezogen und dem 
Einzelplan schließlich auch noch zugestimmt ha-
ben. Schade! 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Sie sagten eingangs Ihrer Rede, daß es in diesem 
Hause zwischen den Parteien eigentlich keinen Dis-
sens über die Ziele der Entwicklungspolitik mehr 
gebe. Aber, meine Damen und Herren, wir müssen 
uns damit auseinandersetzen, daß die Ziele unserer 
Entwicklungspolitik wieder ins Gerede gekommen 
sind. Unsere Entwicklungspolitik muß sich dem 
Vorwurf stellen, kontraproduktiv zu sein, daß heißt, 
die Kluft zwischen den Blöcken zu erweitern, statt 
sie zu schließen, undemokratische Herrschafts-
strukturen zu zementieren, die Armen elender und 
die Besitzenden reicher zu machen. 

Wir müssen uns diesen Fragen stellen, nicht nur 
weil wir für eine effiziente Verteilung der Steuer-
gelder Sorge tragen müssen, sondern auch und vor 
allem, um nicht mitschuldig zu werden, sollten diese 
Vorwürfe zutreffen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Deshalb sind wir aufgefordert, die Grundsätze un

-

serer Entwicklungspolitik ständig an ihren Ergeb

-

nissen zu prüfen und die Instrumentarien gegebe-
nenfalls zu optimieren, um das Wort von der „Hilfe 
zur Selbsthilfe" nicht lediglich zur rituellen Be-
schwörung im wohlgemeinten Reden erstarren zu 
lassen. 

(Ströbele [GRÜNE]: Das ist richtig!) 

Entwicklungshilfe entspringt im wesentlichen 
zwei Überlegungen, zum einen einer moralischen 
Verantwortung, sei es aus einer geschichtlich-kolo-
nialen Verbindung, sei es aus einem christlich-ethi-
schen Selbstverständnis der Verpflichtung der 
Wohlhabenden gegenüber den Notleidenden, zum 
anderen aber der Einsicht in global-politische Zu-
sammenhänge und Notwendigkeiten. Wir haben ein 
vitales Eigeninteresse — das muß man so sehen — 
an  einer erfolgreichen Entwicklungspolitik. Die 
mangelnde Verteilungsgerechtigkeit in vielen Ent-
wicklungsländern bewirkt erhebliche soziale Span-
nungen, die — zusammen mit der politisch nicht 
gefestigten Situation in vielen Ländern — zur In-
stabilität ganzer Regionen und damit zu einer la-
tenten Gefährdung des Friedens führen können. 
Dieses festzustellen darf und kann aber nicht hei-
ßen, daß wir versuchen sollten, Entwicklungshilfe 
als Disziplinierungsinstrument oder — schlimmer 
— als Mittel der Erpressung zugunsten der Durch-
setzung bestimmter gesellschaftspolitischer oder 
wirtschaftspolitischer Prioritäten zu mißbrauchen. 

(Ströbele [GRÜNE]: In Nicaragua!) 

Dieses wiederum kann nicht bedeuten, daß wir 
darauf verzichten würden, Herr Kollege Ströbele, 
der Durchsetzung und Praktizierung der Men-
schenrechte einen hervorragenden Stellenwert zu 
geben. Nur kann nach unserer Auffassung in vielen 
Fällen erst eine behutsame und grundbedürfnis-
orientierte Entwicklungspolitik die Voraussetzung 
für die Verwirklichung der Menschenrechte schaf-
fen. 

Wir unterstützen das Bestreben der Länder der 
Dritten Welt nach verstärkter regionaler Zusam-
menarbeit und Integration als einen erfolgverspre-
chenden Ansatz, zu politischer und wirtschaftlicher 
Unabhängigkeit von kolonialer und hegemonialer 
Herrschaft zu gelangen. 

Wenn wir heute einen entwicklungspolitischen 
Haushalt mit einem Volumen von fast 6,8 Milliar-
den DM beschließen, müssen wir uns die Frage stel-
len: Was bringt unsere Hilfe den Menschen in der 
Dritten Welt? Nützen die von uns angewandten Me-
thoden und Rezepte? Oder schaden sie, weil sie un-
erwartet unerwünschte Wirkungen nach sich zo-
gen? Was passiert eigentlich mit all den vielen Gel-
dern, die für die Hungernden in Äthiopien und an-
derswo gesammelt wurden? 

(Ströbele [GRÜNE]: Das sollten Sie mal 
prüfen!) 

Sind die Regierungen der Nehmerländer sowie 
ihre Bürokratie bereit und in der Lage, unsere Lei-
stungen effektiv umzusetzen? Warum wird die Ver-
schuldung gerade in den entwickelsten Ländern im-
mer größer, warum sind generell so wenig Erfolge 
in der Entwicklungspolitik vorzuweisen? Ist unsere 
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Entwicklungspolitik, wie manche Kritiker behaup-
ten, insgesamt verfehlt, und müßte man daraus 
nicht die Konsequenz ziehen, am besten mit der 
Entwicklungshilfe, zumindest der öffentlichen Hil-
fe, ganz aufzuhören? 

(Stöbele [GRÜNE]: Geben Sie mal Antwor

-

ten auf diese Fragen!) 

Entwicklungshilfe ist vor neue Herausforderungen 
gestellt — national wie international. 

Wir müssen die bisher gemachten Erfahrungen 
sorgfältig analysieren und aus den Fehlern lernen. 
Deshalb ist es zu begrüßen, daß der Ausschuß für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit ein Hearing be-
schlossen hat, das im März nächsten Jahres zum 
Thema Entwicklungspolitik stattfinden wird. Ohne 
dem Ergebnis des Hearings vorgreifen zu wollen: 
Für die FDP-Bundestagsfraktion steht fest, daß un-
sere Entwicklungspolitik besser, effektiver werden 
muß. Sie soll mehr als bisher den einzelnen Men-
schen in der Dritten Welt zugute kommen, und zwar 
in allen Überlegungen, in allen Programmen und in 
allen Projekten. 

Wir müssen uns bei unseren Entscheidungen von 
folgenden Grundüberlegungen leiten lassen. Er-
stens: Erfolg oder Mißerfolg eines Projektes hängt 
entscheidend davon ab, ob soziokulturelle Bezüge 
beachtet worden sind, ob geplante Vorhaben mit 
den Interessen und Vorstellungen der betroffenen 
Zielgruppen in Übereinstimmung stehen. 

Zweitens: Umfang und technologische Ausstat-
tung von Projekten müssen den Durchführungs-  
und Wartungskapazitäten des Entwicklungslandes 
entsprechen. Folgekosten müssen überschaubar 
und langfristig tragbar sein. 

Nach Ansicht unserer Fraktion muß eine Quali-
tätsverbesserung der Entwicklungshilfe vorrangig 
die Förderung der ländlichen Entwicklung ein-
schließlich der Unterstützung und des Aufbaus von 
Handwerk und Kleingewerbe zur Deckung der 
Grundbedürfnisse sowie eine stärkere Berücksich-
tigung der ökologischen Dimensionen zum Ziel ha-
ben, Bildung und Ausbildung verstärken. 

Entwicklungshilfe heißt auch, wie bisher in kon-
kreten, nicht vorher absehbaren Notsituationen 
rasch und effektiv zu helfen. Nahrungsmittelhilfe 
darf — darin sind wir uns sicherlich einig —, von 
ganz wenigen Ausnahmen abgesehen, nicht zu ei-
ner Dauereinrichtung für bestimmmte Länder oder 
Gebiete werden. 

Wir müssen darauf achten, in den nächsten Jah-
ren zu einer stärkeren Schwerpunktbildung bei der 
Mittelvergabe hinsichtlich der verstärkten Förde-
rung der Bereiche Ernährungssicherung, personelle 
Zusammenarbeit, Aus- und Fortbildung sowie der 
Zusammenarbeit mit Nichtregierungsorganisatio-
nen zu kommen. 

Wir müssen aber darauf bestehen, daß in der Ent-
wicklungszusammenarbeit Mindestbedingungen 
erfüllt werden, daß zu unseren Programmen und 
Projekten in der Dritten Welt in diesen Ländern  

gleichgerichtete Eigenleistungen unternommen 
werden; sonst wird jede Hilfe sinnlos bleiben. 
Die Koalitionsfraktionen haben einen Antrag zur 

Verbesserung der Rahmenbedingungen als Voraus-
setzung für Selbsthilfe in der Dritten Welt erarbei-
tet. In diesen Zusammenhang gehört auch eine bes-
sere Kooperation und Koordination mit allen Betei-
ligten auf der Geberseite. 

Meine Damen und Herren, wir stimmen dem Ein-
zelplan 23 zu. Wir fordern Sie, Herr Minister, und 
Ihr Haus auf, dieses Geld so einzusetzen, daß die 
Bundesrepublik Deutschland auch weiterhin als 
ehrlicher und zuverlässiger Partner im Nord-Süd

-

Dialog bestehen kann. 

(Ströbele [GRÜNE]: Meinen Sie mit der 
Bundesrepublik Siemens, AEG — oder 

wen?) 

Sie, Herr Minister, und Ihre Mitarbeiter haben un-
sere Unterstützung dabei. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Bundes-
minister für wirtschaftliche Zusammenarbeit. 

Dr. Warnke, Bundesminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit: Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen! Meine Herren! Sechs Feststellungen 
zu Beginn: 

(Brück [SPD]: Wie die GRÜNEN!) 
Erstens. Im dritten Jahr hintereinander steigt der 

Entwicklungshilfehaushalt stärker als der Durch-
schnitt des Gesamthaushalts. 

Zweitens. Mit unserem Anteil der Entwicklungs-
hilfe am Bruttosozialprodukt belegen wir einen 
Spitzenplatz unter den großen Gebernationen, in 
der Tat übertroffen allein von Frankreich, bei dem 
die Verhältnisse in bezug auf die Dritte Welt j a nun 
wirklich anders sind als bei uns. 

(Ströbele [GRÜNE]: Wohin geht das 
Geld?) 

Drittens. Bei den Leistungen für die am wenig-
sten entwickelten Länder übertreffen wir die durch-
schnittlichen Leistungen aller anderen Geber zu-
sammengenommen um mehr als die Hälfte hin-
sichtlich unseres Prozentsatzes am Bruttosozialpro-
dukt. 

Vizepräsident Westphal: Herr Minister, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Brück? 

Dr. Warnke, Bundesminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit: Ich möchte die sechs Punkte zu 
Ende führen, dann gerne, Herr Präsident. 

Viertens. Wir haben den am wenigsten entwickel-
ten Ländern Schulden in Höhe von 4,2 Milliarden 
DM erlassen. Das sind nahezu zwei Drittel der welt-
weit insgesamt erlassenen Entwicklungshilfeschul-
den. Damit sind wir beim Schuldenerlaß mit Ab-
stand der Spitzenreiter unter den Entwicklungshil-
fegebern. 
Fünftens. Auch bei den Zuschüssen an nicht-

staatliche Organisationen der Entwicklungshilfe 
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liegen wir im Spitzenfeld der Gebernationen. Wir 
werden unsere Leistungen im kommenden Jahr ab-
solut und im Verhältnis zum Gesamthaushalt noch-
mals erheblich steigern. Sie belaufen sich insge-
samt auf eine halbe Milliarde DM. 

Sechstens. Der Haushalt 1986 ist eine feste 
Grundlage auch für die Zukunft. Wir haben unsere 
Ankündigung wahrgemacht: Nach der notwendigen 
Konsolidierung, von der die Entwicklungshilfe 
nicht ausgenommen werden konnte, haben wir nun-
mehr die Verpflichtungsermächtigungen als Grund-
lage für die zukünftige Kapitalhilfe und Technische 
Hilfe im Jahre 1986 um 10 % gesteigert. Sie werden 
damit mit einem Gesamtumfang von dreieinhalb 
Milliarden DM wieder über den Baransätzen lie-
gen. 

Nun, meine Damen und Herren von der SPD, die-
sen Haushalt mit diesen sechs Punkten — Spitzen-
werte im Weltvergleich — wollen Sie ablehnen, 

(Ströbele [GRÜNE]: Für wen und für was 
geben Sie das Geld? — Zurufe von der 

SPD) 

und zwar ohne irgendeinen Änderungsantrag, ohne 
irgendeinen Erhöhungsantrag hier gestellt zu ha-
ben? Es bleibt Ihr Geheimnis, wie Sie Elend und 
Arbeitslosigkeit in der Dritten Welt mit Verweige-
rung bekämpfen wollen. 

(Ströbele [GRÜNE]: Das Geld geht doch in 
die deutsche Exportindustrie und nicht in 
die Bekämpfung des Elends! Das ist doch 
Betrug, was Sie hier machen! — Dr. Holtz 
[SPD]: Alle Anträge wurden im Ausschuß 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit abge

-

lehnt!) 

— Ihnen bleibt unbenommen, das Plenum zu nut-
zen, wenn Sie dokumentieren wollen, daß Sie mehr 
können, als die Zustimmung zum Entwicklungshil-
fehaushalt zu verweigern. — 

Was  die Einlassung der GRÜNEN anlangt, daß 
der Haushalt den Verantwortlichen um die Ohren 
geschlagen werden sollte, 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

so kann ich nur sagen: Dies war bis jetzt nicht par-
lamentarischer Brauch. Sollte es allerdings, Herr 
Kollege Volmer, eine Übung bei der Fraktion DIE 
GRÜNEN sein, dann würde mir das erklären, 
warum Sie sich eine ohrenschonende Haartracht 
gewählt haben. 

(Heiterkeit — Zuruf von der CDU/CSU) 

— Ja, er ist nicht der einzige in der Fraktion DIE 
GRÜNEN, und das legt die Vermutung nahe, daß 
der Ohrenschutz da schon seine Berechtigung 
hat. —

(Werner [Ulm] [CDU/CSU]: Das sind alles 
grüne Jungs! — Ströbele [GRÜNE]: Nur 
keinen Neid auf die vielen Haare! — Wei

-

tere Zurufe von den GRÜNEN) 

Ich bin sehr dankbar, daß die SPD-Fraktion 
ebenso wie die Koalitionsfraktionen ein Problem 
angesprochen hat, das uns auf Jahre begleiten 
wird, nämlich die Tatsache, daß es heute schon Län-

der gibt, die mehr an Entwicklungshilfe-Rückzah-
lungen und -Zinszahlungen leisten, als sie von uns 
bekommen. 

(Ströbele [GRÜNE]: Aus ihrem erarbeite

-

ten Einkommen!) 

Nun, Herr Kollege Esters, darin sind nicht nur 
Rückzahlungen enthalten, sondern auch jene Zins-
zahlungen enthalten, die normale Leistungsentgelte 
sind. 
Ich habe natürlich mit Bewegung zur Kenntnis 

genommen, daß Sie — und die SPD-Fraktion — Ihr 
Herz für die Türkei Özals und Evrens entdeckt ha-
ben. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der FDP — Zuruf des Abg. Ströbele 

[GRÜNE]) 

Aber, meine sehr verehrten Herren und Damen von 
der Opposition, wenn Sie in der Tat hier am Bei-
spiel der Türkei die Notwendigkeit von höheren 
Zahlungen begründen, 

(Ströbele [GRÜNE]: Das zahlen die türki

-

schen Arbeiter, nicht Herr Ozal!) 

dann bitte ich Sie doch: Sorgen Sie dafür, daß wie 
Sie es formuliert haben, Herr Kollege Esters, die 
freiheitliche Tat den anderen ein freiheitliches Bei-
spiel gibt und daß Ihre sozialistischen Genossen im 
Europäischen Parlament endlich die Blockade der 
Entwicklungshilfe für die Türkei aufheben! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Herr Minister, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Holtz? 

Dr. Warnke, Bundesminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit: Sehr gern. 

Vizepräsident Westphal: Bitte schön. 

Dr. Holtz (SPD): Herr Minister, bedeuten Ihre 
Ausführungen zu unserem Antrag, daß Sie diesem 
Antrag zustimmen werden? 

(Dr. Hornhues [CDU/CSU]: Nein!) 

Dr. Warnke, Bundesminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit: Lieber Herr Kollege Holtz, ich 
habe hier eben gesagt: Ich habe hier unter dem, was 
Sie zu diesem Haushalt eingebracht haben, keinen 
Antrag entdeckt. 

(Dr. Holtz [SPD]: Der wird in der dritten 
Lesung kommen!) 

— Ich habe mal die Unterlagen für die zweite Le-
sung angesehen. Da ist ein Entschließungsantrag; 
mehr nicht. 

(Brück [SPD]: Da können Sie ja zustim

-

men!) 

— Was zustimmungsfähig ist und was nicht, wird 
sich zeigen, wenn Sie es vorlegen. Blankoschecks 
stellen wir nicht aus. Das ist nicht die Art dieser 
Regierung. 

(Brück [SPD]: Liegt vor! — Dr. Holtz [SPD]: 
Bitte nachschauen lassen! — Gegenruf des 
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Abg. Dr. Waigel [CDU/CSU]: Der Minister 

hat schon recht!) 

In der Tat haben auch wir von der Bundesregie-
rung die Notwendigkeit erkannt, daß wir die über 
geleistete Neuzulagen überschießenden Zahlungen 
ansprechen und mit Ihnen im Haushaltsausschuß 
beraten werden. Wir begrüßen es, daß der Haus-
haltsausschuß im kommenden Frühjahr diesem 
Thema eine Sondersitzung widmen will. 

Als eine besondere politische Wirkung des Haus-
halts 1986 möchte ich auch die Hilfe für Zentral-
amerika 

(Ströbele [GRÜNE]: Aha! An Ecuador!) 

in Verknüpfung mit dem Abkommen der Europäi-
schen Gemeinschaft mit den Ländern Zentralame-
rikas herausstellen. Wir haben hier in der Tat die 
Gelegenheit genutzt, Entwicklungshilfe mit dem 
Ziel einzusetzen, einen Beitrag 

(Ströbele [GRÜNE]: Für die Folterer!) 

zur Beendigung von Gewalt und Instabilität in Mit-
telamerika zu leisten, 

(Ströbele [GRÜNE]: Tun Sie mal was in 
Nicaragua! Sie sind unfrei!) 

zur Wahrung der Menschenrechte und der demo-
kratischen Freiheiten, zur wirtschaftlichen und so-
zialen Entwicklung einer Region. 

(Ströbele [GRÜNE]: Stimmt doch nicht!) 

Es ist auf Initiative der Bundesregierung gesche-
hen, daß die Mitgliedstaaten der Europäischen Ge-
meinschaft und die Kommission in einer besonde-
ren Erklärung darauf hingewiesen haben, daß diese 
Ziele auch bei der Durchführung des Abkommens 
und der auf dem Abkommen beruhenden Entwick-
lungshilfemaßnahmen berücksichtigt werden müs-
sen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Holtz [SPD]) 

Das gilt auch für die Mittelvergabe. 

Vizepräsident Westphal: Herr Minister, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Volmer? 

Dr. Warnke, Bundesminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit: Bitte sehr, Herr Präsident. 

Vizepräsident Westphal: Bitte schön. 

Volmer (GRÜNE): Herr Minister, würden Sir mir 
in der Einschätzung zustimmen, daß Sie Ihre Ohren 
nur deshalb haben, damit Ihnen, bezogen auf Mit-
telamerika, der Hut nicht noch weiter über die Au-
gen rutscht? 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Dr. Warnke, Bundesminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit: Also, Herr Kollege Volmer. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Stehen blei

-

ben!) 

Vizepräsident Westphal: Herr Kollege Volmer, Sie 
müssen die Antwort wenigstens noch anhören. 

(Fortgesetzte Zurufe von der CDU/CSU: 
Stehen bleiben!) 

Dr. Warnke, Bundesminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit: Ich komme gern auf Mittelame-
rika und die GRÜNEN zu sprechen. Eine Delega-
tion der GRÜNEN ist nach Guatemala gereist. 

(Ströbele [GRÜNE]: Das war sehr ver

-dienstvoll! — Zuruf von der CDU/CSU: 
Wäre sie doch dortgeblieben!) 

Sie hat von Anfang an erklärt: Das Ziel ihrer Reise 
ist, 

(Zuruf des Abg. Ströbele [GRÜNE]) 

der Meinung entgegenzutreten, 

(Ströbele [GRÜNE]: Ja!) 

in diesem Land seien Fortschritte im Demokratisie-
rungsprozeß erzielt worden. 

(Ströbele [GRÜNE]: Richtig zitieren! Nicht 
das Parlament belügen!) 

Sie haben vor der Presse bei Abreise aus diesem 
Land nach einem Bericht unserer Botschaft nahezu 
wortgleich die gleiche Erklärung wie bei der An-
kunft in dem Land abgegeben. 

(Dr. Diederich [SPD]: Rationalisierung!) 

Wenn das der Sinn einer Informationsreise ist, daß 
Sie dort nur Ihre Vorurteile bestätigen wollen, dann 
ist es schade um die Steuergelder, mit denen Sie 
diese Informationsreise getätigt haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ein ganzer Kontinent beglückwünscht heute Guate

-

mala zu dem Fortschritt, den es durch die letzten 
Wahlen auf dem Weg zur Demokratie gemacht hat. 

(Dr. Holtz [SPD]: Noch lang nicht abge

-

schlossen!) 

Nur die Fraktion DIE GRÜNEN hält ihre Augen 
fest vor der Wirklichkeit verschlossen und bildet 
ihre Meinung nach vorgefertigter Ideologie. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Wundert Sie das? 
Die sind gleichmäßig dumm!) 

Vizepräsident Westphal: Herr Minister, gestatten 
Sie noch eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Ströbele? 

Dr. Warnke, Bundesminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit: Ich bedaure, Herr Präsident. 

Ich meine in der Tat, daß Fortschritte in Zentral-
amerika möglich sind. Aber sie sind nur dann mög-
lich, wenn wir auf das abstellen, was nach Meinung 
aller am zentralamerikanischen Entspannungspro-
zeß Beteiligten das entscheidende ist: Solange es in 
Nicaragua keine freiheitlichen Regierungsverhält-
nisse gibt, so lange wird der Frieden in der Region 
nicht gewährleistet werden können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Holtz [SPD]: Das trifft doch auf viele 

Länder zu!) 
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Deshalb haben wir von Neuzusagen für Nicaragua 
abgesehen und die demokratischen Entwicklungen 
in El Salvador und in Guatemala durch Entwick-
lungshilfe unsererseits ermutigt. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Ströbele 
[GRÜNE]: Dann fragen Sie mal bei amne

-

sty international nach!) 

Weder haben wir die Aufgabe, noch liegt es in 
unserer Macht, mit deutscher Entwicklungshilfe 
alle Probleme der Dritten Welt zu lösen. Frau Kolle-
gin Seiler-Albring, ich stimme Ihnen zu: Es fehlt an 
Verteilungsgerechtigkeit bei vielen der Entwick-
lungshilfeempfänger, auch unserer deutschen Ent-
wicklungshilfe. Wir können nur vorsehen, daß un-
sere Mittel so eingesetzt werden, daß sie einem 
möglichst breiten Kreis der Bevölkerung zum so-
zialen Ausgleich zugute kommen. 

Das Ziel, das wir mit unserer Entwicklungshilfe 
verfolgen, ist nicht die perfekte Regelung inner-
staatlicher Verhältnisse in der Dritten Welt. Das 
können und wollen wir nicht erreichen. Unser Ziel 
ist bescheidener und dennoch zugleich anspruchs-
voller. Es lautet: mit deutscher Entwicklungshilfe 
Hilfe zur Selbsthilfe geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Einzel-
plan 23, und zwar zuerst über die Änderungsan-
träge der Abgeordneten Suhr, Volmer und der Frak-
tion DIE GRÜNEN auf den Drucksachen 10/4317 
und 10/4318. 

Wer dem Änderungsantrag auf Drucksache 
10/4317 zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — 

(Zurufe von der CDU/CSU: Wie viele seid 
ihr denn? — 6 Stimmen!) 

Wer stimmt dagegen? — Wer enthält sich der Stim-
me? — Der Änderungsantrag ist mit großer Mehr-
heit abgelehnt. 

Wer dem Änderungsantrag auf Drucksache 
10/4318 zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Enthal-
tungen? — Auch dieser Änderungsantrag ist mit 
großer Mehrheit abgelehnt. 

Meine Damen und Herren, es ist nicht unbedingt 
sehr hilfreich für uns alle, so kurz nach dem An-
kommen hier schon Bemerkungen über die Menge 
der Abgeordneten zu machen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den Ein-
zelplan 23. Wer dem Einzelplan 23, Geschäftsbe-
reich des Bundesministers für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit, in der Ausschußfassung zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Der Ein-
zelplan ist mit Mehrheit angenommen. 

Der Abgeordnete Ströbele hat zu einer persönli-
chen Erklärung um das Wort gewünscht. Bitte 
schön, Herr Abgeordneter. 

(Frau Berger [Berlin] [CDU/CSU]: Wonach 
denn? Nach § 31?) 

Ströbele (GRÜNE): Der Herr Minister Warnke 
hat es für richtig gehalten, eine Reise der Fraktion 
DIE GRÜNEN gemeinsam mit der Partei DIE GRÜ-
NEN nach Mittelamerika anzusprechen und vor 
dem Deutschen Bundestag die Unwahrheit zu sa-
gen über das, was wir — ich habe an dieser Reise 
teilgenommen — anläßlich dieser Reise in Guate-
mala und in Mittelamerika erzählt haben. 

Zunächst ist es ganz einfach falsch, daß wir bei 
der Einreise oder zu Beginn unserer Reise in 
Guatemala eine Erklärung abgegeben haben. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Waren Sie dort 
oder waren Sie nicht dort?) 

Wir haben überhaupt keine Erklärung abgegeben, 
weder gegenüber der Presse noch sonst in der Öf-
fentlichkeit. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Sie haben sie zu 
Hause abgegeben!) 

Richtig ist, daß wir eine Erklärung abgegeben ha-
ben, bevor wir aus Guatemala abgereist sind. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Bevor Sie hier 
losfuhren!) 

Da wir vorher in Guatemala überhaupt keine Erklä-
rung abgegeben haben, kann es auch keine Über-
einstimmung geben zwischen der Erklärung, die 
wir bei der Einreise nach Guatemala abgegeben ha-
ben, und der bei der Abreise. Wir haben eine Pres-
seerklärung gehabt und haben in der Tat nach drei-
tägigen Gesprächen in Guatemala mit Vertretern 
nahezu aller Parteien, die sich an den Wahlen betei-
ligen, mit Vertretern der Kirche, u. a. dem Erzbi-
schof und dem Nuntius, 

(Werner [Ulm] [CDU/CSU]: Wo ist denn 
Ihre persönliche Erklärung?) 

sowie mit Vertretern der Gewerkschaften dort eine 
Erklärung abgegeben und darin die Zustände in 
Guatemala, wie sie jetzt nach wie vor bestehen, 
sehr heftig kritisiert. Diese Erklärung stimmt in 
weiten Teilen mit einer ähnlichen Erklärung über-
ein, 

(Werner [Ulm] [CDU/CSU]: Die Sie schon 
vorher abgegeben hatten!) 

die die angesehene US-amerikanische Organisation 
„American Watch" zu den Wahlen in Guatemala 
eine Woche später ebenfalls abgegeben hat. Diese 
Erklärung stimmt darüber hinaus überein mit den 
Feststellungen von amnesty international über die 
Zustände in Guatemala in den letzten Monaten und 
heute. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Nach diesen Erfahrungen, nach diesen Erkennt-
nissen auch dieser Organisation und dieser Delega-
tion der GRÜNEN ist es keineswegs so, daß demo-
kratische Wahlen in Guatemala zu einem Demokra-
tisierungsprozeß geführt haben, sondern es ist so, 
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daß die Menschenrechtsverletzungen weiterhin 
stattfinden. Nicht von ungefähr mußten, zwei Tage 
nachdem wir Guatemala verlassen hatten, von der 
dortigen Organisation der Mütter der Verschwun-
denen 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Das ist 
keine persönliche Erklärung! — Weiterer 
Zuruf von der CDU/CSU: Wiederaufnahme 

der Debatte!) 

— da sollten Sie einen Augenblick zuhören — die 
Kirchen in Guatemala besetzt werden, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Jetzt sagen Sie 
doch mal etwas was Sie betrifft!) 

um auf diese Menschenrechtsverletzungen und auf 
das nicht aufgeklärte Schicksal der Menschen in 
Guatemala, der Verschwundenen in Guatemala auf-
merksam zu machen. 

(Reddemann [CDU/CSU]: Sprechen Sie 
doch nicht von Menschenrechtsverletzun

-

gen! Die interessieren Sie doch gar nicht! 
— Klein [München] [CDU/CSU]: Die inter

-

essiert doch nur ihre Propaganda! — Red

-

demann [CDU/CSU]: Wir wissen doch wo 
Sie herkommen! — Klein [München] 
[CDU/CSU]: Sie wollen doch nur Propa

-

ganda machen!) 

Es ist deshalb eine Unverschämtheit, sich hier im 
Bundestag hinzustellen und die Unwahrheit vor der 
deutschen Bevölkerung zu verbreiten. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Dr. Hornhues 
[CDU/CSU]: Sind Sie nun erster Klasse ge

-

flogen oder nicht? Das hätten Sie uns mal 
erzählen sollen! — Weitere erregte Zurufe 

von der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, dies 
war eine nicht eindeutig vorher geklärte Geschäfts-
ordnungsbestimmung, die Sie benutzt haben. Ich 
stelle fest, Sie haben zu § 30 eine Erklärung abgege-
ben, und da sind Sie hart an der Grenze dessen 
gewesen, was die Geschäftsordnung ermöglicht. Ich 
möchte das hier nur feststellen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Wir sind nach Ende der Abstimmung — — 

(Abg. Ströbele [GRÜNE] begibt sich zum 
Präsidenten — Zurufe von der CDU/CSU: 
Was machen Sie denn da? — Weitere leb

-

hafte Zurufe von der CDU/CSU) 

— Wir sind nach Ende der Abstimmung und nach 
Ende der Debatte. 

Ich gebe dem Minister für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit das Wort zu einer Erklärung nach § 30 
der Geschäftsordnung. 

Dr. Warnke, Bundesminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit: Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Gemäß § 30 der Geschäftsordnung zi-
tiere ich hier zur Richtigstellung von falschen An-
gaben aus dem Bericht der deutschen Botschaft in 
Guatemala vom 31. Oktober 1985: 

Die Delegation der GRÜNEN wurde bei An-
kunft am Flugplatz von meinem Vertreter emp-
fangen. In der Diskussion in der Residenz er-
gab sich, daß die Delegation bereits mit einer 
feststehenden, vorgefaßten Meinung angereist 
war. Weder mir und meinen Mitarbeitern noch 
allen weiteren Gesprächspartnern gelang es, 
dieses Schwarz-Weiß-Bild zu differenzieren. 

(Volmer [GRÜNE]: Kennen Sie die Mei

-

nung dieses Botschafters?) 

In der bei Abschluß des Besuchs von der Dele-
gation gegebenen Pressekonferenz wiederhol-
ten sie zum Teil wörtlich dieselben Positionen, 
die sie bereits im Einführungsgespräch mit mir 
vorgebracht hatten. 

Ich weise den Vorwurf der Unwahrheit gegenüber 
der Erklärung der Bundesregierung mit Nachdruck 
zurück. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Ströbele [GRÜNE]: Sie haben von Pres

-

seerklärung gesprochen!) 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe auf: 
Einzelplan 27 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 
— Drucksachen 10/4170, 10/4180 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Dr. Diederich (Berlin) 
Frau Berger (Berlin) 
Kleinert (Marburg) 

Hierzu liegen Änderungsanträge des Abgeordne-
ten Dr. Schierholz und der Fraktion DIE GRÜNEN 
auf den Drucksachen 10/4320 bis 10/4322 und 
10/4329 vor. 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat sind für 
die Aussprache 60 Minuten vorgesehen. — Ich sehe, 
Sie sind damit einverstanden. 

Wird das Wort zur Berichterstattung gewünscht? 
— Das ist nicht der Fall. 

Dann eröffne ich die Aussprache. Das Wort hat 
der Abgeordnete Dr. Diederich. 

Dr. Diederich (Berlin) (SPD): Lieber Herr Kollege 
Ströbele, Sie haben hier eben von Herstellung der 
Öffentlichkeit gesprochen. Man kann nur sagen, 
daß hier von Öffentlichkeit nicht sehr viel zu sehen 
ist. Im Jahre 1907 sind die Journalisten mal aus 
dem Reichstag ausgezogen, weil ein Zentrumsabge-
ordneter sie Saubengel geschimpft hatte. — Ich 
fürchte, wenn ich hier heute sagte: Die Saubengels 
sind nicht da, nähme das überhaupt kein Journalist 
wahr. Ausziehen könnte sowieso keiner. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD, der 
CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, die Deutschlandpoli-
tik ist das Feld, auf dem sich die Abgeordneten der 
Regierung und der Opposition so lange wie nur 
möglich um Gemeinsamkeit zu bemühen haben. 
Hierzu verpflichtet uns der Auftrag des Grundge-
setzes, hierzu verpflichtet uns unsere eigene Ge- 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 176. Sitzung. Bonn, Dienstag, den 26. November 1985 	13349 

Dr. Diederich (Berlin) 
schichte, und hierzu verpflichtet uns die Sorge um 
das Schicksal der Menschen in Mitteleuropa. So-
zialdemokraten stehen trotz aller Widrigkeiten zu 
diesen Verpflichtungen. 

Ich möchte zu Eingang meiner Bemerkungen Ge-
legenheit nehmen, mich bei den Mitarbeitern des 
Ministeriums für die Zusammenarbeit mit den 
Haushaltsberichterstattern zu bedanken. Ich deute 
das als Zeichen, daß über alle politischen Meinungs-
unterschiede hinweg die gemeinsame. Aufgabe im 
Vordergrund steht. 

Ich stehe auch nicht an, die Aufstockung der be-
sonderen Hilfsmaßnahmen im humanitären Be-
reich um immerhin fast 123 Millionen DM zu begrü-
ßen. Die Fraktion der GRÜNEN möchte diesen Titel 
qualifiziert sperren um, wie es so schön heißt, 
Transparenz herzustellen. 

(Beifall des Abg. Dr. Schierholz [GRÜNE]) 

— Mein lieber Kollege Schierholz, Sie hätten mal 
mit dem Kollegen Kleinert sprechen sollen. Dann 
hätte er Ihnen wahrscheinlich erzählt, daß die Be-
richterstatter in ihren Gesprächen mit dem Mini-
sterium jede für die Beurteilung des Titels notwen-
dige Auskunft erhalten haben. Ich denke, daß der 
Herr Kollege Kleinert das bestätigen wird, nach-
dem er fast einen halben Tag mit dem Staatssekre-
tär darüber gesprochen hat. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Wo ist er 
denn?) 

Wir sollten uns einig sein, daß sich gerade dieser 
Bereich nicht dazu eignet, auf dem offenen Markt 
behandelt zu werden. 

Ich stelle fest: Die Beamten im Bundesministe-
rium leisten ihre Arbeit ohne Ansehen der Person, 
wie sie es ihrem Beamteneid schuldig sind, also 
anders, als Sie es in Ihrem Antrag darstellen. Un-
terschiedlich schnellen Erfolg der Bemühungen um 
Übersiedlung unseren Beamten anzulasten grenzt 
für mich an Zynismus. Wir alle wissen, daß die 
Ursachen für die Verzögerungen in der Umsiedlung 
nicht im Zuständigkeitsbereich der Bundesregie-
rung liegen. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Im übrigen darf ich Ihnen sagen: Viele Bürger neh-
men die Gelegenheit wahr, sich an die Abgeordne-
ten zu wenden, und jeder Abgeordnete kann mit 
dem Ministerium über jeden Einzelfall sprechen. 
Wir brauchen deshalb keine dazwischengeschaltete 
Kontrollkommission, wie Sie es wollen. Das Parla-
ment kontrolliert hier. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

Meine Damen und Herren, ich möchte die Bemü-
hungen des Ministeriums um eine Verstärkung der 
deutschlandpolitischen Forschung ausdrücklich ho-
norieren. Ich freue mich, daß es den gemeinsamen 
Bemühungen der Berichterstatter gelungen ist, die 
Mittel für die Informationsreisen nach Berlin we-
nigstens in bescheidenem Maße zusätzlich aufzu-
stocken. 

Meine Damen und Herren, ich möchte auf ein 
Problem hinweisen, das eigentlich einer ausführli-
cheren Behandlung bedürfte, nämlich das des RIAS 
Berlin. Sie wissen, daß dieser Sender besondere 
Aufgaben hat, nämlich das Informationsangebot für 
Deutsche in Ost und West zu liefern. Dazu gehört 
übrigens — das muß betont werden —, daß die 
innere Unabhängigkeit der Journalisten dort ge-
wahrt bleibt. Wir lehnen den Antrag der GRÜNEN, 
die Mittel für den RIAS zu streichen, ab. 

Der Ausschuß hat Mittel für die Vorbereitung ei-
nes Fernsehprogramms bewilligt. Das wird auf 
lange Frist eine Verdoppelung der Zuschüsse be-
deuten. 

Ich möchte hier namens meiner Fraktion feststel-
len: Eine Verwirklichung der Pläne sollte auf zwei 
Grundsätzen aufbauen. Erstens. Bei der Programm-
gestaltung muß gewährleistet sein, daß weder RIAS 
Fernsehen ein Transportmittel für kommerzielle 
Bestrebungen wird, noch daß hier ein Instrument 
für platte Propagandasendungen geschaffen wird 
oder gar ein Regierungsrundfunk Adenauerscher 
Konzeption. 

(Ströbele [GRÜNE]: Reaganscher Konzep

-

tion!) 

Zweitens. Wie jede Anstalt, die mit öffentlichen Mit-
teln gefördert wird, muß RIAS eine zweckmäßige 
Kontrollstruktur erhalten, die demokratisch legiti-
miert wird. Ich möchte die Bundesregierung aus-
drücklich auffordern, ihre Autorität gegenüber un-
serem Bündnispartner, den Vereinigten Staaten 
von Amerika — wir sollten, das wurde heute schon 
mehrfach festgestellt, zuerst vom Kollegen Walther, 
wie Bündnispartner und nicht wie Besetzte und Be-
setzer miteinander umgehen —, einzusetzen und zu 
verlangen, diese Minimalvoraussetzung, die ich ge-
schildert habe, durch Abmachung abzusichern. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich auf 
die eigentlichen Konfliktfelder der Deutschlandpo-
litik zu sprechen kommen. Wir Sozialdemokraten 
bedauern das Scheitern der gemeinsamen deutsch-
landpolitischen Entschließung zur Lage der Nation. 
Aber wir alle, die hier in diesem Hause anwesend 
sind, wissen, daß dies nicht die Schuld der drei Kol-
legen aus dem Innerdeutschen Ausschuß war, son-
dern daß hier der Traditionszug aus der Ostlandrei-
terstaffel in der Union das Heft in die Hand genom-
men hat. Der Vorrat an Gemeinsamkeiten wird lei-
der von bestimmten Kräften in Ihrer Partei, in der 
Union, gestört und zerstört. Mit Sorge haben wir 
alle die Entwicklung im Rahmen der Erinnerungs-
veranstaltung „40 Jahre nach der Vertreibung" und 
die Vorgänge um die Zeitschrift „Der Schlesier" zur 
Kenntnis genommen. 

Die Vertriebenenverbände haben — lassen Sie 
mich das betonen — nach 1945 einen wichtigen Bei-
trag zur Eingliederung der Flüchtlinge in das wirt-
schaftliche, gesellschaftliche und kulturelle Leben 
der Bundesrepublik geleistet. Die Vertriebenenver-
bände haben eine wichtige Aufgabe in der Pflege 
der kulturellen Tradition und der Bewahrung kul-
tureller Werte. Wir folgen daher nicht dem Kahl-
schlagantrag der GRÜNEN. 
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Es erfüllt uns jedoch zunehmend mit Sorge, wenn 

die Bundesregierung Jahr für Jahr erhebliche Stei-
gerungen der Beträge für die politische Arbeit jener 
Kräfte vorsieht, die gewollt oder ungewollt den 
Keim für einen neuen Revanchismus in unserer 
Gesellschaft legen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Unerhört!) 

Ich möchte von Ihnen eine klare Antwort darauf, 
wie sich die Regierung gegenüber den ständigen 
Provokationen des Vertriebenenpräsidenten, Herrn 
Czajas, verhält. Ende September erklärte Herr Gen-
scher auf der Akademie in Loccum anläßlich des 
20. Jahrestages der EKD-Denkschrift zur Lage der 
Vertriebenen, daß wir „diese Grenze nicht in Frage 
stellen, weder heute noch morgen". Herr Czaja 
spricht daraufhin von polnischen Annexionsversu-
chen und wirft Herrn Genscher vor, er versuche das 
Vertragswerk zum Schaden ganz Deutschlands 
nachzubessern. Herr Rühe hat vor einigen Tagen 
sinngemäß dasselbe wie Herr Genscher erklärt, 
nämlich: Im Warschauer Vertrag hätten sich die 
Bundesrepublik und Polen gegenseitig zur uneinge-
schränkten Achtung ihrer territorialen Integrität 
verpflichtet. Herr Czaja bestreitet dies wiederum. 
Morgen wird man wahrscheinlich in den Zeitungen 
lesen, daß er auch das tadelt, was der Herr Rühe 
heute auf diesem Podium erklärt hat. 

Wann endlich, Herr Minister, hört man eine klare 
Stellungnahme von Ihnen gegen diesen militanten 
Revisionismus? Sie sind aufgefordert, hier etwas zu 
sagen. Durch Verschweigen ist dieser Widerspruch 
nicht zu lösen. 

(Beifall bei der SPD — Gerster [Mainz] 
[CDU/CSU]: Das ist ja eine Vorlesung! 

Aber eine schlechte!) 

Meine Damen und Herren, ich möchte eine weitere 
Frage stellen. Was tut die Bundesregierung eigent-
lich, um ' die unglaubliche Äußerung des Präsiden-
ten des Bundesamtes für Verfassungsschutz, Herrn 
Pfahls, zurückzuweisen, mit der er den Übersied-
lern aus der DDR unterstellt, viele von ihnen seien 
Ostagenten? 

(Dr. Vogel [SPD]: Wer sagt denn so etwas? 
— Ströbele [GRÜNE]: Die ganze FDP-Füh

-

rung!) 

Inzwischen hat es zwar, wie ich in der „Bild-Zei-
tung" gelesen habe, eine Relativierung gegeben, 
aber im Grunde genommen ist die Äußerung damit 
eher bekräftigt worden. Ich denke, die Geheimdien-
ste sollten ihre Arbeit tun und ansonsten schwei-
gen, statt zu politisieren und ganze Bevölkerungs-
gruppen zu diskriminieren. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Lieber abschaf

-

fen!) 

Denn wer will es einem Arbeitgeber verdenken, 
wenn er auf eine solche Äußerung hin sagt: „Einen 
DDR-Übersiedler stelle ich erst gar nicht ein"? Herr 
Minister, was tun Sie, um den Präsidenten des Bun-
desamtes für Verfassungsschutz zur Ordnung zu ru-
fen? 

(Ströbele [GRÜNE]: Herr Zimmermann 
hat andere Sorgen!) 

Das ist Ihre Aufgabe in der Bundesregierung. 

Meine Damen und Herren, das Genfer Gipfel-
gespräch hat für uns alle neue Hoffnungen geweckt, 
Hoffnungen darauf, 

(Ströbele [GRÜNE]: Bei uns nicht!) 

daß es endlich gelingt, die Sicherheit der Menschen 
nicht nur in Europa auf der Grundlage partner-
schaftlicher Abmachungen und gegenseitigen Ver-
trauens zu gewährleisten. Wir möchten die Bundes-
regierung jetzt auffordern, endlich wieder einen ei-
genen deutschen Beitrag für eine zweite Phase der 
Entspannungspolitik nach Genf zu leisten. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Wir Sozialdemokraten haben auf diesem Gebiet un-
sere Schularbeiten gemacht, wir haben Vorarbeiten 
geleistet, und wir verstehen unsere Kontakte und 
Bemühungen als flankierende Maßnahmen für eine 
Politik der Bundesregierung, die endlich selbst wie-
der aktiv werden muß. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Minister, wir fordern daher die Bundesre-
gierung auf, jede Anstrengung zu unternehmen, um 
mit den Verantwortlichen der DDR die sich aus der 
Verantwortungsgemeinschaft der Deutschen erge-
benden Aufgaben in der Mitte Europas endlich 
wahrzunehmen und einen aktiven deutschen Bei-
trag zur Sicherheit in Europa und zu einer neuen 
europäischen Friedensordnung zu leisten. Ich 
möchte Sie bitten: Machen Sie — vielleicht in An-
knüpfung an die gemeinsame Entschließung — we-
nigstens den Versuch, zu den notwendigen Gemein-
samkeiten zurückzukehren; dann werden wir künf-
tig auch wieder dem innerdeutschen Etat zustim-
men können, den wir heute leider ablehnen müs-
sen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Berger (Berlin). 

Frau Berger (Berlin) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Lieber Herr Kollege 
Diederich, ich muß Ihnen offen gestehen, daß mir 
die Begründung, die Sie soeben für die Ablehnung 
des Einzelplans 27 vorgetragen haben, etwas — wie 
man in Berlin sagt — dünn vorkommt. Sie paßt im 
Grunde genommen auch nicht in das Bild, das sich 
nach unseren Berichterstattergesprächen und nach 
den Beratungen im Haushaltsausschuß ergibt, wo 
wir ja festgestellt haben, daß wir beide zwar an ver-
schiedenen Seiten der Deichsel, aber immerhin 
doch am selben Karren ziehen. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: An derselben 
Deichsel!) 

— Entschuldigen Sie, Herr Schierholz, im Gegen-
satz zu Ihnen haben wir, der Herr Kollege Diede-
rich und ich, den Karren in der Tat in die gleiche 
Richtung zu ziehen versucht, nämlich nach vorne. 
Gerade vor diesem Hintergrund betrübt mich na-
türlich die angekündigte Ablehnung des Haushalts 
des innerdeutschen Ministeriums. 
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Herr Kollege Diederich, erlauben Sie mir, noch 

eines zu sagen: Ich habe eben noch einmal in den 
Haushalt geschaut und habe mir den Titel 685 02 — 
Förderung der deutschlandpolitischen Arbeit —, in 
dem j a die Mittel für die Vertriebenenverbände ein-
gestellt sind, angesehen. Da ist doch von einer un-
vertretbaren Erhöhung überhaupt nicht die Rede! 
In der Zeit von Minister Franke ist dieser Titel 
ständig stark reduziert worden, und bei uns ist er 
wieder ein bißchen angehoben worden. Im vorigen 
Jahr haben wir aus Anlaß des 40. Jahrestages der 
Vertreibung 740 000 DM draufgelegt und sie als 
„künftig wegfallend" bezeichnet, und für den Haus-
halt 1986 haben wir bis auf einen geringfügigen 
Betrag von etwa 250 000 DM den Titel praktisch 
überrollt. 

Nun meine ich wirklich, liebe Kollegen, daß man 
sich schon einmal über den einen oder anderen Kol-
legen ärgern kann. Sie haben Herrn Czaja genannt, 
aber vielleicht auch jemand anderen gemeint. Ich 
nehme Ihnen das so nicht ab. Ich möchte aber fra-
gen: Muß man denn, auch wenn man sich einmal 
über einen oder über fünf oder über zehn Kollegen 
ärgert, eigentlich mehr als 10 Millionen Menschen 
in unserem Lande, die ein schweres Schicksal hin-
ter sich gebracht haben und denen wir viel Dank 
für die Aufbauleistung schulden, die sie bei uns in 
der Bundesrepublik Deutschland vollbracht haben, 
ebenfalls verärgern? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Ströbele [GRÜNE]: Von Hupka und Czaja 

mißbraucht! Das ist das Schlimme!) 

— Wissen Sie, ich wollte mich eigentlich angesichts 
der knappen Zeit, die mir zur Verfügung steht, mit 
Ihnen gar nicht beschäftigen. Erst einmal sind Sie 
zu Beginn dieser Wahlperiode mit dem vollmundi-
gen Versprechen angetreten, daß Sie es uns schon 
zeigen würden. Sie würden immer da sein, auch zu 
später Stunde. Jetzt sind Sie zu dritt, und das Aller-
feinste ist: der Berichterstatter zum Einzelplan 27, 
der j a auch an dem Berichterstattergespräch nicht 
teilgenommen hat — er hat sich nachher wenig-
stens im Ministerium erkundigt —, ist jetzt auch 
nicht da. Das wollen wir festhalten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wie üblich!) 

Wer im Berichterstattergespräch nicht da ist, wer 
im Innerdeutschen Ausschuß nicht mitredet, der 
soll dann hier im Plenum kleinere Brötchen backen. 
So halten wir das in Berlin. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Schierholz 
[GRÜNE]: Es sind noch 13% unserer Frak

-

tion!) 

Meine Damen und Herren, liebe Kollegen, in die-
sen Tagen blickten die Menschen in West und Ost 
mit Spannung nach Genf, wo Präsident Reagan und 
Generalsekretär Gorbatschow einen neuen Dialog 
begonnen und weitere Zusammenarbeit vereinbart 
haben. Die gemeinsame Abschlußerklärung vom 
21. November 1985 bedeutet sicher auch eine Wei-
chenstellung für die innerdeutschen Beziehungen. 
Die Ergebnisse kennen Sie: Humanitäre Fälle sol-
len im Geiste der Zusammenarbeit gelöst werden;  

es soll mehr Reisen und damit auch mehr menschli-
che Kontakte geben. 

Wir hoffen und wünschen, daß diese Absichtser-
klärungen auch für uns Deutsche bald unmittelbare 
praktische Verbesserungen bringen werden. Wer 
denn anders als wir Deutsche könnte dieses in be-
sonderer Weise hoffen und wünschen! 

Die positive Entwicklung, die wir in den letzten 
Jahren in der Deutschlandpolitik zu verzeichnen 
haben, hat damit gute Chancen einer Fortsetzung. 
Im Einzelplan 27 sind dafür seit 1983 die entspre-
chenden haushaltsmäßigen Voraussetzungen ge-
schaffen worden. Wir wollen auch künftig deutlich 
machen, Herr Kollege Diederich, daß die Aufgabe, 
der Einheit der Nation zu dienen, den Zusammen-
halt des deutschen Volkes zu stärken, die Beziehun-
gen der beiden Staaten in Deutschland zu fördern 
und die deutschlandpolitische Verantwortung wahr-
zunehmen, an hervorragender Stelle in der Arbeit 
des Bundestages und der Bundesregierung steht. 

Das Haushaltsjahr 1986 ist für den Einzelplan 27 
jetzt das vierte Jahr der Konsolidierung durch die 
Koalition von CDU/CSU und FDP. Bei der Regie-
rungsübernahme — nun will ich doch einmal auf 
das zurückkommen, was wir hier des öfteren als 
Erblast bezeichnen — haben wir einen Haushalt 
vorgefunden, der in der Zeit unter Bundesminister 
Franke stark vernachlässigt worden war. Während 
z. B. der Gesamthaushalt 1980 bis 1982 um 5,5, 7,8 
bzw. 6,6% gestiegen ist, wurde der Einzelplan 27, 
dessen Aufgaben ich geschildert habe, die auch von 
Herrn Kollegen Diederich geschildert wurden, im 
Jahre 1980 nur um 0,8% angehoben und in den Jah-
ren 1981 und 1982 sogar um 1 % bzw. 5,6 % gekürzt. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Das Haushaltsjahr 1982 brachte mit 439 Millio-
nen DM den absoluten Tiefpunkt im Einzelplan 27. 
Herr Kollege Ehmke, Bundesminister Dr. Barzel 
hat damals ein Haus übernommen, um das es wahr-
lich nicht gut bestellt gewesen ist. 

Die Bundesregierung hat in den Haushaltsjahren 
1983 bis zum vorliegenden Haushalt 1986 eine 
Wende vollzogen und neue Prioritäten gesetzt, die 
ich aufzählen könnte und die ich Ihnen gerne 
schriftlich gebe. 

Der Einzelplan 27 ist von der Bundesregierung 
für 1986 mit einem Volumen von 759,8 Millionen 
DM vorgelegt worden. 

(Zurufe von der SPD) 

— Herr Kollege, ich habe doch gerade gesagt, daß 
es Minister Franke im Jahre 1982 auf ein Jahresvo-
lumen von 439 Millionen DM gebracht hat und daß 
wir jetzt 1986 auf ein Volumen von 759,8 Millio-
nen DM kommen. Das muß Ihnen doch etwas sa-
gen, wenn Sie wenigstens ein bißchen rechnen und 
nachdenken können. 

Die Berichterstatter haben einige Umschichtun-
gen und eine Verstärkung um 9,2 Millionen DM auf 
769,1 Millionen DM vorgenommen. Dabei wurden 
auch die besonderen Bemühungen der Bundesre

-

gierung um menschliche Erleichterungen — ein 
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ausgesprochen schwieriges Gebiet — berücksich-
tigt. Dies kommt in dem erhöhten Plafond des Ein-
zelplans 27 zum Ausdruck. Es gibt hier, wie der Kol-
lege Diederich schon ausgeführt hat, keine Geheim-
niskrämerei mehr. Bundesminister Windelen hat 
entschieden, daß diese Dinge in den Berichterstat-
tergesprächen, in den Ausschüssen und auch hier 
im Deutschen Bundestag in angemessener Weise 
beraten werden können. Hierfür möchte ich aus-
drücklich danken. Das war nicht immer so. 

Vor dem Regierungswechsel hatten wir gelegent-
lich Schwierigkeiten, unser Recht auf parlamentari-
sche Kontrolle durchzusetzen. 

(Jungmann [SPD]: Das haben wir heute 
noch in anderen Bereichen! Fragen Sie mal 

den Wörner!) 

— Herr Kollege, Sie wollen es so haben; Sie können 
es also auch bekommen. Herr Kollege Jungmann, 
ich denke dabei an so manche Schwierigkeiten, die 
wir in dem früheren Dreier-Ausschuß hatten. 

(Zuruf von der SPD: Lassen wir es mal!) 

— Nein, wir lassen es jetzt einmal nicht. — Das war 
ein Unterausschuß des Haushaltsausschusses, der 
die für humanitäre Zwecke ausgegebenen Gelder 
zu kontrollieren hatte. 

Eine Nachwirkung davon ist das Strafverfahren, 
das gegen Bundesminister a. D. Egon Franke und 
seinen früheren Ministerialdirektor Hirt zur Zeit 
beim Bonner Landgericht anhängig ist. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Wir sind da

-

mals geleimt worden!) 

Ich möchte zu diesem Verfahren nicht Stellung neh-
men. 

(Zuruf von der SPD: Sie machen es aber 
damit!) 

— Ich möchte im Gegensatz zu Ihrem Fraktionsvor-
sitzenden und zu einem anderen Kollegen Ihrer 
Fraktion, die dies im Pressedienst Ihrer Partei ge-
tan haben, zu diesem Verfahren nicht Stellung neh-
men. Ich möchte hier weder eine Vorverurteilung 
noch einen Vorfreispruch aussprechen. Ich halte es 
nun aber für angebracht, aus der Abschlußerklä-
rung des Dreier-Ausschusses vom 11. Februar 1983, 
die nach Abschluß unserer gemeinsamen Beratun-
gen mit dem Bundesrechungshof von den Kollegen 
Hans-Günter Hoppe, Albert Nehm und von mir un-
terzeichnet worden ist, zu zitieren: 

Die behauptete Verwendung von Haushaltsmit-
teln, die durch grobe Haushaltsverstöße verfüg-
bar gemacht und der Kontrolle durch das Par-
lament entzogen worden waren, ist weiterhin 
unklar geblieben. Soweit für die Ausgabe der 
Mittel Angaben gemacht wurden, sind sie für 
die Ausschußmitglieder nicht zureichend 
glaubhaft gemacht worden. 

Da es für die in Rede stehenden Geldbewegun-
gen keinerlei Aufzeichnungen und Belege gibt, 
sieht sich der Ausschuß gehindert, den Sach-
verhalt aufzuklären. 

Er empfiehlt deshalb, den Bundesdisziplinaran-
walt und die Staatsanwaltschaft über den Tat-
bestand zu unterrichten. 

Mögliche — aus den Haushaltsverstößen resul-
tierende — Schadenersatzansprüche sind gel-
tend zu machen. 

Die Vorgänge, mit denen sich der Ausschuß zu 
befassen hatte, haben sich nicht auf die beson-
deren Bemühungen der Bundesregierung im 
humanitären Bereich mit der DDR bezogen. 

Ich wiederhole den letzten Satz: 

Die Vorgänge, mit denen sich der Ausschuß zu 
befassen hatte, haben sich nicht auf die beson-
deren Bemühungen der Bundesregierung im 
humanitären Bereich mit der DDR bezogen. 

Ich wiederhole den letzten Satz im Klartext: Das 
Geld, nach dem gesucht wird, wird also nicht in der 
DDR zu finden sein. 

Es steht fest, daß im vorliegenden Fall gegen 
haushaltsrechtliche Bestimmungen verstoßen wor-
den ist und daß die Mittelverwendung unter Aus-
schaltung der Haushaltsabteilung des Ministe-
riums, des Bundesrechnungshofes und schließlich 
auch des Bundestages erfolgt ist. 

Ich wünsche mir — damit will ich zum Ende kom-
men —, daß der Prozeß möglichst schnell beendet 
werden kann. Dies liegt sowohl im Interesse der 
Demokratie als auch im Interesse Egon Frankes, 
dessen Verdienste um die deutsche Demokratie un-
bestritten sind und der mein menschliches Mitge-
fühl hat. 

(Büchler [Hof] [SPD]: Das merkt man!) 

— Herr Kollege Büchler, an Ihrer Stelle würde ich 
mich für die Bemerkung, die Sie soeben gemacht 
haben, in Grund und Boden schämen. 

(Schreiner [SPD]: Wichtigtuerin!) 

Lassen Sie mich nun einige Punkte zum Einzel-
plan 27 vortragen. 

Erstens. Die Zahl der Deutschen, die Deutschland 
als politische Einheit erlebt haben, wird ständig 
kleiner. Deshalb bedarf es der Information, der 
Aufklärung und der Argumente gerade bei der 
nachwachsenden Generation. Die Zahl der Deut-
schen, die wissen, daß Rügen nicht nur Tadeln be-
deutet, sondern eine Insel ist — nämlich die schön-
ste in der Ostsee —, darf nicht kleiner werden. Des-
halb bedarf es, wie ich soeben sagte, der besseren 
Information. 

Im Vorjahr habe ich gefordert, das Bücherpaket, 
das für Lehrer und Schüler über das Gesamtdeut-
sche Institut zur Verfügung gestellt wird, zu durch-
forsten, zu straffen und zu aktualisieren. Ich stelle 
fest, daß erste Fortschritte erzielt sind; weitere sind 
denkbar und nach meiner Ansicht auch nötig. 

Zweitens. Vor einem Jahr habe ich hier im Deut-
schen Bundestag angeregt, eine Zeitschrift für die 
Jugend herauszugeben, die neben der inhaltlichen 
Akzentuierung der deutschen Frage entscheidend 
auch nach Aufmachung und Sprache für die Jugend 
geschaffen werden sollte. Sie sollte Pep haben und 
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in der Sprache der Jugend getrost frech und kess 
aufgemacht werden, also in einem ganz und gar 
unamtlichen Stil. Ich kann auch hierzu feststellen, 
daß meine Anregung in die Tat umgesetzt worden 
ist. Im September 1985 ist die Zeitschrift „Wir in Ost 
und West" mit der ersten Titelnummer „Was ist der 
Deutschen Vaterland" erschienen. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Leider mißlun

-

gen!) 

Mir persönlich ist diese Zeitschrift für die Jugend 
zwar noch etwas zu steif. Ich denke aber, das wird 
sich ändern lassen. Wie ich erfahren habe, ist das 
Echo aus Jugendorganisationen und Schulen bisher 
erfreulich positiv. Bis zum heutigen Tage sind mehr 
als 100 positive Zuschriften von Jugendorganisatio-
nen und Institutionen der politischen Bildung ein-
gegangen. 

Drittens. Die Angebote an Förderungsmitteln für 
Reisen nach Berlin, an die Grenze zur DDR und in 
die DDR selbst sind weiter verstärkt worden. Die 
Berichterstatter, der Kollege Diederich und ich, ha-
ben gemeinsam versucht, den Regierungsansatz 
von 29 Millionen DM noch einmal zu verstärken. Es 
ist uns durch Umschichtung gelungen, wenigstens 
250 000 DM für die Förderung von Schülerreisen 
nach Berlin zuzulegen, sozusagen zusammenzu-
kratzen. Damit können aber immerhin 5 000 Ju-
gendliche zusätzlich Förderungsmittel für eine Ber-
lin-Fahrt erhalten. 

(Sehr gut! hei der CDU/CSU) 

Leider war es auch im Haushalt 1986 noch nicht 
möglich, die Zuschüsse für die Jugendfahrten von 
zur Zeit 5 DM je Tag und Teilnehmer und den 
Zuschuß von 80 % der Omnibuskosten anzuheben. 
Die Eltern müssen also weiterhin einen ganz erheb-
lichen Eigenbeitrag leisten, damit z. B. eine Klas-
senfahrt nach Berlin oder in die DDR zustande 
kommt. Diesen Eltern gilt unser besonderer Dank. 

Viertens. Der Ansatz für die deutschlandpoliti-
sche Forschung, für die 1984 3,7 Millionen DM zur 
Verfügung standen, wird auf 5,9 Millionen DM er-
höht. Wir sind uns im klaren darüber, daß die 
deutschlandpolitische Forschung, für die wir den 
wissenschaftlichen Nachwuchs an den Hoch-
schulen gewinnen wollen, verstärkt werden muß. 

Fünftens. Die Förderung des Zonenrandgebiets 
bleibt ein fester Bestandteil und besonderer 
Schwerpunkt des Einzelplans 27. 

Sechstens. Wir haben alle erkannt, daß der Infor-
mationsarbeit im Ausland über die deutsche Frage 
mehr Aufmerksamkeit gewidmet werden muß. Uns 
liegt daran, daß Beamte aus dem Innerdeutschen 
Ministerium oder andere Fachleute an zwischen-
staatlichen und nichtstaatlichen Konferenzen und 
Kommissionen mit deutschlandpolitischer Thema-
tik teilnehmen können. Für Auslandsreisen hatte 
der Einzelplan 27 im Jahre 1982 ganze 5 000 DM 
vorgesehen. Wir haben diesen Ansatz für 1986 auf 
zunächst 135 000 DM erhöht. 

Ich hoffe und wünsche, Herr Minister Windelen, 
daß Sie Ihre Arbeit so erfolgreich wie bisher fortset-
zen werden. Im Bereich des Haushalts des inner-

deutschen Ministeriums ist unter Ihrer Federfüh-
rung gute Arbeit geleistet worden. Die innerdeut-
schen Aufgaben liegen bei Ihnen, bei Ihren Staats-
sekretären und bei Ihren Mitarbeitern in guten 
Händen. 

Die Fraktion der CDU/CSU stimmt dem Einzel-
plan 27 zu. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Schierholz. 

Dr. Schierholz (GRÜNE): Herr Präsident! Meine 
wenigen verbliebenen Damen und Herren! Liebe 
Frau Berger, es kann doch wohl nicht angehen, daß 
hier nur Berichterstatter das Wort ergreifen dürfen. 
Ich darf daran erinnern, daß heute morgen der Herr 
Fraktionsvorsitzende der CDU/CSU zuerst über 
Deutschlandpolitik geredet hat. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Formal finde ich das gut. Inhaltlich hätte ich bei 
dem, was er im Kontext von Außen- und Militärpoli-
tik erzählt hat, allerdings sehr viel Veranlassung, 
Ihnen schon jetzt eine gute Nacht zu wünschen. 
Denn die Deutschlandpolitik der Koalition ist doch 
eindeutig 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Sollen wir 
gehen oder wie?) 

— Sie können das gern, Herr Gerster — gekenn-
zeichnet von einer — wenn man es einmal vorsich-
tig ausdrückt — Hängepartie, von Unausgegoren-
heiten bis hin zur politischen Lähmung, wenn man 
Klartext reden will. 

Diese politische Lähmung der Regierungskoali-
tion wurde gerade jüngst bei der Aktuellen Stunde 
zum Entschließungsentwurf zum Bericht zur Lage 
der Nation erschreckend deutlich. Daß eine Bundes-
tagsentschließung dazu ausgerechnet an der Ver-
weigerung eines eindeutigen Bekenntnisses zu den 
bestehenden Grenzen in Europa scheitert, mutet ge-
radezu gespenstisch an, wenn berücksichtigt wird, 
daß die territoriale Nachkriegsordnung ein Resultat 
des kriegerischen Größenwahnsinns deutscher Po-
litiker und Armeen gewesen ist. Glauben Sie denn 
wirklich, meine Damen und Herren von der Koali-
tion, daß ein Abbau der Blockkonfrontation, eine 
Überwindung der Spaltung Europas in zwei Blöcke 
ernsthaft möglich sei, ohne daß von bundesdeut-
scher Seite ein eindeutiges Bekenntnis zum gegen-
wärtigen territorialen Status quo ausgesprochen 
wird? Jeder Mensch, der die friedenspolitische Ver-
antwortung in beiden deutschen Staaten mit Inhalt 
füllen will, der kalkulierte einseitige, aber auch 
multilateriale Initiativen zur Abrüstung in Europa 
und besonders in Mitteleuropa zu erreichen 
wünscht, muß die Oder-Neiße-Grenze und die DDR 
verbindlich anerkennen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
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Dr. Schierholz 
Das bedeutet natürlich auch eine klare Antwort in 
der Staatsbürgerschaftsfrage. 

(Werner [Ulm] [CDU/CSU]: Haben Sie ei

-

gentlich einmal das Grundgesetz gelesen?) 

Es gab kürzlich wieder mächtig viel Aufregung 
über die Feststellung des saarländischen Minister-
präsidenten Lafontaine, daß die Anerkennung der 
DDR-Staatsbürgerschaft langfristig nicht zu umge-
hen sei, und es wird Sie nicht wundern, meine Her-
ren und Damen auf der linken Seite: Wir stimmen 
dem zu. Weshalb also die aufgebrachten Reden? 

(Zurufe und Lachen bei der CDU/CSU) 

— Jetzt lachen Sie! 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Wenn ich Sie 
sehe, immer!) 

Warum dann das Getöse nach den Äußerungen von 
Herrn Lafontaine? Weshalb diese aufgeregten 
Kommentare, wenn der Mann zu Recht darauf hin-
weist, daß das fossile Relikt einer deutschen — 
sprich gesamtdeutschen — Staatsangehörigkeit des 
mit allen juristischen Winkelzügen künstlich erhal-
tenen Deutschen Reiches als Ballast für zwischen-
gesellschaftliche Beziehungen abgeworfen werden 
soll? 

(Reddemann [CDU/CSU]: „Zwischengesell-
schaftliche Beziehungen"!) 

Es geht eigentlich, Herr Reddemann, nicht um 
die DDR-Staatsbürgerschaft, da es einen Staat ohne 
Staatsbürger wohl kaum geben kann. Im Kern geht 
es — das wird bei den Diskussionen über Respek-
tierung oder Anerkennung der DDR-Staatsbürger-
schaft in der Regel verschwiegen —, um die Tatsa-
che, daß die Bundesrepublik keine eigene Staats-
bürgerschaft besitzt, sondern für sich als selbster-
nannter legitimer Teil des für sie immer noch exi-
stierenden Deutschen Reiches in Anspruch nimmt, 
für alle Deutschen in den Grenzen von 1937 als 
Souverän zu fungieren. Das ist der Schrott des 
Kalten Krieges, der weggeräumt werden muß. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Werner [Ulm] 
[CDU/CSU]: Wer im „Neuen Deutschland" 
hat Ihnen das aufgeschrieben, Herr Schier

-

holz?) 

Mir ist dabei klar — ich spreche jetzt die nicht 
anwesenden Damen und Herren in der Mitte an —, 
daß für West-Berlin darin ein großes Problem liegt. 
Das ist völlig klar; nur sollte die Bundesregierung 
das einmal nutzen, dort politische Initiativen — 
auch gegenüber den Allierten — zu ergreifen, um 
dieses Problem einer Lösung zuzuführen. 

(Dr. Hennig [CDU/CSU]: Der hat mal 
Rechtswissenschaft studiert! Das ist un

-

glaublich! Weiterer Zuruf von der CDU/ 
CSU: Aber in Berlin!) 

Zum Stichpunkt „Ballast": Unser Entschließungs-
antrag zur Auflösung des Bundesministeriums für 
innerdeutsche Beziehungen steht in diesem Kon-
text, nämlich Ballast abzuwerfen, um für die Men-
schen und den Frieden neue Wege zu eröffnen. Das 
BMB symbolisiert gegenwärtig einzig den anachro-
nistischen Anspruch der Bundesrepublik, alle Deut-

schen in den Grenzen von 1937 als Staatsmacht zu 
vertreten und zu repräsentieren, bis der ge-
wünschte deutsche Nationalstaat, der bei Ihnen im 
Hintergrund steht, mit der Bundesrepublik als be-
stimmender Kern wieder errichtet werden kann, 
und den wollen wir nicht. 

(Zustimmung des Abg. Ströbele [GRÜNE] 
— Werner [Ulm] [CDU/CSU]: Welchen wol

-

len Sie dann?) 

Statt dessen — Herr Werner, vielleicht lassen Sie 
mich ausreden; vielleicht kommen Sie ja auch noch 
dran — sollte die Deutschlandpolitik zu einer 
Selbstanerkennung der Bundesrepublik als eines 
normalen westlichen Staates führen, zu einer Be-
freiung der bundesdeutschen Gesellschaft und ih-
res Staates vom Provisorischen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wer hat Ihnen 
den Quatsch aufgeschrieben?) 

Der Antrag auf Auflösung des Ministeriums bedeu-
tet nicht die Streichung der in ihm versammelten 
Abteilungen und Aufgaben, die, sofern sie die Bezie-
hungen zur DDR betreffen, ins Auswärtige Amt 
oder ins Bundeskanzleramt verlagert werden sol-
len. Deshalb haben wir auch als einzige Fraktion in 
diesem Hause Änderungsanträge zu Einzelplan 27 
gestellt. 

Zum Schluß möchte ich — Frau Berger, vielleicht 
hören Sie einen Moment zu — 

(Frau Berger [Berlin] [CDU/CSU]: Ich höre 
immer zu, wenn Sie reden!) 

auch noch zu dem Punkt Hilfsmaßnahmen gesamt-
deutschen Charakters von meiner Seite aus etwas 
sagen, damit da keine Mißverständnisse entstehen. 
Wir sind uns durchaus über die Problematik im kla-
ren, die darin steckt; solange das Verhältnis der bei-
den deutschen Staaten so verkniffen ist, dürfte es 
kaum eine andere Möglichkeit geben, die humanitä-
ren Anliegen der betroffenen Menschen zu verfol-
gen. Nur, wenn man sich einmal die Sprünge an-
sieht, die vom Haushalt des Jahres 1983 bis zum jet-
zigen Entwurf zu erkennen sind, dann sind wir 
schon der Meinung, daß hier eine stärkere parla-
mentarische Kontrolle erfolgen muß. Das ist kei-
neswegs — ich sage das ausdrücklich — ein Miß-
trauen gegen das BMB und gegen seine Beamten, 
die uns dankenswerterweise mit allen Auskünften 
zur Verfügung gestanden haben. 

(Werner [Ulm] [CDU/CSU]: Deswegen wol

-

len Sie es abschaffen!) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ich 
bitte Sie, zum Schluß zu kommen. Die Redezeit ist 
vorüber. 

Dr. Schierholz (GRÜNE): Lesen Sie doch bitte ein-
mal unsere Änderungsanträge. Da steht „qualifi-
zierte Sperre" und sonst nichts. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Das ist doch 
Schwachsinn! — Das Ministerium wollen 

Sie abschaffen!) 
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Dr. Schierholz 
Wir haben einige Fälle vorliegen, die uns eine 

stärkere parlamentarische Kontrolle angezeigt sein 
lassen. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ich 
hatte Sie gebeten, zum Schluß zu kommen. Ihre 
Redezeit ist weit überschritten. 

Dr. Schierholz (GRÜNE): Darf ich den letzten Satz 
noch sagen: Die Politik zwischen den deutschen 
Staaten, die für uns immer in ein Konzept zur euro-
päischen Friedensordnung, d. h. zum Abbau der Mi-
litärblöcke, eingebunden sein muß, braucht eine 
verläßliche Grundlage. Diese ist bei der Koalition 
nicht zu erkennen. Deswegen lehnen wir den Haus-
halt ab. 
Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Ronneburger. 

Ronneburger (FDP): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Die Kollegin Frau Berger hat es 
mir — wie auch bereits in den vergangenen Jahren 
bei dieser Gelegenheit — bereits abgenommen, Ein-
zelheiten aus dem Haushalt, Entwicklungen aus 
diesem Einzelplan vorzutragen. Ich kann mich des-
wegen auf einige mehr politische Fragen konzen-
trieren und kann Ihnen, Frau Berger, nur sagen: Ich 
stimme Ihnen in dem, was Sie zum Einzelplan, zu 
seinen Einzelpositionen gesagt haben, auch im Na-
men meiner Fraktion zu. Ich stimme Ihnen auch in 
einem anderen Punkt zu. Allerdings gehe ich da 
einen Schritt weiter. Sie haben gesagt, daß Sie den 
ehemaligen Bundesminister Franke Ihrer persönli-
chen Anteilnahme versicherten. Ich würde an die-
ser Stelle gern sagen, daß ich darüber hinausgehe 
und hier ausdrücklich als meine persönliche Über-
zeugung ausspreche, daß vielleicht haushaltsrecht-
liche und andere Bestimmungen verletzt worden 
sind, daß ich aber keinerlei Grund sehe, anzuneh-
men, es handele sich um irgendeinen Fall, der 
Herrn Franke persönlich belasten werde. 

(Ströbele [GRÜNE]: Das soll doch das Ge

-

richt entscheiden!) 
— Ich kann ja wohl meine persönliche Meinung 
hier genauso sagen, wie Sie sich jederzeit das Recht 
nehmen, Herr Ströbele, auch Ihre persönliche Mei-
nung hier ohne jeden Vorbehalt und wiederholt 
auszusprechen. Dieses Recht werden Sie mir nicht 
absprechen können. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU und 
bei Abgeordneten der SPD) 

Nun zu den mehr politischen Fragen, die sich in 
diesem Zusammenhang ergeben. Ich komme zu-
nächst zu der Tatsache, daß wir uns deutschlandpo-
litisch im Augenblick in einer etwas merkwürdigen 
Situation befinden. Ich will auf das, was der Kollege 
Dr. Schierholz gesagt hat — und was, Herr Kollege, 
in diesem Hause nun niemanden mehr überrascht 
hat —, nur mit einigen wenigen Bemerkungen zu 
sprechen kommen. Sie haben einen Entschlie-
ßungsantrag zur Auflösung des Bundesministeri-

ums für innerdeutsche Beziehungen vorgelegt. Sie 
haben auch versucht, diesen Antrag zu begründen. 

Ich will aus der schriftlichen Begründung nur ei-
niges zitieren, um Ihnen einmal zu sagen: Man muß 
auch ein wenig von Deutschlandpolitik verstehen, 
ehe man sich dazu äußert. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dort heißt es: 

Nachhaltige Verbesserungen zwischen den 
Menschen in beiden Staaten werden nur er-
reichbar sein, wenn beide Seiten auf zwischen-
staatlicher Ebene die Gleichberechtigung des 
jeweils anderen ohne Vorbehalte und nach völ-
kerrechtlichen Grundsätzen akzeptieren. 

Vielleicht lesen Sie gelegentlich einmal den 
Grundlagenvertrag. In diesem Vertrag steht näm-
lich, daß die beiden Staaten sich gegenseitig ihrer 
Souveränität versichern und sich gegenseitig ver-
pflichten, nicht in die inneren Angelegenheiten des 
anderen hineinzuwirken. 

Aber eines, Herr Kollege Dr. Schierholz, werden 
Sie mit uns gemeinsam nicht machen können. Ich 
glaube, ich darf dies auch mit für die SPD-Fraktion 
dieses Hauses sagen. Sie können mit uns — jeden-
falls gilt das, so hoffe ich doch, für die überwiegende 
Mehrheit — folgendes nicht machen, nämlich die 
besonderen Beziehungen zwischen den beiden 
deutschen Staaten, die sich einfach aus der Tatsa-
che ergeben, daß in diesen beiden Staaten Deutsche 
leben und daß beide Staaten ihren eigenen Status 
nur dadurch nachzuweisen in der Lage sind, indem 
sie sich nach wie vor deutsch nennen, durch völker-
rechtliche Grundsätze zu ersetzen. Das werden Sie 
mit uns nicht erreichen. 

Wenn wir denn schon über die Staatsbürger-
schaft reden, könnte Ihnen vielleicht gelegentlich 
beim Nachlesen von Geschichtsbüchern auffallen, 
daß beide deutsche Staaten mit einer jeweils eige-
nen Verfassung begonnen haben und beide Verfas-
sungen — auch die DDR mit ihrer ersten Fassung 
— die eine deutsche Staatsbürgerschaft kannten 
und nichts anderes. 

(Ströbele [GRÜNE]: Aber das wollen wir 
nicht! Adenauer hat verspielt!) 

Nicht wir in der Bundesrepublik Deutschland sind 
von diesem damals gemeinsamen Grundsatz abge-
wichen, sondern die DDR ist abgewichen. 

Für eines bin ich Ihnen allerdings dankbar bei 
dem Gespräch um die Staatsbürgerschaft, daß Sie 
endlich einmal die nebulöse Formel von der Aner-
kennung einer DDR-Staatsbürgerschaft aufgege-
ben und schlicht und klar erklärt haben, es gehe ja 
gar nicht um die DDR-Staatsbürgerschaft, sondern 
um die Änderung unserer Verfassung und damit 
um das, was der Bundesaußenminister heute hier 
sehr deutlich und eindringlich gesagt hat, daß es 
eben nicht machbar und mit unseren Grundsätzen 
nicht vereinbar ist, daß wir aus den Deutschen in 
der DDR Ausländer machen. Sie werden uns — mit 
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Ronneburger 
welchem Antrag auch immer — zu einer solchen 
Regelung allerdings nicht bekommen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
Deswegen bedarf es im Grunde genommen kei-

ner besonderen Bemerkung, daß dieser Antrag ab-
gelehnt wird. Es bedarf nur der Feststellung, daß 
hier ein Grunddissens zwischen Ihnen und jeden-
falls der Koalition besteht. 

(Werner [Ulm] [CDU/CSU]: Mit jemand, 
der die Verfassung kennt!) 

Wie gesagt, Herr Kollege Dr. Vogel, ich hoffe doch, 
in dieser Frage auch die alte Gemeinsamkeit der 
Deutschlandpolitik der verfassungtragenden Frak-
tionen dieses Hauses nach wie vor feststellen zu 
können. 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Was heißt das 
denn schon wieder? — Weitere Zurufe von 

den GRÜNEN) 
Was der Kollege Dr. Schierholz heute gesagt hat, 
verstößt eindeutig gegen die Verfassung, auf die 
auch die Abgeordneten der GRÜNEN als Abgeord-
nete des Deutschen Bundestages verpflichtet sind. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Dr. Schierholz? 

Ronneburger (FDP): Ja, bitte sehr. 

Vizepräsident Westphal: Bitte schön. 

Dr. Schierholz (GRÜNE): Da das in der Tat ein 
sehr massiver Dissens ist, Herr Ronneburger, und 
da ich auch im Gegensatz zu den Behauptungen, die 
mir gerade von links entgegengeschallt sind, die 
Entstehungsgeschichte von Art. 16 und 116 sehr ge-
nau verfolgt habe, möchte ich Sie fragen, ob Sie mir 
zustimmen, daß in der Kommentierung zu Art. 16 
und 116, wo es um die Staatsbürgerschaft geht, be-
reits in der bundesdeutschen Rechtswissenschaft 
durchaus sehr unterschiedliche Auffassungen vor-
handen sind? 

Ronneburger (FDP): Hier geht es mir erstens um 
die Feststellung, daß wir uns an die Verfassung 
gebunden fühlen, und zweitens um die Feststellung, 
daß wir einen klaren politischen Willen in dieser 
Frage haben: Verfassung ja, politischer Wille 
ebenso ja. Das ist unsere Auffassung. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Deswegen sage ich Ihnen, Herr Kollege Dr. 
Schierholz, noch etwas weiteres: Sie haben eben 
von einer Befreiung der Bundesrepublik vom Provi-
sorischen gesprochen. Ich möchte gerne, daß Sie 
sich einmal etwas mehr Sorgen darum machten, ob 
die 17 Millionen Deutschen auf der anderen Seite 
der Grenze eigentlich ebenso frei über ihre Verfas-
sung reden können, wie Sie hier über unsere reden. 
Ich frage mich, ob Ihnen das jemals Anlaß zum 
Nachdenken über diesen Unterschied gewesen ist. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Ströbele [GRÜNE]: Wollen Sie sie befreien, 

oder was wollen Sie?) 

— Wer hat denn das gesagt, Herr Ströbele? Unter-
stellen Sie mir doch nichts, was ich nie erklärt und 
an keiner Stelle gesagt habe. Das Wort von der 
Befreiung hat Ihr Kollege gesprochen. 

(Ströbele [GRÜNE]: Aber nicht auf die 
DDR bezogen!) 

Wir wollen einen Zustand des Friedens in Europa 
erreichen, in dem das deutsche Volk in freier 
Selbstbestimmung seine Einheit wiedererlangt. 
Dies ist unser Grundsatz. Dies bedeutet allerdings, 
daß dann auch in den beiden Staaten gleiche Frei-
heitsrechte gelten müssen, wie wir sie hier und wie 
auch Sie sie jeden Tag so eindeutig in Anspruch 
nehmen. 

Gestatten Sie mir aber auch, auf einen anderen 
Punkt zu sprechen zu kommen, der mich im Grunde 
genommen sehr bedrückt: Wir betreiben nach wie 
vor eine kontinuierliche Deutschlandpolitik. Ich bin 
Ihnen, Herr Minister Windelen, dankbar, daß ich 
das hier so unbefangen und mit aller Deutlichkeit 
und Überzeugung aussprechen kann. Und doch gibt 
es in der Öffentlichkeit der Bundesrepublik 
Deutschland und auch hier im Hohen Hause auf 
einmal Debatten darüber, wie denn eigentlich die 
Grundsätze auszusehen haben, nach denen wir 
diese Deutschlandpolitik betreiben. 

Ich erinnere einmal — Herr Professor Diederich 
hat es schon getan — an die gescheiterte Gemein-
same Erklärung. Aber ich erinnere auch an Debat-
ten und Auseinandersetzungen der letzten Zeit, 
etwa über die Frage, ob die Forderungen von Gera 
eigentlich einen Anlaß für uns sein können, sie 
ständig in die öffentliche Debatte wieder einzufüh-
ren. Forderungen, meine Damen und Herren: 
Staatsbürgerschaft, Ständige Vertretung, Elbgren-
ze, zentrale Erfassungsstelle Salzgitter, um die vier 
herausragenden zu nennen. Alles Forderungen, die 
seinerzeit von Honecker erhoben worden sind, um 
Abgrenzung zu markieren. Hat Honecker nicht 
selbst gesagt, wir sollten uns über das zwischen den 
beiden deutschen Staaten unterhalten, wo Einigung 
möglich ist, und nicht über das, wo die Gegensätze 
im Grundsätzlichen so aufeinanderprallen, daß 
diese Einigung nicht erreichbar ist? 

Deswegen verstehe ich nicht, warum, wie auch 
jetzt, durch Herrn Lafontaine in Ost-Berlin die 
Frage Staatsbürgerschaft mit dieser merkwürdigen 
Formel Anerkennung der Staatsbürgerschaft wie-
der aufgegriffen worden ist, 

(Dr. Vogel [SPD]: Oder die Zugehörigkeit 
von Berlin!) 

ohne daß Herr Lafontaine, Herr Kollege Dr. Vogel, 
offenbar bedacht hat, was seine Formulierung von 
der Anerkennung der Staatsbürgerschaft, wie auch 
immer er sie sich vorstellt, für West-Berlin bedeu-
tet. 

(Dr. Vogel [SPD]: Berlin gehört zur Bun

-

desrepublik!) 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 176. Sitzung. Bonn, Dienstag, den 26. November 1985 	13357 
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Sprechen Sie doch bitte mit dem Herrn Minister 
über seine Äußerungen. Ich nehme an, er wird Ih-
nen Rede und Antwort stehen. 

(Werner [Ulm] [CDU/CSU]: Herr Vogel hat 
es falsch interpretiert!) 

Verlangen Sie nicht, daß ich meine Redezeit, ohne-
hin kurz bemessen, dafür verwenden muß. 

Was mir am Herzen liegt, ist, daß wir nicht nur 
bereit sind, gemeinsame Deutschlandpolitik zu be-
treiben, sondern auch nach außen hin bereit sind, 
diese Deutschlandpolitik mit einheitlichen Grund-
sätzen zu vertreten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Das ist es, worauf es im Grunde genommen an-
kommt und worauf viele Erfolge der Deutschland-
politik in der Vergangenheit zurückzuführen sind. 
Es geht nicht an, daß wir Argumente übernehmen, 
die unseren Standpunkt schwieriger machen, als er 
vorher war. Es geht nicht an, daß wir uns von dem 
abkehren, was uns in dieser Frage gemeinsam be-
wegt und treibt. 

Das ist mein Appell: Lassen Sie uns auch einheit-
lich sprechen und nicht nur einheitlich handeln. Da-
mit täten wir der deutschen Sache einen guten 
Dienst. 

Herr Minister Windelen, wir haben keine Ände-
rungsanträge gestellt. Sie sehen schon daran, daß 
wir Ihrem Haushalt zustimmen. Gleichzeitig ver-
binde ich diese Zustimmung mit der Zusicherung, 
daß wir bereit sind, mit Ihnen gemeinsam wie bis-
her Deutschlandpolitik im alten Sinne zu betrei-
ben. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Hiller. 

Hiller (Lübeck) (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Wenn ich die Reden 
von Frau Kollegin Berger und von Herrn Kollegen 
Ronneburger verfolge, dann muß ich feststellen, 
daß sich beide fast ausschließlich nicht mit der eige-
nen Politik beschäftigt, sondern kritisiert haben, 
was ansonsten noch in der deutschlandpolitischen 
Diskussion vorhanden ist. Daraus wird deutlich, 
daß die Deutschlandpolitik dieser Bundesregierung 
auf der Stelle tritt. Die Konzeptionslosigkeit ist 
exemplarisch an diesen beiden Reden erkennbar 
gewesen. 

(Werner [Ulm] [CDU/CSU]: Das glauben 
Sie doch nicht, was Sie da sagen!) 

Jegliche eigene Darstellung der Politik der Bundes-
regierung ist hier nicht verfolgt worden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich 
möchte nicht auf die verschiedenen Debatten zur 
Deutschlandpolitik zurückkommen, die wir in der 
Vergangenheit gehabt haben. Schaut man sich die 
Verlautbarungen und Texte dieser Bundesregie-
rung an, so findet man nach wie vor sehr viele Aus-
sagen, die unsere Zustimmung verdienen, z. B. die 
Aussage, daß die beiden deutschen Staaten eine 
Verantwortungsgemeinschaft für den Frieden ein-

gehen müssen, und dann die Aussage, daß die Lin-
derung der Teilungsfolgen für die Menschen eine 
wichtige Aufgabe der Deutschlandpolitik sei. Wir 
stimmen Ihnen auch zu, wenn Sie sagen, daß zwi-
schen beiden deutschen Staaten Kontakte auf allen 
Ebenen gepflegt werden müssen. Das sind Ihre 
Worte! Nun frage ich mich: Wo bleiben Ihre Taten? 
Wo bleibt z. B. Ihr aktiver Beitrag zur Friedenspoli-
tik der beiden deutschen Staaten? Wann hat die 
Bundesregierung mit der DDR über diese Fragen 
geredet? 

Viel mehr wurde in der Union selber über Gren-
zen diskutiert. Aber ich bin der Auffassung, daß der 
Grundlagenvertrag die beiden deutschen Staaten 
geradezu verpflichtet, über diese Fragen ständig im 
Gespräch zu sein. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Fahren Sie oft 
dorthin?) 

Ist es, meine Damen und Herren, nicht vielmehr so, 
daß Sie im September letzten Jahres noch nicht ein-
mal das Wort Gewaltverzicht, welches Grundlage 
sozialdemokratischer Vertragspolitik ist, in ein 
Kommuniqué schreiben wollten? Und sollte die Ant-
wort des Bundeskanzlers auf den Brief Honeckers 
und des tschechoslowakischen Ministerpräsidenten 
Strougal nicht Gespräche über eine chemiewaffen-
freie Zone geradezu verhindern? 

Meine Damen und Herren, den Art. 5 des Grund-
lagenvertrages beachten Sie in Ihrer Politik nicht. 
Deshalb sind Sie in diesem Fall in Ihrer Politik zu 
kritisieren. 

(Dr. Hennig [CDU/CSU]: Was lesen Sie da 
eigentlich ab?) 

Deshalb ist die Formel der Verantwortungsgemein-
schaft für Sie nur eine Phrase, weil den Worten 
eben keine Taten gefolgt sind. 

Die Tatsache, daß wir in eine zweite Phase der 
Entspannungspolitik eintreten müssen, die aus der 
Überlegungsgemeinschaft Sicherheitspartnerschaft 
macht, wird von Ihnen ignoriert. Das bedauere ich 
besonders nach den Ansätzen, die wir aus Genf 
erfahren haben. Deutschlandpolitik ist für Sozial-
demokraten Friedenspolitik. 

(Beifall bei der SPD) 

Daran haben Sie keinerlei Verdienst. Ihre Bundes-
regierung steht in dieser Sache tatenlos beiseite. 

(Werner [Ulm] [CDU/CSU]: Außer Ihnen 
glaubt das keiner!) 

Meine Damen und Herren, es ist noch schlimmer. 
Ich will Ihnen das gerne belegen. Diese Bundesre-
gierung stört den Friedensprozeß mit Zitaten wie 
dem folgenden des Parlamentarischen Staatssekre-
tärs Hennig. Ich zitiere aus einem Vortrag, den er 
einen Tag nach Genf in San Francisco gehalten hat. 
Hören Sie gut zu! Es wird Sie vielleicht auch über-
raschen, wenn Sie es noch nicht kennen; denn ku-
rioserweise ist dieser Text nur in Englisch verteilt 
worden. 

(Lintner [CDU/CSU]: Können Sie das denn 
übersetzen?) 
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Hiller (Lübeck) 
Vielleicht schämen Sie sich darüber, solche Texte in 
der Übersetzung hier verteilen zu lassen. Ich meine, 
Sie sollten sich schämen, aber hören Sie sich erst 
einmal das Zitat an: 

(Zuruf von der CDU/CSU: Auf Englisch!) 

Jetzt sprechen sie von Abrüstung. Aber das ist 
kein Grund, zu glauben, daß Moskau seine ur-
sprünglichen Absichten und Ziele aufgegeben 
habe. Genau wie ein Hund nicht freiwillig die 
Hälfte des Fleisches, das er verzehrt, loslassen 
wird, wird auch die Sowjetunion keinen Grund 
haben, sich mit der Beherrschung des kleine-
ren Teils von Deutschland zufriedenzugeben. 
Wenn sich ihr eine Gelegenheit bietet, wird sie 
auch den größeren Teil verschlucken. 

(Zustimmung bei der CDU) 

Meine Damen und Herren, das einen Tag nach 
der Erklärung von Genf; das ist für mich die Spra-
che des Kalten Krieges, die wieder hochgekommen 
ist! 

(Zustimmung bei der SPD — Zurufe von 
der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, es ist ein Denkmuster, 
das Aussöhnung, Entspannung und gutnachbarli-
che Beziehungen unmöglich macht. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Das alles sind Ziele, zu denen wir uns erst sehr spät, 
nämlich 26 Jahre nach dem Überfall der Deutschen 
auf die Sowjetunion, im Moskauer Vertrag ver-
pflichtet haben. 

Meine Damen und Herren oder Herr Staatssekre-
tär, welche Reaktionen erwarten Sie auf Ihre Zitate 
im Osten? 

Ich bin der Auffassung, diese Sprache stört den 
Entspannungsprozeß. Es wird Zeit, daß sich die 
Bundesregierung auf das einstellt, was in Genf ge-
schehen ist. Das ist Ihre Aufgabe. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, ich möchte zu einem 
weiteren Punkt kommen. 

(Werner [Ulm] [CDU/CSU]: Bitte nicht!) 

Es geht um Ihre dogmatische Maximalposition zu 
dem umstrittenen Abschnitt der Elbegrenze. Sie 
verhindern die zusätzliche Linderung von Teilungs-
folgen. Jedermann weiß, daß die Existenz der Ost-
seefischer wirtschaftlich gefährdet ist. Dies ist eine 
Folge der Teilung Deutschlands. Jedermann weiß, 
daß man mit der DDR über dieses Problem spre-
chen sollte, um eine Linderung der Teilungsfolgen 
herbeizuführen. Im Gegensatz zu Ihren Worten ist 
Ihre dogmatische Maximalposition wichtiger als die 
Chance, die Teilungsfolgen zu lindern. 

Meine Damen und Herren, der nächste Punkt be-
trifft den Jugendaustausch, der Gott sei Dank — 
das begrüßen wir sicherlich alle hier im Hause — 
wieder  in Gang kommt, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist von der 
Bundesregierung getan worden!) 

nachdem ein Verfassungsschutzbericht dieser Re

-

gierung dessen Einstellung zur Folge hatte. Auch 

hier können wir feststellen: Was der eine vollmun-
dig fordert, haut der andere mit wenigen Federstri-
chen im Verfassungsschutzbericht wieder kaputt. 
Das sind genau die mangelnde Koordination und 
die Konzeptionslosigkeit, die auch in den Beiträgen 
meiner beiden Vorredner hier schon zum Ausdruck 
gekommen ist, und nichts anderes. 

Meine Damen und Herren, diese mangelnde Ko-
ordination drückt sich auch darin aus, daß immer 
noch keine Klarheit besteht, wie die Aufnahme 
der offiziellen Beziehungen des Bundestages zur 
Volkskammer der DDR vonstatten gehen soll. Hat 
bei Ihnen noch die Stahlhelm-Fraktion das Sagen, 
oder können wir hier mit einer anderen Position 
rechnen? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das muß gerügt 
werden, Herr Präsident! — Reddemann 
[CDU/CSU]: Reines Ballonmützenge

-

schwätz!) 

Wenn ich Bilanz ziehe, dann ist das Ergebnis Ih-
rer Politik, daß Sie für die Deutschlandpolitik we-
sentlich mehr Geld ausgeben als wir und trotzdem 
Nachteile der Berliner im Vergleich zu den Bundes-
bürgern in Kauf nehmen mußten. So etwas hat es 
bei einer sozialdemokratisch geführten Bundesre-
gierung nicht gegeben. 

Herr Reddemann, Sie widersprechen ständig. Ih-
nen sind Sensationen viel wichtiger als Sachlich-
keit. Sonst hätten Sie diese Aussage über die Aus-
setzung des Schießbefehls nicht gemacht. Ihnen ist 
es wichtiger gewesen, in die Springer-Presse zu 
kommen, wie ich überhaupt feststellen kann, daß 
seitdem Sie regieren, die Springer-Presse häufiger 
über sensible Fragen der Deutschlandpolitik be-
richtete, als das während unserer Regierungszeit 
der Fall war. Das kann nicht den Menschen in bei-
den deutschen Staaten dienen. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, es wäre nützlich, 
wenn den vielen Worten über Gemeinsamkeit in 
der Deutschlandpolitik — und, Herr Kollege Ron-
neburger, hier stimme ich Ihnen ausdrücklich zu — 
auch Taten folgen würden. 

(Beifall bei der SPD) 

Diese Taten können herbeigeführt werden, indem 
Sie dem ursprünglich beschlossenen gemeinsamen 
Konzept aller drei Fraktionen noch Ihre Zustim-
mung geben. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Bundes-
minister für innerdeutsche Beziehungen. 

Windelen, Bundesminister für innerdeutsche Be-
ziehungen: Herr Präsident! Meine sehr verehrten 
Damen! Meine Herren! Ich möchte zunächst sehr 
herzlich danken für faire und sachgerechte Bera-
tung meines Einzelplans sowohl im Haushalts- als 
auch im innerdeutschen Ausschuß. Mein besonde-
rer Dank gilt den Berichterstattern, dem Kollegen 
Diederich und der Kollegin Frau Berger. Ich gebe 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 176. Sitzung. Bonn, Dienstag, den 26. November 1985 	13359 

Bundesminister Windelen 
gern, Herr Kollege Diederich, Ihren verdienten 
Dank an meine Mitarbeiter weiter. 

(Frau Berger [Berlin] [CDU/CSU]: Bitte 
auch meinen!) 

Ich begrüße die Aufstockung der Mittel für Schü-
ler- und Jugendreisen in die DDR, nach Berlin und 
an die innerdeutsche Grenze ebenso wie die Auf-
stockung der Mittel für die deutschlandpolitische 
Forschung. 

Herr Kollege Dr. Diederich, Sie haben sich kri-
tisch zur Förderung der Arbeit der Vertriebenen-
verbände geäußert. Die Mittel für diese Arbeit wer-
den nach klaren Richtlinien vergeben. Die Einhal-
tung dieser Richtlinien wird überwacht. Aber die 
Bundesregierung lehnt es ausdrücklich ab, die Ver-
gabe solcher Mittel vom Wohlverhalten einzelner 
Abgeordneter abhängig zu machen, sozusagen als 
Disziplinierungsmittel einzusetzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das tut sie im übrigen auch nicht bei der Vergabe 
der Mittel an die Stiftungen der Parteien. Auch hier 
denken wir nicht daran, die Zuweisung dieser Mit-
tel etwa von Äußerungen von Abgeordneten der 
SPD oder von Herrn Schierholz abhängig zu ma-
chen. Der Kollege Czaja mag Ihnen unbequem sein. 
Er ist ein untadeliger Demokrat, der für seine Über-
zeugungen eintritt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Kollege Diederich hat mit Recht Äußerun-
gen des Präsidenten des Bundesamtes für Verfas-
sungsschutz kritisiert. Ich habe mich wiederholt öf-
fentlich gegen eine pauschale Diffamierung von 
Zuwanderern aus der DDR gewandt, und ich tue 
das hier erneut. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Auch in der abgeschwächten Form halte ich eine 
solche generalisierende Bemerkung für unvertret-
bar und herzlos. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD — Dr. Diederich [Berlin] [SPD]: Sehr 

gut!) 

Herr Kollege Hiller, Sie haben sich hier und an 
anderer Stelle zusammen mit anderen Kollegen öf-
fentlich zur Elbegrenze geäußert. Die Elbegrenze 
ist Gegenstand von Verhandlungen mit der anderen 
Seite. Ich bitte Sie, uns diese Verhandlungen nicht 
dadurch zu erschweren, daß Sie sich laufend als 
Anwalt für SED-Positionen betätigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Vogel [SPD]: Reden Sie doch nicht so 

einen Unsinn!) 

Der Fraktionsvorsitzende der SPD hielt es heute 
vormittag für notwendig, mich an die Rechtslage 
Berlins zu erinnern. 

(Dr. Vogel [SPD]: Das war dringend not

-

wendig!) 

Bisher, Herr Kollege Vogel, bin ich allenfalls von 
Ihnen kritisiert worden, weil ich nicht bereit war, 
Rechtspositionen als Formelkram abzutun. Diese 

Kritik war aber auch unnötig. Sie sollten sich doch, 
Herr Kollege Vogel, lieber um Ihre eigenen Kolle-
gen kümmern, die immer unverhohlener Rechtspo-
sitionen des Grundgesetzes in Frage stellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Vogel [SPD]: Stehen Sie zu Ihren Äuße

-

rungen?) 

— Herr Kollege Vogel, ich werde mich zu meinen 
Äußerungen hier erklären, und ich werde diese Äu-
ßerungen auch hier wiederholen. Sie brauchen also 
keine Sorge zu haben. Ich entziehe mich dieser Dis-
kussion nicht. Ich habe auch keinen Anlaß dazu. 

Was gab Ihnen, Herr Kollege Vogel, denn Anlaß 
zu Ihren unbegründeten Vorwürfen? Am 18. Novem-
ber dieses Jahres um 6.45 Uhr gab ich dem Deutsch-
landfunk ein Interview zu aktuellen innerdeutschen 
Fragen. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Dann ist alles 
entschuldigt!) 

Es ging vor allem um die leichtfertigen Äußerungen 
von Herrn Lafontaine zur deutschen Staatsangehö-
rigkeit. Dazu führte ich dann u. a. wörtlich folgen-
des aus: 

Das Grundgesetz sagt völlig eindeutig, daß die 
deutsche Staatsangehörigkeit nicht entzogen 
werden darf, und wer damit spekuliert, ist ah-
nungslos oder opportunistisch. Es ist überhaupt 
in keiner Weise gesichert, daß damit volle Frei-
zügigkeit erzielt würde; aber selbst wenn dies 
der Fall wäre, steht dies nicht zu unserer Dispo-
sition, das steht nicht zur Disposition von 
Herrn Lafontaine, nicht von Herrn Egert und 
auch nicht zur Disposition von Willy Brandt. 

Die Zwischenfrage des Interviewers, Herrn 
Schwarz, lautete: 

Egert hat gesagt, das wäre ein obsoleter 
Rechtstitel? 

Meine Antwort lautete: 

Ja, dann hat er keine Ahnung davon. Dieser 
Rechtstitel ist ausdrücklich im Grundgesetz 
festgehalten. Er ist durch das Bundesverfas-
sungsgericht nachdrücklich bekräftigt worden. 
Und die Bundesregierung wird keinen Deut-
schen ausbürgern, das kommt für uns über-
haupt nicht in Frage, und Sie wissen, daß dies 
j a auch weitreichende Folgen hätte, vor allen 
Dingen für Herrn Egert und für die Berliner; 
sie würden von heute auf morgen entweder 
staatenlos werden oder Bürger eines selbstän-
digen West-Berlins. Das kann überhaupt nicht 
in Betracht kommen. 

(Dr. Vogel [SPD]: Nun wird es allmählich 
interessant!) 

Zwischenfrage von Herrn Schwarz: 

Können Sie das ein bißchen weiter ausführen? 

Meine Antwort: 

Das ist sehr einfach. Wenn die Bundesrepublik 
Deutschland die gemeinsame deutsche Staats-
bürgerschaft aufgeben würde, dann gäbe es 
also eine Staatsangehörigkeit für die DDR, eine 
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Bundesminister Windelen 
Staatsangehörigkeit für die Bundesrepublik 
Deutschland, und da Berlin rechtlich und for-
mal nicht zur Bundesrepublik gehört und nicht 
von ihr regiert wird, 

(Dr. Vogel [SPD]: Das ist der Punkt! Sie 
bestätigen es ja!) 

wären sie entweder staatenlos oder sie hätten 
eine eigenständige West-Berliner Staatsange-
hörigkeit. Wer das will, soll das sagen! 

Ich stelle hier, Herr Kollege Vogel, klar und ein-
deutig fest: 

(Dr. Vogel [SPD]: Daß Berlin nicht zur Bun

-

desrepublik gehört!) 

Für uns ist Berlin ein Land der Bundesrepublik 
Deutschland, und das Grundgesetz gilt in und für 
Berlin, soweit nicht — — 

(Dr. Vogel [SPD]: Sie sagten gerade das 
Gegenteil! — Ströbele [GRÜNE]: So weit 

ist einmal die AL gegangen!) 

— Herr Kollege Vogel, sonst regen Sie sich immer 
künstlich über laufende Störungen von Reden auf. 

(Dr. Vogel [SPD]: Wenn das schon Störung 
ist!) 

Dann lassen Sie doch das auch gegen sich gelten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Sie setzen ständig hohe Maßstäbe für andere. Rich-
ten Sie sich ein wenig nach Ihren eigenen Maßstä-
ben, 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Wo bleibt 
Ihre Souveränität, Herr Kollege?) 

und üben Sie ein wenig Selbstzucht, und hören mir 
wenigstens zu! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich wiederhole, daß ich klar und eindeutig fest-
stelle: Für uns ist Berlin ein Land der Bundesrepu-
blik Deutschland, und das Grundgesetz gilt in und 
für Berlin, soweit nicht Anordnungen der Alliierten 
seine Anwendung beschränken. Das Bundesverfas-
sungsgericht hat in den Leitsätzen seines Beschlus-
ses vom 21. Mai 1957 über die Geltung des Grundge-
setzes für Berlin folgendes erklärt: 

1. Berlin ist ein Land der Bundesrepublik 
Deutschland. 

2. Das Grundgesetz gilt in und für Berlin, so-
weit nicht aus der Besatzungszeit stammende 
und noch heute aufrechterhaltene Maßnahmen 
der Drei Mächte seine Anwendung beschrän-
ken. 

3. Durch den Vorbehalt der Militärgouverneure 
bei der Genehmigung des Grundgesetzes ist 
ausgeschlossen, daß Bundesorgane unmittelbar 
Staatsgewalt in weiterem Sinne einschließlich 
Gerichtsbarkeit über Berlin ausüben, soweit 
die Drei Mächte dies nicht für einzelne Berei-
che zugelassen haben. 

(Zuruf des Abg. Büchler [Hof] [SPD] — Dr. 
Vogel [SPD]: Was ist nu?) 

— Herr Büchler, auch Sie können es wieder nicht 
erwarten. 

(Dr. Vogel [SPD]: Ist das mimosenhaft!) 

Nur auf diesen Zusammenhang bezog sich mein 
Hinweis. Für jeden nicht böswilligen Beurteiler war 
dies im übrigen auch klar erkennbar. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr. Vogel [SPD]: Na! Na! Na!) 

Nein, Herr Vogel, Ihnen ging es nicht um Rechts-
positionen Berlins. Sie wollten nur davon ablenken, 
daß sich immer mehr sozialdemokratische Politiker 
vom Grundgesetz entfernen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr. Schierholz [GRÜNE]: Oh! Oh! Oh!) 

Vizepräsident Westphal: Herr Minister, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Dr. Vo-
gel? 

Windelen, Bundesminister für innerdeutsche Be-
ziehungen: Nein, Herr Präsident, das ist mir nun 
nicht mehr zuzumuten. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU — 
Lachen bei Abgeordneten der SPD und der 
GRÜNEN — Dr. Vogel [SPD]: Das ist ja 

jämmerlich!) 

Herr Kollege Vogel, wenn Sie mich genauso ange-
hört hätten, wie ich Sie angehört habe, dann würde 
ich eine Zwischenfrage zulassen. 

(Dr. Vogel [SPD]: Das ist ja jämmerlich!) 

Ich sehe dazu jetzt aber keinen Anlaß mehr. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herrn Vogel ging es nämlich gar nicht um die 
Rechtsposition Berlins. 

(Dr. Vogel [SPD]: Wie kommen Sie dazu?) 

Er wollte nur davon ablenken, 

(Dr. Vogel [SPD]: Wie kommen Sie denn 
dazu?) 

daß sich immer mehr sozialdemokratische Politiker 
vom Grundgesetz entfernen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Vogel 
[SPD]: Eine Ungeheuerlichkeit!) 

Herr Vogel, kümmern Sie sich doch lieber um Ihre 
Genossen im Frankfurter Kreis, die auf die staatli-
che Einheit verzichten wollen, obschon uns das 
Grundgesetz ausdrücklich aufgibt, die nationale 
und staatliche Einheit zu wahren. 

(Dr. Vogel [SPD]: Gehört Berlin jetzt recht

-

lich zur Bundesrepublik?) 

Herr Vogel, rufen Sie doch lieber Herrn Lafon-
taine zur Ordnung, der wiederholt erklärte: Auf län-
gere Sicht muß eine eigene DDR-Staatsbürger-
schaft anerkannt werden. Vielleicht äußern Sie sich 
auch zu der Erklärung von Willy Brandt, der sagte, 
es handle sich hier um ein Scheinthema. 

(Dr. Vogel [SPD]: So einen Unsinn hat noch 
keiner gesagt!) 
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Bundesminister Windelen 
Warum entrüsten Sie sich, Herr Vogel, nicht über 
die Erklärung des Berliner Landesvorsitzenden 
Egert, es handle sich bei der Staatsangehörigkeits-
frage um obsolete Rechtstitel, und zu den Positio-
nen des ehemaligen Bürgermeisters Klose, der sich 
Herrn Egert angeschlossen hat? 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Das sind Reali

-

sten!) 

Erst heute wieder fordert der Lafontaine-Zögling 
Peter Gillo, 

(Dr. Vogel [SPD]: Die haben nicht halb so 
unmögliches Zeug geredet wie Sie! — Zu -

ruf von der CDU/CSU: Ruhe!) 

Juso-Chef des Saarlandes, die volle Anerkennung 
der DDR-Staatsbürgerschaft. Er fügte hinzu, das 
starre Festhalten an einem vollkommen irrealen 
Gebot der Wiedervereinigung beider deutscher 
Staaten wirke schädlich auf den Entspannungspro-
zeß. Eine wirklich offene deutsche Frage stelle sich 
für die saarländischen Jungsozialisten als SPD- 
Nachwuchsorganisation nicht mehr. 

Hier, Herr Vogel, hätten Sie genug zu tun! Über 
die Haltung der Bundesregierung und des inner-
deutschen Ministers brauchen Sie sich keine Sor-
gen zu machen. Deren Haltung ist klar und eindeu-
tig, 

(Dr. Vogel [SPD]: „Rechtlich nicht zur Bun

-

desrepublik"!) 

und die Berliner wissen das. 

Vizepräsident Westphal: Herr Minister, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Ehmke? 

Windelen, Bundesminister für innerdeutsche Be-
ziehungen: Nein. 

Vizepräsident Westphal: Ich mache darauf auf-
merksam, daß wir schon zwei Minuten über der ver-
einbarten Zeit sind. 

Windelen, Bundesminister für innerdeutsche Be-
ziehungen: Ja, ich wollte zum Ende kommen, weil 
auch das rote Licht aufleuchtet. 

Ich hätte an dieser Stelle gern noch etwas über 
die Zwischenbilanz unserer innerdeutschen Politik 
vorgetragen. Dazu bleibt mir nun keine Zeit mehr. 
Deswegen kann ich Sie nur noch bitten, dem Einzel-
plan 27 Ihre Zustimmung zu geben, damit die Bun-
desregierung ihre vernünftige und erfolgreiche 
Deutschlandpolitik fortsetzen kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Ehmke 
[Bonn] [SPD]: Peinlich, peinlich! — Dr. 

Vogel [SPD]: Peinlich!) 

Vizepräsident Westphal: Ich habe eine Wortmel-
dung des Abgeordneten Dr. Vogel vorliegen. Bitte 
schön, Sie haben das Wort. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Das ist aber 
völlig überflüssig! — Reddemann [CDU/ 
CSU]: Der Oberlehrer kann's nicht las

-

sen!) 

Dr. Vogel (SPD): Schüler Reddemann, Sie sind 
auch kurz vor Mitternacht nicht zu brauchen, aber 
das ist keine Neuigkeit. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Es ist Ihr selbstverständliches Recht, 
sich mit Äußerungen auseinanderzusetzen, die Ih-
nen kritikwürdig erscheinen. Von diesem Recht ha-
ben Sie, Herr Bundesminister, hier Gebrauch ge-
macht, und niemand wird Ihnen dieses Recht be-
streiten. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Aber?) 

Es ist die Aufgabe dieses Parlaments, und es ist die 
Aufgabe der einzelnen Abgeordneten, die Bundes-
regierung zu kontrollieren, und nachdem wir Ihren 
Haushalt erörtern und beraten, ist es unsere Aufga-
be, Ihre Amtsführung zu kontrollieren. 

Sie, Herr Bundesminister, haben zu der angege-
benen Zeit wörtlich erklärt, Berlin gehöre rechtlich 
nicht zur Bundesrepublik. Ich fordere Sie auf, ohne 
lange Umschweife zu erklären, ob Sie an dieser 
Auffassung festhalten oder diese Auffassung als irr-
tümlich widerrufen. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Sie haben nicht 
aufgepaßt, Sie haben nicht zugehört!) 

Es ist nicht angängig, daß Sie diese klare Frage mit 
langen und umständlichen Erklärungen beantwor-
ten. Ich fordere Sie auf, für die Bundesregierung zu 
erklären, ob es die Meinung der Bundesregierung 
und Ihre Meinung ist, Berlin gehöre rechtlich nicht 
zur Bundesrepublik, oder ob Sie diese Auffassung 
als irrtümlich widerrufen. 

Niemand in diesem Hause wird es Ihnen ver-
übeln, wenn Sie sich bei einem Inverview in der 
Wortwahl vergreifen, aber es wird Ihnen nach-
drücklich verübelt, wenn Sie nicht die Kraft auf-
bringen, einen solchen unglaublichen Satz klar und 
eindeutig zu widerrufen. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Hornhues 
[CDU/CSU]: Das hat man davon, wenn 
man nicht zuhört, Herr Vogel! — Redde- 
mann [CDU/CSU]: Wenn man nicht zuhö- 

ren will!) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Bundes-
minister für innerdeutsche Beziehungen. 

Windelen, Bundesminister für innerdeutsche Be-
ziehungen: Herr Präsident! Meine Damen und Her-
ren! Ich habe hier völlig klar und eindeutig festge-
stellt, 

(Zuruf von der SPD: Nebelbomben haben 
Sie geworfen!) 

Herr Kollege Vogel: Für uns ist Berlin ein Land der 
Bundesrepublik Deutschland, und das Grundgesetz 
gilt in und für Berlin, soweit nicht Anordnungen der 
Alliierten seine Anwendung beschränken. 

(Dr. Vogel [SPD]: Also gehört es rechtlich 
dazu!) 
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Bundesminister Windelen 
— Sie können wieder nicht abwarten, bis ich zu 
Ende gesprochen habe! 

(Zurufe von der CDU/CSU: Zuhören!) 

Ich habe vorhin erklärt, daß sich meine Antwort 
an Herrn Schwarz ausdrücklich nur auf die Staats-
angehörigkeit bezog. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Ja oder nein, 
Herr Kollege?) 

Herr Kollege Vogel, dies wäre deutlicher zum Aus-
druck gekommen — — 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Dann sagen 
Sie es doch endlich deutlich! Lassen Sie 
doch die Schwafelei! Sagen Sie doch ja 
oder nein! — Gegenrufe von der CDU/ 

CSU) 

— Ja, dann lassen Sie mich doch endlich einmal 
ausreden! Ich versuche, das jetzt noch einmal zu 
sagen. 

(Reddemann [CDU/CSU]: Er begreift's 
doch nicht!) 

Dies wäre sicher noch eindeutiger zum Ausdruck 
gekommen, wenn ich in diesem frei formulierten 
Interview gesagt hätte, „wenn die Bundesrepublik 
Deutschland die gemeinsame deutsche Staatsbür-
gerschaft aufgeben würde, gäbe es dann eine 
Staatsangehörigkeit für die DDR, eine Staatsange-
hörigkeit für die Bundesrepublik Deutschland, und 
da Berlin" und hier hätte stehen müssen: „insoweit 
rechtlich und formal nicht zur Bundesrepublik ge-
hört ..." 

(Dr. Vogel [SPD]: Das ist auch nicht bes

-

ser!) 

Das heißt, ich schränke meine Aussage ausdrück-
lich auf diese Position ein. Ich stehe nicht an, dies 
hier zu erklären, 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Ist auch falsch!) 

daß eine Präzisierung durch „insoweit" Mißver-
ständnisse hätte ausräumen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Frau Dr. Timm [SPD]: Na endlich! — Wei

-

tere Zurufe von der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Wir 
kommen zur Abstimmung über den Einzelplan 27, 
und zwar zuerst über die Änderungsanträge des 
Abgeordneten Dr. Schierholz und der Fraktion DIE 
GRÜNEN auf den Drucksachen 10/4320 bis 10/4322 
und 10/4329. 

Wer dem Änderungsantrag auf Drucksache 
10/4320 zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Enthal-
tungen? — Der Änderungsantrag ist mit großer 
Mehrheit abgelehnt. 

Wer dem Änderungsantrag auf Drucksache 
10/4321 zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Enthal-

tungen? — Auch dieser Antrag ist mit großer Mehr-
heit abgelehnt. 

Wer dem Änderungsantrag auf Drucksache 
10/4322 zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Enthal-
tungen? — Der Änderungsantrag ist gegen eine 
Stimme abgelehnt. 

Wer dem Änderungsantrag auf Drucksache 
10/4329 zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Enthal-
tungen? — Der Änderungsantrag ist mit großer 
Mehrheit abgelehnt. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über Einzel-
plan 27. Wer dem Einzelplan 27 — Geschäftsbereich 
des Bundesministers für innerdeutsche Beziehun-
gen — in der Ausschußfassung zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Der Einzel-
plan ist mit Mehrheit angenommen. 

Nun bitte ich noch um einen Moment Geduld. Wir 
haben noch einige Abstimmungen. 

Ich rufe auf: 

Einzelplan 01 
Bundespräsident und Bundespräsidialamt 
— Drucksachen 10/4151, 10/4180 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Deres 
Suhr 

Wird das Wort zur Berichterstattung gewünscht? 
— Das ist nicht der Fall. Wird das Wort zur Aus-
sprache gewünscht? — Das ist nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer dem Einzel-
plan 01 — Bundespräsident und Bundespräsidial-
amt — in der Ausschußfassung zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Der Einzel-
plan ist gegen eine Stimme bei mehreren Enthal-
tungen mit großer Mehrheit angenommen. 

Ich rufe auf: 

Einzelplan 02 
Deutscher Bundestag 
— Drucksachen 10/4152, 10/4180, 10/4327 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Echternach 
Frau Seiler-Albring 
Esters 
Kleinert (Marburg) 

Wird das Wort zur Berichterstattung gewünscht? 
— Das ist nicht der Fall. Das Wort zur Aussprache 
wird auch nicht gewünscht. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer dem Einzel-
plan 02 — Deutscher Bundestag — in der Ausschuß-
fassung zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Enthal-
tungen? — Der Einzelplan ist mit großer Mehrheit 
angenommen gegen eine Stimme bei einigen Ent-
haltungen. 
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Vizepräsident Westphal 
Ich rufe auf: 

Einzelplan 03 
Bundesrat 

— Drucksachen 10/4153, 10/4180 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete von Hammerstein 
Waltemathe 
Dr. Müller (Bremen) 

Wird das Wort zur Berichterstattung gewünscht? 
— Das ist nicht der Fall. Das Wort zur Aussprache 
wird nicht gewünscht. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer dem Einzel-
plan 03 — Bundesrat — in der Ausschußfassung 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? 
— Bei einer Enthaltung ist der Einzelplan ange-
nommen. 

Meine Damen und Herren, wir sind am Schluß 
unserer heutigen Tagesordnung. Ich berufe die 
nächste Sitzung des Deutschen Bundestages auf 
morgen, Mittwoch, den 27. November 1985, 9 Uhr 
ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 22.39 Uhr) 
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Anlage zum Stenographischen Bericht 

Anlage 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 

Dr. Ahrens * 28. 11. 
Böhm (Melsungen) 26. 11. 
Bueb 29. 11. 
Büchner (Speyer) * 29. 11. 
Collet 29. 11. 
Egert 26. 11. 
Frau Eid 29. 11. 
Ertl 29. 11. 
Gallus 26. 11. 
Dr. Haack 27. 11. 
Höffkes 27. 11. 
Dr. Hupka 26. 11. 
Jäger (Wangen) * 29. 11. 
Jung (Düsseldorf) 26. 11. 
Junghans 29. 11. 
Kalisch 26. 11. 
Kastning 26. 11. 
Kittelmann * 29. 11. 
Klose 29. 11. 
Dr. Kreile 29. 11. 
Leonhart 29. 11. 
Lutz 26. 11. 
Michels 26. 11. 
Dr. Müller * 29. 11. 
Nagel 29. 11. 
Dr. Olderog 29. 11. 
Oostergetelo 26. 11. 
Petersen 26. 11. 
Rappe (Hildesheim) 26. 11. 
Frau Rönsch 26. 11. 
Rühe 28. 11. 
Schlaga 29. 11. 
Frau Schmidt (Nürnberg) 29. 11. 
Schmidt (Wattenscheid) 29. 11. 
Dr. Schwenk (Stade) 27. 11. 
Dr. Todenhöfer 29. 11. 
Voigt (Sonthofen) 26. 11. 
Frau Wagner 28. 11. 
Werner (Dierstorf) 29. 11. 
Frau Dr. Wex 29. 11. 
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* für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen Ver-
sammlung des Europarates 
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